
Bundestagswahl 2017

www.lpb-bw.de

2
/3

–
2

0
1

7

bis2017_0203_cover.indd   2 19.07.17   16:22



Das komplette Heft fi nden Sie zum Downloaden als PDF-Datei unter
www.buergerimstaat.de 

Heft 2/3-2017, 67. Jahrgang

»Bürger & Staat« wird von der  Landeszentrale 
für politische Bildung Baden-Württemberg 
 herausgegeben.

Direktor der Landeszentrale
Lothar Frick

Redaktion
Prof. Siegfried Frech, siegfried.frech@lpb.bwl.de

Redaktionsassistenz
Barbara Bollinger, 
barbara.bollinger@lpb.bwl.de

Anschrift der Redaktion
Lautenschlagerstraße 20, 70173 Stuttgart
Telefon: 07 11/16 40 99-44 
Fax: 07 11/16 40 99-77

Herstellung
Schwabenverlag Media 
der Schwabenverlag AG
Senefelderstraße 12, 73760 Ostfildern-Ruit
Telefon: 07 11/44 06-0, Fax: 07 11/44 06-1 74

Gestaltung Titel
VH-7 Medienküche GmbH, Stuttgart

Gestaltung Innenteil
Schwabenverlag Media
der Schwabenverlag AG

Vertrieb
Süddeutsche Verlagsgesellschaft Ulm
Nicolaus-Otto-Straße 14, 89079 Ulm
Telefon: 07 31/94 57-0, Fax: 07 31/94 57-2 24
www.suedvg.de

Druck
Süddeutsche Verlagsgesellschaft Ulm
Nicolaus-Otto-Straße 14, 89079 Ulm

Preis der Einzelnummer 3,33 EUR.
Jahresabonnement 12,80 EUR Abbuchung.
Bitte geben Sie bei jedem Schriftwechsel mit
dem Verlag Ihre auf der Adresse aufgedruckte 
Kundennummer an.

Namentlich gezeichnete Beiträge geben nicht 
unbedingt die Meinung des Herausgebers 
und der Redaktion wieder.

Für unaufgefordert eingesandte Manuskripte 
übernimmt die Redaktion keine Haftung.

Nachdruck oder Vervielfältigung auf elek-
tronischen Datenträgern sowie Einspeisung 
in Datennetze nur mit Genehmigung der 
 Redaktion.

Titelfoto: picture alliance/dpa

Auflage dieses Heftes: 15.000 Exemplare

Redaktionsschluss: 25.03.2017

ISSN 0007-3121

Inhaltsverzeichnis

Karl-Rudolf Korte
Die Bundestagswahl 2013 – Stabile Ambivalenz und ein halber Macht-

wechsel  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 92

Frank Decker
Aktuelle Entwicklungen in der Parteienlandschaft   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 98

Eckhard Jesse
Die deutsche Koalitionsdemokratie   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .107

Klaus Detterbeck
Parteien und ihre Aufgaben in der Demokratie   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .116

Axel Murswieck
Vier Jahre Schwarz-Rot: eine Bilanz   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .122

Andrea Römmele
Konkurrenten um die Kanzlerschaft   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .132

Jo Berlien
Stadt, Land, Bund: Herr T. kandidiert – 

und will endlich Minister werden  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .141

Frank Brettschneider
Wahlkampf: Funktionen, Instrumente und Fake News  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .146

Dieter Roth
Wahlforschung und ihre Instrumente   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .154

Uwe Andersen
Bundestagswahlen: 1949 bis 2013  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .162

Buchbesprechungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .180

Thema im Folgeheft:

Frankreich

bis2017_0203_cover.indd   3 19.07.17   16:22



89

Am 24. September 2017 findet die 19. Bundestagswahl statt. Parteien, Kandidatinnen und Kandidaten konkurrieren im 
Vorfeld der Bundestagswahl um den Einzug in den Deutschen Bundestag. picture alliance/dpa
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Die Wahl zum 19. Bundestag findet am 24. September 
2017 statt. Diese Wahl ist die politische Grundentschei-
dung, mit der die Wählerinnen und Wähler für die vierjäh-
rige Legislaturperiode die politische Machtverteilung auf 
Bundesebene bestimmen. Die Bundestagswahl 2017 wird 
aus mehreren Gründen spannend: Wie werden Angela 
Merkel (CDU) und Martin Schulz (SPD) abschneiden? Wer 
von den beiden wird das Rennen machen? Wer wird mit 
welcher Partei bzw. mit welchen Parteien koalieren und die 
Regierung bilden? Sollten die AfD und die wieder erstarkte 
FDP im 19. Bundestag vertreten sein, wird die Koalitionsbil-
dung unter den Bedingungen eines Sechsparteiensystems 
wohl schwierig werden.
Die sinkende Wahlbeteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger, die hohen Schwankungen im Wahlverhalten sowie 
der Umstand, dass sich das bundesdeutsche Parteiensys-
tem im Jahr 2017 durch schwächer gewordene Volkspar-
teien auszeichnet, lassen den Wahlausgang nur schwer 
vorhersagen. 
Wenn Wahlen einer Bilanz gleichkommen, in der die „Leis-
tungen“ der Bundesregierung bewertet werden, stellt sich 
die Frage, was seit der letzten Bundestagswahl im „politi-
schen Gedächtnis“ haften blieb. Im Rückblick lässt sich die 
Bundestagswahl am 22. September 2013 mit „Merkel plus 
X“ treffend beschreiben. Die Bundestagswahl 2013 war 
eine ausgeprägte Persönlichkeitswahl, die Angela Merkel 
aufgrund hoher Zustimmungswerte überzeugend gewann. 
Indem jeweils ein Koalitionspartner aus der vorhergehen-
den Regierung einen Teil der neuen Regierung stellte, kam 
es – so Karl-Rudolf Korte – zu einem „halben Machtwech-
sel“. Das Parteiensystem blieb 2013 durchaus stabil. Abge-
sehen vom desaströsen Wahlergebnis der FDP legten die 
Volksparteien zu, neue Parteien hingegen hatten keine 
Chance. Das Wahlergebnis erlaubt mehrere Schlüsse: Die 
Wählerinnen und Wähler honorierten den konsensorien-
tierten, präsidentiell-überparteilichen und lagerübergrei-
fenden Regierungsstil der Kanzlerin, die sich als Krisenlot-
sin ihre Meriten verdient hatte. Ihr hartnäckiges sowie er-
folgreiches Krisenmanagement im Euroraum war ein 
weiteres Plus. Mit ihrem Politikstil, pflichtbewusst der Sache 
und dem Amt zu dienen und sich selbst nicht wichtig zu 
nehmen, konnte sie bei den Wählerinnen und Wählern 
punkten. 
Die Bundestagswahl 2017 wird aus mehreren Gründen 
spannend: Wie werden die Konkurrenten um die Kanzler-
schaft abschneiden? Da sich der Wahlausgang nur schwer 
vorhersagen lässt, wird die Koalitionsbildung voraussicht-
lich ein schwieriges Unterfangen. Sollte die AfD im 19. Bun-
destag vertreten sein, sind mehrere Koalitionsmodelle 
denkbar. Frank Decker skizziert vor diesem Hintergrund die 
aktuellen Entwicklungen in der Parteienlandschaft, die vor 
allem durch die rechtspopulistische AfD einen bedeutsa-
men Einschnitt erfahren hat. War die politische Stimmung 
in der Bundesrepublik bis Mitte 2015 „eingefroren“, än-
derte sich dies ab August 2015 schlagartig. Durch den 
plötzlichen Zuzug von Flüchtlingen verloren die Regie-
rungsparteien merklich an Zustimmung. Hingegen schnell-
ten die Zustimmungswerte der AfD unvermittelt nach oben, 
so dass wohl mit einer mittelfristigen Etablierung der 
rechtspopulistischen Partei zu rechnen ist. Grüne und Linke 
konnten im Zeitraum von 2013 bis 2017 konstante Zustim-

mungswerte verzeichnen. Die FPD erholte sich während-
dessen mühsam und geht mit leichtem Rückenwind in den 
Wahlkampf. Mit dem parlamentarischen Einzug der AfD in 
den Bundestag dürfte sich das Parteiensystem insgesamt 
nach rechts verschieben. 
Deutschland ist eine Koalitionsdemokratie. Deshalb ist 
nicht nur der Ausgang der Wahlen wichtig, sondern auch 
die jeweilige Koalitionsaussage der Parteien. Bei den Bun-
destagswahlen legen sich die Parteien in der Regel vor der 
Wahl auf einen Partner fest. Nach der Bundestagswahl 
2013 gaben SPD und Grüne allerdings eine prinzipielle 
Bündnisoffenheit bekannt. Bei den Landtagswahlen be-
stimmte nicht die jeweilige bundespolitische Konstellation 
die Bildung der Koalitionen. Die in den Ländern gebildeten 
Koalitionen seit der Bundestagswahl 2013, die von Eckhard 
Jesse analysiert werden, sind höchst unterschiedlich zu-
sammengesetzt, bedingt nicht zuletzt durch das Aufkom-
men der weder koalitionswilligen noch koalitionsfähigen 
AfD. Wenngleich der Ausgang von Landtagswahlen und 
die Bildung der Koalitionen in den Ländern keineswegs 
eine Blaupause für den Bund sein muss, kann eine schwarz-
grüne Koalition (Hessen) ebenso ein Signal für den Bund 
sein wie ein rot-rot-grünes Bündnis (Berlin) oder eine 
schwarz-gelbe Konstellation (wie jüngst in Nordrhein-
Westfalen). Vor der Bundestagswahl 2017 schließt die SPD 
erstmals ein Bündnis mit der Partei Die Linke nicht katego-
risch aus. Und die Grünen halten eine Koalition nicht nur 
mit der Union für möglich (wie bereits 2013), sondern ver-
werfen auch nicht generell ein schwarz-grün-gelbes Bünd-
nis (zum ersten Mal). Selbst die Liberalen sind von ihrer 
langjährigen Fixierung auf die Union abgerückt. 
Parteien sind selten beliebt, für die Willensbildung in re-
präsentativen Demokratien aber unverzichtbar. Klaus Det-
terbeck geht der Frage nach, warum Parteien häufig einen 
schlechten Ruf haben. Angemessen beurteilen kann man 
dies nur, wenn man die Aufgaben und Funktionen betrach-
tet, die Parteien in einer Demokratie eigentlich zukommen. 
Parteien erfüllen mehrere Aufgaben, ob es sich nun um die 
Repräsentation gesellschaftlicher Interessen, die Bildung 
von Regierung und Opposition oder um die parlamentari-
sche Arbeit handelt. Bei der Betrachtung, wie gut oder 
schlecht Parteien diese Aufgaben erfüllen, finden sich An-
haltspunkte für die Parteien- und Politikverdrossenheit. 
Gleichwohl sind Parteien zentrale Akteure moderner, re-
präsentativer Demokratien. Daraus lassen sich Forderun-
gen an die Parteien selbst ableiten, sich bestimmten Auf-
gaben wieder verstärkt zuzuwenden. Dies erfordert umge-
kehrt aber auch, dass Bürgerinnen und Bürger verstehen, 
wie Parteien mit vielfältigen und oft widersprüchlichen In-
teressen und Erwartungen, die das politische Handeln er-
schweren, konfrontiert werden. 
Nachdem die längste Regierungsbildung in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Ende 2013 abgeschlossen 
war, gab es mit Blick auf einen neuen programmatischen 
Aufbruch kaum Erwartungen. Der Regierungsbeginn der 
schwarz-roten Koalition verlief wenig ambitioniert. Nicht 
zuletzt aufgrund sozio-ökonomischer Rahmendaten war 
die Zwischenbilanz der ersten beiden Regierungsjahre 
durchaus positiv. Seit September 2015 dominierten aller-
dings unvorhergesehene, sich überlagernde Krisen das 
Regierungshandeln. Vor allem die Flüchtlingspolitik ist bis 
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heute ein ungelöstes innen- und außenpolitisches Problem. 
In der Gesamtschau ergibt sich Ende Mai 2017, so das Ur-
teil von Axel Murswieck, mit Bezug auf die Zielsetzungen, 
Leistungen und politischen Problemlösungen eine ge-
mischte und widersprüchliche Bilanz. Dennoch gelten der 
Führungsstil und die Führungsfähigkeit von Angela Merkel 
als angemessen. Mögliche Vetospieler hatten auf die Re-
gierungstätigkeit der vergangenen vier Jahre keinen gra-
vierenden Einfluss. Der Führungsanspruch der Kanzlerin 
wurde nicht zuletzt durch personalpolitische Entscheidun-
gen und das Bundeskanzleramt gewährleistet.
Politische Botschaften werden seit jeher mit einem „Ge-
sicht“, d. h. mit einer konkreten Person verknüpft. Bei Wah-
len rücken die Spitzenkandidaten deshalb vermehrt ins 
Rampenlicht. Die Debatte um die Personalisierung von 
Wahlkämpfen ist seit geraumer Zeit ein Gegenstand der 
politikwissenschaftlichen Forschung. Andrea Römmele er-
örtert am aktuellen Beispiel des Bundestagswahlkampfes 
2017 zwischen der amtierenden Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und Martin Schulz, dem Spitzenkandidaten der 
SPD, zentrale Ergebnisse der sozialwissenschaftlichen 
(Wahl-)Forschung. Eingangs wird der Begriff der Persona-
lisierung mittels dreier Dimensionen präzisiert. Daran an-
schließend werden die beiden Spitzenkandidaten der 
Bundestagswahl 2017 genauer analysiert: Wo liegen ihre 
Stärken und Schwächen? Welche Themen favorisieren und 
präsentieren sie? Und schließlich geht es um die Frage, 
welche Rolle Kandidaten in den unterschiedlichen Model-
len der Wahlentscheidung spielen und wie es um die Ge-
wichtung von Parteiidentifikation, Themen und Personen 
beim Wahlentscheid bestellt ist.
Der Journalist Jo Berlien skizziert den steinigen Weg zum 
Ministeramt, indem er den Werdegang eines Berufspoliti-
kers – im Text schlicht „Herr T.“ genannt – exemplarisch 
analysiert. Dass Herr T. dem 19. Deutschen Bundestag an-
gehören wird, gilt als ausgemacht. Herr T. war Gemeinde-
rats- und Kreistagsmitglied, jüngster Oberbürgermeister 
Deutschlands und Landtagsabgeordneter; er ist Europa-
abgeordneter und Ausschussvorsitzender in Brüssel, Lan-
desvorsitzender seiner Partei und mittlerweile 50 Jahre alt. 
Dass er noch nicht MdB ist, wirkt wie ein Versehen. Ist es 
natürlich nicht im internen Konkurrenzwettbewerb. Herr T. 
wurde 2004 nicht Minister im Land. 2009 bekam er auf der 
Liste zur Europawahl einen wenig attraktiven achten Platz 
zugewiesen – als einer von Zwölfen rutschte er nach Brüs-
sel. Und gehörte somit nicht dem engeren Kreis der so un-
glücklich agierenden wie ungeliebten Berliner Führungs-
riege an. Unbelastet wir ft er sich erneut in den Kampf. Als 
Mann der Mitte gibt er sich nach rechts wie links offen. 
Diesmal soll es klappen mit dem Ministeramt.
In Wahlkämpfen wird nichts dem Zufall überlassen. Zeitge-
mäßes und systematisches Wahlkampfmanagement setzt 
sich aus mehreren Einzelschrit ten (Analyse, Planung, Um-
setzung und Evaluation) zusammen. Frank Brettschneider er-
örtert entlang dieser Phasen die unterschiedlichen Facet-
ten der politischen Kommunikation, die Bestandteile eines 
jeden Wahlkampfes sind. In der Analysephase werden von 
professionellen Wahlkampfstäben Einstellungen und The-
menpräferenzen verschiedener Wählergruppen eruiert. 
Angesichts einer fragmentierten Wählerschaft, abneh-
mender Parteiidentifikation und einem sinkenden Anteil 

von Stammwählern ist die optimale Passung zwischen The-
menmanagement, Kandidatenimage und Wahlkampftak-
tik ein zentraler Bestandteil der Planungsphase. Die Um-
setzungsphase meint die eigentliche Wahlkampagne, die 
aus traditionellen Wahlkampfinstrumenten (Wahlplaka-
ten, Straßenwahlkampf, Medienarbeit) sowie aus Online-
Instrumenten (Soziale Medien und Soziale Netzwerke) be-
steht und vor der Wahl hochtourig um die Wählergunst 
buhlt. Eine Besonderheit der jüngsten Zeit sind Fake News, 
die seit dem US-Präsidentschaftswahlkampf auch hierzu-
lande immer mehr Verbreitung finden. Vor allem rechtspo-
pulistische Kreise bringen aus wahltaktischen Gründen 
nicht selten Fake News in Umlauf, um Ängste und Unsicher-
heiten zu schüren. 
Wahlforschung erscheint vielen als ein Buch mit sieben 
Siegeln. Was hat es mit den oft zitierten und neuerdings 
immer öfter angezweifelten Daten der Wahlforschung auf 
sich? Wer sind die Nachfrager und Nutznießer? Wie ver-
antwortungsvoll gehen sie mit den Daten und Ergebnissen 
um? Wahlforschung ist zunächst eine akademische Diszip-
lin, der es darum geht, mit nachvollziehbaren Verfahren 
den Vorgang der Wahlentscheidung sorgfältig zu analy-
sieren. Seriöse Wahlforscher arbeiten theoriegeleitet und 
wenden Instrumente und Methoden der empirischen Sozi-
alforschung an. Die Resultate der Wahlforschung werden 
durch die Medien einem breiten Publikum zugänglich ge-
macht, dabei jedoch popularisiert und häufig als „politi-
sche Stimmungsdaten“ für Prognosezwecke benutzt. Die 
Fragestellungen der Wahlforscher hingegen sind retros-
pektiv. Sie wollen eine Antwort auf die Frage geben: Wer 
hat wen gewählt und warum? Vor dem Hintergrund dieser 
Fragestellungen erläutert Dieter Roth Intentionen, Theorien, 
Instrumente und Methoden der Wahlforschung, benennt 
aber auch Probleme der vorschnellen und fehlerhaften In-
terpretation von Daten.
Betrachtet man die Bundestagswahlen von 1949 bis 2013, 
zeigen sich über die Zeit hinweg Konstanten und Verän-
derungen. Die einzelnen Bundestagswahlen haben die 
politische Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland 
sowohl geprägt als auch gespiegelt. Uwe Andersen gibt 
einen zeitgeschichtlichen Überblick über die Bundestags-
wahlen von 1949 bis 2013. Er skizziert die einzelnen Bun-
destagswahlen, bettet sie in den jeweiligen zeitgeschicht-
lichen Kontext ein und benennt die gesellschaftlich bzw. 
politisch prägenden Kräfte. Ein besonderes Augenmerk 
wird dabei auf die sogenannten Schlüsselwahlen (1949, 
1969, 1990) gerichtet. Die Charakterisierung der einzelnen 
Bundestagswahlen berücksichtigt das politische Umfeld, 
die wahlrechtlichen Rahmenbedingungen, die wichtigsten 
Aspekte des Wahlergebnisses sowie die Auswirkungen, 
insbesondere die Regierungsbildung. Abschließend wer-
den einige langfristige Tendenzen (Wahlbeteiligung und 
Wahlverhalten, die Veränderung der  Parteienlandschaft, 
die Sitzverteilung im Deutschen Bundestag sowie Konstan-
ten und Veränderungen in der Regierungsbildung) aufge-
zeigt. 
Allen Autorinnen und Autoren, die wesentlich zum Entste-
hen des Heftes beigetragen haben, sei an dieser Stelle 
 gedankt. Dank gebührt auch dem Schwabenverlag für die 
stets gute und effiziente Zusammenarbeit.
 Siegfried Frech
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DIE BUNDESTAGSWAHL 2013 IM RÜCKBLICK

Die Bundestagswahl 2013 – Stabile 
Ambivalenz und ein halber Machtwechsel
Karl-Rudolf Korte

Im Rückblick lässt sich die Bundestagswahl am 22. Sep-
tember 2013 mit „Merkel plus X“ wohl treffend beschrei-
ben. Die Bundestagswahl 2013 war eine ausgeprägte 
Persönlichkeitswahl, die Angela Merkel aufgrund extrem 
hoher Zustimmungswerte überzeugend gewann. Indem  
jeweils ein Koalitionspartner aus der vorhergehenden 
Regierung einen Teil der neuen Regierung stellte, kam es 
– so Karl-Rudolf Korte – zu einem „halben Machtwech-
sel“. Das Parteiensystem blieb 2013 durchaus stabil. Ab-
gesehen vom desaströsen Wahlergebnis der FDP legten 
die Volksparteien zu, neue Parteien hingegen hatten 
keine Chance. Das Wahlergebnis erlaubt nun mehrere 
Schlüsse: Die Wählerinnen und Wähler honorierten den 
konsensorientierten, präsidentiell-überparteilichen und 
lagerübergreifenden Regierungsstil der Kanzlerin, die 
sich als Krisenlotsin ihre Meriten verdient hatte. Ihr 
 hartnäckiges und erfolgreiches Krisenmanagement im 
Euroraum war ein weiteres Plus. Neben der ökonomi-
schen Kompetenz ist es der Union gelungen, Fortschritt, 
Modernisierung und Konservatismus bei gleichzeitigem 
Erhalt des Wohlstandsniveaus zu repräsentieren. Die 
 Popularität der Kanzlerin lässt sich nicht nur durch die 
Meinungsführerschaft bei „weichen“ Themen erklären. 
Mit ihrem Politikstil, pflichtbewusst der Sache und dem 
Amt zu dienen und sich selbst nicht wichtig zu nehmen, 
konnte sie bei den Wählerinnen und Wählern erneut 
punkten.  

Die Bundestagswahl 2013 unter den Bedingungen 
stabiler Ambivalenz

„Merkel plus X“ – so stellte sich für die meisten Wählerin-
nen und Wähler die Wahloption für die Bundestagswahl 
am 22. September 2013 dar.1 Über viele Monate hinweg 
zeichnete sich für keines der beiden traditionellen Lager 
von Union und FDP auf der einen sowie SPD und Bündnis 
90/Die Grünen auf der anderen Seite eine eigene Mehr-
heit ab. Die extrem hohen und stabilen lagerübergreifen-
den Zustimmungswerte für die Kanzlerin machten die 
 Bundestagswahl dieses Mal zu einer ausgeprägten Perso-
nenwahl: Angela Merkel (CDU) fungierte als Orien tie-
rungs  autorität in Zeiten relativer Zufriedenheit. Ihr Heraus-
forderer Peer Steinbrück (SPD) konnte dieser Grundstim-
mung nur wenig entgegensetzen. 
Die Kanzlerin triumphierte im Parteienwettbewerb: Die 
hohe Zufriedenheit mit ihrer Leistung stand im Kontrast zu 
einer ausgeprägten Unzufriedenheit mit der FDP. Offenbar 
lag nur ein partieller Wechselwunsch vor. So kam es zum 
dosierten Machtwechsel, bei dem kontinuitätsverbürgend 
jeweils ein Koalitionspartner aus der vorhergehenden Re-
gierung auch einen Teil der neuen Regierung stellt. Dieser 

Typus eines „halben“ Machtwechsels ist der Favorit in 
Deutschland (Korte 2013a). 

Wahlkampf und Wahlergebnis 

Unerwartet legten die Volksparteien in der Wählergunst 
zu. Sie profitierten erstmals seit 2002 wieder von Stimmen-
zuwächsen. Dass die Stimmengewinne der einen nicht zu 
Lasten der anderen Volkspartei gingen, sondern beide 
zeitgleich zulegten, trat zuletzt bei der Bundestagswahl 
1965 ein (Bundeswahlleiter 2013: 10). Angela Merkel 
siegte 2013 in historischen Ausmaßen. Zeitweilig schien 
am Wahlabend sogar eine absolute Mehrheit möglich, 
wie es bislang lediglich Konrad Adenauer 1957 gelang. 
Nur Adenauer und Helmut Kohl schafften es zudem, nach 
einer Bundestagswahl zum drit ten Mal wiedergewählt zu 
werden. Merkel ist die erste Kanzlerin, die drei Legislatur-
perioden in Folge mit jeweils anderen Koalitionspartnern 
eine Regierung bilden konnte: Schwarz-Rot, Schwarz-
Gelb, Schwarz-Rot. Doch die Große Koalition von 2005 ist 
mit der von 2013 nur formal vergleichbar. Damals trennten 
Union und SPD nur knapp 440.000 Stimmen. Diesmal war 
der Abstand mit beinahe sieben Millionen Stimmen deut-
lich größer und die Koalition erwartbar, denn erstmals in 
der Geschichte der Wahlumfragen wünschten sich die 
Wählerinnen und Wähler mehrheitlich die Große Koali-
tion (Jung/Schroth/Wolf 2015). 
Es zogen überraschend wenige Parteien in den Bundestag 
ein: Union, SPD, Linke, Grüne. Die Großen sind diesmal 
größer geworden, aber in einer asymmetrischen Vertei-
lung, denn der Abstand zwischen Union und SPD entspricht 
dem traditionellen Verständnis von Koalitionspartner-
schaften: kleine Parteien (in diesem Fall die SPD) verhelfen 
großen Volksparteien zur notwendigen Mehrheit. Nach 
der Großen Koalition 2009 schrumpften die Großen er-
wartungsgemäß und die Kleinen feierten Superlative.
Das außerparlamentarische Parteiensystem zeigte sich 
asymmetrisch aufgeladen und bunt (Decker 2015; Nieder-
mayer 2015; Korte 2015b): Das sogenannte bürgerliche 
Lager vertreten die Unionsparteien und die Liberalen. 
Auch die Alternative für Deutschland (AfD) versuchte sich 
hier zu verorten. Alle anderen Parteien sind deutlich kleiner 
und eher links von der Mitte positioniert. Diese linke Grup-
pierung hat rechnerisch die Mehrheit im Bundestag. Das 
Parteiensystem erwies sich gleichzeitig vital, robust, be-
lastbar: Neue Parteien hatten sichtbar eine Chance. Zwar 
konnten die Piraten nicht ihre Erfolge bei den Landtags-
wahlen für den Bundestag umsetzen. Doch der neu ge-
gründeten AfD gelang es beinahe, sich zu parlamentari-
sieren. Alte Parteien gehen scheinbar unter, wenn sie keine 
gesellschaftlichen Grundkonflikte mehr ausreichend ab-
bilden, wie es sich bei der FDP aus Wählersicht offensicht-
lich darstellte. 
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Während die Sozialdemokraten trotz leichter Stimmenzu-
wächse das zweitschlechteste Bundestagswahlergebnis 
ihrer Geschichte hinnehmen mussten, feierte die Union ih-
ren Kantersieg. Die ehemals mittelgroßen Parteien haben 
hingegen an Stimmen verloren. Desaströs war das Wahl-
ergebnis vor allem für die FDP: Mit ihren 4,8 Prozent ver-
fehlte sie den Einzug in den Bundestag um nur 90.000 Stim-
men. Die Liberalen waren nach der Wahl erstmals nicht im 
Parlament vertreten – ein existenzieller Schock für die Par-
tei. An der Sperrklausel scheiterte ebenfalls die AfD, die 
mit ihrer Anti-Euro-Programmatik allerdings auf Anhieb 4,7 
Prozent der Wählerstimmen erhielt.
Niemals zuvor konnte eine Partei in nur sechsmonatiger 
Gründungsgeschichte fast den Einzug in den Deutschen 
Bundestag schaffen. Die Besonderheit der AfD lag somit im 
Tempo der Parteiwerdung, die bis zum Stichtag der Anmel-
dung für die Bundestagswahl in allen Bundesländern ge-
lang. Vielleicht war aber auch genau diese spezifische Dy-
namisierung eine Erklärung für das Wahlergebnis, denn 
für Parteineugründungen ist der Zeitkorridor zwischen Auf-
merksamkeit und Verfall immer schmal. Am Beginn domi-
niert die Aufmerksamkeit der Medien überproportional. Im 
Zeitverlauf ziehen solche Neugründungen aber auch sehr 
viele Mitglieder an, die aus Unzufriedenheit mit anderen 
Parteien die Mitgliedschaft wechseln. Magnetisch ent-
steht ein Sog in Richtung von protestorientierten Neumit-

gliedern, die in der Regel nur sehr schwer zu integrieren 
sind. Auch der Erfolg von sogenannten „Defizit-Parteien“ 
wie der AfD, welche die sichtbare Lücke im Themenhaus-
halt der anderen Parteien ausgleichen (Nestler/Rohgalf 
2014), zeugt von der Vitalität des deutschen Parteiensys-
tems, das dennoch nach wie vor mittezentriert und durch 
moderaten Pluralismus geprägt ist. Ergänzt durch eine 
wachsende Volatilität am Wählermarkt bleiben insofern 
Chancen für Neugründungen – aber gleichsam auch für 
kurzfristige Auf- und Abstiege der etablierten Parteien.

In der Gesamtschau des Wahlergebnisses vom 22. Sep-
tember 2013 stechen die folgenden Besonderheiten deut-
lich hervor (Korte 2015a; Hilmer/Merz 2014; Jesse 2014):
 l Merkel siegte 2013 in historischen Ausmaßen. Zeitweilig 

schien am Wahlabend sogar eine absolute Mehrheit für 
die Unionsparteien möglich, wie es bislang lediglich 
Konrad Adenauer 1957 gelang.
 l Wie Merkel schafften es nur Adenauer und Kohl, nach 

einer Bundestagswahl mindestens dreimal gewählt zu 
werden.

Abbildung 2: Bundeskanz-
ler-Präferenz (in Prozent)

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer. 
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 l Erstmals seit 2002 profitierten die Volksparteien wieder 
von Stimmenzuwächsen. Dass die Stimmengewinne der 
einen Volkspartei nicht zu Lasten der anderen Volkspar-
tei gingen, sondern beide zeitgleich zulegten, trat zu-
letzt bei der Bundestagswahl 1965 ein.
 l Während Union und SPD in der 2005 gebildeten zwei-

ten Großen Koalition nur knapp 440.000 Stimmen trenn-
ten, war der Abstand dieses Mal mit knapp sieben Milli-
onen Stimmen deutlich größer.
 l Nach der Wahl sind lediglich vier Fraktionen im Deut-

schen Bundestag vertreten: CDU/CSU, SPD, Linke und 
Bündnis 90/Die Grünen.
 l Mit 4,8 Prozent verfehlte die FDP den Einzug in den Bun-

destag um nur 90.000 Stimmen. Die FDP ist erstmals 
nicht im Parlament vertreten.
 l An der Sperrklausel scheiterte ebenfalls die Anfang 

2013 gegründete AfD, die jedoch auf Anhieb 4,7 Prozent 
der Wählerstimmen erhielt.
 l Knapp sieben Millionen Wählerstimmen (15,7 Prozent) 

fielen der Fünfprozenthürde zum Opfer; so viele wie bei 
keiner Wahl zuvor.
 l Immer mehr Wählerinnen und Wähler nutzen die Brief-

wahl. Ihr Anteil stieg von 21,4 Prozent (2009) auf 24,3 
Prozent (2013).
 l Die Zahl der Wechselwähler stieg leicht an. Während 

ihr Anteil bei der Bundestagswahl 2009 noch bei 31 Pro-
zent lag, gab diesmal ein Drit tel der Wählerinnen und 
Wähler einer anderen Partei die Zweitstimme als bei der 
vorherigen Bundestagswahl.
 l Seit 1998 ist die Wahlbeteiligung erstmals gestiegen. 

Mit 71,5 Prozent war sie zwar etwas höher als 2009 
(70,8 Prozent), aber immer noch deutlich geringer als bei 
vorherigen Wahlen zum Deutschen Bundestag.

Das Politisch-Romantische am Wahlergebnis 

Die Bundesrepublik Deutschland ist eine verhandelnde 
Wettbewerbsdemokratie (Korte/Fröhlich 2009: 75–81), 
die sich politisch-kulturell als Schlichtungs- und Konsens-
demokratie präsentiert. Wahlen werden entsprechend im-
mer in der politischen Mitte gewonnen. Konfliktscheu und 
parteienkritisch zeigen sich viele Deutsche. Umgekehrt fa-
vorisieren sie Überparteilichkeit. Machtworte sind in der 
Bevölkerung ebenso populär wie präsidentielle Harmonie. 
Diese politisch-kulturelle Spielart von politischer Romantik 
und Innerlichkeit hat eine große Tradition in Deutschland. 
Sie findet sich auch als ein Erklärungsmuster für das Wahl-
ergebnis.
Da steht zunächst die Kanzlerin mit ihrem Regierungsstil ei-
ner Kanzlerpräsidentin im Interessenfokus (Korte 2010; 
Korte/Switek 2013): Sie agierte wie bereits in ihrer ersten 
Amtszeit als Kanzlerin meist präsidentiell-überparteilich, or-
ganisiert lagerübergreifende (Fast-)Allparteienmehrheiten 
im Bundestag, erscheint in Finanzfragen als Krisenlotsin und 
zeigt sich extrem pragmatisch in der Aneignung von Lö-
sungsideen aus dem parteipolitisch gegnerischen Lager. 
Zum Politisch-Romantischen am Ergebnis gehört letztlich 
auch der immerwährende Wunsch nach einer Großen Ko-
alition als dem Abbild eines heiligen Grals in der Mitte der 
Gesellschaft. Das ist extremer Ausdruck einer Konsensge-
sellschaft, die das Überparteiliche höher bewertet als den 
Interessenkonflikt. Letztlich steckt auch in den hohen Zu-
stimmungswerten für die AfD ein Stück Romantik. Denn 
diese Partei galt bei der Bundestagswahl 2013 als reine 
Professorenpartei. Der Wunsch nach einer Expertokratie, 
die ausschließlich wissensbasiert – und eben nicht partei-
politisch – entscheidet, hat romantische Züge.
Der Wahlkampf in Deutschland hat die Grundmelodie der 
Schlichtungsdemokratie übernommen, was aber auch mit 
einem gewachsenen Grad an Medienverdrossenheit der 

Tabelle 1: Wahlentscheidung in sozialen Gruppen 
(Wahltagsbefragung 2013, Zweitstimmen in Prozent) 

CDU/
CSU

SPD FDP LINKE GRÜNE AfD

Gesamt 41,5 25,7 4,8 8,6 8,4 4,7
ALTER
18–29 Jahre 34 24 5 10 8 6
30–44 Jahre 41 22 5 10 8 5
45–59 Jahre 39 27 5 10 9 5
60 Jahre und älter 49 29 5 4 8 4
BILDUNG
Hauptschule 46 30 3 7 4 3
Mittlere Reife 43 25 4 10 6 6
Abitur 39 24 5 8 12 5
Hochschule 37 23 7 9 15 5
BERUFSGRUPPE
Arbeiter 38 30 3 12 5 5
Angestellte 41 27 5 8 10 5
Beamte 43 25 6 5 12 5
Selbstständige 48 15 10 7 10 6
Landwirte 74 7 6 4 4 1

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen. 
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Bürger zusammenhängt. Die Depolarisierung (Schoofs/
Treibel 2014) korrespondierte mit einer Empörungsver-
weigerung der Deutschen. Journalisten ereiferten sich über 
Trivialitäten und erreichten damit nur noch sich selbst. 
Selbstrefenziell verlief der mediale Wahlkampf gerade 
auch deshalb, weil journalistisches Schwarmverhalten un-
ter digitalen Bedingungen tendenziell deutlich zugenom-
men hat (Pörksen 2013). Die politische Öffentlichkeit war 
selten so gespalten wie diesmal: Die Medien beschäftigten 
sich mit dem Versuch, Skandale zu beflügeln. Das Publikum 
strömte zu den Veranstaltungen und diskutierte interessiert 
entlang der vielen Unterschiede zwischen den Parteien.
Ein Klima der Zufriedenheit hat immer den Nachteil, dass 
politische Kontroversen eher gedämpft diskutiert werden. 
Berufsempörung hatte aber nichts mit Empörung des Publi-
kums zu tun. Es stimmt, dass kein Thema der Parteien wirk-
lich lautstarke, emotionale oder intellektuelle Debatten 
provoziert hat. Aber das ist nicht identisch mit unterstellter 
Langeweile. Vielmehr ist eine mit sich selbst zufriedene 
Schlichtungsdemokratie pragmatisch aufgelegt. Der häu-
fige Konsens spiegelt sich dann auch oft in intellektueller 
Trägheit wider. Das ist der Preis der Zufriedenheit, das ist 
deutsche Biedermeierlichkeit (Gujer 2013). 
Doch Unterschiede zwischen den Parteien und Lagern wa-
ren in zahlreichen markanten Punkten durchaus vorhanden 
(Bender u. a. 2015; Wagschal/König 2015). Steuergerech-
tigkeit war ein solches Thema, ebenso die Erhöhung des 
Spitzensteuersatzes und der Erbschaftssteuer oder die Ein-
führung einer Vermögensabgabe. Hier gab es entlang der 
Lagergrenzen klare Fronten: pro Oppositions-, contra Re-
gierungsparteien. Doch sogenannte Aufregerthemen blie-
ben in der Erregungsdemokratie Deutschland diesmal 
weitgehend wirkungslos (Köcher 2013).

Das Richtungspolitische am Wahlergebnis

Das Wahlergebnis legt die Dominanz wohlfahrtsstaatli-
cher und weniger gerechtigkeitsorientierter Zielbilder 
nahe. Wohlfahrtsstaatliche Themen im Sinne eines „Weiter 
so!“ haben die Wahl entschieden. Die meisten Bürger wa-
ren 2013 in ihrer persönlichen und allgemeinen Einschät-
zung deutlich zufriedener und zukunftsoptimistischer als 
2009 (Jung/Schroth/Wolf 2015). Mit Merkel als Garantin 
dieses Wohlfahrtsniveaus sollten auch die kommenden 
vier Jahre zumindest für eine sichernde Stabilisierung auf 
diesem hohen Niveau sorgen. Wechselstimmung war des-
halb nicht messbar. Gerechtigkeits- und Bürgerrechtsthe-
men haben in so einem Klima sehr geringe Mobilisierungs-
chancen. 
Merkel galt für viele als diejenige, die als sichere Anwältin 
der Steuergelder international auftrat: „Wir geben nichts!“ 
– so lautete das Credo. Viele verbanden damit richtungs-
politisch auch keine Steuererhöhungen oder Haushalts-
konsolidierung. Vielmehr wurde das Primat der Sicherheit 
gewählt: tiefe Sehnsucht nach Sicherheit (objektive Sicher-
heitslage und subjektives Sicherheitsgefühl), Absicherung 
des sozialen Status und gesellschaftliche Selbstvergewis-
serung in moralischen Urteilen. Häufig orientiert sich diese 
Sicherheitssehnsucht nicht am Geld, sondern eher an be-
stimmten Gefühlen: Es geht um Anschluss und Austausch 
mit anderen Menschen, eine soziale Identität und verläss-
liche Zukunftsplanung. Wohlfahrtssteigerungen müssen 
mit solchen Gefühlen einhergehen, wenn es zu mehrheits-

fähigen Mobilisierungserfolgen führen soll (Lotz 2013). 
Letztlich wurde das Resilienzmanagement der Kanzlerin 
honoriert bzw. ihr die Aura dazu unterstellt: Gleichgültig 
welcher Krisenabstieg drohen könnte, mit Merkel geht es 
im Aufwärtstrend irgendwie immer weiter – so die Wähler-
einschätzung.

Das Europäische am Wahlergebnis

Europa hat die Wahl entschieden: Da sich keine der etab-
lierten Parteien um eine ernsthafte, an Gestaltungszielen 
ausgerichtete Europapolitik im Wahlkampf gekümmert hat, 
stiegen die Chancen der eurokritischen AfD an (Kaeding 
2013). Solange die Parteien der Mitte im traditionellen alt-
bundesrepublikanischen Europadenken befangen sind, 
öffnen sich Themenspielräume für andere Parteien, die 
nicht grundsätzlich europafeindlich sind, aber weniger be-
fangen im Hinblick auf Defizite der europäischen Integra-
tion argumentieren. Die ausgehöhlte institutionelle Archi-
tektur, das Demokratiedefizit, die zunehmende exekutive 
Entscheidungsfindung – all das hätten die etablierten Par-
teien thematisieren können, nicht nur Europa als Eurokrise. 
Die Stimmen für die AfD – ob nun im Parlament vertreten 
oder nicht – fehlten dem schwarz-gelben Regierungslager.
Ein anderer Europabezug war ebenso ausschlaggebend: 
Beim Euro haben die Allparteienentscheidungen des Bun-
destages gezeigt, dass in der Krise viele zusammenhal-
ten.2 Warum sollen die Wählerinnen und Wähler dann 
nicht gleich eine Große Koalition wählen? Europa hat auch 
mit dem Wahlklima zu tun: Wählen in Zeiten der Zufrieden-
heit war diesmal für die meisten Bundesbürgerinnen und 
Bundesbürger angesagt – gerade im Vergleich mit vielen 
anderen krisengeschüttelten Mitgliedsländern der EU. 
Zahlreiche Regierungen waren seit der Lehman-Krise 2008 
in Europa abgewählt worden – wegen der Banken-, Ver-
schuldungs-, Eurokrise. Merkel wurde hingegen wegen ih-
res Krisenmanagements im Euroraum gewählt. Und zu gu-
ter Letzt: Deutschland ist sichtbar die Zentralmacht Euro-
pas, von der geldpolitisch alles abhängt. Merkel dominierte 
allein schon durch ihre langjährige Präsenz auf der Eu-
ropa-Bühne, die ihr einen unschätzbar wichtigen Erfah-
rungsvorsprung sicherte.

Das Konservativ-Fortschrittliche am Wahlergebnis

Es gehört zum Kernbestand der Wahlforschung, dass in 
Deutschland die Schnittmengen aus drei Bereichen zum 
Wahlerfolg führen: ökonomische Effizienz, soziale Ge-
rechtigkeit und kulturelle Modernisierung (Giddens 1999). 
Wer in allen drei Bereichen über Problemlösungskompe-
tenz und personelle Sichtbarkeit verfügt, steigt in der Wäh-
lergunst. Die Union lag nach Ansicht der Wähler mit Aus-
nahme des Bereichs „soziale Gerechtigkeit“ überall weit 
vor der SPD (Jung/Schroth/Wolf 2015). Die von Merkel be-
triebene sanfte Öffnung der CDU vor allem in gesell-
schafts- und familienpolitischen Themen brachte der Union 
auch die Meinungsführerschaft bei „weichen“ Themen 
(Reinecke 2013). 
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Ökonomische Effizienz wird der CDU/CSU bei Wahlum-
fragen konstant zugesprochen. Durch die Koalition mit der 
FDP hatte die Union die Chance, auch im Bereich der sozi-
alen Gerechtigkeit in der Wahrnehmung der Wähler zuzu-
legen. Das Konservativ-Fortschrit tliche am Wahlergebnis 
(Reinecke 2013) liegt in der Dominanz einer Partei, die of-
fensichtlich lagerübergreifende Zustimmungswerte und 
damit Fortschrit t und Konservatismus gleichermaßen mitei-
nander verbindet. Ohne diese Anmutung der Union wäre 
auch nicht nachvollziehbar, wie es zu derart intensiven 
Sondierungen zwischen Union und Grünen nach den 
Wahlen kam. In den bislang trennenden Lebensstilfragen 
haben sich die beiden Parteien markant angenähert, ohne 
dabei völlig übereinzustimmen. 

Das Postheroische am Wahlergebnis

Merkel verfügte bei dieser Bundestagswahl ganz offen-
sichtlich über einen „Popularitätspanzer“ (Güllner 2013): 
Da sie sich häufig in der Öffentlichkeit extrem rarmachte, 
bestand auch (noch) nicht die Gefahr des Überdrusses. 
Keine Kritik an ihrem Regierungsstil, an Führungsentschei-
dungen als Parteivorsitzende oder abrupten Themenände-
rungen blieb negativ an ihr haften (Kellermann/Mikfeld 
2014). Ihr Image war unverändert: Sie dient pflichtbewusst 
der Sache und nimmt das Amt, aber nicht sich selbst wich-
tig. Sie erschien integer und geerdet, ihr Habitus nicht auf 
Bedeutung aus. Ihr Bekenntnis orientierte sich daher eher 
an Kartoffelsuppen und Hausmannskost statt an der Mole-
kularküche (Korte 2009; Korte 2013b; Dausend 2013). 
Postheroisch ging sie mit dem Gebaren der Macht um, eher 
als wandelndes Understatement. Inszenierte Macht unter-
lief sie systematisch durch Macht ohne Gesten. Ihre Macht 
war wenig sichtbar, aber angesichts des Wahlergebnisses 
nochmals enorm gewachsen. Man hatte den Eindruck, 
dass sie am Wahlabend die absolute Mehrheit für die 
Union fürchtete und froh darüber war, dass dies nicht ein-
trat. Ihren erklärungsarmen Pragmatismus goutierten die 
meisten Wählerinnen und Wähler. Sie sollte moderieren 
und Tagesentscheidungspolitik betreiben. 

Wenn Gewissheitsschwund in der Politik das Risiko zum 
Regelfall macht, muss das Politikmanagement extrem prag-
matisch, postheroisch, und eher emotionslos daherkom-
men.3 Es beschreibt alltägliche Wirklichkeiten. Das ist die 
Stärke der Kanzlerin, die mit ihrer Sprache der Wirklich-
keitsbeschreibungen auch für viele Bürgerinnen und Bür-
ger sehr gut verstehbar ist. Merkels Sprache und Regie-
rungsstil erscheinen als Prototyp für das Regieren unter 
den Bedingungen globalisierter Governance (Zürn 2011; 
Heinze 2013). Ruhige Stärke und forcierte Passivität cha-
rakterisieren die Rhythmen ihres Politikmanagements. Die-
ses Politikmanagement befriedigt in vielerlei Hinsicht den 
Eindruck, dass die Bürgerinnen und Bürger beim problem-
lösenden Regieren direkt mitgenommen werden. Faktisch 
können so jedoch immer nur Wirklichkeiten durch die Kanz-
lerin beschrieben werden, nie Möglichkeiten und Gestal-
tungsziele. Deliberation und Dezision prägen in wechsel-
seitiger Abhängigkeit unsere Demokratie.
Ein Regierungsstil, der mit Geschwindigkeitsgrenzen bei 
den Entscheidungen kämpft und weitgehend auf argumen-
tative Gestaltung verzichtet, verändert die Qualität der 
Demokratie. Doch wie die Bundestagswahl 2013 zeigte, 
honorieren die meisten Wählerinnen und Wähler genau 
diesen Politikstil, der auf immerwährendes Kümmern setzt. 
Die Kanzlerin schien mit ihrem Stil des Entscheidens eine 
adäquate Antwort auf die Herausforderungen der Risiko-
kompetenz gefunden zu haben. Politik erschien als Ort der 
Sensibilitätsschulung für das Eintreten unerwarteter Ereig-
nisse.

Ein halber Machtwechsel

„Sorgenvolle Zufriedenheit“ und „entspannter Fatalismus“ 
– in solchen Formulierungen kulminiert eine Form von stabi-
ler Ambivalenz, die für die Bundestagswahl 2013 prägend 
war und zu einem halben Machtwechsel führte. Im Rück-
blick erscheint die Große Koalition insofern als verlässlich 
erwartbare Konstellation. Die charakteristische Stabili-
tätskultur, der ausgeprägte Sicherheitskonservatismus und 
das hohe Wohlfahrtsniveau in Deutschland deuten gleich-

Abbildung 3: Parteikom-
petenzen bei der Bundes-
tagswahl 2013 (in Prozent)

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen. 
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zeitig auf lange Serien mittezentrierter Regierungen hin, 
wenngleich sich die Mitte manchmal auch umsortiert, wie 
sich nach der Bundestagswahl 2013 vor allem mit Blick auf 
die Flüchtlingsdebatte gezeigt hat (Bieber u. a. 2017).
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BUNDESTAGSWAHL 2017: PARTEIEN, PROGNOSEN UND SZENARIEN

Aktuelle Entwicklungen in der 
Parteienlandschaft 
Frank Decker

Die Bundestagswahl 2017 wird aus mehreren Gründen 
spannend: Wie werden Angela Merkel und Martin Schulz 
abschneiden? Wer stellt die nächste Regierung? Da ver-
mutlich mehr als vier Fraktionen im Bundestag vertreten 
sein werden, könnte sich die Koalitionsbildung schwierig 
gestalten. Frank Decker skizziert vor diesem Hintergrund 
die aktuellen Entwicklungen in der Parteienlandschaft, 
die vor allem durch die rechtspopulistische AfD einen 
bedeutsamen Einschnitt erfahren hat. War die politische 
Stimmung in der Bundesrepublik bis Mitte 2015 „einge-
froren“, änderte sich dies ab August 2015 schlagartig. 
Durch den plötzlichen Zuzug von Flüchtlingen verloren 
die Regierungsparteien merklich an Zustimmung. Hinge-
gen schnellten die Zustimmungswerte der AfD unvermit-
telt nach oben, so dass wohl mit einer mittelfristigen Eta-
blierung der rechtspopulistischen Partei zu rechnen ist. 
Grüne und Linke konnten im Zeitraum von 2013 bis 2017 
konstante Zustimmungswerte verzeichnen. Die FDP er-
holte sich währenddessen mühsam und geht mit leichtem 
Rückenwind in den Wahlkampf. Mit dem parlamentari-
schen Einzug der AfD in den Bundestag dürfte sich das 
Parteiensystem insgesamt nach rechts verschieben.  

Die Wahl verspricht spannend zu werden

Am 24. September 2017 wird der Deutsche Bundestag zum 
19. Mal gewählt. Die Wahl verspricht aus mindestens drei 
Gründen eine der spannendsten in der Geschichte der 
Bundesrepublik zu werden. Erstens könnte sich das Rennen 
um die Kanzlerschaft offener gestalten als 2009 und 2013, 
als die Union mit 12 bzw. 16 Prozentpunkten Vorsprung klar 
vor der SPD lag und diese somit über keine reale Macht-
perspektive verfügte. Auch wenn das Umfragehoch der 
SPD nach der Bestellung von Martin Schulz zum Kanzler-
kandidaten und neuen Parteivorsitzenden im Januar 2017 
bis zur Jahresmitte wieder abschmolz und die Sozialdemo-
kraten in Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen 
herbe Wahlniederlagen hinnehmen mussten, scheint der 
frühere Präsident des Europäischen Parlaments ein 
 aussichtsreicherer Herausforderer von Bundeskanzlerin 
Merkel zu sein als Sigmar Gabriel (der zugunsten von 
Schulz auf Parteivorsitz und Kanzlerkandidatur verzich-
tete) und Peer Steinbrück (der 2013 chancenlos geblieben 
war). Für Merkel ist es nach elfeinhalb Jahren Amtszeit be-
reits die vierte Kandidatur. 
Zweitens wissen wir nicht, welcher Koalition Merkel oder 
Schulz vorstehen werden. In einer Koalitionsdemokratie 
muss nicht automatisch die stärkste Partei oder Fraktion 
den Regierungschef stellen. Welche Parteien nach der 
Wahl zusammengehen, ließ sich in der Bundesrepublik zu 
früheren Zeiten immer verlässlich eingrenzen, weil die Par-

teien ihre Koalitionspräferenzen vor der Wahl deutlich 
machten. Unter den Bedingungen eines Fünf- oder Sechs-
parteiensystems tun sie besser daran, solche Festlegungen 
zu vermeiden – so wünschenswert diese aus der Sicht der 
Wählerinnen und Wähler sein mögen. Auch 2013 war es 
keineswegs sicher, dass es erneut zu einer Großen Koali-
tion kommen würde. Die Bildung einer schwarz-grünen Ko-
alition scheiterte damals an den Grünen, die – auch we-
gen ihres schwachen Wahlergebnisses – letztlich nicht be-
reit waren, das Bündnis mit der Union zu wagen.
Was die Wahl zu einer außergewöhnlichen, ja dramati-
schen macht, sind drit tens die Umstände, unter denen sie 
statt findet. Eine neue Ära der Unsicherheit und Instabilität 
scheint in Europa und der westlichen Welt angebrochen zu 
sein, die bisherige Gewissheiten in Frage stellt. Dass 
rechtspopulistische Parteien in Kernländern der Europäi-
schen Union (EU) wie Frankreich, Österreich oder den Nie-
derlanden in die Nähe der Mehrheitsfähigkeit gelangen, 
hätte man vor zwei oder drei Jahren ebenso wenig für 
möglich gehalten wie einen Sieg des „Unpolitikers“ Do-
nald Trump bei der US-amerikanischen Präsidentschafts-
wahl oder den von populistischen EU-Gegnern befeuerten 
Brexit in Großbritannien. Unterstützt von einem strukturel-
len Wandel der Öffentlichkeit und der Medien, fordern 

Auch wenn das Umfragehoch 
der SPD inzwischen abge-
schmolzen ist und die Sozialde-
mokraten in Schleswig-Holstein 
und Nordrhein-Westfalen 
herbe Wahlniederlagen hin-
nehmen mussten, scheint Mar-
tin Schulz, der frühere Präsi-
dent des Europäischen Parla-
ments, ein aussichtsreicherer 
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kanzlerin Merkel zu sein als 
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chancenlos geblieben war).
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diese Kräfte das politische und gesellschaftliche Establish-
ment in einer bis dato nicht gekannten Weise heraus. Auf 
die Globalisierung antworten sie mit Forderungen nach 
einer „Schließung“ unserer offenen Gesellschaften und 
Rückkehr zur vertrauten Nationalstaatlichkeit.
Auch in der Bundesrepublik ist der Rechtspopulismus in-
zwischen angekommen. Die Etablierung der erst 2013 ge-
gründeten Alternative für Deutschland (AfD) stellt eine ein-
schneidende Zäsur in der Parteiensystementwicklung dar. 
Was die SPD in ihrer Regierungszeit in den 1970er und 
2000er Jahren zweimal erfahren musste – dass innerhalb 
des eigenen Lagers neue Konkurrenten entstehen – wie-
derholt sich jetzt bei der Union. Nach ihrem Achtungser-
folg bei der Bundestagswahl 2013, als sie nur knapp an 
der Fünfprozenthürde scheiterte, ist es der AfD bei sämtli-
chen Landtagswahlen gelungen, in die Parlamente einzu-
ziehen. Die im September 2015 einsetzende Flüchtlings-
krise bescherte ihr auch in den westlichen Bundesländern 
zweistellige Ergebnisse, in den ostdeutschen Ländern 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern lag sie so-
gar bei über 20 Prozent. Obwohl die Zustimmungswerte 
mit Beginn des Wahljahres nachgelassen haben, sehen 
die Umfragen die AfD sicher im kommenden Bundestag. 
Selbst ohne eine starke AfD ist davon auszugehen, dass 
die Themen Flüchtlinge und Innere Sicherheit in der Wahl-
auseinandersetzung eine wichtige Rolle spielen. Auch die 
Außen- und Europapolitik könnte größere Bedeutung ge-
winnen als bei früheren Wahlen und die in den Wahlkämp-
fen normalerweise dominierenden sozial- und steuerpoliti-
schen Themen in den Hintergrund treten lassen. Dies wäre 
vor allem für die Sozialdemokraten ungünstig, die sich ge-
rade auf diesen Gebieten als Alternative zur Union profi-
lieren wollen. Nachdem die SPD zu Beginn der Legislatur-
periode registrieren musste, dass die von ihr in der Koali-

tion durchgesetzten sozialpolitischen Maßnahmen kaum 
zusätzliche Wählerunterstützung einbrachten, ruhen ihre 
Hoffnungen jetzt auf Martin Schulz, der das Thema soziale 
Gerechtigkeit bei seinem Amtsantrit t zum Leitmotiv der 
Wahlkampagne erklärt hat. 

Vom Zweieinhalb- zum Sechsparteiensystem 

Bis zur Formierung der gesamtdeutschen Linkspartei war 
das Standardformat der Regierung in der Bundesrepublik 
die sogenannte „kleine Koalition“. Bevor die Grünen ent-
standen, hatte die FDP als einzige kleine Partei im Wettbe-
werb zwischen Union und SPD eine Scharnierfunktion 
übernommen und den Regierungswechsel dadurch zwei-
mal ermöglicht (1969 und 1982). Die Etablierung der Grü-
nen als vierte Kraft sollte ihr diese Schlüsselrolle ab Mitte 
der 1980er Jahre entwinden. Da sich die Grünen koaliti-
onspolitisch ausschließlich in Richtung SPD orientierten, 
verblieben die Liberalen von nun an im Gegenzug ge-
nauso treu an der Seite der Union. Es entstanden also zwei 
fest gefügte Lager, die sich als klar unterscheidbare Alter-
nativen gegenübertraten. Auf diese Weise konnte 1998 
zum ersten Male ein kompletter Regierungswechsel aus-
schließlich von Wählerhand herbeigeführt werden (De-
cker 2013a).
Das Hinzutreten der PDS hatte für das dualistische Modell 
ambivalente Folgen. Auf der einen Seite fügten sich die 
Postkommunisten als dezidiert linke Partei in die Bipolarität 
des Systems ein. Auf der anderen Seite bildeten sie mit SPD 
und Grünen zusammen nur elektoral ein gemeinsames La-
ger, da beide Parteien eine koalitionspolitische Zusam-
menarbeit mit den SED-Nachfolgern ausschlossen. Das 
Parteiensystem war jetzt also auch innerhalb des linken La-
gers zwischen Rot-Grün und der PDS/Linkspartei segmen-
tiert. 1994, 1998 und 2002 hatte das noch keine Rückwir-
kungen auf die Regierungsbildung, da die Postkommunis-
ten zu schwach blieben, um das Zustandekommen einer 
„kleinen Koalition“ zu vereiteln. Erst ihr Er folg als gesamt-
deutsche Partei führte dazu, dass es bei der vorgezogenen 
Bundestagswahl 2005 für keines der beiden Lager (SPD/
Grüne und Union/FDP) mehr zur Mehrheit reichte. 
Die von manchen Politikwissenschaftlern gehegte Erwar-
tung, mit der daraufhin angebahnten Großen Koalition 
werde eine neue konsensorientierte Ära des Parlamenta-
rismus anbrechen, sollte sich nicht bewahrheiten. Bedingt 
durch die Rivalität der beiden Volksparteien, stand das im 
Unterschied zu 1966 unfreiwillig geschlossene Bündnis 
von Beginn an unter einem schlechten Stern. Es nährte im 
Wählerpublikum die Sehnsucht nach einer Rückkehr zu kla-
ren Machtverhältnissen, die durch den Sieg von Union und 
FDP bei der Bundestagswahl 2009 prompt befriedigt 
wurde. Deren Ausgang machte deutlich, dass Mehrheiten 
für eine kleine Zweierkoalition im deutschen Parteiensys-
tem weiterhin möglich waren – allerdings nur im bürgerli-
chen Lager. Dies war auch vier Jahre später nicht anders. 
Zu den Ironien der Bundestagswahl 2013 gehört, dass 
Union und FDP mit einem bequemen Vorsprung durchs Ziel 
gegangen wären, wenn beide Seiten in der Woche vor der 
Wahl nicht die Nerven verloren hätten. Ihr Desaster bei 
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der bayerischen Landtagswahl veranlasste die Liberalen 
zu einer panischen Leihstimmenkampagne, die eine 
ebenso heftige Gegenwehr der Union provozierte. Diese 
wollte ihren Fehler bei der Niedersachenwahl im Januar 
2013 unter keinen Umständen wiederholen, wo sie das 
Buhlen um die Zweitstimmen zugelassen hatte und da-
durch am Ende ohne Not geschwächt dastand. Angela 
Merkels Annahme, die Liberalen würden den Einzug aus 
eigener Kraft schaffen, erwies sich als folgenschwerer Irr-
tum (Decker 2013b). 
Auch bei einem Einzug der FDP in den Bundestag wäre eine 
Mehrheit für Schwarz-Gelb aber nur unter der Vorausset-
zung eingetroffen, dass es die erst ein halbes Jahr vor der 
Wahl gegründete eurokritische AfD nicht ebenfalls in das 
Parlament schafft. In deren Entstehung und Fast-Etablie-
rung liegt der erste von drei für die künftige Koalitionsbil-
dung bedeutsamen Einschnitten, die das Parteiensystem 
seit 2009 bzw. 2013 erfahren hat. Die anderen Einschnitte 
beziehen sich auf die Entwicklung der lagerinternen Kräf-
teverhältnisse. Weil die Unzufriedenheit mit der Regie-
rungspolitik ausschließlich auf der FDP abgeladen wurde, 
konnte die Union ihren Stimmenanteil im bürgerlichen La-
ger zulasten des kleineren Partners deutlich ausweiten, der 
einen beispiellosen Absturz erlebte. Gleichzeitig verscho-
ben sich die Gewichte im linken Lager von den Sozialde-
mokraten in Richtung Linke und Grüne. Beides zusammen-
genommen garantierte den Unionsparteien einerseits ei-
nen stabilen Vorsprung vor der SPD, was ihnen in einer 
gemeinsamen Regierung den Anspruch auf das Amt des 
Kanzlers/der Kanzlerin sicherte. Andererseits führte es 

dazu, dass – neben einer politisch abwegigen Koalition 
aus Union und Linken – auch ein schwarz-grünes Zweier-
bündnis mehrheitsfähig war. Selbst wenn FDP und AfD am 
22. September 2013 beide in den Bundestag gelangt wä-
ren, hätten CDU und CSU zusammen mit den Grünen eine 
komfortable Mehrheit gehabt. 

Der Wiederaufstieg der AfD und die Auswirkungen 
der Flüchtlingskrise auf das Parteiensystem 

Zu den Naturgesetzlichkeiten nicht nur der deutschen Poli-
tik gehört, dass die Parteien, die die Regierung stellen, im 
Laufe der Legislaturperiode an Zustimmung verlieren, wäh-
rend die Opposition in der Wählergunst zulegt. Nach der 
Bundestagswahl 2013 fiel dieser „Zwischenwahleffekt“ 
gegen alle Erwartung aus. Die Zustimmungswerte der Par-
teien blieben gegenüber dem Bundestagswahlergebnis in 
den beiden Folgejahren nahezu stabil. Von diesem Muster 
ausgenommen war kurzzeitig nur die AfD, die im Gefolge 
ihrer guten Ergebnisse bei den Europawahlen und ostdeut-
schen Landtagswahlen ab Mitte 2014 in den Umfragen auf 
sieben Prozent kletterte. Heftige innerparteiliche Quere-
len, die in die Spaltung der immer weiter nach rechts drif-
tenden Partei mündeten, führten jedoch dazu, dass die AfD 
ein Jahr später auf ihren Ausgangswert bei der Bundes-
tagswahl wieder zurückfiel.
Ende September 2015 – also genau zur Hälfte der Legisla-
turperiode – ermittelte die Forschungsgruppe Wahlen für 
die sogenannte „Sonntagsfrage“ folgende Zahlen (in den 
Klammern die Vergleichswerte zur Bundestagswahl): 

Tabelle 1: Die „Sonntagsfrage“ 
(Ende September 2015)

Union 41 Prozent (minus 0,5)
SPD 26 Prozent (plus 0,3)
Grüne 10 Prozent (plus 1,6)
Linke  9 Prozent (plus 0,4)
FDP  4 Prozent (minus 0,8)
AfD  5 Prozent (plus 0,3)
Sonstige  5 Prozent (minus 1,3)

Rechnet man die Stimmenzuwächse der im Vergleich zur 
Bundestagswahl verbesserten Parteien zusammen (die 
Sonstigen werden dabei wie eine Partei behandelt), ergibt 
sich ein Volatilitätswert von lediglich 2,6 Punkten. Eine 
über einen so langen Zeitraum „eingefrorene“ politische 
Stimmung war von den Demoskopen in der Bundesrepublik 
bis dahin noch nie gemessen worden. Sie ließ sich auf meh-
rere miteinander verbundene Faktoren zurückführen: die 
gute Wirtschaftslage, die die Arbeitslosigkeit niedrig hielt 
und dem Großteil der Arbeitnehmer zum ersten Mal seit 
langer Zeit wieder Reallohnzuwächse bescherte, die Um-
setzung der sozial- und arbeitsmarktpolitischen Wahlver-
sprechen1, die Überlagerung innenpolitischer Themen 
durch die Europa- und Außenpolitik (Ukraine-Krise, Grie-
chenland-Rettung), das weitgehend störungsfreie Ma-
nagement der Großen Koalition und die selbstverschul-
dete Schwäche der – institutionell ohnehin benachteilig-
ten – parlamentarischen Oppositionsparteien Grüne und 
Linke. 

Kurz nach der Bundestagswahl des Jahres 2013 werden 
Wahlplakate abgehängt. Die FDP erlebte 2013 nach ihrer 
panischen Leihstimmenkampagne einen beispiellosen 
Absturz. Mit 4,8 Prozent verfehlten die Liberalen den Ein-
zug in den Bundestag.
 picture alliance/dpa
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Die Zufriedenheit der Wählerinnen und Wähler strahlte 
freilich nicht im selben Maße auf beide Regierungspar-
teien ab. Vor allem in der SPD machte sich Enttäuschung 
breit, dass die Umfragewerte auf dem Niveau des schwa-
chen Wahlergebnisses verharrten, obwohl die Regie-
rungspolitik durch die von ihr durchgesetzten Projekte eine 
erkennbar sozialdemokratische Handschrift trug. Die vor 
der Wiederauflage der Großen Koalition von vielen geäu-
ßerte Sorge, dass man als Juniorpartner der Koalition er-
neut das Nachsehen haben und die gemeinsamen Erfolge 
statt auf das eigene auf das Konto der Union und der Kanz-
lerin einzahlen würden, schien sich zu bewahrheiten. Dies 
galt umso mehr, als für den Rest der Legislaturperiode 
keine Vorhaben mehr anstanden, die ähnlich gute Profilie-
rungsmöglichkeiten versprachen. 
Mit dem Einsetzen der Flüchtlingskrise änderte sich die 
Stimmungslage ab August 2015 schlagartig (Niedermayer 
2017: 118 ff.). Während die beiden Regierungsparteien 
nun rapide und massiv an Zustimmung verloren, schnellten 
die Umfragewerte der rechtspopulistischen AfD ebenso 
unvermittelt nach oben. Der nach ihrer Spaltung wenige 
Wochen zuvor bereits totgesagten Partei eröffneten sich 
durch die veränderte Themenagenda unverhofft neue 
Chancen und Gelegenheiten – ihr Vorstandsmitglied Alex-
ander Gauland bezeichnete die Flüchtlinge in einer ebenso 
ehrlichen wie entlarvenden Äußerung als „Geschenk“ für 
die AfD. Die Rechtspopulisten avancierten zum Sprachrohr 
und Protestanker einer durch den unkontrollierten Flücht-
lingsstrom tief verunsicherten Bevölkerung. Die islamisti-
schen Terroranschläge in Paris und Brüssel, die fehlende 
Aufnahmebereitschaft der europäischen Nachbarländer 
(insbesondere im Osten) und die Übergrif fe überwiegend 
maghrebinischer Migranten auf Frauen am Silvesterabend 
2015/2016 in Köln spielten ihnen dabei ebenso in die 
Hände wie der Streit innerhalb der Regierung über die 
„Asylpakete“ und die heftige Kritik von Teilen der Union am 
Kurs der eigenen Kanzlerin, die zu einem offenen Zerwürf-
nis zwischen den beiden Schwesterparteien CDU und 
CSU führten. Bei den Landtagswahlen in Baden-Württem-
berg und Rheinland-Pfalz im März 2016 erzielte die AfD mit 
15,1 bzw. 12,6 Prozent erstmals auch im Westen zweistel-
lige Ergebnisse, in Sachsen-Anhalt erreichte sie mit 24,3 
Prozent das bisher beste Ergebnis einer rechtspopulisti-
schen oder -extremistischen Partei bei Landtagswahlen 
überhaupt. Die Resultate in Mecklenburg-Vorpommern, wo 
die AfD bei der Landtagswahl im September 2016 mit ihren 
20,8 Prozent erstmals sogar vor der CDU lag, und Berlin 
(14,2 Prozent) knüpften daran an. 
Im September 2016 ermittelte die Forschungsgruppe Wah-
len in der „Sonntagsfrage“ folgende Werte (in Klammern 
wiederum die Vergleichswerte zur Bundestagswahl):

Tabelle 2: Die „Sonntagsfrage“ 
(September 2016)

Union 33 Prozent (minus 8,5)
SPD  2 Prozent (minus 3,7)
Grüne 13 Prozent (plus 4,6)
Linke 10 Prozent (plus 1,4)
FDP  5 Prozent (plus 0,2)
AfD 13 Prozent (plus 8,3)
Sonstige  4 Prozent (minus 2,3)

Lag der Volatilitätswert im Vergleich zur Bundestagswahl 
im September 2015 noch bei 2,6 Prozentpunkten, hatte er 
sich jetzt auf 14,5 Prozentpunkte erhöht. Während die Zu-
stimmung zu den beiden Regierungsparteien nach Einset-
zen der Flüchtlingskrise um etwa ein Viertel zurückging, 
legten die parlamentarischen Oppositionsparteien Grüne 
und Linke im selben Zeitraum um etwa genauso viel zu; die 
außerparlamentarischen Oppositionsparteien FDP und 
AfD konnten ihre Zustimmungswerte sogar mehr als ver-
doppeln. Innerhalb der drei Gruppen waren folgende 
Muster festzustellen: Die Regierungsparteien mussten in 
etwa gleichlautende Verluste hinnehmen, was die SPD we-
gen ihres niedrigen Ausgangsniveaus härter traf als die 
Union. Bei den linken Oppositionsparteien gingen die Zu-
gewinne ausschließlich auf das Konto der Grünen, wäh-
rend die Linke stagnierte. Und bei den außerparlamentari-
schen Oppositionsparteien verteilten sie sich im Verhältnis 
von etwa zwei zu eins auf AfD und FDP. Union und SPD 
waren also die Hauptverlierer der seit September 2015 
eingetretenen Entwicklung, AfD und Grüne die Hauptge-
winner. Die Achse des Parteienwettbewerbs verschob sich 
damit vom Zentrum an die politischen Ränder. Die Parteien, 
die in der Flüchtlingsfrage die jeweiligen Extrempositionen 
vertraten – die AfD mit ihrem Abschottungskurs und die auf 
eine liberale Öffnung setzenden Grünen – profitierten von 
der Dominanz des Themas, während die zwischen beiden 
Positionen hin- und hergerissenen Volksparteien klar das 
Nachsehen hatten. Ein kleiner Profiteur war auch die FDP, 
die vor allem solche Wähler ansprach, die mit der Flücht-
lingspolitik der Union haderten, die AfD aber zu radikal 
fanden. Die Stagnation der Linken rührte wiederum daher, 
dass die von der Partei in der Flüchtlingspolitik offiziell ver-
tretenen Positionen, die denen der Grünen ähnlich sind, 
mit den Meinungen und Befindlichkeiten ihrer eigenen 
Wählerschaft nur zum Teil harmonierten. 

Von der Piratenpartei zur AfD: Die verspätete 
Ankunft des Rechtspopulismus im deutschen 
Parteiensystem

2011 und 2012 machte ein politischer Neuankömmling 
spektakulär von sich reden: die Piratenpartei. Beginnend 
mit der Berliner Abgeordnetenhauswahl im September 
2011, gelang es der erst 2006 gegründeten Gruppierung, 
viermal hintereinander in ein Landesparlament einzuzie-
hen. Journalisten und Politologen wussten sich auf diesen 
Erfolg keinen wirklichen Reim zu machen. Die geballte Auf-
merksamkeit, die sie dem Phänomen widmeten, deutete 
darauf hin, dass sie der Partei zutrauten, sich als neue Kraft 
zu etablieren (Hensel/Klecha/Walter 2013). Der Höhen-
flug der Piraten in den Umfragen nach den Erfolgen im 
Saarland, in Schleswig-Holstein und in Nordrhein-West-
falen währte jedoch nur kurz. Als Protestpartei hatte der 
Newcomer offenkundig in hohem Maße von der Verunsi-
cherung der Bevölkerung im Zuge der Eurokrise profitiert. 
Nachdem sie anfangs noch darauf vertrauen konnten, 
dass von ihnen abseits ihres Kernthemas – der Netzpolitik 
– keine Antworten auf die anstehenden politischen Prob-
leme erwartet würden, fiel den Piraten die Entwicklung ge-
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meinsamer inhaltlicher Positionen sichtlich schwer. Symp-
tomatisch dafür war z. B. ihre Unfähigkeit, aus der NSA-
Abhöraffäre politischen Nutzen zu ziehen, die ein halbes 
Jahr vor der Bundestagswahl über die Bundesrepublik he-
reinbrach. Die durch das Metathema Transparenz und Par-
tizipation nur lose zusammengehaltenen Piraten verstrick-
ten sich schon bald in heillose innerparteiliche Konflikte. 
Damit verloren sie die Gunst der Medien, die ihren Auf-
stieg zunächst mit Sympathie begleitet hatten. Bei der Bun-
destagswahl 2013 konnten die Piraten über ihre netzaffine 
Kernwählerschaft hinaus keine weitere Unterstützung mehr 
mobilisieren (2,2 Prozent), bei den Landtagswahlen in Ber-
lin, Saarland, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfa-
len 2016 und 2017 fielen sie mit zum Teil noch schlechteren 
Ergebnissen aus den Parlamenten wieder heraus. 
Warum es in der Bundesrepublik so lange gedauert hat, 
dass sich mit der AfD eine rechtspopulistische Partei im Par-
teiensystem festsetzen konnte, bleibt in gewisser Weise 
eine Rätselfrage (Decker 2012). Fragmentierungstenden-
zen des rechten Lagers mündeten zwar schon in den 
1980er Jahren in eine – bis heute anhaltende – „drit te 
Welle“ des Rechtsextremismus.2 Auf ihr zogen die 1983 als 
Abspaltung von der CSU entstandenen Republikaner (REP) 
drei Mal, die 1987 gegründete Deutsche Volksunion (DVU) 
des Münchener Verlegers Gerhard Frey acht Mal und die 
NPD vier Mal in Landesparlamente ein. Von einem Durch-
bruch auf der nationalen Ebene blieben aber alle genann-
ten Parteien weit entfernt.
Ein Grund für diese Schwäche lag gerade in ihrem Extre-
mismus, der auf viele Wählerinnen und Wähler abschre-
ckend wirkte und die Entwicklung einer populistischen 
Strategie der Wähleransprache vereitelte. Allerdings 
blieb in der Bundesrepublik auch ideologisch gemäßigte-
ren Gruppierungen, die eine solche Strategie ausprobier-
ten, der Erfolg versagt. Weder gelang der Versuch, eine 
bereits bestehende Partei auf rechtspopulistische Pfade zu 
führen, den man dem verstorbenen FDP-Politiker Jürgen 
Möllemann unterstellt hat, noch waren Neugründungen 
wie die Hamburger Statt-Partei, der Bund Freier Bürger 
oder die Schill-Partei in der Lage, ihre Anfangserfolge zu 
wiederholen und über die regionale Ebene auszudehnen.3 
Aus der vergleichenden Forschung weiß man, dass es in 
der Regel einer Initialzündung, eines bestimmten „populis-
tischen Moments“ bedarf, um solche Parteien oder Bewe-
gungen hervorzubringen. Bei der AfD war es die Finanz- 
und Eurokrise, die das „Gelegenheitsfenster“ für eine neue 
EU-kritische Partei öffnete. Deren programmatische Kern-
forderungen – kontrollierte Auflösung der Währungsunion 
und Absage an eine weitere Vertiefung des europäischen 
Integrationsprozesses – eigneten sich bestens, um daran 
eine breitere rechtspopulistische Platt form anzudocken, 
die die Gegnerschaft zum Establishment (als Wesensele-
ment des Populismus) mit Anti-Positionen in der Zuwande-
rungsfrage und anderen Bereichen der Gesellschaftspoli-
tik verknüpfte.
Mehrere Umstände kamen der AfD dabei zugute. Erstens 
konnte sie an verschiedene Vorgängerorganisationen an-
schließen, die von der aufgelösten eurokritischen Partei 
Bund Freier Bürger über die Initiative Soziale Marktwirt-
schaft bis hin zum konservativen Kampagnennetzwerk Zi-
vile Koalition ihrer heutigen AfD-Europaabgeordneten 
 Beatrix von Storch reichten (Bebnowski 2015). Auch die 
Sarrazin-Debatte im Jahre 2010 dürfte mit geholfen ha-
ben, das Terrain für den Rechtspopulismus zu ebnen. Die-

ser ist  mit der Entstehung der AfD also keineswegs vom 
Himmel gefallen. Zweitens haben die seit 2009 zusammen 
regierenden bürgerlichen Parteien Union und FDP durch 
ihren programmatischen Kurs und ihr Regierungshandeln 
Nischen im Parteiensystem geöffnet. Während die Libera-
len nach dem knapp ausgefallenen Mitgliederentscheid 
(2011) für die Rettungspolitik als euroskeptische Stimme 
ausfielen, wurden in der CDU unter Angela Merkels Füh-
rung hergebrachte Positionen in der Familien- und Gesell-
schaftspolitik reihum aufgegeben, die jetzt die AfD be-
setzt. Und drit tens profitierte der Neuling davon, dass er 
ein bürgerlich-seriöses Auftreten pflegte und seine promi-
nenten Überläufer ausnahmslos aus den Reihen von Union 
oder FDP stammten; auch Politologen stuften die vom Ham-
burger Wirtschaftsprofessor Bernd Lucke, einem früheren 
CDU-Mitglied, gegründete Partei zunächst als „rechtslibe-
ral bzw. -konservativ“ und noch nicht als „rechtspopulis-
tisch“ ein (Decker 2013b: 334).
Den Keim des Rechtspopulismus trug die AfD zu dieser Zeit 
jedoch bereits in sich. Über deren Ausrichtung herrschte in 
den eigenen Reihen von Beginn an Streit. Während der 
Ökonomen-Flügel um Lucke und den früheren Industriever-
bandspräsidenten Hans-Olaf Henkel den Hauptakzent 
auf das Euro-Thema legte und eine wirtschaftsliberale Aus-
richtung der Partei präferierte, setzte der von Frauke Petry 
und Alexander Gauland angeführte nationalkonservative 
Flügel stärker auf die „identitätspolitischen“ Themen und 
eine populistische Strategie der Wähleransprache. Ne-
ben der Zuwanderung nahmen dabei auch familien- und 
geschlechterpolitische Themen relativ breiten Raum ein 
(Lewandowsky 2017). 
Der Rechtsruck der AfD wurde dadurch begünstigt, dass 
nach den erfolgreich verlaufenen Bundestags- und Euro-
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pawahlen im Spätsommer 2014 drei Landtagswahlen in 
Ostdeutschland anstanden, bei denen die Partei deutlich 
besser abschnitt als im Westen. Die Landesverbände 
 fassten das als Bestätigung ihrer Linie auf, die bisherige 
Fixierung auf das Euro-Thema zugunsten einer breiteren 
rechtspopulistischen Platt form zu überwinden. Lucke 
stemmte sich vergeblich gegen die Radikalisierung. Seine 
Ablösung als Parteivorsitzender durch Frauke Petry führte 
im Juli 2015 zur Spaltung der Partei. Zusammen mit ande-
ren Vertretern des wirtschaftsliberalen Flügels brachte Lu-
cke mit der „Allianz für Fortschrit t und Aufbruch“ (ALFA) eine 
neue eurokritische Partei an den Start. Die später in  LKR 
(Liberal-Konservative Reformer) umbenannte Neugrün-
dung erwies sich als „Totgeburt“, die im vom Flücht-
lingsthema überschatteten Meinungskampf trotz ähnlicher 
Positionen gegen die Konkurrenz der größeren und hier 
wesentlich schriller auftretenden Rest-AfD nichts ausrich-
ten konnte (Best 2017). 
Durch das Flüchtlingsthema sollte sich die Sogwirkung der 
AfD im rechtsextremen Lager nochmals verstärken. Dies gilt 
nicht nur, aber besonders für Ostdeutschland, wo Teile der 
Partei offen rassistische und demokratiefeindliche Positio-
nen vertreten (Häusler/Roeser 2015). Wie schwierig es ge-
worden ist, innerhalb der AfD klare Trennlinien zum Rechts-
extremismus zu ziehen, zeigt der Umgang mit dem Thürin-
ger Landesvorsitzenden Björn Höcke, dessen Ausschluss 
aus der Partei weder Lucke noch Frauke Petry durchsetzen 
konnten. Höcke, der Kontakte zum NPD-Umfeld der Neuen 
Rechten pflegt und mit seinen skandalträchtigen Auftrit ten 
regelmäßig in die Schlagzeilen gerät, erfuhr dabei auch 
die Unterstützung von Vertretern des gemäßigteren Partei-
flügels. Beide Seiten verband die gemeinsame Gegner-
schaft zu Petry, die sich mit ihrem selbstherrlichen Füh-

rungsstil zusehends ins Aus katapultiert hatte und seit dem 
Kölner Wahlparteitag 2017 nur noch als Parteivorsitzende 
auf Abruf agierte. 
Risiken entstehen der AfD so betrachtet vor allem von in-
nen. Die bisherige kurze Geschichte der Partei hat gezeigt, 
warum es den rechten Herausforderern in Deutschland 
nach wie vor schwerer fällt, Fuß zu fassen als in anderen 
europäischen Ländern. Zum einen ist die Gefahr, am eige-
nen organisatorischen Unvermögen zu scheitern, in einer 
jungen Partei, deren Funktionären und Mitgliedern es 
zwangsläufig an Erfahrung und Professionalität mangelt, 
ohnehin stets gegeben. Zum anderen wird sie durch die 
restriktiven Bedingungen befördert, unter denen die New-
comer hierzulande agieren müssen. Als „Hauptproblem“ 
erweist sich dabei die Stigmatisierung des Rechtsextremis-
mus infolge des nachwirkenden NS-Erbes. Parteien wie 
die AfD, die sich einen gemäßigten Anstrich geben, wer-
den von rechtsextremen Kräften als Trit tbrett genutzt, um 
eben diese Stigmatisierung zu überwinden. Damit stehen 
ihnen unweigerlich interne Konflikte über den Umgang mit 
den unerwünschten Unterstützern ins Haus, die ihr Anse-
hen und ihren Zusammenhalt früher oder später zu ruinie-
ren drohen. 
Rosiger sind die Aussichten für die Rechtspopulisten, 
wenn man den Blick auf die Nachfrageseite lenkt. Die 
Motiv la gen der AfD-Wählerinnen und -Wähler lassen sich 
vielleicht mit dem Begriffspaar „Unsicherheit“ und „Unbe-
hagen“ am besten umschreiben. Unsicherheit bezieht sich 
dabei mehr auf die soziale Situation, also die Sorge vor 
Wohlstandsverlusten, während Unbehagen auf kulturelle 
Entfremdungsgefühle abzielt, den Verlust vertrauter Ord-
nungsvorstellungen und Bindungen. Beide Motive verbin-
den sich im Bedürfnis, die staatlichen Leistungen auf die 
eigene, einheimische Bevölkerung zu konzentrieren – die 
vermeintlich nicht-zugehörigen Zuwanderer sollen ausge-
schlossen bleiben („Wohlfahrtschauvinismus“). Dass die 
Angst vor dem Fremden nicht dort am größten ist, wo die 
meisten Fremden leben, ist keine neue Erkenntnis, ebenso 
wenig die Verbreitung rechtsextremer Einstellungsmuster 
bis in die Mitte der Gesellschaft. Der AfD dürften insofern 
auch nach Abebben der durch die Flüchtlingskrise hochge-
schwappten Protestwelle genügend thematische Gele-
genheiten verbleiben. Für eine zumindest mittelfristige Eta-
blierung der Rechtspopulisten spricht auch die organisato-
rische Stärke, die sie durch die kontinuierlichen Wahlerfolge 
mittlerweile erlangt haben. Darüber hinaus profitiert die 
AfD vom Strukturwandel der Medienöffentlichkeit, der 
durch die Sozialen Medien eingetreten ist. Diese geben ihr 
die Möglichkeit, ihre potenziellen Wählerinnen und Wäh-
ler unter Umgehung der herkömmlichen Medien (die für sie 
ein Teil des verhassten Establishments sind) direkt anzu-
sprechen.

Grüne, Linke und FDP: Wenig Auftrieb, 
viel Stagnation

Für die etablierten kleinen Parteien hielt die 18. Wahlperi-
ode mehr Enttäuschungen als Erfolgsmeldungen bereit. 
Konnten Grüne, Linke und FDP während der zweiten Gro-

Wie schwierig es geworden ist, 
innerhalb der AfD klare Trenn-
linien zum Rechtsextremismus 
zu ziehen, zeigt der Umgang 
mit dem Thüringer Landesvor-
sitzenden Björn Höcke. Höcke 
beherrscht die rhetorische 
Gratwanderung von Entglei-
sung und Dementi. Er provo-
ziert immer wieder mit geziel-
ten sprachlichen Ausfällen. Das 
Holocaust-Mahnmal in Berlin 
bezeichnete er in einer öffentli-
chen Rede in Dresden als 
„Denkmal der Schande“. Das 
nach dieser  Äußerung im Feb-
ruar 2017 eingeleitete Partei-
ausschlussverfahren scheiterte 
letztlich. Gegen den Ausschluss 
von Höcke stimmten u. a. Ko-
Parteichef Jörg Meuthen und 
Parteivize Alexander Gauland.
 picture alliance/dpa
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ßen Koalition (2005 bis 2009) aus dem Oppositionseffekt 
Kapital schlagen und ihre Wahlergebnisse 2009 zum Teil 
deutlich verbessern, so blieben ihre Zustimmungswerte 
diesmal nahezu konstant. Davon ausgenommen war ledig-
lich der Aufschwung der Grünen im Zuge der Flüchtlings-
krise, der bis November 2016 anhielt; seither sind die Um-
fragen für die Partei stark rückläufig und lagen zu Beginn 
des Wahlkampfes (im Mai 2017) sogar unterhalb ihres 
Bundestagswahlergebnisses.
Die Schwäche lässt sich auf mehrere miteinander verbun-
dene Gründe zurückführen (Decker 2016: 180 ff.). Erstens 
hat die personelle Aufstellung nach der Bundestagswahl 
2013 mit Simone Peter (als neuer Parteivorsitzenden neben 
Cem Özdemir) und Anton Hofreiter (als Fraktionsvorsitzen-
dem neben Katrin Göring-Eckardt) nicht dazu beigetra-
gen, das Macht- und Führungsvakuum an der Parteispitze 
zu füllen. Zweitens spielten ökologische Themen, für die die 
Grünen die Kompetenzführerschaft reklamieren können, 
trotz Klimaschutzabkommen und Dieselskandal in der 
Wahlperiode insgesamt nur eine untergeordnete Rolle. 
Und drit tens brachen im Zuge der Flüchtlingskrise Rich-
tungskonflikte zwischen dem linken und rechten Parteiflü-
gel über die Zuwanderungs- und Integrationspolitik auf, 
die sich z. B. an der Ausweitung der sogenannten sicheren 
Herkunftsländer entzündeten. Hinter diesen Konflikten 
stand letztlich die weiterhin offene Koalitionsfrage, wo die 
von den Mitgliedern gewählten Spitzenkandidaten Özde-
mir und Göring-Eckardt für eine Öffnung gegenüber der 
Union eintraten, während ein Großteil der Basis (weniger 
der Mitglieder als der Funktionäre) ein rot-rot-grünes Links-
bündnis präferierte. 

Die Partei Die Linke zeigte sich auf der elektoralen Ebene 
mit konstanten Umfragewerten um die acht Prozent bemer-
kenswert stabil (Neu 2017). In den alten Bundesländern 
legte sie bei den Landtagswahlen an Stimmen wieder zu, 
in den neuen Ländern konnte sie zwei weitere Regierungs-
beteiligungen realisieren und in Thüringen 2014 mit Bodo 
Ramelow erstmals einen Ministerpräsidenten stellen. Grö-
ßere Querelen und personelle Verschiebungen an der Par-
teispitze blieben aus, was aber über den nach wie vor un-
gelösten strategischen Grundkonflikt – der Regierungsbe-
reitschaft im Bund – hinwegtäuschte und insofern eher 
einem Burgfrieden glich. Weil die Linke an ihren Maximal-
positionen in der Außen-, Europa- und Sozialpolitik fest-
hielt und die Gräben zu Rot-Grün durch ihr pro-russisches 
Auftreten in der Ukraine-Krise sogar noch vertiefte, haben 
sich die Perspektiven für ein Zusammengehen der drei lin-
ken Parteien nicht nennenswert verbessert. 
Die FDP konnte sich unter ihrem neuen Vorsitzenden Chris-
tian Lindner vom Absturz bei der Bundestagswahl zwar er-
holen, aber nur mühsam und auf niedrigem Niveau. Ihre 
Umfragewerte, die bis zur Mitte der Wahlperiode zwi-
schen drei und sechs Prozent pendelten, verbesserten sich 
erst im Gefolge der Flüchtlingskrise, wo die Partei die Kritik 
an Merkels Öffnungspolitik mit intonierte. Die FDP lit t zum 
einen darunter, dass ihr durch die fehlende Parlamentszu-
gehörigkeit nur wenig öffentliche Aufmerksamkeit zuteil 
wurde. Zum anderen hatte sie außer Lindner (und Wolf-
gang Kubicki) wenig markante Persönlichkeiten aufzubie-
ten. Statt größere programmatische Kurskorrekturen vor-
zunehmen, arbeiteten die Liberalen vor allem an einer Ver-
änderung ihres Erscheinungsbildes. Gleichzeitig betonten 

Flüchtlingskrise Kandidatur
Schulz

0
5

10
15
20
25
30
35
40
45
50

O
kt

 1
3

De
z 

13

Fe
b 

14

Ap
r 1

4

Ju
n 

14

Au
g 

14

O
kt

 1
4

De
z 

14

Fe
b 

15

Ap
r 1

5

Ju
n 

15

Au
g 

15

O
kt

 1
5

De
z 

15

Fe
b 

16

Ap
r 1

6

Ju
n 

16

Au
g 

16

O
kt

 1
6

De
z 

16

Fe
b 

17

Ap
r 1

7

Ju
n 

17

Sonntagsfrage: Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre...

CDU SPD Linke Grüne FDP AfD Sonstige

Abbildung 1: Politische Stimmung in Deutschland seit der Bundestagswahl 2013

Quelle: Infratest dimap.
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sie nach den schlechten Erfahrungen mit der Union in der 
gemeinsamen Bundesregierung wieder stärker ihre koaliti-
onspolitische Eigenständigkeit (Decker/Best 2016). Wäh-
rend die FDP in allen ostdeutschen Ländern an der Fünfpro-
zenthürde scheiterte, gelang ihr in Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfa-
len sowie den drei Stadtstaaten der Einzug bzw. Wieder-
einzug in die Parlamente. In Rheinland-Pfalz, Schleswig-
Holstein und Nordrhein-Westfalen regiert sie seither – wie 
zum Beweis ihrer neuen Offenheit – in unterschiedlich zu-
sammengesetzten Koalitionen mit. In Nordrhein-Westfa-
len und Schleswig-Holstein, wo Lindner bzw. Kubicki als 
Spitzenkandidaten antraten, sorgten zweistellige Ergeb-
nisse rechtzeitig zu Beginn des Wahlkampfs für bundespo-
litischen Rückenwind. 

Schluss: Zur koalitionspolitischen Ausgangslage der 
Bundestagswahl 2017

Das rasche Abflauen des „Schulz-Hypes“, der die SPD 
nach der Ernennung des Kanzlerkandidaten im Januar 
2017 in den Umfragen kurzfristig nach oben geschossen 
und mit der Union hatte gleichschließen lassen, zeigt, wie 
rasch sich Stimmungen verändern. Der Wahlausgang lässt 
sich von daher nur schwer prognostizieren. Auch unvorher-
gesehene Ereignisse könnten eine Rolle spielen und die 
Wahlkampfplanungen der Parteien durchkreuzen. Je offe-
ner der Wahlausgang ist bzw. sich in den Umfragen dar-
stellt, umso mehr kommt es auf zielgerichtetes Handeln und 
die passende Strategie an. 
Vieles spricht dafür, dass das Sechsparteiensystem, das 
auf der elektoralen Ebene schon 2013 bestand, nach der 
Bundestagswahl 2017 auch parlamentarisch Einzug halten 
wird. Die Chancen, dass sowohl die AfD als auch die FDP 
in den Bundestag kommen, stehen gut. Weil auch sozialde-
mokratische Wählerinnen und Wähler der Linkspartei für 
die Positionen der Rechtspopulisten empfänglich sind, tra-
gen deren Wahlerfolge dazu bei, dass sich die Achse des 
Parteiensystems insgesamt nach rechts verschiebt. Für die 
SPD dürfte es unter diesen Bedingungen schwierig wer-
den, das Kanzleramt von der Union zurückzuerobern. 
Wenn SPD und Grüne so schwach sind, dass sie selbst mit 
den Liberalen oder der Linken keine regierungsfähige 
Mehrheit zusammenbringen, heißt das im Umkehrschluss 
automatisch, dass die CDU/CSU als stärkste Partei weiter 
die Kanzlerin stellt und gegen sie nicht regiert werden 
kann. Auf der anderen Seite muss sich die Union jedoch 
darauf einstellen, dass es auch für sie künftig nur noch mit 
einem Partner aus dem anderen politischen Lager zur 
Mehrheit reicht. Nimmt man die Werte der letzten Sonn-
tagsfrage vor den Landtagswahlen in Schleswig- Holstein 
und Nordrhein-Westfalen, käme sie mit ihrem Wunschkoa-
litionspartner FDP zusammen nur auf 43 Prozent – das sind 
3,3 Prozentpunkte weniger als 2013 und 5,4 Prozentpunkte 
weniger als 2009. Rein arithmetisch wäre eine schwarz-
gelbe Koalition damit genauso unwahrscheinlich wie eine 
Ampelkoalition, die mit 42 Prozent rechnen könnte.
Sieht man vom möglicherweise erneuten Ausschluss einer 
rot-rot-grünen Koalition und der Absage aller Parteien an 
jegliche Zusammenarbeit mit der rechtspopulistischen AfD 
ab, ist es in dieser Kräftekonstellation für die Parteien na-
heliegend, vor der Bundestagswahl auf koalitionspoliti-
sche Festlegungen zu verzichten. Damit können sie sich 

zum einen Machtoptionen offenhalten bzw. neu erschlie-
ßen, zum anderen verhindern, dass die eigenen Mitglieder 
und Wähler durch „falsche“ Koalitionssignale irritiert wer-
den. Aus demokratischer Sicht ist das erste Argument nach-
vollziehbarer als das zweite. Sind die Parteien koalitions-
politisch flexibel, lassen sich andere, womöglich bisher 
nicht gekannte Koalitionen bilden (etwa anstelle einer 
Großen Koalition). Das Prinzip der „alternierenden“ Regie-
rung wird damit zumindest annäherungsweise realisiert. 
Problematisch ist jedoch, dass die Koalitionsentscheidun-
gen am Ende allein von den Parteien bzw. Parteiführungen 
getroffen werden, die Wählerinnen und Wähler selbst 
also nur geringen Einfluss darauf haben, in welche Regie-
rung ihre Stimme nach der Wahl fließt.
Vieles wird davon abhängen, ob es der AfD gelingt, sich im 
Parteiensystem als neue Kraft rechts von der Union dauer-
haft zu etablieren. Kommt es im bürgerlichen Lager zu einer 
ähnlichen Dreiteilung und Segmentierung wie im linken La-
ger, dürfte an der Bildung „lagerübergreifender“ Koalitio-
nen kein Weg vorbeiführen, auch wenn die Union ihren 
Vorsprung vor der SPD behält und sich damit weiter die 
hegemoniale Stellung im deutschen Parteiensystem si-
chert. Alternativen zur derzeitigen Großen Koalition wie 
Schwarz-Grün oder Jamaika wären zwar Experimente mit 
ungewissem Ausgang. Sie würden aber der Gefahr einer 
Erstarrung der Regierungsverhältnisse entgegenwirken, 
die uns das österreichische Beispiel mahnend vor Augen 
hält, und könnten der Bundesrepublik nebenbei auch das 
aus demokratischer Sicht heikle Szenario einer von der AfD 
angeführten parlamentarischen Opposition ersparen. 
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ANMERKUNGEN

1  Auf der SPD-Seite waren dies die Einführung eines allgemeinen ge-
setzlichen Mindestlohns in Höhe von 8,50 Euro und die abschlagsfreie 
Rente nach 45 Beitragsjahren („Rente mit 63“), auf der Seite der Union die 
Erweiterung der Rentenansprüche für nicht berufstätige Frauen („Mütter-
rente“).
2  Die erste Welle setzte in der unmittelbaren Nachkriegszeit ein und 
reichte bis zum Verbot der Sozialistischen Reichspartei (SRP) im Jahre 1952. 
Die zweite Welle hob Mitte der 1960er Jahre an. Sie spülte die 1964 ge-
gründete NPD in sieben Landtage, sollte danach aber rasch abebben.
3  Besonders krass zeigte sich dieses Unvermögen bei der Schill-Partei, 
die bei der Hamburger Bürgerschaftswahl im September 2001 mit 19,4 
Prozent mehr Stimmen erzielt hatte als sämtliche Newcomer vor ihr.

Die Zeitschrift „Der Bürger im Staat“ wird herausgegeben von der LANDESZENTRALE FÜR POLITISCHE BILDUNG Baden-Württemberg.
Direktor der Landeszentrale: Lothar Frick
Redaktion: Prof. Siegfried Frech, Lautenschlagerstraße 20, 70173 Stuttgart, Telefax (07 11) 16 40 99-77
Herstellung: Schwabenverlag Media der Schwabenverlag AG, Senefelderstraße 12, 73760 Ostfildern (Ruit),
Telefon (07 11) 44 06-0, Telefax (07 11) 44 06-174 
Vertrieb: Süddeutsche Verlagsgesellschaft Ulm, Nicolaus-Otto-Straße 14, 89079 Ulm,
Telefon (07 31) 94 57-0, Telefax (07 31) 94 57-224, E-Mail: www.suedvg.de
Preis der Einzelnummer: EUR 3,33, Jahresabonnement EUR 12,80 Abbuchung.
Die namentlich gezeichneten Artikel stellen nicht unbedingt die Meinung der Redaktion dar. Für unaufgefordert eingesandte Manuskripte 
übernimmt die Redaktion keine Haftung.
Nachdruck oder Vervielfältigung auf Papier und elektronischen Datenträgern sowie Einspeisung in Datennetze nur mit
Genehmigung der Redaktion.

 
IM

PR
ES

SU
M

Prof. Dr. Frank Decker ist Universitätsprofessor für Politikwissen-
schaft an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 
und Wissenschaftlicher Leiter der Bonner Akademie für For-
schung und Lehre praktischer Politik (BAPP).

 
U

N
SE

R 
A

U
TO

R

Das Wahlportal zur Bundestagswahl 2017  
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Württemberg – aktuell und hintergründig. 
Es liefert Infomationen über: 

 • die Wahlprogramme und die Spitzenkandidaten,

www.bundestagswahl-bw.de

 • die Aufgaben und den Aufbau des Bundestages,
 • die Stellung der Parteien, 
 • das Wahlsystem, 
 • die Wahl in Baden-Württemberg, 
 • die vergangene Wahlen und vieles mehr...
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DIE WAHL DER PARTNER NACH DER WAHL

Die deutsche Koalitionsdemokratie 
Eckhard Jesse

Deutschland ist eine Koalitionsdemokratie. Deshalb ist 
nicht nur der Ausgang der Wahlen wichtig, sondern auch 
die jeweilige Koalitionsaussage der Parteien. Denn was 
nützt einer Partei der größte Stimmenanteil, wenn ihr ein 
Partner zur Regierungsbildung fehlt? Bei den Bundestags-
wahlen legen sich die Parteien in der Regel vor der Wahl 
auf einen Partner fest. Nach der Bundestagswahl 2013 
gaben SPD und Grüne allerdings eine prinzipielle Bünd-
nisoffenheit bekannt. In den Ländern bestimmte nicht die 
jeweilige bundespolitische Konstellation die Bildung der 
Koalitionen (mit Ausnahme der sozial-liberalen Regie-
rung bis 1977). Die Koalitionen in den Ländern seit der 
Bundestagswahl 2013 sind höchst unterschiedlich, be-
dingt nicht zuletzt durch das Aufkommen der weder koa-
litionswilligen noch koalitionsfähigen Alternative für 
Deutschland (AfD), einer erst 2013 ins Leben gerufenen 
politischen Kraft. In acht von 13 Fällen gab es Regierungs-
wechsel, in drei Fällen stellte eine andere Partei als vorher 
den Regierungschef. Wenngleich der Ausgang von Land-
tagswahlen und die Bildung der Koalitionen in den Län-
dern keineswegs eine Blaupause für den Bund sein muss, 
kann eine schwarz-grüne Koalition (Hessen) ebenso ein 
Signal für den Bund sein wie ein rot-rot-grünes Bündnis 
(Berlin) oder eine schwarz-gelbe Konstellation (wie jüngst 
in Nordrhein-Westfalen). Eine Große Koalition ist in einer 
parlamentarischen Demokratie kein Modell und vielfach 
nicht gewünscht, nicht von den Parteien und nicht von der 
öffentlichen Meinung, am ehesten von der Bevölkerung, 
die gerne auf Sicherheit setzt. Vor der Bundestagswahl 
2017 schließt die SPD erstmals ein Bündnis mit der Partei 
Die Linke nicht kategorisch aus. Und die Grünen halten 
eine Koalition nicht nur mit der Union für möglich (wie 
bereits 2013), sondern verwerfen auch nicht generell ein 
schwarz-grün-gelbes Bündnis (zum ersten Mal). Selbst die 
Liberalen sind von ihrer langjährigen Fixierung auf die 
Union abgerückt. Diese Offenheit räumt den Parteien 
nach der Wahl zwar eine größere Flexibilität ein, aber 
das bedeutet zugleich ein Risiko für den Wähler, dessen 
Stimme unter Umständen entwertet wird. Er will ja nicht 
die „Katze im Sack“ kaufen. Insofern liegt die demokra-
tietheoretische Problematik – so Eckhard Jesse – auf der 
Hand. Allerdings: schließen Parteien hingegen Koalitio-
nen mit anderen aus, ist vielleicht nur die Große Koalition 
die einzige Variante. 

Die Bedeutung der Koalitionsbildung im Bund

In der Bundesrepublik Deutschland wurde nach jeder Bun-
destagswahl eine Koalition gebildet (vgl. Tabelle 1). Aller-
dings: Bei den Bundestagstagswahlen 1957 erhielt die 
Union 50,2 Prozent der Stimmen. Zum ersten und bisher 
zum letzten Mal erreichte damit eine politische Kraft nicht 
nur die Mehrheit der Mandate, sondern auch die der Stim-
men. Und: 1960/61, am Ende einer Legislaturperiode, gab 

es das einzige Mal in der Geschichte der Bundesrepublik 
wegen des Wechsels zweier Minister der Deutschen Partei 
(DP) zur Union eine Einparteienregierung.1

In der Vergangenheit ließen die Parteien vor einer Bundes-
tagswahl meistens erkennen, mit wem sie eine Koalition 
einzugehen wünschten. Das galt zumal für die Zeit mit zwei 
politischen Lagern. Insofern war die FDP, die nur zwischen 
1969 und 1982 an der Seite der SPD stand, wegen ihres 
Koalitionsvotums nicht das vielbeschworene „Zünglein an 
der Waage“. Die Wähler honorierten deren gelegentliche 
Eigenständigkeit vor der Wahl nicht: Die Ergebnisse von 
1957, 1969 und 2002 fielen deutlich unterdurchschnittlich 
aus. 

Sigmar Gabriel und Angela Merkel warten auf den Beginn 
der Unterzeichnung des Koalitionsvertrags. Die Bundestags-
wahl 2013 endete mit einem paradoxen Ergebnis. Obwohl 
die Parteien „rechts“ der Mitte mehr Stimmen und die Par-
teien „links“ der Mitte weniger Stimmen erhielten als 2009, 
war dies bei den Mandaten umgekehrt. Der Grund: FDP und 
AfD scheiterten mit 4,8 und mit 4,7 Prozent an der Fünfpro-
zenthürde. So wurde wieder, wie acht Jahre zuvor, eine 
Große Koalition gebildet. picture alliance/dpa
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In den 68 Jahren der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland stellte die Union in 48 Jahren den Bundes-
kanzler, die SPD in 20. Die SPD war allerdings in weiteren 
elf Jahren als Juniorpartner an der Regierung beteiligt. Die 
FDP bildete in 45 Jahren den Juniorpartner, Bündnis 90/
Die Grünen lediglich in deren sieben. Was heute weithin in 
Vergessenheit geraten ist: In den ersten elf Jahren der Bun-
desrepublik war die DP als einer der Juniorpartner in der 
Regierung vertreten, von 1957 bis 1960 als einziger. Das 
häufigste Modell: Schwarz-Gelb mit 25 Jahren vor Rot-
Gelb (13 Jahre), Schwarz-Rot (elf Jahre) und Rot-Grün (sie-
ben Jahre). 
Wer eine Systematisierung der Koalitionsbildungen vor-
zunehmen sucht, kann mit Patrick Horst zwischen einem 
„polarisierten Mehrparteiensystem“ (1946–1961), einem 
„zentrierten Dreiparteiensystem“ (1961–1990), einem „bi-
polaren Vierparteiensystem“ (1990–2005) und einem 
„multioptionalen Fünfparteiensystem“ (seit 2005) unter-

scheiden. Nun scheint sich mit der AfD eine sechste Partei 
zu etablieren. Auch wenn sie für die Koalitionsbildung aus-
fällt, kann sie allein durch ihre parlamentarische Existenz 
ein bestimmtes Bündnis erzwingen. Denn wer die AfD 
wählt, erschwert die Koalitionsbildung. Je besser sie ab-
schneidet, desto wahrscheinlicher wird eine (erneute) 
Große Koalition, weil es einem anderen Bündnis an einer 
arithmetischen Mehrheit fehlen könnte. 
Etwa zu dem Moment, in dem sich eine Bipolarisierung des 
Parteiensystems (und damit auch des Koalitionsgefüges) 
herausbildete, kam mit der PDS, der Linkspartei bzw. mit 
der Partei Die Linke eine fünfte Kraft auf, die zunächst als 
nicht koalitionsfähig galt. Und in etwa zu dem Zeitpunkt, in 
dem diese Partei (partielle) Koalitionsakzeptanz erlangte, 
entstand mit der AfD eine gegenwärtig weder als regie-
rungswillig noch als -fähig geltende politische Kraft. Ob 
Parteien irgendwann eine Koalition mit der AfD bilden, 
steht in den Sternen.

Tabelle 1: Koalitionen im Bund seit 1949

Kanzler/
Kabinett

Beginn der Amtszeit Regierungsparteien Regierungsformat Koalitionstyp

Adenauer I 15.09.1949 CDU/CSU-FDP-DP ME – K kl
Adenauer II 09.10.1953 CDU/CSU-FDP-DP-GB/BHE ME – K kl (Ü)
Adenauer III 23.07.1955 CDU/CSU-FDP-DP ME – K kl (Ü)
Adenauer IV 25.02.1956 CDU/CSU-DP-DA/FVP ME – K kl (Ü)
Adenauer V 22.10.1957 CDU/CSU-DP ME – K kl (Ü)
Adenauer VI 02.07.1960 CDU/CSU ME – E
Adenauer VII 07.11.1961 CDU/CSU-FDP ME – K kl
Adenauer VIII 19.11.1962 CDU/CSU MI – E
Adenauer IX 13.12.1962 CDU/CSU-FDP ME – K kl
Erhard I 20.10.1963 CDU/CSU-FDP ME – K kl
Erhard II 16.10.1965 CDU/CSU-FDP ME – K kl
Erhard III 28.10.1966 CDU/CSU MI – E
Kiesinger 01.12.1966 CDU/CSU-SPD ME – K g
Brandt I 21.10.1969 SPD-FDP ME – K kl
Brandt II 14.12.1972 SPD-FDP ME – K kl
Schmidt I 16.05.1974 SPD-FDP ME – K kl
Schmidt II 15.12.1976 SPD-FDP ME – K kl
Schmidt III 05.11.1980 SPD-FDP ME – K kl
Schmidt IV 17.09.1982 SPD MI – E
Kohl I 01.10.1982 CDU/CSU-FDP ME – K kl
Kohl II 29.03.1983 CDU/CSU-FDP ME – K kl
Kohl III 11.03.1987 CDU/CSU-FDP ME – K kl
Kohl IV 30.10.1990 CDU/CSU-FDP-DSU ME – K kl (Ü)
Kohl V 17.01.1991 CDU/CSU-FDP ME – K kl
Kohl VI 15.11.1994 CDU/CSU-FDP ME – K kl
Schröder I 27.10.1998 SPD-Grüne ME – K kl
Schröder II 22.10.2002 SPD-Grüne ME – K kl
Merkel I 22.11.2005 CDU/CSU-SPD ME – K g
Merkel II 28.10.2009 CDU/CSU-FDP ME – K kl
Merkel III 17.12.2013 CDU/CSU-SPD ME – K g

ME = Mehrheitsregierung, MI = Minderheitsregierung, K = Koalitionsregierung, E = Einparteienregierung, kl = kleine 
Koalition, Ü = Überschuss-Koalition (mehr Parteien als zur Bildung der absoluten Mehrheit nötig), g = Große Koalition 
(gebildet aus den beiden größten Parteien).
Quelle: Frank Decker: Regieren im „Parteienbundesstaat“. Zur Architektur der deutschen Politik. Wiesbaden 2011, S. 61.

108

Ec
kh

a
rd

 J
es

se

bis2017_0203_inhalt.indd   108 19.07.17   16:21



Bundestagswahlen 2013 und Koalitionsverhalten

Vor der Bundestagswahl 2013 hatte sich die FDP ohne 
Wenn und Aber zur Fortsetzung der Koalition mit der Union 
bekannt, diese zur FDP, wiewohl mit Abstrichen. Die SPD 
hatte eine klare Koalitionspräferenz zu den Grünen abge-
legt und ein Bündnis mit der Partei Die Linke kategorisch 
abgelehnt. Die Grünen, weniger dogmatisch, bekannten 
sich zwar zur SPD, schlossen aber weder Bündnisse mit der 
Union noch mit der Linken aus. 
Diese Bundestagswahl endete mit einem paradoxen Er-
gebnis. Obwohl die Parteien „rechts“ der Mitte (die Union, 
die FDP und die AfD) mehr Stimmen und die Parteien „links“ 
der Mitte (die SPD, Bündnis/Die Grünen, Die Linke) weni-
ger Stimmen erhielten als 2009, war dies bei den Manda-
ten umgekehrt. Der Grund: FDP und AfD scheiterten mit 4,8 
und mit 4,7 Prozent knapp an der Fünfprozenthürde.
So wurde wieder, wie acht Jahre zuvor, eine Große Koali-
tion gebildet. Dies war für die SPD nicht ganz einfach, da 
ein Teil der Mitglieder die Gefahr sah, sich als Juniorpart-
ner nicht genügend profilieren zu können. Zwei gravie-
rende Unterschiede gegenüber 2005 sind erkennbar: Zum 
einen gab es 2013 eine arithmetische, allerdings keine po-
litische Mehrheit für eine Koalition aus Schwarz-Grün, zum 
anderen konnte die FDP nach ihrem besten Ergebnis bei 
der Bundestagswahl 2009 (14,6 Prozent) die Fünfprozent-
klausel nicht überwinden. Schwarz-Gelb hatte mehr Stim-
men als Rot-Grün-Rot, aber eben nicht mehr Mandate. Das 
Scheitern der Liberalen an der Fünfprozenthürde fußte auf 
vielen Ursachen. Ein Grund liegt in der falschen Koalitions-
strategie des „bürgerlichen“ Lagers am Ende des Wahl-
kampfes: Die FDP übertrieb es nach dem für sie schlechten 
Ausgang bei der bayerischen Landtagswahl eine Woche 
vor der Bundestagswahl mit dem „Koalitionswahlkampf“ 
(Stichwort: „Leihstimmenkampagne“), die Union hingegen 

vermied jeden „Koalitionswahlkampf“, um keine Zweitstim-
men an die FDP abgeben zu müssen. Die Liberalen hätten 
wissen müssen: Das Resultat der bayerischen Landtags-
wahl mit dem starken Abschneiden der Freien Wähler be-
deutet wenig für die Bundestagswahl und die Politiker der 
Union. Für die Fortsetzung der Koalition bedarf es der 
Mandate der FDP. Der Union wäre als stärkster politischer 
Kraft ohnehin das Amt des Bundeskanzlers zugefallen 
(beim Fehlen einer „bürgerlichen“ Mandatsmehrheit).
Nahezu unmittelbar nach der Bundestagswahl erklärten 
Grüne und SPD die „Ausschließeritis“ (Tarek Al-Wazir) für 
beendet. Die Grünen zogen auf ihrem Berliner Parteitag im 
Oktober 2013 die Konsequenz aus dem dreimaligen Schei-
tern von Rot-Grün und damit aus ihrer Oppositionsrolle 
von 2005 an, befürworteten offensiv andere Koalitionsop-
tionen wie Rot-Grün-Rot und Schwarz-Grün, um wieder an 
die Regierung zu gelangen. Und die SPD verabschiedete 
auf ihrem Bundesparteitag im November 2013 einen Leit-
antrag, wonach Koalitionen mit der politischen Konkurrenz 
nicht auszuschließen seien – bis auf rechtsextremistische 
und -populistische Parteien. Ihr Ziel: nicht mehr bloß Juni-
orpartner in einer Großen Koalition zu sein, sondern wie-
der den Kanzler zu stellen. Allerdings sind nicht zuletzt we-
gen der außenpolitischen Haltung der Partei Die Linke, 
etwa mit Blick auf das Russland Putins, die Vorbehalte der 
SPD (und der Grünen) gegenüber der linken Konkurrenz 
wieder gewachsen. Während der gesamten Legislaturpe-
riode spielte bei der SPD und den Grünen die Überlegung 
keine Rolle, eventuell das Bündnis mit der Union zu been-
den und stattdessen eine Koalition mit der Partei Die Linke 
einzugehen. 

Tabelle 2: Landtagswahlen seit den Bundestagswahlen 2013 im Vergleich zu den Wahlen davor (in Prozent; 
Abweichungen in Prozentpunkten)

Land Termin CDU SPD B90/Gr. Die Linke FDP AfD Sonstige

Sachsen 31.8.14 39,4 (-0,8) 12,4 (+2,0) 5,7 (-0,7) 18,9 (-1,7) 3,8 (-6,2) 9,7 (+9,7) 10,1 (-2,3)

Thüringen 14.9. 14 33,5 (+2,2) 12,4 (-6,1) 5,7 (-0,5) 28,2 (+0,8) 2,5 (-5,1) 10,6 (+10,6) 7,1 (-1,8)

Branden-
burg

14.9. 14 23,0 (+3,2) 31,9 (-1,1) 6,2 (+0,5) 18,6 (-8,6) 1,5 (-5,7) 12,2 (+12,2) 5,6 (-1,7)

Hamburg 15.2. 15 15,9 (-6,0) 45,6 (-2,8) 12,3 (+1,1) 8,5 (+2,1) 7,4 (+0,7) 6,1 (+6,1) 4,2 (-1,2)

Bremen 10.5. 15 22,4 (+2,0) 32,8 (-5,8) 15,1 (-7,4) 9,5 (+3,9) 6,6 (+4,2) 5,5 (+5,5) 8,0 (-2,4)

Baden-
Württem-
berg

13.3. 16 27,0 (-12,0) 12,7 (-10,4) 30,3 (+6,1) 2,9 (+0,1) 8,3 (+3,0) 15,1 (+15,1) 3,7 (-1,9)

Rheinland-
Pfalz

13.3.16 31,8 (-3,4) 36,2 (+0,5) 5,3 (-10,1) 2,8 (-0,2) 6,2 (+2,0) 12,6 (+12,6) 5,1 (-1,4)

Sachsen-
Anhalt

13.3.16 29,8 (-2,7) 10,6 (-10,9) 5,2 (-1,9) 16,3 (-7,4) 4,9 (+1,1) 24,3 (+24,3) 8,9 (-2,5)

Mecklen-
burg-Vor-
pommern

4.9.16 19,0 (-4,0) 30,6 (-5,0) 4,8 (-3,9) 13,2 (-5,2) 3,0 (+0,2) 20,8 (+20,8) 8,6 (-2,9)

Berlin 18.9.16 17,6 (-5,7) 21,6 (-6,7) 15,2 (-2,4) 15,6 (+3,9) 6,7 (+4,9) 14,2 (+14,2) 9,2 (-8,2)

Saarland 26.3.17 40,7 (+5,5) 29,6 (-1,0) 4,0 (-1,0) 12,8 (-3,3) 3,3 (+2,1) 6,2 (+6,2) 3,5 (-8,5)

Schleswig-
Holstein

7.5.17 32,0 (+1,2) 27,3 (-3,1) 12,9 (-0,3) 3,8 (+1,5) 11,5 (+3,3) 5,9 (+5,9) 7,6 (-8,5)

Nordrhein-
Westfalen

14.5.17 33,0 (+6,7) 31,2 (-7,9) 6,4 (-4,9) 4,9 (+2,4) 12,6 (+4,0) 7,4 (+7,4) 4,5 (-7,7)

Quelle: Amtliche Wahlstatistiken.
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Wahl- und Koalitionsverhalten in den Ländern seit 
der Bundestagswahl 2013

Gab es in den ersten zwei Jahrzehnten kein einheitliches 
Koalitionsmuster in den Bundesländern, so wandelte sich 
dies nach Bildung der sozial-liberalen Koalition im Bund 
1969. Die Liberalen gingen in den Ländern zunächst kein 
Bündnis mit der SPD ein. Dies änderte sich erst Ende der 
1970er Jahre. Zur Zeit der schwarz-gelben Koalition von 
1982 bis 1998 präjudizierte die Konstellation im Bund nicht 
die in den Ländern. Zwischen 1998 und 2005, als Rot-Grün 
im Bund regierte, gab es zwar noch keine schwarz-grüne 
Koalitionen, wohl aber rot-gelbe (Rheinland-Pfalz) und 
rot-rote (Mecklenburg-Vorpommern und Berlin). Mit der 
Hauptregierungspartei der Union ab 2005 im Bund nahm 
die Zahl der unterschiedlich zusammengesetzten Koalitio-
nen zu, bedingt durch den Abbau ideologischer Schran-
ken und durch die Notwendigkeiten, große Koalitionen 
möglichst zu vermeiden.
Die Landtagswahlen seit 2014 ließen in jedem Jahr Cha-
rakteristika erkennen. Das gilt für den Ausgang der Wah-
len (Tabelle 2) wie für die Koalitionsbildung (Tabelle 3). 
Jedes Jahr war der Trend ein anderer. Dabei decken sich 
die Ergebnisse bei Wahlen und der Koalitionsbildung nicht 
immer.2 Da in fast allen Bundesländern die Wahlperiode 
mittlerweile fünf Jahre beträgt (nur nicht in Bremen) und 
aufgrund der Stabilität der Landesregierungen vorzeitige 
Neuwahlen ausblieben, fanden nach der Bundestagswahl 
2013 lediglich 13 Landtagswahlen statt (nicht in Nieder-
sachsen, Bayern und Hessen). 
Der Ausgang der drei Landtagswahlen 2014 in Sachsen, 
Brandenburg und Thüringen ließ die Öffentlichkeit durch 
die großen Erfolge der AfD mit im Schnitt über zehn Prozent 
aufhorchen. Hingegen brach die FDP ein: Sie verlor zwei 
von drei Wählerstimmen. Unter dem Gesichtspunkt der Ko-
alitionsbildung ist jedoch eine Partei vom entgegengesetz-
ten politischen Spektrum hervorhebenswert: Der Partei Die 
Linke gelang es, 25 Jahre nach der friedlichen Revolution 
mit Bodo Ramelow das Amt des thüringischen Ministerprä-
sidenten zu übernehmen. SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
hatten zuvor eine Regierungsbildung mit ihr nicht ausge-
schlossen. Zudem setzte Brandenburg die rot-rote Koali-
tion fort. 

Die Wahlen in den Stadtstaaten Bremen und Hamburg 
2015 bestätigten die SPD, die eine Koalition mit der Partei 
Die Linke strikt ausgeschlossen hatte, trotz der Stimmenver-
luste als eindeutigen Wahlsieger. Die CDU blieb als zweite 
Kraft klar dahinter, erst recht Bündnis 90/Die Grünen als 
drit te Kraft. Steigerte sich die Partei Die Linke in beiden 
Stadtstaaten (vierter Platz), so gelang dies auch der FDP. 
Sie lag damit vor der AfD, die jeweils knapp die Fünfpro-
zenthürde überwand. Zu dieser Zeit stand neben Frauke 
Petry noch der euro(pa)kritische Bernd Lucke an der Spitze 
der Partei. Er musste nach einem Machtkampf bald dem 
Gespann um Frauke Petry und Jörg Meuthen Platz machen 
und verließ mit seiner Richtung die AfD, die in der Folge 
bald einen Antiflüchtlings-Kurs einzuschlagen begann. 
SPD und Grüne bildeten jeweils die Regierung, wobei die 
SPD in Hamburg ihre Mandatsmehrheit verloren hatte.
Der Ausgang der drei Wahlen am 13. März 2016 in Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt sowie 
der beiden Wahlen im September in Mecklenburg-Vor-
pommern und in Berlin, die jeweils stark von den Folgen der 
„Flüchtlingskrise“ geprägt waren, bedeutete für das Wahl-
verhalten eine Zäsur vor allem in zwei Punkten. Erstens: Die 
als rechtspopulistisch geltende AfD avancierte in Sach-
sen-Anhalt (24,3 Prozent) sowie in Mecklenburg-Vorpom-
mern (20,8 Prozent) zur zweitstärksten Kraft, in Baden-
Württemberg (15,1 Prozent) und Rheinland-Pfalz (12,6 Pro-
zent) jeweils zur drit tstärksten. In Berlin langte es mit 14,2 
Prozent zwar nur zum fünften Platz, aber sie lag damit le-
diglich knapp hinter der CDU, der Partei Die Linke sowie 
den Grünen. Die AfD schnitt in Baden-Württemberg, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen besser als die SPD ab, in Meck-
lenburg-Vorpommern besser als die CDU. Die Ergebnisse 
in allen fünf Ländern waren für sie erfolgreicher als vorher 
und nachher. Zweitens: Die großen Volksparteien CDU 
und SPD erreichten in Baden-Württemberg, Sachsen-An-
halt, Mecklenburg-Vorpommern und Berlin keine 50 Pro-
zent der Stimmen. In Sachsen-Anhalt entfielen auf sie so-
gar weniger Stimmen als auf die beiden populistischen 
Kräfte AfD und Die Linke. Und in Berlin erreichte die SPD als 
stärkste Kraft nur 21,6 Prozent, mit der CDU zusammen 
nicht einmal 40 Prozent. Das alles hatte es zuvor ebenso 
nicht gegeben wie die Etablierung der Grünen zur stärks-
ten Kraft in einem Bundesland (Baden-Württemberg). CDU 

Tabelle 3: Regierungsbildung in den Ländern seit den Bundestagswahlen 2013

Vorher Nachher

Sachsen CDU – FDP CDU – SPD
Thüringen CDU – SPD Die Linke – SPD – B90/Grüne
Brandenburg SPD – Die Linke SPD – Die Linke
Hamburg SPD SPD – B90/Grüne
Bremen SPD – B90/Grüne SPD – B90/Grüne
Baden-Württemberg B90/Grüne – SPD B90/Grüne – CDU
Rheinland-Pfalz SPD – B90/Grüne SPD – FDP – B90/Grüne
Sachsen-Anhalt CDU – SPD CDU – SPD – B90/Grüne
Mecklenburg-Vorpommern SPD – CDU SPD – CDU
Berlin SPD – CDU SPD – Die Linke – B90/Grüne
Saarland CDU – SPD CDU – SPD
Schleswig-Holstein SPD – B90/Grüne – SSW CDU – B90/Grüne – FDP
Nordrhein-Westfalen SPD – B90/Grüne CDU – FDP

Quelle: Eigene Zusammenstellung.
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und SPD, in Rheinland-Pfalz konnte sich diese halten, verlo-
ren überall, zum Teil dramatisch. Hingegen setzte die FDP 
ihren Siegeszug fort, wenngleich sie in Sachsen-Anhalt 
und in Mecklenburg-Vorpommern nicht die Fünfprozent-
hürde zu überwinden vermochte. Was die Regierungsbil-
dung betrif f t, so sieht das Bild anders aus. Die SPD hatte in 
den beiden ostdeutschen Ländern eine Koalition mit der 
Partei Die Linke jeweils nicht ausgeschlossen, wohl aber in 
den westdeutschen. In Berlin gelangte sie in die Regie-
rung, da hier wie in Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt 
eine Koalition aus drei Parteien gebildet wurde, zum Teil 
gebildet werden musste. Von diesem Umstand profitierten 
besonders die Grünen. Obwohl sie bis auf Baden-Würt-
temberg dank ihres Ministerpräsidenten Winfried Kretsch-
mann überall Stimmen einbüßten, gelangten sie wie die 
Sozialdemokraten viermal in die Regierung. Selbst die FDP 
konnte in einem Bundesland (Rheinland-Pfalz) wieder in 
das Kabinett rücken, und das in einer „Ampel“-Koalition.
Vor den drei Landtagswahlen 2017 im Saarland, in Schles-
wig-Holstein und in Nordrhein-Westfalen hatte die SPD 
mit Martin Schulz einen neuen Spitzenkandidaten für die 
Bundestagswahl und neuen Vorsitzenden gekürt, der die 
Partei in allen Meinungsumfragen zunächst fast an die 
Werte der Union heranführen konnte. Doch schnell be-
gann sein Stern zu sinken. Auch wenn Landtagswahlen na-
turgemäß nicht allein von der Bundespolitik bestimmt sind, 
war er offenkundig kein Zugpferd für die SPD, wie die Er-
gebnisse erkennen ließen. Erlebte die SPD in allen drei 
Ländern einen Stimmenrückgang3, zum Teil einen deutli-
chen (wie in Nordrhein-Westfalen), so gewann die CDU 
überall hinzu, im Saarland 5,5 Punkte und in Nordrhein-
Westfalen sogar 6,7 Punkte – das sind die größten Zunah-
men seit der Kanzlerschaft Angela Merkels bei einer Land-
tagswahl. Der „natürliche“ Partner der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, musste parallel dazu Einbußen hinnehmen, 
der „natürliche“ Partner der CDU, die FDP, legte deutlich 
zu. Die AfD überwand zwar die Fünfprozenthürde, aber 
der Rückgang des Zuzugs von Flüchtlingen löste bei ihr ei-
nen Rückgang der Stimmen aus. Die SPD hatte im Saarland 
eine Koalition mit der Linken zwar nicht direkt angestrebt, 
aber keinesfalls ausgeschlossen. In Nordrhein-Westfalen 
tat die SPD erst wenige Tage vor der Wahl kund, ein Bünd-
nis komme mit ihr nicht in Frage. Diesmal wirkten sich Stim-

mengewinne wie -verluste deutlich bei der Regierungsbil-
dung aus. In allen drei Ländern stellte die CDU den Minis-
terpräsidenten. Wäre die AfD nicht in den Landtag des 
Saarlandes gelangt, hätte dort Rot-Rot eine Mehrheit er-
reicht. Wurde in Schleswig-Holstein die „Küstenkoalition“ 
(SPD, Grüne und SSW) durch eine schwarze „Ampel“ ab-
gelöst, so gelang der CDU und der FDP in Nordrhein-
Westfalen, dem deutlich größten Bundesland, der einzige 
ungefilterte Regierungswechsel zwischen 2014 und 2017: 
Die beiden Oppositionsparteien bilden nun die Regie-
rung, die beiden Regierungsparteien die Opposition (zu-
sammen mit der AfD). 
Insgesamt fiel das Abschneiden der im Bund regierenden 
Parteien im Vergleich zu den vorherigen Landtagswahlen 
recht durchwachsen aus. Die CDU verlor in sieben der 13 
Bundesländer Stimmen, die SPD gar musste elfmal Verluste 
hinnehmen; bei den Oppositionsparteien war dies nicht 
viel besser: Bündnis 90/Die Grünen verlor zehnmal, Die 
Linke sechsmal. Die AfD zog in alle 13 Landtage ein, Bünd-
nis 90/Die Grünen in elf, Die Linke in neun und die FDP in 
deren sieben. Dreimal verlor eine Partei das Amt des Re-
gierungschefs, zweimal die SPD (Schleswig-Holstein, 
Nordrhein-Westfalen), einmal die CDU (Thüringen). Die 
Piratenpartei schied ebenso aus allen Landtagen aus wie 
die NPD. Kein Regierungsbündnis brach vorzeitig ausein-
ander, anders als 2012 (im Saarland, in Schleswig-Hol-
stein und in Nordrhein-Westfalen).
In den Bundesländern gleichen die unterschiedlich zusam-
mengesetzten Regierungen einem Flickenteppich, wobei 
früher übliche Koalitionen (Schwarz-Gelb bzw. Rot-Gelb) 
fast völlig oder nahezu fehlen. Unter Berücksichtigung der 
Größenverhältnisse und unter Berücksichtigung der drei 
Länder, in denen zuletzt 2013 gewählt wurde, ergibt sich 
folgendes Bild: SPD und Grüne (3x); CDU und SPD (2x); 
CDU und FDP (1x); CDU und Grüne (1x); CDU, SPD und 
Grüne (1x); CDU, Grüne und FDP (1x); SPD und CDU (1x); 
SPD und Linke (1x); SPD, FDP, Grüne (1x); SPD, Linke und 
Grüne (1x); Linke, SPD und Grüne (1x); Grüne und CDU (1x); 
CSU (1x). Die SPD ist allein an elf Landesregierungen betei-

2016 etablierten sich die 
 Grünen zur stärksten Kraft in 
einem jahrelang von der CDU 
dominierten Bundesland. Dass 
sie im Gegensatz zu anderen 
Landtagswahlen in Baden-
Württemberg keine Stimmen 
einbüßten, verdanken sie u. a. 
ihrem Ministerpräsidenten 
Winfried Kretschmann.
 picture alliance/dpa
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ligt, Bündnis 90/Die Grünen immerhin an zehn, die Union 
an neun, die Partei Die Linke und die FDP jeweils an deren 
drei. Wie schnell die Konstellationen sich ändern können, 
ist etwa an Baden-Württemberg und Thüringen erkenn-
bar: Die Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann (seit 
2011) und Bodo Ramelow (seit 2014) stammen weder aus 
den Reihen der Union noch aus denen der SPD.4 Zehn Jahre 
zuvor hätte dies als nahezu ausgeschlossen gegolten.

Szenario vor der Bundestagswahl 2017

Der Blick auf die Wahl in den Bundesländern in der letzten 
Legislaturperiode muss die Koalitionskonstellation 2017 im 
Bund keineswegs präjudizieren. Jedoch: Wie der Ausgang 
der Wahl in Bayern 2013 der FDP geschadet hat, kann ihr 
der in Nordrhein-Westfalen 2017 nützen. Und das ausge-
sprochen magere Abschneiden der SPD bei den drei Land-
tagswahlen 2017 – trotz des neuen Spitzenkandidaten 
Martin Schulz – dürfte die Aufbruchstimmung in der Partei 
merklich gedämpft haben.
Landtagswahlen („Nebenwahlen“) sind allenfalls bedingt 
ein Indikator für den Ausgang der Bundestagswahlen 
(„Hauptwahlen“), wie beispielsweise das Jahr 2013 illust-
riert. Damals triumphierte die Union, obwohl sie bei den 
Landtagswahlen zuvor zum Teil herbe Verluste hatte hin-
nehmen müssen. Ein Grund: Regierungsparteien im Bund 
werden bei Landtagswahlen „abgestraft“. Freilich trit t die-
ser Effekt bei einer Großen Koalition weniger deutlich auf. 
Hinzu kommt wegen der nachlassenden Bindung an Par-
teien das hohe Ausmaß an Volatilität. Zudem entscheiden 
die Bürgerinnen und Bürger kurzfristiger. Ein markantes Er-
eignis, etwa ein Attentat durch islamistische Fundmentalis-
ten, durch Rechts- oder Linksextremisten, kurz vor der Bun-
destagswahl, kann sämtliche Vorhersagen über den Hau-
fen werfen.
Da wegen der abnehmenden Integrationskraft der großen 
Parteien auf Bundesebene eine Mehrheit für eine schwarz-
gelbe oder rot-grüne Koalition schwerer zu erreichen sein 
wird, kommen andere Koalitionskonstellationen wie Drei-
erbündnisse ins Spiel, allerdings nicht zwangsläufig. Ers-
tens verbietet sich die Verabsolutierung von Momentauf-
nahmen, kann doch eine schwarz-gelbe Konstellation 
(oder, weniger wahrscheinlich: eine rot-grüne) durchaus 
wieder eine Mehrheit erlangen; zweitens ist das gegen-
wärtige Sechsparteiensystem nicht „festgeschrieben“. Die 
Stammwählerschaft der FDP, der Grünen, der Partei Die 
Linke und der AfD liegt keineswegs über fünf Prozent5; drit-
tens ist die Zunahme großer Koalitionen aufgrund fehlen-
der Alternativen möglich; viertens ist ein Scheitern eines 
Dreierbündnisses wegen prinzipieller Unterschiede der 
Partner nicht auszuschließen.
Eine Koalition zwischen Schwarz und Grün, zuweilen als 
Bündnis der „neuen Bürgerlichkeit“ (Volker Kronenberg) 
apostrophiert, ist unter demokratietheoretischen Aspekten 
ebenso sinnvoll wie eine zwischen Rot und Gelb – zum ei-
nen, weil es aus eindeutig demokratischen Kräften besteht, 
zum anderen, weil es lediglich zwei Parteien umfasst. Das 
in Dreierkoalitionen angelegte Konfliktpotenzial wäre un-
gleich größer. Freilich: Ein solch lagerexternes Bündnis 
würde den ohnehin (zu) stark konsensdemokratisch ausge-
richteten Charakter des politischen Systems weiter festi-
gen. Ein „Projekt“ ist Schwarz-Grün daher nicht, erst recht 
nicht Schwarz-Grün-Gelb, ebenso nicht Rot-Grün-Gelb 

und Rot-Grün-Rot. Jedoch sind solche Zweckbündnisse 
wohl besser als Große Koalitionen oder erst recht Bünd-
nisse unter Einbeziehung einer nicht klar zum Verfassungs-
bogen zu rechnenden Kraft.
Wie erwähnt: Die Bundestagsparteien scheinen, was die 
Bundesebene betrif ft, Koalitionsoptionen immer weniger 
auszuschließen (für die FDP gilt das ebenso), so dass eine 
Große Koalition wohl nur als Notlösung erscheint. Aller-
dings wird durch das Aufkommen der rechtspopulistischen 
AfD manches relativiert: Erstens gehen alle etablierten 
Parteien auf Distanz zu dieser Partei, die somit nicht als ko-
alitionsfähig gilt und gegenwärtig auch kein Bündnis mit 
einer Partei anstrebt. Zweitens kann durch die parlamenta-
rische Existenz der AfD doch wieder eine Große Koalition 
ins Spiel kommen, wenn etwa eine schwarz-grüne oder 
eine rot-grün-rote Mehrheit ausbleibt und ein Dreierbünd-
nis aus den zuvor genannten Gründen scheitert.
Die jeweilige Koalitionsbildung hängt von vielen Unwäg-
barkeiten ab: von arithmetischen wie von politischen. Was 
nützt eine arithmetische Mehrheit für zwei Parteien, wenn 
ein politischer Konsens fehlt? So war es 2013 mit Schwarz-
Grün im Bund. Umgekehrt gilt: Was nützt ein politischer 
Konsens, wenn eine arithmetische Mehrheit fehlt? So 
könnte es 2017 mit Schwarz-Grün sein. Spiegelverkehrt gilt 
das für Rot-Rot-Grün. Diese Variante erwies sich 2013 als 
arithmetisch möglich, aber nicht als politisch. Und 2017 ist 
sie vielleicht politisch möglich, jedoch wohl nicht arithme-
tisch. Allerdings stimmt die Parallele nicht ganz: Vor der 
Bundestagswahl 2013 hatten weder die Union noch Bünd-
nis 90/Die Grünen eine schwarz-grüne Koalition ausge-
schlossen, hingegen die SPD ein Bündnis mit der Partei Die 
Linke. Ansonsten wäre wohl eine rot-rot-grüne Mehrheit 
ausgeblieben, wollten doch manche Wählerinnen und 
Wähler der SPD und von Bündnis 90 um keinen Preis eine 
derartige Koalition. Insofern bedarf die These, für Rot-
Grün-Rot habe 2013 eine arithmetische Mehrheit vorgele-
gen, der Relativierung.
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Die gewachsene Fragmentierung des hiesigen Parteiensys-
tems erschwert die Koalitionsbildung. Ein Extrembeispiel: 
CDU und SPD mussten (wie erwähnt) 2016 in Sachsen-An-
halt zur Erlangung einer regierungsfähigen Mehrheit mit 
den Grünen ein Bündnis eingehen.6 Damit ist zwar nicht für 
den Bund zu rechnen, aber herkömmliche Zweierkoalitio-
nen (Schwarz-Gelb versus Rot-Grün) sind erschwert, wenn 
nicht gar unmöglich geworden, jedenfalls gegenwärtig. 
Angesichts des Weimarer Traumas gelten Minderheitsre-
gierungen nicht als sinnvolle Alternative, schon gar nicht für 
den Bund. Und lagerübergreifende Dreierbündnisse, von 
den Wählern nicht „abgesegnet“ und mit Reibungsverlus-
ten behaftet, provozieren neue Konflikte. 
Trotz der mangelnden Übertragbarkeit der Koalitions-
bündnisse von den Ländern auf den Bund: Für die SPD ist 
das thüringische Experiment 2014 (und das Berliner Expe-
riment 2016) so wichtig wie das hessische Experiment 2013 
für die Union (und das in Schleswig-Holstein 2017), ob-
gleich beide Seiten von einem „Testfall“ nichts wissen wol-
len, um nicht die eigene Klientel zu irritieren. Selbst eine 
schwarz-gelbe Koalition im Bund ist nach dem überra-
schenden Ergebnis in Nordrhein-Westfallen wieder eine 
diskutierte Möglichkeit. Noch vor zwei Jahren wurde viel-
fach das Totenglöcklein für die Liberalen geläutet. Es ist 
also schwer, das wahrscheinliche Szenario nach der Bun-
destagswahl 2017 zu entwerfen.
Gleichwohl will der Verfasser einer Prognose nicht aus 
dem Wege gehen und drei Thesen formulieren. Dabei wird 
darauf verzichtet, die in der Koalitionsforschung als ent-
scheidend genannten Kriterien für die Bildung einer Koali-
tion (vote-seeking, office-seeking, policy-seeking) im Einzel-
nen zu erörtern. Augenscheinlich genügt dieses Dreierbün-
del nicht: So fehlt identity-seeking (Roland Sturm), da die 
„Chemie“ zwischen den Partnern stimmen muss. Zum Bei-
spiel gab es lange Zeit einen stark habituell bedingten 
Graben zwischen der Union und den Grünen; dieser hatte 
die Anbahnung erschwert, weniger das Ausmaß an inhalt-
lichen Differenzen.

Drei Prognosen

 l Erstens: Der neue Bundestag wird wohl sechs Fraktionen 
umfassen. Neben der CDU, der SPD, der Linken und den 
Grünen dürften auch die FDP und die AfD in das Bundes-
parlament gelangen. Dafür sprechen die Ergebnisse bei 
den letzten Landtagswahlen. Die Liberalen haben seit 
2015 jedes Mal zugelegt, und der AfD ist es gelungen, 
ungeachtet schwerer interner Zwistigkeiten, stets die 
Fünfprozenthürde zu überwinden. Die Linke schafft den 
Einzug in den Bundestag schon mit Hilfe des Gewinns 
von drei Direktmandaten; am gefährdetsten sind viel-
leicht die Grünen, zum einen wegen der für sie prekären 
Koalitionsproblematik, zum andern wegen der „Groß-
wetterlage“, denn die Partei scheint für das Sicherheits-
verlangen vieler Bürgerinnen und Bürger nur begrenztes 
Interesse aufzubringen. Eine Aussage darüber zu treffen, 
welche der vier kleinen Parteien den dritten Platz ein-
nimmt, wäre Kaffeesatzleserei, trägt auch für die Frage 
nach der Regierungsbildung nur bedingt etwas bei. 
 l Zweitens: Die Union dürfte vor der SPD liegen, wobei der 

Vorsprung wohl nicht so knapp ausfällt wie 2005 (1,0 
Punkte) und nicht so klar wie 2013 (15,8 Punkte). Eine 
Wechselstimmung ist in einer Zeit überwiegenden öko-
nomischen Wohlergehens weder erkennbar noch er-
wartbar. Die SPD unter Martin Schulz, der keinen wichti-
gen Posten im Staat innehat, ist der Union Merkels struk-
turell unterlegen. Was ein Vorteil sein sollte, in die 
Regierung der Großen Koalition nicht eingebunden zu 
sein, erweist sich als Nachteil. Und die Annahme, die 
SPD hätte als zweitstärkste Kraft eine Chance auf das 
Amt des Regierungschefs, gehört in den Bereich des Un-
realistischen, denn FDP und AfD wären dafür nicht zu ge-
winnen. Die Konsequenz dieser Konstellation: Die alte 
Bundeskanzlerin ist die neue Bundeskanzlerin, die für 
viele Wähler als eine Art Fels in der Brandung Stabilität, 
Stärke und Sicherheit verkörpert. Sie wandelt damit auf 
den Spuren Konrad Adenauers (mit einer Kanzlerschaft 
von 14 Jahren) und Helmut Kohls (mit einer Kanzlerschaft 
von 16 Jahren). Ob Angela Merkel in der Mitte der Legis-
laturperiode zurücktrit t? Ob sie die Fehler ihrer Vorgän-
ger mit Blick auf die eigene Nachfolge vermeidet? 
 l Drittens: Sollte es arithmetisch für ein Bündnis der Union 

mit der FDP reichen, so kommt dieses zustande, unabhän-
gig davon, ob Union und die Grünen ebenfalls eine re-
gierungsfähige Mehrheit erlangen. Eine schwarz-gelbe 
Mehrheit bedeutet auch eine schwarz-gelbe Regierung. 
Bei einer schwarz-grünen (und keiner schwarz-gelben) 
Mehrheit ist eine derartige Konstellation wohl unver-
meidlich, da die SPD, eingedenk der negativen Erfahrun-
gen als Juniorpartner, den Grünen den Vortritt ließe. 
Diese sind im Bund seit 2005 in der Opposition und stre-
ben eine Regierungsbeteiligung an, nachdem die Bin-
dung an die SPD keine Machtoption eröffnete. Sollte ei-
nem schwarz-gelben und einem schwarz-grünen Bünd-
nis eine Mehrheit fehlen, ist eine „schwarze Ampel“ 
wahrscheinlicher als eine Große Koalition. Dieses Drei-
erbündnis wäre, anders als das Dreierbündnis 1949 
(Union, FDP, DP), ein lagerexternes.7 Die Konflikte zwi-
schen den Grünen und zumal der CSU könnten Spreng-

Was nützt ein politischer Kon-
sens, wenn eine arithmetische 
Mehrheit fehlt? Dies galt 2013 
für Rot-Rot-Grün. Und auch 
2017 ist sie vielleicht politisch 
möglich, jedoch wohl nicht 
arithmetisch.
 picture alliance/dpa
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stoff bergen. Eine Große Koalition käme angesichts der 
sozialdemokratischen Vorbehalte wohl nur für den Fall 
einer fehlenden arithmetischen Mehrheit einer anderen 
Konstellation als letzter Ausweg in Frage. Eine Minder-
heitenkoalition im Bund scheidet als Variante aus.

Auch wenn dieses Szenario für die Union günstig erscheint: 
Wer sagt, die Wahl sei entschieden, nimmt die mündigen 
Wählerinnen und Wähler nicht ernst. Und: Die Union be-
darf einer harten Konkurrenz durch die andere Volkspar-
tei. Bei einer großen Schwäche der SPD könnten Konflikte 
zwischen den beiden Unionsparteien wieder aufbrechen. 
Diese zeigten dann Geschlossenheit, als die SPD dabei 
war, in den Umfragen mächtig Boden gutzumachen. Die 
Sozialdemokratie steht bei der Demoskopie vier Monate 
vor der Bundestagswahl und vier Monate nach der Inthro-
nisation von Schulz etwas besser da als in der Ära Gabriel 
– aber eben nicht gut. Sie hofft auf die „Zeit nach Merkel“ 
– und da ist ein Platz in der Opposition günstiger als einer 
in der Regierung.

Demokratietheoretische Problematik

In der Koalitionsforschung gibt es – vereinfacht ausge-
drückt – zwei gegensätzliche Lesarten: Die eine Richtung 
plädiert dafür, Parteien sollen keine Koalitionsaussagen 
treffen, um nach der Wahl für verschiedene Optionen fle-
xibel zu sein. Die Gefahr: Die Stimme der Wählerin bzw. 
des Wählers wird entwertet. Die andere Richtung hält da-
ran fest, eine klare Koalitionspräferenz (zumal der kleinen 
Parteien) sei notwendig, damit die Wählerinnen und der 
Wähler vor der Wahl wissen, was mit ihrer Stimme ge-
schieht. Die Gefahr: Auf diese Weise kommt es zu einer 

„Blockierung“ – der oft letzte Ausweg bei einer Koalitions-
bildung: ein Bündnis der beiden „Großen“.
Unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten ist es in 
der Tat betrüblich, dass der Bürger „nur“ für eine Partei vo-
tiert, nicht aber für eine Regierung. Schließlich will er wis-
sen, was mit seiner Stimme nach der Wahl geschieht. Der 
Einwand, nach der Wahl könnten die Parteien doch ihre 
Mitglieder befragen8, ob sie mit einem solchen Bündnis 
einverstanden seien, verfängt nicht. Zum einen dürfen le-
diglich Mitglieder abstimmen, zum andern wollen diese 
ihre Führung mit einem Nein nicht brüskieren. Insofern han-
delt es sich bei einem derartigen Verfahren um eine Schein-
partizipation.
Das Dilemma soll am Beispiel der Grünen, die nach zwölf 
Jahren Opposition im Bund wieder in die Regierung drän-
gen, verdeutlicht werden. Zum einen bieten sich ihnen be-
sonders viele Optionen (Rot-Grün-Gelb, Rot-Grün-Rot, 
Schwarz-Grün-Gelb), zum anderen haben sie in einer Re-
gierung weniger Einfluss als eine Volkspartei. Insofern 
wäre gerade für ihre Wählerinnen und Wähler wichtig, die 
erste Koalitionspräferenz der Partei zu erfahren, spielt es 
doch eine große Rolle, ob die Grünen eine Koalition mit 
der Union (und gegebenenfalls der FDP) eingehen oder mit 
der SPD (und gegebenenfalls der Partei Die Linke). 
Gibt es Abhilfen aus diesem Koalitionsdilemma? Eine Mög-
lichkeit wäre es, das Amt des Bundeskanzlers für das 
stärkste politische Lager vorzusehen. Die kleinere Partei 
des jeweiligen Lagers, also die Liberalen oder die Grünen, 
müssten dann zu einem „Sprung über den Graben“ bereit 
sein. Auf diese Weise ließe sich eine permanente Große 
Koalition ebenso vermeiden wie der Vorwurf des Opportu-
nismus an die kleineren Kräfte. Allerdings ist nicht sicher, 
inwiefern die Wählerinnen und Wähler das Verhalten der 
kleinen Partei, die mit dem anderen Lager „geht“, honorie-
ren würden. Eine andere Möglichkeit: Dem stärksten politi-
schen Lager kommt eine Mehrheitsprämie zugute. Hier 
stellt sich ebenso die Frage, ob die Wählerin bzw. der 
Wähler ein solches Ergebnis als rechtens ansieht. 
Das Problem wird durch die parlamentarische Existenz von 
Parteien verschärft, die für eine Regierungsbildung kaum 
(Die Linke) oder gar nicht (die AfD) in Frage kommen. Denn 
umso schwerer fällt es den anderen Parteien, ein mehr-
heitsfähiges Bündnis zustande zu bringen, das keine 
Große Koalition ist. Durch solche Parteien nimmt die Seg-
mentierung ebenso zu wie die Polarisierung. 
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ANMERKUNGEN

1  CDU und CSU, die seit 1949 im Bundestag stets eine Fraktion bilden, 
gelten im Folgenden als eine politische Kraft.
2  Die erste Stimmabgabe nach der Bundestagswahl 2013, die Wahl 
zum Europäischen Parlament am 25. Mai 2014, bleibt hier ohne Berück-
sichtigung, da sie zu keiner Koalitionsbildung geführt hat. Die Union sieg-
te mit 35,3 Prozent erneut, die SPD erzielte mit ihrem Spitzenkandidaten 
Martin Schulz 27,3 Prozent.
3  Die massiven Verluste der „Piraten“, die in allen drei Landtagen ver-
treten waren, wurden kaum kommentiert.
4  Nur zweimal zuvor hatte es in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland Ministerpräsidenten gegeben, die weder der Union noch der 
SPD angehörten: Reinhold Maier (FDP) in Baden-Württemberg (1952–
1953) und Heinrich Hellwege (DP) in Niedersachsen (1955–1959). 
5  Von den kleineren Parteien waren nicht nur die Liberalen 2013 ge-
scheitert, sondern auch die Grünen 1990 (bloß das ostdeutsche Bündnis 
90 zog aufgrund der gesondert für Ost und West geltenden Fünfprozent-
klausel in den Bundestag ein) und die Postkommunisten 2002 (lediglich 
zwei Abgeordnete gelangten wegen ihres Direktmandats in den Bundes-
tag).
6  Die AfD und Die Linke hätten bei einem Scheitern der Grünen (sie 
erhielten 5,2 Prozent) an der Fünfprozenthürde eine „negative Mehrheit“ 
gehabt. Ein solches „Horrorszenario“ war vorher nicht in Erwägung gezo-
gen worden. 
7  Cum grano salis gilt: Die sozio-ökonomische Konfliktlinie trennt Union 
und FDP von den Grünen, die sozio-kulturelle die Liberalen und die Grünen 
von der Union.
8  Die SPD hat 2013 nach der Bundestagswahl und den abgeschlosse-
nen Koalitionsverhandlungen ihre Mitglieder befragt, ob eine Koalition 
mit der Union anstrebenswert sei.

Prof. Dr. Eckhard Jesse, geb. 1948, lehrte von 1993 bis 2014 an 
der Technischen Universität Chemnitz. Seine Forschungsschwer-
punkte sind: Wahl- und Parteienforschung, Demokratie- und Ex-
tremismusforschung.
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PARTEIEN: ZENTRALE AKTEURE REPRÄSENTATIVER DEMOKRATIEN

Parteien und ihre Aufgaben in der Demokratie 
Klaus Detterbeck

Parteien sind selten beliebt, für die Willensbildung in 
repräsentativen Demokratien aber unverzichtbar. Klaus 
Detterbeck geht der Frage nach, warum Parteien häufig 
einen so schlechten Ruf haben. Angemessen beurteilen 
kann man dies nur, wenn man zunächst die Aufgaben und 
Funktionen betrachtet, die Parteien in einer Demokratie 
eigentlich zukommen. Parteien erfüllen mehrere Aufga-
ben, ob es sich nun um die Repräsentation gesellschaft-
licher Interessen, die Bildung von Regierung und Oppo-
sition oder um die parlamentarische Arbeit handelt. Bei 
der Betrachtung, wie gut oder schlecht Parteien diese 
Aufgaben erfüllen, finden sich Anhaltspunkte für die 
Gründe der Vertrauenskrise. Gleichwohl sind Parteien 
zentrale Akteure moderner, repräsentativer Demokra-
tien. Daraus lassen sich Forderungen an die Parteien 
selbst ableiten, sich bestimmten Aufgaben wieder ver-
stärkt zuzuwenden. Dies erfordert umgekehrt aber auch, 
dass Bürgerinnen und Bürger verstehen, wie Parteien mit 
vielfältigen und oft widersprüchlichen Interessen und 
 Erwartungen, die das politische Handeln erschweren, 
 konfrontiert werden.  

„Modern democracy is unthinkable save in terms of political 
parties“
 (Schattschneider 1942: 1)

Einleitung: Das Rätsel der Parteien

Moderne, repräsentative Demokratien sind ohne Parteien 
undenkbar. Dieses klassische Diktum des amerikanischen 
Parteienforschers Elmer Schattschneider erscheint aus 
heutiger Sicht ebenso zutreffend wie seltsam. Es ist zutref-
fend, weil Parteien überall dort bei Wahlen auftauchen, 
wo politische Herrschaft vom Volk auf Zeit vergeben wird 
– dem Kernmerkmal repräsentativer Demokratien. Erst 
durch den Wettbewerb der Parteien erhalten die Bürgerin-
nen und Bürger eines Staates die Möglichkeit, der Politik 
eine Richtung zu geben, indem sie mit ihrer Stimmabgabe 
zwischen einer Anzahl programmatischer Angebote aus-
wählen. Das Parteiengesetz von 1967, das die deutschen 
Parteien auf demokratische Strukturen verpflichtet und ih-
nen für ihre politische Arbeit, speziell die Teilnahme an 
Wahlen, eine staatliche Teilfinanzierung gewährt, be-
zeichnet die Parteien aus diesem Grund als „notwendige[n] 
Bestandteil der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung“ (§1, Parteiengesetz). 
Über die Wahlfunktion hinaus erfüllen Parteien in vielen 
Demokratien weitere Aufgaben, ob es sich um die Reprä-
sentation gesellschaftlicher Interessen, die Bildung von Re-
gierungen oder um die Organisation der parlamentari-
schen Arbeit handelt. Wo es politische Streitpunkte gibt, 
etwa bei der Gestaltung der Energiewende, der Integra-
tion von Einwanderern oder der Reform des Gesundheits-
wesens, sind es die Positionen der verschiedenen Parteien, 

die die öffentliche Debatte prägen. Parteien sind so zu zen-
tralen Akteuren repräsentativer Demokratien geworden.
Das Diktum von Schattschneider ist aber auch seltsam, 
denn trotz, oder auch gerade wegen ihrer starken Macht-
stellung in der Demokratie erfreuen sich Parteien keiner 
großen Beliebtheit. In nahezu allen westlichen Demokra-
tien zeugen Meinungsumfragen von einer generellen 
Skepsis gegenüber Parteien, die oftmals als eigennützig 
und machtversessen wahrgenommen werden. Bindungen 
an Parteien nehmen ab, was sich auch in sinkenden Mit-
gliederzahlen und einem vermehrt instabilen Wahlverhal-
ten ausdrückt. Der Glaube an die Fähigkeit der Parteien, 
Probleme zu lösen und gesellschaftliche Prozesse zu steu-
ern, hat signifikant nachgelassen. Verdrossenheit und Krise 
sind zu beständigen Begleitworten in Diskussionen über 
Parteien geworden (Dalton 2006; Mair 2008). Historisch 
betrachtet ist ein solcher Anti-Parteien-Affekt nichts Neues. 
Er hat jedoch, nach einer Phase der stärkeren öffentlichen 
Anerkennung von Parteien, in den letzten Jahrzehnten wie-
der deutlich an Vehemenz zugelegt (Lösche 1994; Detter-
beck 2011).
Ich möchte in diesem Beitrag der Frage nachgehen, warum 
Parteien häufig so einen schlechten Leumund haben. 
Hierzu werde ich zunächst genauer darstellen, welche 
Aufgaben Parteien in der Demokratie eigentlich besitzen. 
Bei der Betrachtung, wie gut oder schlecht Parteien die ih-
nen zugedachten Funktionen erfüllen, finden sich Anhalts-
punkte für die Ursachen der Vertrauenskrise. Zugleich 

Schaubild 1: 
Demokra tische Funktionen 
poli tischer Parteien
Quelle: Eigene Darstellung, 
Klaus Detterbeck.
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aber, und da sind wir wieder bei Schattschneider, können 
wir feststellen, dass Repräsentation ohne Parteien schwer 
vorstellbar ist. Daraus ergibt sich die Forderung an die Par-
teien, sich bestimmten Aufgaben wieder stärker zuzuwen-
den; aber auch die Forderung an die Bürgerinnen und Bür-
ger, besser zu verstehen, wie die Vielzahl an widersprüch-
lichen Erwartungen das Handeln der Parteien erschwert.

Die demokratischen Funktionen von Parteien

Parteien stehen zwischen Gesellschaft und Staat. Parteien 
verklammern die beiden Sphären, indem sie einerseits ge-
sellschaftliche Anliegen bündeln und durch ihre gewählten 
Vertreterinnen und Vertreter in die staatlichen Institutionen 
tragen. Andererseits prägen sie die staatlichen Entschei-
dungsprozesse in Parlamenten und Regierungen mit und 
vermitteln deren Resultate, befürwortend oder ablehnend, 
an ihre gesellschaftliche Basis zurück. Diese Vermittlungs-
rolle der Parteien ist elementar für die Legitimation reprä-
sentativer Demokratien. Erst dadurch entsteht eine „stän-
dige lebendige Verbindung zwischen dem Volk und den 
Staatsorganen“, wie es das deutsche Parteiengesetz in §1 
ausdrückt. 
Parteien tragen somit, neben den Interessenverbänden 
und anderen zivilgesellschaftlichen Gruppen, erheblich 
dazu bei, dass Gesellschaft und Staat miteinander ver-
flochten sind. Probleme können dann auftreten, wenn die 
Erwartungen und Erfordernisse der einen Sphäre kollidie-
ren mit denen der anderen Sphäre. In Krisendiagnosen von 
Parteien wird oft angenommen, dass Schwierigkeiten, ge-
sellschaftliche Interessen zu vertreten zu einer stärkeren 
Hinwendung zu staatlichen Aufgaben führen, mit der 
Folge, dass die Verankerung der Parteien in sozialen Grup-
pen noch weiter erodiert (Katz/Mair 1995). Gerade Par-

teien in Regierungsverantwortung stehen vermehrt im Spa-
gat zwischen gesellschaftlicher Interessenvertretung und 
staatlicher Politikformulierung (Wiesendahl 2006).
Betrachten wir dies etwas näher. Für Parteien können auf 
der einen Seite Ansprüche seitens der Gesellschaft formu-
liert werden, die hier als repräsentative Funktionen bezeich-
net werden. Parteien sind in diesem Sinne Ausdruck sozia-
ler Kräfte, ideologischer Positionen und programmatischer 
Forderungen. Sie ermöglichen den Bürgerinnen und Bür-
gern eine Stimme in der Demokratie und somit eine Mitbe-
stimmung des politischen Kurses. Auf der anderen Seite 
kommen auf die Parteien wichtige Aufgaben in der staatli-
chen Sphäre zu, an deren Erfüllung Parteien ebenfalls ge-
messen werden können. Diese werden hier als governmen-
tale Funktionen betrachtet. Parteien sind dabei Instrumente 
der Herrschaftsausübung, die in der Politik personelle wie 
auch sachbezogene Entscheidungen herbeiführen (Stef-
fani 1988; Mair 1997). 

Interessenvertretung
Parteien sind Organisationen, die sich in der Gesellschaft 
formieren, um bestimmten Interessen und Ansichten Aus-
druck zu verleihen. Sie sind verankert in einem bestimmten 
sozialen Umfeld und artikulieren für diesen Teil der Gesell-
schaft politische Forderungen. Parteien drücken gesell-
schaftliche Gegensätze aus, bestimmen aber durch die 
Wahl bestimmter Themen auch, worum es in der politischen 
Auseinandersetzung geht und wo politische Alternativen 
liegen. Die Interessenvertretung ist somit keine passive Ab-
bildung sozialer Zustände, sondern eine aktive Interpreta-
tion der Parteien über gesellschaftliche Konflikte, die den 
politischen Wettbewerb strukturiert (Lipset/Rokkan 1967). 
Neben die Artikulation trit t die Aggregation von Interes-
sen. Parteien bündeln Einzelinteressen zu politisch vertret-
baren Handlungsvorschlägen, führen verschiedene ge-
sellschaftliche Gruppen zusammen und organisieren Kom-
promisse zwischen widerstreitenden Positionen. Dies gilt 
besonders für Parteien mit einer hohen Repräsentations-
breite, wie den großen Volksparteien der Nachkriegszeit 
(Lösche 1994; Wiesendahl 2006). Die Aggregation wirkt 
nach innen, indem unterschiedliche ideologische Flügel, 
regionale Gruppen und soziale Interessen in innerparteili-
chen Willensbildungsprozessen versuchen, zu einem Kon-
sens über das öffentliche Handeln der Partei zu kommen. 
Aber auch nach außen hin werden Interessen aggregiert, 
indem Parteien danach streben, Wählerinnen und Wähler 
aus unterschiedlichen sozialen Schichten zu gewinnen.
Gesellschaftlicher Wandel hat die Aufgabe der Interessen-
vertretung für die Parteien komplizierter gemacht. Die zu-
nehmende Individualisierung der Lebensverläufe brachte 
eine stärkere Differenzierung und Pluralisierung politischer 
Orientierungen. In sozialstruktureller Hinsicht sind Grup-
pen, wie die Arbeiter oder die Bauern, die über relativ klare 
parteipolitische Präferenzen verfügen, kleiner geworden, 
während der Anteil an Angestellten und Beamten mit eher 
heterogenen politischen Orientierungen stark gewachsen 
ist. Ökonomische Prosperität, bessere Bildungschancen 
und wohlfahrtsstaatliche Leistungen haben frühere Klas-
sengegensätze entschärft. Hinzu kommen sozialkulturelle 
Veränderungen, wie der Rückgang kirchlicher Bindungen 
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und die Erstarkung postmaterieller Werte, mit denen auch 
ein höherer Anspruch an direkter politischer Partizipation 
verbunden ist. Einst festgefügte soziale Lager mit gemeinsa-
men politischen Anliegen haben sich fragmentiert. Die po-
litischen Lager haben ihre innere Kohärenz verloren (vgl. 
Detterbeck 2011: 50–51).

Zielfindung
Parteien geben über ihre generelle Weltanschauung, über 
Grundsatz- und Wahlprogramme sowie durch das Han-
deln ihrer führenden Vertreterinnen und Vertreter politi-
sche Ziele vor. Sie schlagen für anstehende Probleme Lö-
sungen und Maßstäbe der Beurteilung vor. Parteien spei-
sen dabei ihre Standpunkte in die politische Kommunikation 
ein, die primär über die Medien abläuft. Sie tragen da-
durch wesentlich zur öffentlichen Meinungsbildung bei. Im 
Wettstreit mit anderen Akteuren versuchen Parteien, be-
stimmte Themen stärker in die politische Debatte zu brin-
gen (agenda setting), oftmals in Bereichen, für die ihnen 
eine besondere Kompetenz zugeschrieben wird. Parteien 
bieten den Bürgerinnen und Bürgern Deutungsmuster für 
Streit fragen an und können bei komplexen Themen Orien-
tierung geben (Wiesendahl 2006: 18). Parteien vereinfa-
chen damit auch die Entscheidungsfindung der Bürgerin-
nen und Bürger. Aus der Vielzahl möglicher Positionen wird 
eine überschaubare Anzahl an politischen Alternativen 
und Richtungen geschaffen, zwischen denen eine Wahl 
fallen kann. Dabei ist die Integrationskraft der Parteien ge-
fragt, die Fähigkeit, allen relevanten Interessen und Wert-
haltungen in der Bevölkerung Repräsentation zu verleihen. 
Der oben angesprochene gesellschaftliche Wandel hin zu 
Mittelstandsgesellschaften, in denen der Dienstleistungs-
sektor das Gros der Erwerbstätigkeit bindet, hat die Ten-
denz in Parteien verstärkt, sich in Richtung politische Mitte 
zu begeben, wo die meisten Wählerinnen und Wähler ver-
mutet werden (Kirchheimer 1965; Dalton 2006).
Die notwendige Reduktion von Komplexität wird dann pro-
blematisch, wenn sich ein Teil der Bevölkerung nicht mehr 
angesprochen fühlt von den Angeboten der Parteien (von 
Beyme 2000). Gerade in den jüngeren Debatten um eine 
neue Armut und soziale Ausgrenzung in Deutschland spielt 
die Abkehr sozial benachteiligter Gruppen von der reprä-
sentativen Politik, die sich auch in der Wahl von Protestpar-
teien äußern kann, eine wichtige Rolle (Engels 2004). Hinzu 
kommt der generelle Abbau von klaren Programmatiken, 
der in Zusammenhang steht mit der oben beschriebenen 
Individualisierung politischer Präferenzen. Der normative 
Appell an eine verschworene Schicksalsgemeinschaft, für 
deren partikulare Interessen die Partei und ihr subkulturel-
les Umfeld einstand, wurde zunehmend ersetzt durch die 
Berufung auf eine Politik, die Wohlstand und Sicherheit 
zum Vorteil aller Bürgerinnen und Bürger mehren will (Mair 
2008). Für das Ausmaß politischen Konfliktes kann es gut 
sein, wenn es im politischen Wettbewerb statt um Ideolo-
gie um die besseren Managementqualitäten der politi-
schen Führung geht. Der Nachteil aber liegt auch auf der 
Hand: Die Unterscheidbarkeit der Parteien schwindet, die 
demokratische Wahl zwischen politischen Alternativen 
wird verengt.

Mobilisierung und Partizipation
Parteien kommt die Aufgabe zu, Bürgerinnen und Bürger 
für die Teilnahme an Wahlen und auch für eine weiterge-
hende politische Partizipation, etwa durch eine aktive Mit-

arbeit in einer Partei, zu motivieren. Die elektorale Mobili-
sierung dreht sich zum einen darum, die bereits überzeug-
ten Stammwählerinnen und -wähler zu den Wahlurnen zu 
bringen (bringing out the vote), zum anderen darum, die 
noch unentschlossenen Wählerinnen und Wähler im Kon-
kurrenzkampf mit den Mitbewerbern zu gewinnen. Wäh-
rend für die erste Gruppe die Traditionen und Werte der 
Partei eine größere Bedeutung haben, wird die zweite 
Gruppe eher an den aktuellen Positionen und den Spitzen-
kandidatinnen bzw. Spitzenkandidaten der Partei interes-
siert sein. Strategisch fällt es den Parteien oft schwer, beide 
Zielgruppen gleichermaßen zu erreichen (Saalfeld 2007: 
116–119). Die Mobilisierung wird in der Forschung vielfach 
mit der Funktion der politischen Partizipation verknüpft. 
Dabei geht es um die lokale Mitarbeit in Parteigremien und 
die Übernahme von Parteiämtern, die Bürgerinnen und 
Bürgern Zugang zum politischen Geschehen ermöglicht. 
Hier kann der Beitrag der Parteien zur politischen Bildung 
ihrer Anhängerinnen und Anhänger gesehen werden: der 
bessere Einblick in die politische Praxis. Parteien können 
hier also auch als Sozialisationsinstanzen verstanden wer-
den, die Menschen an demokratisches Handeln heranfüh-
ren (Wiesendahl 2006: 19).
Die Probleme im Feld der Mobilisierung sind bekanntlich 
mannigfaltig (vgl. Dalton 2006). Rückläufige Wahlbeteili-
gungen, offenkundige Schwierigkeiten, Stammwählerin-
nen und -wähler zu halten und zur Wahl zu bewegen, das 
Phänomen der Protestwahl, der Niedergang der Mitglie-
derzahlen und die spezifischen Probleme von Parteien, 
Frauen und junge Menschen zur Mitarbeit zu gewinnen, 

Geschlechtsbezogen ist der Anteil der weiblichen Bundes-
tagsgeordneten im Laufe der Zeit zwar deutlich gestiegen, 
bleibt aber weiterhin hinter ihrem Bevölkerungsanteil zurück. 
Die Chancen von Frauen in der Politik hängen u. a. von 
den Rekrutierungsmustern der Parteien ab. Andererseits 
 stellen sich zu wenig Frauen dem innerparteilichen 
 Wettbewerb, auf welch nachvollziehbaren Gründen 
 dies auch immer beruhen mag. picture alliance/dpa
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zeigen, dass es bei der Repräsentation gesellschaftlicher 
Interessen erhebliche Defizite gibt. 

Rekrutierung der politischen Elite
Parteien wählen Kandidatinnen und Kandidaten für inner-
parteiliche Spitzenpositionen und für öffentliche Ämter 
aus. Sie sind somit für die Rekrutierung der politischen Elite 
von zentraler Bedeutung. In den meisten Demokratien, so 
auch in der Bundesrepublik, besitzen die Parteien eine mo-
nopolartige Kontrolle über den Zugang zu Parlamenten 
und Regierungen. Sie sind gate-keepers für das politische 
Personal. Mit der Kandidatenauswahl innerhalb der Par-
teien wird den Wählerinnen und Wählern der Pool vorge-
geben, aus dem nahezu ausschließlich Abgeordnete, Mi-
nisterinnen, Minister und Regierungschefs gezogen wer-
den. Die parteiinterne Nominierung für ein „sicheres“ 
Direktmandat oder einen guten Listenplatz ist vielfach 
gleichbedeutend mit dem Einzug ins Parlament (Gallagher 
1988; Hazan/Rahat 2010).
Die Parteien haben auf diese Weise einen starken Einfluss 
darauf, wer in führende politische Ämter im Staat gelangt. 
Die Chancen von Frauen in der Politik etwa hängen auch 
von den Rekrutierungsmustern der Parteien ab. Karrieren in 
der Politik – ob es um den Fraktionsvorsitz, um die Berück-
sichtigung für einen Kabinettsposten oder um den Chef-
sessel geht – sind abhängig von innerparteilichen Selekto-
ren, also den Mitgliedern der Parteigremien, die über die 
Nominierungen entscheiden. Dies wir ft die Frage nach 
den Kriterien auf, die die Selektoren in ihren Entscheidun-
gen lenken. Zugleich ist aber zu prüfen, wer sich solchen 
innerparteilichen Auswahlprozessen überhaupt stellt. Die 
zu geringe politische Repräsentation von Frauen, ethni-
schen Minderheiten oder unteren sozialen Schichten hängt 
eben auch damit zusammen, dass sich zu wenige Vertrete-
rinnen und Vertreter dieser Gruppen dem innerparteili-
chen Wettbewerb stellen, auf welch nachvollziehbaren 
Gründen dies auch immer beruhen mag (vgl. Norris/Lo-
venduski 1995).

Die Erfüllung der Rekrutierungsaufgabe ist von den Par-
teien im Lauf der Zeit bis hin zur lokalen Ebene nahezu per-
fektioniert werden. Kaum eine Politikerin bzw. ein Politiker 
kommt ohne Unterstützung einer Partei in ein wichtiges 
Amt. Zudem genießen Amtsinhaberinnen und -inhaber Pri-
vilegien bei der Renominierung durch ihre Partei, sind also 
in ihrer politischen Karriere geschützt (von Beyme 2000; 
Borchert/Stolz 2003). Dadurch ergeben sich aber Prob-
leme gesellschaftlicher Akzeptanz. Die Skepsis gegenüber 
den Berufspolitikerinnen und Berufspolitikern, die mit der 
Politik dauerhaft ihren Lebensunterhalt verdienen, ist nie 
wirklich überwunden worden (Weber 1992). Was für an-
dere Berufsfelder selbstverständlich ist, dass es nämlich 
Zeit, Er fahrung und Expertise braucht, um eine Tätigkeit 
sinnvoll ausüben zu können, scheint für demokratische 
Mandate immer noch anrüchig (Borchert 2003). Die Linie 
zwischen einer teilweise berechtigen Kritik an der Art und 
Weise, wie politische Rekrutierung von den Parteien be-
trieben wird (etwa die Vermeidung innerparteilicher Kon-
kurrenz um Ämter), und einer pauschalen Verurteilung der 
„Beutementalität“ von Parteien (von Arnim 1993) ist fein 
und wird nicht von allen Beobachtern fair und objektiv ge-
zogen. Das Verständnis in der Bevölkerung für die Not-
wendigkeit professioneller Politik ist letzlich aus diesem 
Grund immer begrenzt geblieben.

Regierungsbildung/Oppositionsarbeit
Parteien sind durch die Bildung von Regierungen und die 
Organisation parlamentarischer Prozesse fest in der staat-
lichen Sphäre verankert. Parteien sollen dafür sorgen, dass 
aus Wahlen stabile und handlungsfähige Regierungen 
hervorgehen. Die Besetzung von Regierungsämtern mit 
Parteivertreterinnen und Parteivertretern und die Ausrich-
tung der Regierungsarbeit an parteipolitischen Zielsetzun-
gen gelten als die wichtigsten Merkmale von Parteiende-
mokratien (party government). Den Wählerinnen und Wäh-
lern kommt in diesem Modell die Aufgabe zu, zwischen 
konkurrierenden Parteien auszuwählen und damit ein poli-
tisches Mandat für eine bestimmte Richtung der Regie-
rungsarbeit zu erteilen, das dann von den Mehrheitspar-
teien mit Leben erfüllt wird (Katz 1987).
Die Organisation parlamentarischer Prozesse wird durch 
Fraktionen geleistet, zu denen sich die Abgeordneten ei-
ner Partei zusammenschließen. Diese bilden nach den Prin-
zipien von Hierarchie und Spezialisierung handlungsfä-
hige Einheiten aus, die durch ihr geschlossenes Auftreten 
im Parlament die für parlamentarische Regierungssysteme 
so grundlegende Trennung zwischen Regierungsmehrheit 
und Opposition begründen. Dadurch wird für die Wähle-
rinnen und Wähler auch klarer nachvollziehbar, wer für 
welche Entscheidungen verantwortlich zeichnet (Saalfeld 
2007: 12–13).
Der Opposition kommt im parlamentarischen Raum eben-
falls eine wichtige Funktion zu. Sie ist für die Kontrolle des 
Regierungshandelns zuständig und soll eine personelle und 
politische Alternative zu den jeweils Regierenden darstel-
len. Erst durch die Option des Machtwechsels kann erreicht 
werden, dass die Wünsche und Forderungen der Wählerin-
nen und Wähler politisches Gehör finden. Der „soziale 
Mehrwert“ des elektoralen Wettbewerbs ist somit die Res-
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ponsivität der Parteien, also ihre Offenheit für gesellschaft-
liche Anliegen (Bartolini 2002). Zugleich stellt die Chance 
der Abwahl der Herrschenden ein Charakteristikum der De-
mokratie dar, die den Missbrauch politischer Macht verhin-
dern und politische Erneuerung ermöglichen soll. 
Parteien streben somit nach „Zugang zu den Schaltstellen 
staatlicher Macht in Parlament und Regierung“ (Wiesen-
dahl 2006: 4). Es ist daher wenig sinnvoll, den Parteien 
Machtstreben an sich anzukreiden. Wahlerfolg und Ämter-
gewinn sind zentrale Beweggründe für die Schaffung von 
Parteien. Zudem ist Macht die Voraussetzung dafür, dass 
Parteien die politischen Vorstellungen ihrer Anhängerin-
nen und Anhänger in die Tat umzusetzen können. Das 
Machtstreben dient in diesem Sinne keinem Selbstzweck, 
sondern der Gestaltung von Politik und der Durchsetzung 
inhaltlicher Forderungen.
Hier liegt dann aber auch der kritische Punkt. Sind Parteien 
alleine auf der Suche nach einer maximalen Stimmenzahl 
und dem Erhalt wichtiger Posten in staatlichen Institutionen 
oder nutzen sie die gewonnene Macht auch für die Ver-
wirklichung politischer Zielvorstellungen? Wann wird aus 
dem Machtstreben inhaltsleere Machtversessenheit? 

Policy-Entscheidungen
Parteien stellen durch ihre Dominanz im parlamentarisch-
governmentalen Raum wichtige Akteure bei der politischen 
Entscheidungsfindung in einzelnen Politikfeldern (policies) 
dar. Ob es sich um die Außenpolitik, die Wirtschafts- und 
Sozialpolitik oder andere Politikfelder handelt, die Her-
stellung allgemeinverbindlicher Entscheidungen wird im 
systemfunktionalen Verständnis als generelle Aufgabe der 
Politik begriffen: In den verschiedenen Politikfeldern laufen 

innerhalb bestimmter politischer Strukturen (polity) politi-
sche Prozesse (politics) ab, die zu Gesetzen, Verordnungen 
und anderen Formen der staatlichen Regelsetzung führen, 
die das gesellschaftliche Zusammenleben ordnen (Easton 
1965). 
Parteien sind für die demokratische Legitimation solcher 
Entscheidungen von besonderer Bedeutung, da sie sich zu-
vor mit ihren programmatischen Vorstellungen dem Votum 
der Wählerinnen und Wähler gestellt haben. Daraus las-
sen sich dann aber auch die Fragen ableiten, ob sich die 
Parteien in ihren sachpolitischen Angeboten tatsächlich 
unterscheiden und welche Relevanz solche Differenzen für 
ihr parlamentarisches Handeln haben (Saalfeld 2007: 
299–316).
Die Relevanz politischer Parteien für politische Problemlö-
sungen muss allerdings differenziert betrachtet werden. 
Die Entscheidungen über policies fallen heute, stärker als in 
früheren Zeiten, in Verhandlungsnetzwerken, in denen ne-
ben staatlichen Akteuren (Regierung, Ministerialbürokra-
tie, Parlamente) auch gesellschaftliche Akteure (Interes-
sengruppen, wissenschaftliche Expertinnen und Experten, 
zivilgesellschaftliche Organisationen) vertreten sind. Ge-
rade in einem komplexen politischen Systemen wie dem 
der Bundesrepublik mit seinen vielen Vetospielern und Mit-
regenten – denken wir an den Bundesrat oder das Verfas-
sungsgericht – ist die Macht der einzelnen Spieler (verfas-
sungspolitisch sehr wohl gewollt) begrenzt (Schmidt 2002; 
Lehmbruch 2003). 
Hinzu kommt, das zeigt die Europäische Union (EU) beson-
ders deutlich, die erhöhte Bedeutung des Zusammenspiels 
mehrerer politischer Ebenen (Scharpf 1999). Parteien sind 
durch ihre Dominanz staatlicher Positionen und die damit 
verbundene Verknüpfung der verschiedenen politischen 
Ebenen wichtige Knotenpunkte für Entscheidungsprozesse. 
Dennoch wäre es aber vermessen anzunehmen, dass Par-
teien „durchregieren“ und ihre programmatischen Vorstel-
lungen wie elektoralen Wahlversprechen, selbst nach ei-
nem großen Wahlsieg, eins zu eins umsetzen können. Die 
Komplexität heutiger Mehrebenenpolitik mindert damit 
die Aussagekraft von Wahlergebnissen für politische Ent-
scheidungen – sie hebt sie aber nicht auf.

Fazit

Der Überblick über die wichtigsten Aufgaben der Parteien 
zeigt, dass Parteien mit einer Vielzahl an Erwartungen kon-
frontiert sind, die nicht leicht unter einen Hut zu bringen 
sind. So wird eine entschlossene Vertretung bestimmter ge-
sellschaftlicher Interessen eingefordert, zugleich aber ein 
gemeinwohlverträgliches Handeln in den staatlichen Insti-
tutionen, das den Bedürfnissen aller Bürgerinnen und Bür-
ger entspricht. Oder wir werfen den Parteien wahlweise 
ideologische Verbohrtheit oder opportunistische Prinzipi-
enlosigkeit vor. Innerhalb der Parteien mögen wir weder 
hierarchische Strukturen, bei denen eine kleine Führungs-
schicht das alleinige Sagen hat, noch basisdemokrati-
schen Streit, der aus dem Wettbewerb verschiedener 
Gruppen und Flügel entsteht. Kurzum: Parteien können es 
eigentlich niemandem recht machen. 
Der erste Schrit t zu einer fairen Würdigung der Parteien-
demokratie ist es, sich diesen Widersprüchen in den Er-
wartungshaltungen stärker bewusst zu werden. Die von 
den Parteien ausgeübte Verklammerung von Gesellschaft 

Parteien, Politikerinnen und Politiker können es eigentlich 
 niemandem recht machen. Die Linie zwischen einer teilweise 
berechtigten Kritik an der Art und Weise der politischen 
 Rekrutierung und einer pauschalen Verurteilung der „Beute-
mentalität“ von Parteien ist fein und wird nicht von allen 
Beobachtern fair und objektiv gezogen. picture alliance/dpa
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und Staat birgt Probleme und führt zu Enttäuschungen. Die 
Frage ist jedoch, ob es eine Alternative zu den Parteien 
gibt, will man die repräsentative Demokratie nicht aufge-
ben. Allerdings heißt dies nicht, dass man nicht berechtigte 
Forderungen an die Parteien stellen kann, sich wieder bes-
ser auf ihre Aufgabenvielfalt zurück zu besinnen. Konkret 
braucht es wohl eine Rekalibrierung im Verhältnis von ge-
sellschaftlichen und staatlichen Funktionen. 
Da das zentrale Problem in den Zweifeln an den Repräsen-
tationsleistungen der Parteien liegt, sollte hier der Schlüs-
sel liegen. Parteien müssen wieder klarer mit konkreten po-
litischen Projekten in Verbindung gebracht werden kön-
nen, sei dies die Stärkung sozialer Gerechtigkeit, die 
Gestaltung von Energiewende und Klimapolitik oder die 
gesellschaftliche Integration von Vielfalt. Solche Projekte 
sind programmatisch wie personell zu unterfüttern. Man 
mag die Personalisierung der Politik ja bedauern, viele Bei-
spiele aus der jüngeren Zeit belegen aber doch, dass Zu-
stimmung bis hin zu Begeisterung dann gelingt, wenn es 
ein entsprechendes Gesicht und eine entsprechende 
Stimme für ein politisches Projekt gibt. Diesen Trend hin zu 
politischer Führung können Parteien übrigens dann beson-
ders gut austarieren, wenn sie zugleich neue Formen der 
Beteiligung und Mobilisierung für Parteimitglieder ermög-
lichen. Innerparteiliche Urwahlen für Spitzenämter, Kandi-
datinnen, Kandidaten und Richtungsentscheidungen kön-
nen die Elitenlastigkeit von Parteien verringern (vgl. Detter-
beck 2013).
Doch nicht nur die Parteien sind gefordert. All ihre Bemü-
hungen um eine bessere Repräsentation gesellschaftlicher 
Interessen, sofern es sie denn gibt, werden vergeblich sein, 
wenn sich nicht auch die Bürgerinnen und Bürger im Staat 
um ein besseres Verständnis bemühen. Denn es gibt 
Gründe für die Schwierigkeiten der Parteien. Den Parteien 
fällt es schwer, klare Ziele zu formulieren, weil die gesell-
schaftlichen Lager so unübersichtlich und fluide geworden 
sind. Auch die Umsetzung von politischen Zielen ist nicht 
einfach, weil das Regieren im deutschen Bundesstaat wie 
im europäischen Mehrebenensystem zu komplex für einfa-
che Lösungen ist. Zu wünschen wäre folglich eine bessere 
Akzeptanz der Tatsache, dass Politik Kompromisse braucht, 
dass demokratisches Streiten ein Wert ist, der nur die Ein-
haltung der Spielregeln erfordert, dass es längere Wege 
braucht, um ein politisches Projekt voranzubringen – und 
eine möglichst aktive Bürgerschaft, die sich in und außer-
halb von Parteien engagiert, um ihre politischen Ziele zu 
befördern.
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REGIEREN ANGESICHTS VON KRISEN

Vier Jahre Schwarz-Rot: eine Bilanz 
Axel Murswieck

Nachdem die längste Regierungsbildung in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Ende 2013 abgeschlossen 
war, gab es mit Blick auf einen neuen programmatischen 
Aufbruch kaum Erwartungen. Der Regierungsbeginn der 
schwarz-roten Koalition verlief wenig ambitioniert. Nicht 
zuletzt aufgrund sozio-ökonomischer Rahmendaten war 
die Zwischenbilanz der ersten beiden Regierungsjahre 
durchaus positiv. Seit September 2015 dominierten al-
lerdings unvorhergesehene, sich überlagernde Krisen 
das Regierungshandeln. Vor allem die Flüchtlingspolitik 
ist bis heute ein ungelöstes innen- und außenpolitisches 
Problem. In der Gesamtschau ergibt sich Ende Mai 2017, 
so das Urteil von Axel Murswieck, mit Bezug auf die 
Zielsetzungen, Leistungen und politischen Problemlösun-
gen eine gemischte und widersprüchliche Bilanz. Und 
dennoch gelten der Führungsstil und die Führungsfähig-
keit von Angela Merkel als angemessen. Mögliche Veto-
spieler hatten auf die Regierungstätigkeit der vergange-
nen vier Jahre keinen allzu gravierenden Einfluss. Der 
Führungsanspruch der Kanzlerin wurde nicht zuletzt 
durch personalpolitische Entscheidungen und das Bun-
deskanzleramt gewährleistet. 

Einleitung

Von der im Dezember 2013 aus CDU/CSU und SPD unter 
Bundeskanzlerin Angela Merkel gebildeten drit ten Gro-
ßen Koalition in der Bundesrepublik (Merkel III) gab es 
kaum Erwartungen in Bezug auf einen neuen programma-
tischen Aufbruch.
Im Hintergrund stand die Bilanz der schwarz-gelben Koa-
lition (Merkel II), deren anfängliche Vision eines neuen 
schwarz-gelben Projekts in der Wirtschafts- und Sozialpo-
litik nicht verwirklicht werden konnte. Die nicht selbst ge-
wählte Aufgabe einer Bewältigung der Eurokrise domi-
nierte während der ganzen Legislaturperiode die Politik-
agenda und band die Ressourcen der Koalition. Hinzu 
kamen die nicht geplanten Entscheidungen (Kehrtwenden) 
zum Atomausstieg und dem Aussetzen der Wehrpflicht, so-
dass insgesamt von einer gemischten und uneinheitlichen 
Bilanz in Bezug auf die Reformpolitik gesprochen werden 
kann (Murswieck 2013). Die Regierungspolitik von Merkel II 
ist daher eher als „Sammelsurium aus vielen kleinen Vorha-
ben“ zu verstehen, „die keiner übergeordneten Linie fol-
gen“ (Zohlnhöfer 2015: 641 f.).
Der Koalitionsbildungsprozess für ein schwarz-rotes Bünd-
nis, welches keine der beteiligten Parteien angestrebt 
hatte, folgte in diesem Sinne im Kern dem Ziel eines prag-
matischen Weiterregierens.
Der Regierungsbildungsprozess begann am 4. Oktober 
2013 mit einer zweiwöchigen Sondierungsphase, ehe am 
23. Oktober die eigentlichen Koalitionsverhandlungen 
aufgenommen wurden, die erst am 27. November zum Ab-
schluss kamen. Am 17. Dezember 2013 erfolgte die Wahl 

der Bundeskanzlerin. Damit war, mit einer Dauer von 85 
Tagen, die längste Regierungsbildung in der Geschichte 
der Bundesrepublik abgeschlossen (Tag der Bundestags-
wahl bis zur Vereidigung des Kabinetts). Ergebnis war mit 
185 Seiten der längste Koalitionsvertrag, der je ausgehan-
delt wurde (Bundesregierung 16.12.2013; Sturm 2014: 
228). Es dauerte letztlich 43 Tage von der Vereidigung 
Merkels bis zur Abgabe der Regierungserklärung zu den 
Vorhaben der Großen Koalition im Januar 2014 (Bundesre-
gierung 29.01.2014). Erstaunlich und durchaus unüblich 
war, dass in der Regierungserklärung nicht der Koalitions-
vertrag als Regierungsprogramm erläutert wurde, sondern 
das Thema Europa im Mittelpunkt stand.

Regierungsbeginn ohne Ambitionen

Auf die Koalitionsverhandlungen selbst hat Merkel nur we-
nig Einfluss genommen und sich auch nur marginal daran 
beteiligt. In den Medien sprach man von der Anspruchslo-
sigkeit, mit der Merkel in die Große Koalition startete, von 
einer Gleichgültigkeit der Macht und einem Verlust politi-
scher Orientierungskraft (Geis 19.12.2013). Der Koalitions-
vertrag selbst wurde als in hohem Maße unambitioniert 
charakterisiert (Brost 19.12.2013).
Einige Besonderheiten des Koalitionsvertrages sind her-
vorzuheben (Schuler u. a. 27.11.2013). An erster Stelle ist 
die Aufnahme von eigenen parteipolitischen Vorhaben zu 
nennen, die teilweise als Vorbedingung eines Koalitions-

Abbildung 1: 
Die Bundes regierung 
macht ihre Arbeit eher …
seit Januar 2014

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: 
Politbarometer, 17.01.2014–
19.05.2017.

Die Bundesregierung ma
seit 01/2014

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

01
/1

4

03
/1

4

05
/1

4

07
/1

4

09
/1

4

11
/1

4

01
/1

5

Forschungsgruppe Wahlen: Politbaromete

122

bis2017_0203_inhalt.indd   122 19.07.17   16:21



bündnisses bezeichnet wurden. Es waren nicht verhan-
delbare Themen der Koalitionsparteien (Sturm 2014: 219). 
So etwa die SPD-Vorhaben der Einführung eines flä-
chendeckenden Mindestlohnes, die Durchsetzung einer 
doppelten Staatsbürgerschaft, die Umsetzung der Miet-
preisbremse, die Einführung einer Frauenquote zur gleich-
berechtigten Teilhabe an Führungspositionen (im Einver-
nehmen mit der Union) und schließlich die Rente mit 63. Als 
CDU-Forderung ist die Mütterrente und als CSU-Forde-
rung die Einführung einer PKW-Maut zu erwähnen. Alle 
genannten Projekte der Parteien sind zwischenzeitlich ge-
setzlich beschlossen worden. Hinzu kommen teilweise 
durch Kompromiss der Koalitionspartner vereinbarte Vor-
haben, die mitunter an bestimmte Bedingungen geknüpft 
waren. So u. a. der Ausbau des Ökostromanteils, die Re-
form des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG), Maß-
nahmen für mehr Lohngerechtigkeit und Neuregelungen 
der Leiharbeit, eine Pflegereform, Neuregelung der Vor-
ratsdatenspeicherung, Einführung eines Elterngeld Plus, 
eine Möglichkeit der Sukzessivadoption für eingetragene 
Lebenspartnerschaften sowie Regelungen zum Anbau 
gentechnisch veränderter Pflanzen. In der Finanzpolitik 
sollte ein ausgeglichener Haushalt ohne Schulden ange-
strebt werden, was 2014 erstmals seit 1969 gelang. Ein 
weiteres Ziel war der Ausbau staatlicher Investitionen, 
welche als „prioritäre Maßnahmen“, die unter keinem Fi-
nanzierungsvorbehalt stehen, im Koalitionsvertrag aufge-
nommen wurden. Dazu zählen unter anderem:
 l Fünf Milliarden Euro für den Ausbau der öffentlichen 

Verkehrsinfrastruktur;
 l 600 Millionen Euro zusätzlich für die Förderung des 

Städtebaus;
 l 1,4 Milliarden Euro mehr für die Eingliederung von Ar-

beitssuchenden in den Arbeitsmarkt;
 l Entlastung der Länder um sechs Milliarden Euro, um den 

Kita-Ausbau voranzutreiben (vgl. auch Sturm 2014: 220).

Schließlich ist anzumerken, dass der Stellenwert der Au-
ßenpolitik in den Verhandlungen nicht sonderlich hoch 
war und dass es Projekte gab, über die keine Einigung er-
zielt werden konnte, etwa in Bezug auf ein Klimaschutzge-
setz oder die Finanzierung des Gesundheitssystems. Der 
Koalitionsvertrag war mehr ein Protokoll über die Vertei-
lung von Forderungsprojekten der Koalitionspartner, denn 
ein Regierungsprogramm mit Gestaltungsstrategien für 
die Zukunft. Es mangelte auch nicht an Kritik gegenüber 
den Ergebnissen der Koalitionsverhandlungen. Der Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der gesamtgesell-
schaftlichen Entwicklung nannte die schwarz-roten Pläne 
„rückwärtsgewandt“ und kritisierte zentrale Vorhaben, wie 
einen gesetzlichen Mindestlohn, eine Mietpreisbremse, 
die Rentenpläne oder die Reform der Ökostromförderung 
(Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtgesell-
schaftlichen Entwicklung 2013).
Insgesamt war es ansonsten ein „detailbesessener und un-
terphilosophierter“ Vertrag (Ulrich 28.11.2013) im Geiste 
der Fachpolitiker aus Parteien und Ländern. Hinzu kommt 
der Einfluss von 15 der 16 Ministerpräsidenten, die der 
 großen Verhandlungsrunde angehörten (Horst 2015). Als 
Beispiel detaillierter Themenvielfalt sei das im Koalitions-
vertrag (S. 47) formulierte Ziel genannt: „Die Flaggen-
staatsreform wollen wir grundlegend modernisieren und 
vereinheitlichen“. Immerhin gab es im Februar 2015 be-
züglich des Stands der Dinge zum Schiff fahrtsstandort 
Deutschland eine Anfrage der Grünen im Bundestag 
(Deutscher Bundestag 28.01.2015). Die Zwischenbilanz 
nach zwei Jahren Regierungspolitik fiel allgemein positiv 
aus, nicht nur weil die wichtigsten (partei-)politischen Pro-
jekte durchgesetzt wurden, sondern auch weil die 
sozio-ökonomischen Rahmendaten vorteilhaft waren, die 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Bundesregierung hoch 
war und die Popularität der Kanzlerin ungebrochen er-
schien, was vor allem auf ihr außenpolitisch souveränes 
Auftreten zurückzuführen war (Hartwig 11.09.2015).
Gleichgeblieben ist Merkels Moderatorenrolle in der In-
nenpolitik, denn keines der Koalitionsprojekte (Mindest-
lohn, Rente, usw.) ist aufgrund ihrer Initiative entstanden 
(Alexander 13.07.2014). Wie Merkel es selbst sieht: „Man 
muss mit den Realitäten leben“; „Man muss die Dingen neh-
men, wie sie kommen“; „Ich musste schon immer Sachen 
durchsetzen, die ich nicht erfunden habe“ (etwa Mindest-
lohn, Mütterrente oder Mautgebühr) (Bannas 17.04.2014).

Regieren im Kontext unvorhergesehener Ereignisse

Die ersten zwei – in Bezug auf die Gesetzgebungstätigkeit 
durchaus erfolgreichen – Jahre der Großen Koalition wur-
den abgelöst von einer Phase, die man als Regieren ohne 
Koalitionsvertrag bezeichnen könnte. Seit September 2015 
beherrscht die Flüchtlingskrise die innen- und außenpoliti-
sche Agenda der Bundesregierung. Hinzu kommen die 
Griechenlandkrise, die weiterhin bestehende Eurokrise, 
u. a. im Zusammenhang der französischen Präsident-
schaftswahlen, und die Verwerfungen in der Europäischen 
Union (EU), vor allem durch die Brexit-Entscheidung Groß-
britanniens.
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Für Deutschland bleibt die Flüchtlingskrise, ausgelöst durch 
die Entscheidung der Bundeskanzlerin am 4. September 
2015 zur „Grenzöffnung“, bis heute ein ungelöstes innen- 
und außenpolitisches Problem, das die deutschen Wahl-
bürgerinnen und Wahlbürger weiter spaltet und im Sinne 
des Erstarkens der AfD-Partei auch Spuren im Parteiensys-
tem hinterlassen hat.
Unabhängig von der Dramatik der Entscheidungssituation 
an diesem Wochenende im September 2015 (dazu Blume 
u. a. 22.08.2016; Alexander 2017) ist festzustellen, dass 
diese Entscheidung der Kanzlerin bei einem Minimum an 
seriösen, lageorientierten Beratungen ohne Plan und Stra-
tegie erfolgte, obwohl die Möglichkeit einer Zunahme der 
Flüchtlingsströme im Laufe des Jahres 2015 in Politik und 
Öffentlichkeit bereits diskutiert wurde.
Die Entscheidung von Angela Merkel wurde als ein Akt von 
moral leadership benannt, was ihr u. a. die Auszeichnung 
als Person of the Year 2015 im Nachrichtenmagazin TIME 
einbrachte. In der Tat hat Frau Merkel ihre Entscheidung 
als einen „humanitären Imperativ“ verteidigt, sodass man 
von einer „neuen Merkel“ sprach, die ihre weiche Seite zum 
Vorschein brachte, sich plötzlich emotional und leiden-
schaftlich zeigte (Mück 2017: 266 f.). Das ist für die Ein-
schätzung des Charakters der Person Merkel interessant, 
hat aber nichts mit den Folgen der „Grenzöffnungsent-
scheidung“ zu tun, da diese nicht absehbar, oder genauer, 
in ihrer Bewältigung nicht vorbereitet waren. Es gab keine 
Erfahrungen gegenüber dieser Situation, weder finanzpo-
litisch, noch verwaltungstechnisch, noch verwaltungs- und 
verfassungsrechtlich. Die Bewältigung der Flüchtlingspro-
blematik wurde, hier ein Vorteil unserer föderalen Ord-
nung, weitergeleitet an die Länder, aber vor allem an die 
Kommunen, die bis heute in Zusammenarbeit mit Akteuren 
der Zivilgesellschaft in bemerkenswerter Weise vor Ort zu-
mindest die soziale und wirtschaftliche Betreuung sicher-
gestellt haben (vgl. auch Roth 2016).
Nicht bewältigt wurden bislang in zufriedenstellender 
Weise die Ängste und Befürchtungen vor Terrorismus und 
Kriminalität. Die Silvesternacht 2015/16 in Köln ist bis heute 

als Schock der Gefährdung in Erinnerung. Der sogenannte 
Kontrollverlust von 2015, in Bezug auf die Erfassung und 
Registrierung von Flüchtlingen ist inzwischen weitgehend, 
aber nicht vollständig beseitigt worden. Ferner ist die Zahl 
der Asylanträge zurückgegangen. Ende April 2017 gab es 
aber immer noch 232.493 anhängige Verfahren (Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge 08.05.2017). Immer wie-
der gibt es beunruhigende Nachrichten zur Flüchtlingspro-
blematik. So etwa die hohe Zahl der unbegleiteten minder-
jährigen Flüchtlinge. Diese wird für Februar 2017 mit 61.893 
angegeben, was Kosten von vier Milliarden Euro in 2017 
verursachen wird (Leubecher 22.02.2017). Des Weiteren 
gibt es immer noch tausende illegal Eingereiste (laut Bun-
despolizei ca. 9.000 bis März 2017) (Die Welt 22.03.2017). 
Darüber hinaus sollen in Deutschland 550.000 abgelehnte 
Asylbewerber leben (FAZ 22.09.2016). Auch gibt es immer 
noch eine hohe Dunkelzif fer über die Zahl, wer sich in 
Deutschland aufhält. Das Hauptproblem war und ist, Kon-
trolle über die Einwanderung zu erlangen. Die Kosten für 
die Flüchtlingspolitik werden nach Auskunft des Bundesfi-
nanzministeriums in 2017 mehr als 20 Milliarden Euro be-
tragen (FAZ 27.01.2017). Mit der Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen am 13. September 2015 begann eine 
neue Politik zur Ordnung der Zuwanderung. In der Folge 
wurden zahlreiche nicht vorhergesehene Gesetze erlas-
sen, so etwa das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz 
von Oktober 2015 (Asylpaket I), das Gesetz zur Einführung 
beschleunigter Asylverfahren von März 2016 (Asylpaket II) 
und das Integrationsgesetz von Juli 2016. Seit Herbst 2015 
gehört das Flüchtlingsproblem zu den wichtigsten Proble-
men der Bürgerinnen und Bürger. Noch Anfang 2017 sind 
50 Prozent der Befragten dieser Ansicht.
Auch wenn die starke Unzufriedenheit mit der Flüchtlings- 
und Asylpolitik der Bundesregierung nie wieder den Höhe-
punkt wie im Oktober 2015 erreichte, als 57 Prozent der 
Wahlberechtigten weniger oder gar nicht zufrieden waren 
(infratest dimap November 2015), kritisierte die Mehrheit 
auch noch im Laufe des Jahres 2016 die Flüchtlingspolitik 
der Regierung (Köcher 15.06.2016). Im April 2017 waren 

Abbildung 2: 
Wichtige Probleme 
in Deutschland
seit Januar 2000 
(max. zwei Nennungen)

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer, 21.01.2000–19.05.2017.
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nur 51 Prozent der Befragten in einer Umfrage der Mei-
nung, dass Angela Merkel ihre Sache in der Flüchtlingspo-
litik eher gut macht (statista April 2017). Aber die Flücht-
lingskrise hat nichts daran geändert, dass für die Mehrheit 
der Deutschen Angela Merkel weiterhin als eine starke 
Kanzlerin angesehen wird (infratest dimap Mai 2017).
Die Flüchtlingspolitik hat in vielfacher Weise die staatliche 
Ordnung der Bundesrepublik aus dem Gleichgewicht ge-
bracht, die Balance europäischer Politik gefährdet und mit-
hin zu einer Schädigung der politischen Institutionen ge-
führt. Hierzu gehören beispielsweise die Aussetzung des 
Schengen-Abkommens und die unilaterale Außerkraftset-
zung der Dublin-Vereinbarungen, das Ausbleiben europä-
ischer Lösungen (einheitliche Asylstandards, allgemein ak-
zeptiertes Verteilungssystem in der EU) und die unzurei-
chende Sicherung der EU-Außengrenzen). Hinzu kommt 
der teilweise Nichtvollzug geltenden Rechts (Er fassung, 
Kontrolle und Ausweisung von abgelehnten Asylbewer-
bern und die Unkenntnis darüber, welche und wie viele 
Personen im Land sind) (Altenbockum 30.08.2016; Müller 
22.09.2016; Kühnhardt 22.02.2017; Kuhn 28.04.2017). 
Viele Entscheidungen fanden ohne Debatte und Mitwir-
kung des Bundestages statt, obwohl das Bundesverfas-
sungsgericht in der Vergangenheit mehrfach den Bundes-
tag ermahnte, die Bundesregierung nicht unkontrolliert 
handeln zu lassen. Das begann mit der alleinigen Entschei-
dung der Bundeskanzlerin zur Aussetzung der Dublin-Re-
geln im Sommer 2015 und der folgenden Entscheidung zur 
„Grenzöffnung“ im Herbst 2015. Aber auch das berühmte 
EU-Türkei-Abkommen im März 2016 wurde weder durch 
Debatten des Bundestages bei der Vorbereitung begleitet, 
noch gab es eine parlamentarische Abstimmung über die 
in einer Art Geheimdiplomatie getroffenen Absprachen 
(Alexander 2017: 205, 266). Von Verfassungsrechtlern 
wurde von einem partiellen Versagen des Staates als Ga-
rant von Sicherheit und Freiheit sowie einer Bedrohung der 
staatlichen Integrität gesprochen und auf die notwendige 
parlamentarische Kontrolle gepocht (Die Welt 12.01.2016; 
Die Welt 13.01.2016). Im Kern ging es in den ersten Mona-
ten der Flüchtlingskrise um die Frage, „[…] ob der Bund 
seine grundgesetzlichen Pflichten zur Grenzsicherung in 
landes- und damit bundesschädigender Weise vernach-
lässigt“ (Di Fabio 2016: 116).

Politische Führung und Regierungsprogramm

Die Regierungstätigkeit der Koalition lässt sich in fünf Be-
reiche unterteilen:
 l Maßnahmen zur Umsetzung des Koalitionsvertrages, so 

vor allem die parteipolitischen Forderungen zu Beginn 
der Legislaturperiode. Ansonsten erfolgte die Umset-
zung der umfangreichen im Vertrag formulierten Absich-
ten und Ziele eher geräuschlos durch die zuständigen 
Ressorts, meistens in Form einer Anpassungsgesetzge-
bung. Dazu gehören etwa das Bundesteilhabegesetz 
von Dezember 2016 und zahlreiche neue Regelungen 
von Mai 2017: Gesetz zur Neustrukturierung des Bun-
deskriminalamtes, der Schutz von Polizeibeamten und 
Rettungskräften, die elektronische Fußfessel, Strafver-
folgung bei Wohnungseinbrüchen und Transparenzre-
gelungen für ein Mehr an Lohngerechtigkeit (Bundesrat 
12.05.2017). Bemerkenswert ist die Tatsache, dass auf 
Regierungspressekonferenzen bei Sacherörterungen 

immer wenn möglich auf Vereinbarungen im Koalitions-
vertrag verwiesen wurde. Eine Art Hinweis auf die Legi-
timationsgrundlage der Regierungspolitik.
 l Maßnahmen, ausgelöst durch nicht vorhersehbare Er-

eignisse. Hierzu gehören alle Neu- oder Anpassungsre-
geln in den Bereichen Asylpolitik und Terrorabwehr 
oder auch die substanzielle und einstimmig verabschie-
dete Reform des Sexualstrafrechts vom Juli 2016 im 
Sinne einer „großen Lösung“, welche im Kontext der Er-
eignisse der Silvesternacht 2015/16 begünstigt wurde 
(dazu ausführlich Schneider 2017).
 l Maßnahmen zur Neuformulierung von Politikzielen im 

Sinne politischer Kehrtwenden, so etwa die Neuaus-
richtung der Flüchtlingspolitik im Inneren (Asylgesetzge-
bung) und nach Außen, z. B. das EU-Türkei-Abkommen 
(Le Monde 17.03.2016), und die Reform des Sexualstraf-
rechts.
 l Maßnahmen zur Nachbesserung vorheriger Politikent-

scheidungen, so etwa beim Datenschutz, der Finanzie-
rung des Atomausstiegs, der Rücknahme des Betreu-
ungsgeldes oder auch der Erbschaftssteuerreform.
 l Maßnahmen zur Aufschiebung von Politikentscheidun-

gen, die teilweise durchaus als Kehrtwenden eingeord-
net werden könnten, so etwa das Projekt einer Ehe für 
alle, das Projekt einer solidarischen Lebensleistungs-
rente oder einem neuen Einwanderungsgesetz. Es er-
gibt sich Ende Mai 2017 der Befund einer in Bezug auf 
die Zielerreichung, Leistungs- und Problemlösungsper-
formanz gemischten und widersprüchlichen Bilanz.

Auf der einen Seite gibt es die Regierungspraxis eines ge-
lassenen Weiterregierens, eingeleitet durch eine gleich-
same Konsensgesetzgebung zu Regierungsbeginn. Die 
schwarz-rote Große Koalition wurde im November 2013 
von einer Mehrheit der Wähler (55 %) begrüßt und für die 
im Mittelpunkt stehenden Vorhaben der Koalition (Min-
destlohn, Maut, usw.) gab es übergroße Mehrheiten der 
Zustimmung bei den Bürgerinnen und Bürgern sowie in den 
Regierungsparteien (infratest dimap November 2013, De-
zember 2013).
Auf der anderen Seite gab es seit Herbst 2015 ein Leader-
ship in Crisis gegenüber der Flüchtlingsproblematik ohne 
einen klaren Plan und ohne eine angemessene Strategie. 
Eine „Krisenbewältigungspolitik“, die bis heute anhält und 
weiterhin durch zukünftige Unsicherheiten geprägt ist. Für 
die Politik des Weiterregierens gibt es eine breite Akzep-
tanz, für das Krisenmanagement eine distanzierte, unsta-
bile Zustimmung.
Alles das erfolgt auf Grundlage günstiger wirtschafts- und 
sozialpolitischer Rahmenbedingungen, wie in Tabelle 1 
und Abbildung 3 dargelegt. Gleichwohl gibt es erneut zum 
Ende der Regierungszeit deutliche Kritik durch den Sach-
verständigenrat: „Die vergangene Legislaturperiode [Her-
vorhebungen im Original] wurde nicht hinreichend ge-
nutzt, um weitere Reformen zur Stärkung des Wirtschafts-
standorts umzusetzen. Der vor allem auf Weichenstellungen 
der Vergangenheit beruhende wirtschaftliche Erfolg hätte 
die Möglichkeit geboten, Maßnahmen umzusetzen, die 
das Wohlstandswachstum fördern. Stattdessen kam es un-
ter anderem zur Einführung eines flächendeckenden Min-
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Tabelle 1: Wirtschaftliche Rahmendaten

Arbeitslosenquote in Prozent bezogen auf

Jahr, Monat

alle zivilen Erwerbspersonen abhängig zivile 
Erwerbspersonen

insgesamt Jugendliche 
unter 20 Jahren

2017, April 5,8 3,4 6,5

2017, Januar 6,3 3,7 7,0

2016, Januar 6,7 3,6 7,4

2015, Januar 7,0 3,5 7,8

2014, Januar 7,3 3,5 8,1

2013, Oktober 6,5 3,5 7,3
Quelle: Statistisches Bundesamt; URL: https://www.destatis.de.

Entwicklung der Staatsquote

Jahr

insgesamt darunter
Gebietskörperschaften Sozialversicherung
in Relation zum BIP in %

2016 44,3 25,2 19,1

2015 44,0 25,0 19,0

2014 44,4 25,5 18,9

2013 44,7 25,8 18,9
Quelle: Bundesministerium der Finanzen; URL: http://www.bundesfinanzministerium.de.

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten
(Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen des Staates)

Jahr

Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen

Abgrenzung der Finanzstatistik

Abgaben-
quote

Steuer-
quote

Sozialbeitrags-
quote

Abgaben-
quote

Steuer-
quote

Sozialbeitrags-
quote

2016 40,0 23,3 16,7 - - -

2015 39,6 23,1 16,5 37,6 22,2 15,4

2014 39,4 22,9 16,5 37,3 22,0 15,3

2013 39,3 22,9 16,5 37,2 21,9 15,3
Quelle: Bundesministerium der Finanzen; URL: http://www.bundesfinanzministerium.de.

Beitragsentwicklung in der Sozialversicherung

Jahr
Renten-

versicherung
Kranken-

versicherung
Arbeitslosen-
versicherung

Pflege-
versicherung

insgesamt

2017 18,7 15,7 3,0 2,55 39,95

2016 18,7 15,7 3,0 2,35 39,75

2015 18,7 15,5 3,0 2,35 39,55

2014 18,9 15,5 3,0 2,05 39,45

2013 18,9 15,5 3,0 2,05 39,45
Quelle: sozialpolitik-aktuell.de; URL: http://www.sozialpolitik-aktuell.de.

Staatsschuldenquote in % des BIP

2018 63,3

2017 65,8

2016 68,3

2015 71,2

2014 74,9

2013 77,5
Quelle: Bundesministerium der Finanzen; URL: http://www.bundesfinanzministerium.de.
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destlohns und seiner Erhöhung, der Umsetzung eines, frü-
here Reformen konterkarierenden Rentenpakets und zu re-
gulatorischen Eingrif fen in das Marktgeschehen wie der 
Mietpreisbremse und dem Gesetzesentwurf zur Lohn-
gleichheit. Diese Weichenstellungen erfüllen Verteilungs-
wünsche, erodieren aber die Basis für künftiges Prosperi-
tätswachstum, zum Nachteil künftiger Generationen. In 
den kommenden Jahren sollte sich die Wirtschaftspolitik 
stärker dem Ausbau der Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit 
der deutschen Volkswirtschaft widmen […]“ (Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtgesellschaftlichen 
Entwicklung 2016: 25).

Keine gravierenden Einschränkungen durch Vetospieler
Für die Regierung gab es keine gravierenden Einschrän-
kungen ihres Handlungsspielraumes zur Politikgestaltung 
durch institutionelle Vetospieler. Das Bundesverfassungs-
gericht hat sowohl unterstützend als auch hemmend ge-
wirkt. Als wirklicher Vetospieler trat es selten hervor (etwa 
Verfassungswidrigkeit des Betreuungsgeldes 2015; kein 
NPD-Verbot 2017; Verfassungswidrigkeit der Drei-Prozent-
Sperrklausel im Europawahlrecht 2014). Oft ging es um die 
Korrektur von Entscheidungen im Sinne eines Agenda-Set-
ters, so im Urteil über den Schadensersatz für die Energie-
konzerne im Atombereich 2016; die Erbschaftssteuerre-
form von 2016 nach Vorgaben eines Urteils des Gerichts in 
2014 oder der erneuten Novellierung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes von 2017 auf der Grundlage eines Ur-
teils von 2012 (Ende Mai 2017 noch nicht verabschiedet), 
sowie die Neuregelungen im IT-Sicherheitsgesetz von 
2015 aufgrund des Urteils von 2012 über ein IT-Grund-
recht.
Der Bundesrat hat die Gesetzgebungstätigkeit der Gro-
ßen Koalition kaum behindert, obwohl die Koalition wäh-
rend der ganzen Legislaturperiode nie eine Stimmenmehr-
heit in der Länderkammer hatte (Statistisches Bundesamt 
2013, 2014, 2015, 2016). Der Vermittlungsausschuss wurde 
lediglich (Stand 3. Mai 2017) bei drei zustimmungsbedürf-
tigen Gesetzen von der Bundesregierung (1) oder dem 

Bundesrat (2) angerufen. Bei 472 Gesetzesbeschlüssen 
entspricht das einer Anrufungsquote von 0,4 Prozent. Bei 
der Vorgängerregierung Merkel II betrug sie noch 7,8 Pro-
zent (Deutscher Bundestag 2017). In zwei Vermittlungsver-
fahren kam es zu einer Einigung, im drit ten Verfahren (Asyl-
bewerberleistungsgesetz) hat der Vermittlungsausschuss 
noch nicht entschieden. Zu erwähnen ist noch die Verwei-
gerung der Zustimmung des Bundesrates zum Gesetz zur 
Einstufung von Algerien, Marokko und Tunesien als sichere 
Herkunftsländer im März 2017. Wegen Aussichtslosigkeit 
zum Erhalt einer Mehrheit wurde der Vermittlungsaus-
schuss nicht angerufen.
Der Bundespräsident als Mitregent hat die Arbeit der Koa-
lition ebenfalls nicht behindert. Nur in drei Fällen gab es 
verfassungsrechtliche Bedenken zu Gesetzen, so beim Be-
treuungsgeld 2013, der Diätenneuregelung für den Bun-
destag 2014 und der Maut-Gesetzgebung 2017.
Sehr viel mehr Gewicht hatten parteipolitische Vetospie-
ler, so etwa der Widerstand der CDU gegen das Projekt 
„Ehe für alle“, der Widerstand der SPD gegen Verwässe-
rungen des Projekts einer Solidarrente und natürlich die 
restriktive Politik der CSU bei der Autobahnmaut und in der 
Flüchtlingspolitik. Da keine größeren Vorhaben mehr an-
stehen, dürfte bis zur Wahl im September „Burgfrieden“ in 
der Union herrschen (Bannas 27.04.2017).
Für die parteipolitischen Auseinandersetzungen im Koaliti-
onsbündnis ist normalerweise der im Koalitionsvertrag 
festgelegte Koalitionsausschuss vorgesehen, der sich re-
gelmäßig treffen sollte. Neu und erstmalig wird darauf ver-
zichtet, die Mitglieder des Ausschusses zu benennen. Die 
Besetzung soll einvernehmlich ad hoc erfolgen (Bundesre-
gierung 16.12.2013: 184), um übergroße und wenig ar-
beitsfähige Runden zu vermeiden.
Die erste Sitzung des Koalitionsausschusses erfolgte erst 
nach einem Jahr im Oktober 2014. Es folgten elf weitere 

Abbildung 3: 
Wie beurteilen Sie 
die Wirtschaftslage in 
Deutschland?
seit Januar 2009

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer, 09.01.2009–19.05.2017. 
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Sitzungen. Die letzte Zusammenkunft war Ende März 2017, 
bei der es vor allem um den Beleg der Arbeitsfähigkeit der 
Bundesregierung ging. Ferner wurde sie für die Herausstel-
lung von Themen genutzt, über die keine Einigkeit erzielt 
werden konnte, welche somit in den Wahlkampf verscho-
ben wurden. Das Koalitionsmanagement erfolgte eigent-
lich am Koalitionsausschuss vorbei. Bei tiefgreifenden Kon-
flikten waren es die drei Parteivorsitzenden, die den 
Schlichtungsprozess bestimmten (Bannas u. a. 31.03.2017).
Abschließend ist auf einen großen Erfolg der Großen Koa-
lition hinzuweisen. Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, 
die Weichen für eine Neuregelung der föderalen Finanz-
beziehungen zu stellen. Die Regierungschefs von Bund und 
Ländern haben sich nach langen Verhandlungen im Okto-
ber 2016 auf die Eckpunkte verständigt. Das Gesetz wurde 
nach Beratungen im Bundesrat auch durch Union und SPD 
gebilligt, und gehört damit zur wichtigsten Reform der 
Großen Koalition. Da zahlreiche Grundgesetzänderun-
gen erforderlich sind, bedurfte diese 2020 in Kraft tre-
tende Neuregelung eines breiten föderalen und parteipo-
litischen Konsenses.

Führungsstil und Sicherung des Führungsanspruchs
Der moderierende und pragmatische Führungsstil von Bun-
deskanzlerin Merkel hat sich auch in der schwarz-roten Ko-
alition kaum verändert. Nimmt man die Herausforderung 
zur Bewältigung des Flüchtlingsproblems als latente Ge-
fahr der Aufrechterhaltung ihres Führungsanspruchs aus, 
dann gibt es nur wenige Ereignisse, die Schwächen von 
Führung erkennen lassen. Anzuführen wäre das Missge-
schick bei der Kandidatenauswahl eines Nachfolgers von 
Bundespräsident Joachim Gauck. Im Vergleich zu ihrer vor-
herigen Regierung gab es diesmal nur einen politisch mo-
tivierten Ministerrücktrit t (Landwirtschaftsminister Hans-
Peter Friedrich) und einen Rücktrit t wegen Amtswechsel 
(Außenminister Frank-Walter Steinmeier) und nur zwei Mi-
nisterneubesetzungen. Eine andere Besonderheit in der 
bisherigen Kabinettspolitik von Kanzlerin Merkel hat sich 
fortgesetzt. Auch diesmal gab es bei der Regierungsbil-
dung mehr als die Hälfte (8/7) an Neubesetzungen auf 
Ministerposten mit Personen ohne Ressorterfahrung auf 
Bundesebene.
Die fünf klassischen Ressorts, einschließlich der drei Verfas-
sungsministerien, wurden bis auf das Justizministerium mit 
Mitgliedern aus vorangegangenen Merkel-Regierungen 

besetzt, die über besonders starke Führungsfähigkeiten 
verfügen. Hervorzuheben ist hierbei erneut die hervorge-
hobene Stellung von Finanzminister Wolfgang Schäuble.
Die Führungsstärke der Kanzlerin ergab sich erneut durch 
ihr Entscheidungshandeln auf internationaler Bühne, durch 
das sie ihren Amtsbonus in der Außenpolitik verfestigen 
konnte.
Erneut wurde dieser Führungsanspruch durch die Macht-
ressource Bundeskanzleramt gesichert. Seit ihrer ersten 
Amtszeit in 2005 (Merkel I) gehört zu ihren herausragen-
den Fähigkeiten die Nutzung der Führungsressource Perso-
nal. 2005 wurden von ihr sechs Abteilungsleiter ausge-
wechselt. Damit hatte sie frühzeitig die Leitungsebene mit 
loyalen und kompetenten Mitarbeitern besetzt. Drei der 
Abteilungsleiter sind noch 2017 im Amt. Dazu gehören der 
Leiter der Abteilung 1, Michael Wettengel, bereits zuvor 
die entscheidende Person Merkels für Personalfragen, der 
Leiter der Abteilung 2, Christoph Heusgen, außen- und 
 sicherheitspolitische Berater der Bundeskanzlerin und 
ehemaliger Diplomat im Auswärtigen Amt (seit 1980). Fer-
ner der Leiter der Abteilung 5, Uwe Corsepius, als 
europapolitischer Berater der Regierungschefin, der be-
reits unter den Kanzlern Helmut Kohl und Gerhard Schrö-
der im Kanzleramt tätig war. Er gehört zu den Beispielen 
von Beratern, die durch Loyalität und Kompetenz mehreren 
Regierungen dienen können. Ein weiteres berühmtes Bei-
spiel ist diesbezüglich auch Bernd Pfaffenbach, der seit 
2004 als Sherpa der Bundesregierung für die G-Gipfel zu-
ständig war. Er stand den Kanzlern Kohl, Schröder und 
dann Merkel bis 2011 als Berater zur Verfügung. Seit 2011 
hat der Leiter der Abteilung 4, Lars-Hendrik Röller, die 
Funktion des persönlichen Beraters für die G7/G20-Gipfel 
übernommen. Auch er ist 2017 noch im Amt und wird nun 
noch durch einen eigenen Sherpa-Stab in seiner Abteilung 
unterstützt. Ohne diese exzellenten Berater hätte die 
Kanzlerin ihr internationales Ansehen kaum so beständig 
festigen können. Zum Erfolg der Verwendung des Kanzler-
amtes gehört auch die Kontinuität in der fachlichen Kom-
petenz der sogenannten Arbeitsebenen, also den Grup-
pen und Referaten der Abteilungen. Im Kabinett Merkel III 
wurden von elf Gruppenleitern drei ausgewechselt und in 
den 49 Referatsleitungen gab es 21 Neubesetzungen (Or-
ganisationspläne Bundeskanzleramt 2013 bis Januar 2017; 
ferner Murswieck 2015: 181 ff.).

Das Bundeskanzleramt in  Berlin 
trägt entscheidend zum 
 Führungsanspruch Angela 
Merkels bei. Die zentrale Funk-
tion des Kanzleramts ist neben 
der politisch-administrativen 
Unterstützung der Bundes-
kanzlerin die Koordination der 
Regierungsarbeit ohne eigen-
ständige politikformulierende 
Kompetenzen.
 picture alliance/dpa

128

A
xe

l M
ur

sw
ie

ck

bis2017_0203_inhalt.indd   128 19.07.17   16:21



Eine der wichtigsten personalpolitischen Entscheidungen 
betrif ft jedoch jeweils die Auswahl des Chefs des Bundes-
kanzleramtes. Zentrale Funktion des Kanzleramtes ist ne-
ben der politisch-administrativen Unterstützung der Bun-
deskanzlerin die Koordination der Regierungsarbeit ohne 
eigenständige politikformulierende Kompetenzen. Das 
Amt hat keine Ressortfunktion. Die Leitung sollte präzise 
und verlässlich, unauffällig und geräuschlos verlaufen.
Bereits die Ernennung von Ronald Pofalla nach der kompe-
tenten Amtsführung von Thomas de Maizière in der Regie-
rung Merkel I (Hildebrandt/Niejahr 2006) zum Kanzler-
amtsminister in der Regierung Merkel II hatte zu öffentli-
cher und innerparteilicher Kritik geführt (Murswieck 2015). 
Die Ernennung von Peter Altmaier, wie Pofalla ein langjäh-
riger loyaler parteipolitischer Weggefährte von Angela 
Merkel, in 2013 zum Kanzleramtsminister hat zwischenzeit-
lich zu ähnlichen Irritationen über die institutionell vorge-
gebenen Aufgaben des Leitungsamtes geführt. Dazu ge-
hören etwa das ungewöhnliche, häufige Auftreten in Talk-
shows, die politischen Äußerungen in der Öffentlichkeit 
und die Wahrnehmung außenpolitischer Missionen ohne 
Absprache mit dem Auswärtigen Amt (Türkei Anfang 2016). 
Altmaier wurde zu einer Art „Allzweckwaffe“ seiner Chefin 
(Bannas 16.06.2016).
Die weitreichendste Entscheidung über die Amtsführung 
fiel allerdings Anfang Oktober 2015, indem dem Kanzler-
amtsminister mit einer Stabsstelle die Gesamtkoordinie-
rung der Flüchtlingspolitik übertragen wurde. Es war eine 
Art politisches Signal der Kanzlerin für den Zweck, die Ent-
scheidungsbefugnis im eigenen Amt zu konzentrieren. Die 
Frage bleibt offen, inwieweit dadurch das Ressortprinzip 
missachtet wurde, welches bekanntermaßen als das wir-
kungsmächtigste Prinzip im Regierungsprozess gilt. Immer-
hin gab es den ungewöhnlichen Fall, dass Finanzminister 
Schäuble öffentlich von einer Missachtung des Ressort-
prinzips sprach (Lohse/Wehner 12.12.2015; Bannas u. a. 
17.02.2016).
Das letzte Ereignis betrif ft den Beschluss der CDU im April 
2017, dass Peter Altmaier federführend das Wahlpro-
gramm der CDU zur Bundestagswahl verantworten soll 
und zu diesem Zweck ein Büro in der CDU-Zentrale erhielt. 
Eine derartige Doppelrolle hat es in der Geschichte der 
Kanzleramtschefs noch nicht gegeben. Im Blickfeld sollte 
deshalb bleiben, inwieweit derartige Kompetenzverschie-
bungen zur Schädigung von Institutionen führen (Leithäu-
ser 11.04.2017).

Ausblick

Am Ende der Legislaturperiode ergibt sich für die gesell-
schaftliche und politische Lage in Deutschland eine para-
doxe Situation. Auf der einen Seite gibt es ein mehr oder 
weniger stabiles Vertrauen in die politischen Institutionen, 
eine hohe Anerkennung der Demokratie als Ordnungsform 
und einen relativ hohe Zufriedenheit mit dem Funktionieren 
der Demokratie, sodass nicht von einer wirklich tiefen poli-
tischen Vertrauenskrise gesprochen werden kann (Peter-
sen 26.01.2017). Die sozio-ökonomischen Rahmenbedin-
gungen sind gut und der deutsche Sozialstaat erfährt wei-
terhin eine solide Unterstützung. Auf der anderen Seite 
stehen einige soziale und politische Herausforderungen, 
die die gesellschaftliche und politische Stabilität gefähr-
den könnten. So die Zunahme extraparlamentarischer Pro-

testformen, neue rechtsradikale und rechtsextreme Bewe-
gungen, zunehmende Armutsrisiken und wahrgenommene 
Einkommensrisiken als Bedrohung der Mittelschicht, die 
alternde Gesellschaft als Gefährdung des Sozialstaates 
und der ungewisse Ausgang der Flüchtlingsproblematik. 
Es gibt ein Gemisch aus Zufriedenheit und Unzufriedenheit 
mit dem Zustand der Gesellschaft und des Sozialstaats 
(vgl. Schöb 01.05.2017; Göbel 27.04.2017 und Creutzburg 
14.02.2017) als Ausdruck einer schlummernden Unsicher-
heit über die Zukunft. Diese Unsicherheit betrif ft auch die 
politischen Eliten und die politische Führung im Land (Knop 
17.01.2017).
Kommt es zu einem Machtwechsel in der Kanzlerdemokra-
tie? Über eine unsichere Zukunft der Kanzlerin wurde in Ab-
ständen immer wieder gesprochen (Bannas 14.09.2016). 
Bislang galten der Führungsstil und damit auch die Füh-
rungsfähigkeit von Angela Merkel der gegenwärtigen 
Epoche als angemessen (Hughes 2015: 56). In der Regie-
rungsforschung werden vier Indikatoren als systematische 
Vorboten eines Machtwechsels genannt: Machterosionen 
(fehlende Unterstützung), Steuerungsverluste (endloser Po-
litikstau), Kommunikationsdefizite (anhaltendes Meinungs-
tief) und Realitätsverluste (die Stufen der Vereinsamung). 
Welche Gewichtung den Indikatoren zukommt, hängt von 
exogenen Faktoren (internationale Rahmenbedingungen 
und innenpolitische Krisen) ab. An dieser Stelle sollen keine 
Mutmaßungen darüber angestellt werden, inwieweit diese 
Indikatoren zum jetzigen Zeitpunkt bezüglich der Führungs-
praxis der Kanzlerin nachgewiesen werden können. 
Hervorzuheben ist das parteipolitische Mandat der Kanz-
lerin als wichtigste Machtressource. Der Rückhalt in der 
Bundespartei und in der eigenen Bundestagsfraktion ist 
grundlegend für ihre Machtsicherung (Korte 2013). Für die 
Bundesrepublik ist die Annahme plausibel, dass das Ende 
einer Kanzlerschaft im „Wesentlichen“ durch einen Verlust 
der Unterstützung von Partei und Fraktion verursacht wird. 
Der bekannteste und erste parteiinterne Kanzlersturz in 
der Geschichte der Bundesrepublik betraf Konrad Ade-
nauer nach 14 Jahren Amtszeit (Krekel 2013: 464).
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KÖPFE ODER THEMEN?

Konkurrenten um die Kanzlerschaft 
Andrea Römmele

 
Politische Botschaften werden seit jeher mit einem „Ge­
sicht“, d. h. mit einer konkreten Person verknüpft. Bei 
Wahlen rücken die Spitzenkandidaten deshalb vermehrt 
ins Rampenlicht. Die Debatte um die Personalisierung 
von Wahlkämpfen ist seit geraumer Zeit ein Gegenstand 
der politikwissenschaftlichen Forschung. Andrea Röm­
mele erörtert am aktuellen Beispiel des Bundestagswahl­
kampfes zwischen der amtierenden Bundeskanzlerin 
Angela Merkel und Martin Schulz, dem Spitzenkandi­
daten der SPD, zentrale Ergebnisse der sozialwissen­
schaftlichen (Wahl-)Forschung. Eingangs wird der Be­
griff der Personalisierung mittels dreier Dimensionen 
präzisiert. Daran anschließend werden die beiden Spit­
zenkandidaten der Bundestagswahl 2017 genauer ana­
lysiert: Wo liegen ihre Stärken und Schwächen? Welche 
Themen favorisieren und präsentieren sie? Und schließ­
lich geht es um die Frage, welche Rolle Kandidaten in 
den unterschiedlichen Modellen der Wahlentscheidung 
spielen und wie es um die Gewichtung von Parteiidenti­
fikation, Themen und Personen beim Wahlentscheid be­
stellt ist.�

Personen oder Themen? 

Köpfe statt Themen? Inhaltsleere Personalplebiszite? So 
werden Wahlkämpfe heutzutage gerne beschrieben, oft 
mit vorwurfsvollem Unterton. Schließlich sollten doch ge-
rade in einer parlamentarischen Demokratie wie der deut-
schen, wo sich die Wählerinnen und Wähler auf dem 
Stimmzettel zwischen Parteien entscheiden sollen – und 
nicht zwischen Personen –, jene Parteien und ihre jeweili-
gen Programme auch im Mittelpunkt stehen. Das wünscht 
man sich nach der personalisierten Schlammschlacht in 
den USA zwischen den Kontrahenten Hillary Clinton und 
dem jetzt amtierenden Präsidenten Donald Trump viel-
leicht mehr denn je. 
Aber: Eine Partei und ein Wahlprogramm brauchen ein 
„Zugpferd“, ein „Gesicht“. Politische Botschaften wurden 
von jeher mit Persönlichkeiten verknüpft, um damit ihre Be-
kanntheit zu erhöhen und die öffentliche Debatte zu bele-
ben. Und das ist nicht nur in den präsidentiellen Demokra-
tien so, sondern auch ein bekanntes Phänomen parlamen-
tarischer Demokratien. Wir beobachten sogar, dass 
Personen gänzlich ohne Parteien den Wahlkampf bestrei-
ten und gewinnen – der frisch gekürte französische Präsi-
dent Emmanuel Macron ist ein Beispiel hierfür. Auch bei 
den jüngst erstarkten populistischen Parteien bzw. Strö-
mungen sind vor allem diejenigen erfolgreich, die eine 
sichtbare Führungspersönlichkeit aufwarten können – man 
denke an Marine Le Pen in Frankreich, Geert Wilders in 
den Niederlanden, Norbert Hofer aus Österreich, um nur 
einige zu nennen. 
Doch zurück zur theoretischen Debatte hierzu in den Sozi-
alwissenschaften. Die Kampagnenforschung scheint mit 

jedem neuen Wahlkampf neue Erkenntnisse zu erlangen 
und ist seit geraumer Zeit Gegenstand sozialwissenschaft-
licher Forschung. Ziel dieses Aufsatzes ist es, am aktuellen 
Beispiel des laufenden Bundestagswahlkampfes 2017 mit 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und dem Spitzenkandida-
ten der SPD, Martin Schulz, die zentralen Ergebnisse der 
Forschung darzulegen. Der Aufsatz ist in drei Teile geglie-
dert. In einem ersten Schrit t möchten wir den Begriff der 
Personalisierung genauer unter die sozialwissenschaftli-
che Lupe nehmen. Was verstehen wir eigentlich darunter? 
Daran anschließend sollen die beiden Spitzenkandidaten 
der Bundestagswahl 2017 genauer beleuchtet werden: 
Wo liegen ihre Stärken und Schwächen? In einem drit ten 
Schrit t sollen die Kanzlerkandidaten aus der Sicht der 
Wählerinnen und Wähler diskutiert werden. Welche Rolle 
spielen Kandidatinnen bzw. Kandidaten in den unter-
schiedlichen Modellen der Wahlentscheidung? Und was 
sagen uns die aktuellen Umfragen zu den Wahlchancen 
von Angela Merkel und Martin Schulz?

Was versteht man unter Personalisierung?

Was genau verstehen wir in den Sozialwissenschaften un-
ter dem Begriff der Personalisierung? Hier gilt es, drei Di-
mensionen der Personalisierung klar voneinander abzu-
grenzen: (1) die Personalisierung der Wahlkampfführung, 

Am Washingtonplatz, nahe 
dem Berliner Hauptbahnhof, 
zierte anlässlich der Bundes­
tagswahl 2013 ein überdimen­
sionales Wahlplakat der CDU 
mit der Kanzlerraute ein Bau­
gerüst. Das Bild ist aus vielen 
Einzelbildern zusammengesetzt 
worden. Kein Kopf, kein 
Namenszug – aber als Marke 
sofort zu erkennen. Eine 
perfekte Personalisierungs­
strategie!
� picture alliance/dpa
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(2) die Personalisierung des Wahlverhaltens und schließ-
lich (3) die Personalisierung der Medienberichterstattung 
über Wahlkämpfe (Brettschneider 2002; Kriesi 2011; Röm-
mele 2005). 

Personalisierung der Wahlkampfführung
Die Personalisierung der Wahlkampfführung drückt sich 
vor allem in der Bedeutung der Spitzenkandidaten gegen-
über ihren Parteien aus. Allerdings zeigt ein Blick in die re-
levante Literatur sowie in die jeweiligen „Drehbücher“ zu 
Wahlkämpfen, dass die Ausrichtung der Wahlkampfdra-
maturgie auf den Spitzenkandidaten kein neues Phäno-
men ist. „Auf den Kanzler kommt es an“ war das Wahlmotto 
der CDU 1969 mit dem damals amtierenden Kanzler Kurt 
Georg Kiesinger; 1972 hieß es, den „Kanzler für Deutsch-
land“ wählen; 1976 „Zieh mit, wähl Schmidt“ (Müller 1999). 
Er folgreich bestrit t Helmut Kohl 1990 als „Kanzler der Ein-
heit“ den Bundestagswahlkampf. Gerhard Schröders Pla-
kate 1998 signalisierten „Ich bin bereit“, und 2002 blickte 
Schröder als „Kanzler der Mitte“ aus den Wahlplakaten, 
2009 warb Angela Merkel als Kanzlerin mit dem Slogan 
„Wir wählen die Kanzlerin“. Einen hochpersonalisierten 
Wahlkampf führte Angela Merkel 2013 mit der vielfach be-
mühten und damals gern gesehenen Kanzlerraute. Am Ber-
liner Hauptbahnhof wurde ein überlebensgroßes Plakat 
der Kanzlerin aufgestellt, auf dem lediglich die beruhi-
gende Kanzlerraute zu sehen war. Kein Kopf, kein Na-
menszug – aber als Marke sofort zu erkennen. Eine perfek-
tionierte Personalisierungsstrategie!
Viele internationale Beispiele weisen in die gleiche Rich-
tung. Nicht nur im präsidentiellen System der USA, wo die 
Wahlen traditionell in erster Linie Personenwahlen sind, 
spielen die Kandidatinnen und Kandidaten eine zentrale 
Rolle. Auch in parlamentarischen Systemen wie im Verei-

nigten Königreich setzen Spitzenkandidaten auf persönli-
che Botschaften, so etwa Theresa May, die im britischen 
Wahlkampf 2017 ihren Namen mit dem Brexit verbindet, 
oder Alexander van der Bellen, der seine Präsidentschaft 
in Österreich eng an einen proeuropäischen Kurs band. 
Auch Matteo Renzi in Italien oder António Costa in Portu-
gal warben in den letzten Jahren mit ihren Namen in Ver-
bindung mit einer emotionalen oder inhaltlichen Botschaft 
(oft ein Stichwort wie „Vertrauen“ oder „Veränderung“).
Spitzenkandidaten sind Zugpferde ihrer Parteien im Wahl-
kampf, wobei es „Kanzlerkandidaten weder in der Verfas-
sungsordnung noch im Wahlrecht gibt. Es handelt sich hier 
um eine politische Kunstfigur, die im Bundestagswahlkampf 
1961 von der SPD ins Leben gerufen wurde“ (Schmitt-Beck 
2011: 200). Kleinere Parteien ziehen üblicherweise nicht 
mit einem Kanzlerkandidaten in den Wahlkampf, aber die 
Präsentation des jeweiligen Führungspersonals ist auch 
hier in Wahlkämpfen in den Vordergrund gerückt, wie seit 
einigen Jahren an der Hervorhebung von Persönlichkeiten 
zu beobachten ist, siehe Christian Lindner für die FDP, Cem 
Özdemir und Karin Göring-Eckart für die Grünen – und 
nach dem Rückzug Gregor Gysis aus der ersten Reihe fehlt 
den Linken eine wichtige Persönlichkeit.
Um erfolgreicher Spitzenkandidat zu sein, braucht es dann 
Authentizität – anders formuliert: Führung mit persönlicher 
Note. Aber wie genau stellen wir uns denn einen authenti-
schen Politiker vor? Vielleicht als eine zuverlässige, glaub-
würdige, ehrliche Person mit Ecken und Kanten aber voller 
Überzeugung. „Authentizität“ ist allerdings ein Gütesie-
gel, das Politikerinnen und Politikern von den Wählerinnen 
und Wählern gegeben wird. Es geht oftmals darum, au-
thentisch zu erscheinen, nicht unbedingt, es zu sein. Es geht 
darum, authentisch eine Rolle zu spielen. 

Personalisierung und individuelles Wahlverhalten
Die zweite Dimension des Personalisierungsbegriffs ist die 
des Wählerverhaltens. In der Regel werden hierunter zwei 
Tendenzen erfasst: Zum einen sei das individuelle Wähler-
verhalten immer stärker von den Einstellungen zu den Spit-
zenkandidaten beeinflusst als von politischen Sachpositi-
onen. Zum anderen würden Kandidaten mehr und mehr 
aufgrund ihrer unpolitischen Persönlichkeitsmerkmale be-
urteilt (u. a. Karvonen 2010; McAllister 2007; Lass 1995; 
Brettschneider 2002; Klein/Ohr 2001). Aufgrund der in den 
letzten Jahrzehnten massiv nachlassenden Parteibindung 
(Dalton 2011) rücken diese Kandidateneigenschaften ver-
mehrt in den Vordergrund. Vor allem bei Wählerinnen und 
Wählern, die sich kaum für Politik interessieren, bieten 
diese unpolitischen Eigenschaften der Kanzlerkandidaten 
eine Orientierung bei der Wahlentscheidung. Ein Beispiel 
der jüngeren Vergangenheit ist das Interview des im Mai 
2017 abgewählten schleswig-holsteinischen Ministerprä-
sidenten Torsten Albig in der Zeitschrift Die Bunte (Die 
Bunte vom 20.04.2017) zu der Trennung von seiner Frau 
und einer neuen Beziehung. Albig hat sich hier als unver-
lässlich, hochmütig und nicht wertschätzend seiner Ehe-
frau gegenüber gezeigt – auch wenn kein direkter Zusam-
menhang zwischen dem Interview und dem Wahlausgang 
festzustellen ist, gingen nahezu alle Analysten davon aus, 
dass die Aussagen im Kontext dieses Interviews (also un-
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politische Eigenschaften des Kandidaten), den Kandida-
ten zwei bis drei Prozentpunkte im Wahlergebnis gekostet 
haben. 

Personalisierung der Medienberichterstattung
Die drit te Dimension des Personalisierungsbegriffes richtet 
sich auf die Personalisierung der Medienberichterstat-
tung. Für manche Beobachter werden Wahlkämpfe zuneh-
mend zu „themenlosen Personalplebisziten“ (Sarcinelli 
1987: 166), zu einer Show ohne Inhalt. Empirisch konnte für 
deutsche Wahlkämpfe in den Jahren 1972, 1987 und 2002 
keine wachsende Bedeutung der Spitzenkandidaten in der 
medialen Berichterstattung festgemacht werden – wobei 
eine Personalisierung in den Medien trotzdem nicht von 
der Hand zu weisen ist. Allerdings erfolgt sie anders als 
vermutet. Die steigende Konzentration auf die Spitzenpoli-
tiker, und hier in erster Linie die Ministerinnen und Minister 
als Fachvertreter, ist ein zentrales Ergebnis in der For-
schung (Römmele 2005: 428). 

Sicherlich lassen bestimmte Fernsehformate – allen voran 
die mit tlerweile schon traditionell statt findenden TV-Du-
elle – punktuell die Spitzenkandidaten in den Medien be-
sonders hochleben. In den USA gehören TV-Duelle seit 
den legendären Kennedy-Nixon-Debatten 1960 zum In-
ventar. Sie sind mediale Höhepunkte eines jeden amerika-
nischen Wahlkampfes. In Deutschland kennen wir diese 
Form des inhaltlichen Schlagabtausches seit 2002. Ger-
hard Schröder und Edmund Stoiber liefer ten sich zwei ver-
bale Duelle vor der Bundestagswahl – und mittlerweile 
sind TV-Duelle fester Programmpunkt sowohl auf Bundes- 
als auch auf Länderebene. Dies verwundert auch nicht, 
denn das Format passt exzellent in die mediale Nachrich-
tenwertlogik: Duelle liefern Konflikte, sind pointier t und 
werden präsentier t wie Sportereignisse: Politiker „führen“, 
„holen auf“, „punkten“, „liefern sich Steilvorlagen“ usw. 
(Brettschneider 2008). Aber auch Wählerinnen und Wäh-
lern kommt dieses Format entgegen: In 90 Minuten wer-
den ihnen die wichtigsten Themen, Positionen und Unter-

Abbildung 2:  
Twitternde Abgeordnete

Quelle: www.hamburger-wahlbeobachter.de. 
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schiede von Seiten der Spitzenkandidaten präsentier t. 
Doch welche Wirkung haben diese TV-Duelle letztendlich 
auf die Wahlentscheidung? Jüngste Studien weisen da
rauf hin, dass „TV-Debatten durchaus in der Lage sind, das 
Bild, das die Wähler von ihnen haben […] zu beeinflussen. 
Gelingt es ihnen zudem, die Debatte (aus Sicht der 
Zuschauer) zu gewinnen, schlägt sich dies positiv auf 
das  individuelle Wahlverhalten nieder“ (Maier/Faas 
2009: 229). 
Waren 2013 die sozialen Medien im deutschen Wahl-
kampf noch nicht so relevant, so spielen sie heute durchaus  
eine Rolle – und tragen natürlich auch zu einer verstärkten 
Personalisierung bei. So zeigt eine Analyse für das Jahr 
2015, dass nahezu alle Abgeordneten des deutschen Bun-
destages eine Facebook-Seite haben, über die Hälfte der 
Abgeordneten zu ihren politischen auch private Profil
seiten haben (vgl. Abbildung 1 und 2). Twitter wird im Ver-
gleich zu Facebook weniger als Kommunikationsmedium 
genutzt, aber immerhin zeigen auch hier die Analysen, 
dass etwas mehr als die Hälfte aller Abgeordneten sich 
über Twitter austauschen bzw. informieren. Interessant 
ist zudem das Phänomen, dass Abgeordnete der Opposi-
tion, d. h. Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke, nicht nur 
aktiver auf diesem Kanal sind, sondern auch deutlich mehr 
Follower haben als Abgeordnete der Großen Koalition. 
Ende 2016 konnte die CDU/CSU 4.376 Follower, die SPD 
3.540 Follower verbuchen. Die Grünen hingegen brachten 
es auf 9.148, Die Linke auf 8.680 Follower. Kurzum: wir ha-
ben hier einen weiteren Medienkanal, der Personalisie-
rung fördert.

Die SPD und die Suche nach einem 
Kanzlerkandidaten

Dem amtierenden Außenminister und ehemaligen SPD-
Vorsitzenden Sigmar Gabriel ist mit der Nominierung von 
Martin Schulz ein Coup gelungen. Mit Gabriels überra-
schendem Rücktrit t vom Parteivorsitz nach siebeneinhalb 
Jahren und seinem damit verbundenen Nichtantrit t als 
Spitzenkandidat der SPD machte er den Weg frei für Mar-
tin Schulz. Die Medien hatten seit Herbst 2016 die Debatte 
und den Wettkampf zwischen diesen beiden Politikern an-
geheizt – ausschlaggebend für den Rückzug von Sigmar 
Gabriel soll eine Umfrage gewesen sein, die er selbst in 
Auftrag gegeben hatte und die Martin Schulz deutlich 
mehr Chancen in der politischen Auseinandersetzung mit 
Angela Merkel einräumte. Über seine Beweggründe gab 
Sigmar Gabriel dem Zeit-Journalisten Bernd Ulrich ein um-
fassendes Interview (Die Zeit vom 27.01.2017). 
Vielleicht an dieser Stelle ein kleiner Verweis: Auch 2013 
wurde die SPD medial unter Druck gesetzt – ursprünglich 
wollte sie erst nach der Niedersachsenwahl im Januar 
2013 ihren Kanzlerkandidaten küren, aber auch hier musste 
man sich dem Druck der Öffentlichkeit beugen. Peer Stein-
brück wurde im Dezember 2012 auf dem Parteitag mit gro-
ßer Mehrheit zum Kanzlerkandidaten gekürt.
Übrigens: Ein Blick in die Parteistatuten und in die rele-
vante akademische Literatur zeigt, dass es in Deutschland 
keine klaren Regeln zur Kür eines Spitzenkandidaten gibt 
– anders als im präsidentiellen System der USA, in dem 
wahlberechtigte Parteimitglieder in Vorwahlkämpfen, den 
sogenannten primaries, den Spitzenkandidaten oder die 
Spitzenkandidatin ihrer jeweiligen Partei aussuchen, gibt 

es bei uns keine offizielle Regelung. Noch immer gilt die 
Kandidatenselektion hierzulande als ein „secret garden of 
politics“ (Gallagher/Marsh 1988). Auch sind die Kriterien, 
die bei einer solchen Suche bzw. Auswahl eine Rolle spie-
len, nicht klar formuliert und festgehalten – und dennoch 
liegen sie auf der Hand. Der Kandidat muss sowohl inner-
halb der Partei eine hinreichende Rückendeckung bzw. Ba-
sis genießen, als auch außerhalb der Partei Unterstützerin-
nen und Unterstützer finden. Und er muss im Medienzeital-
ter eine gewisse „Medientauglichkeit“ an den Tag legen. 
So deutlich formulierte es auch der ehemalige Fraktions-
chef und jetzige Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier 
in einem Spiegel-Interview: Von Bedeutung sei „wie der 
Kanzlerkandidat mit der eigenen Partei klarkommt und 
welche Chancen er in einem Wählerpublikum außerhalb 
der Partei hat […]. Natürlich spielen Umfragen eine Rolle“.1 
Noch brisanter fasst der Philosoph Dennis Bonay die Rolle 
der Medien zusammen: „Es steht außer Frage, dass Umfra-
gen bei Wahlen eine immer größere Rolle spielen. Dies er-
gibt sich aus einer doppelten Steigerung von Angebot und 
Nachfrage. Das Angebot wird immer größer, weil es immer 
billiger wird, Meinungsumfragen durchzuführen“ (Die Zeit 
vom 26.04.2017).
Und diese Umfragen sprachen im Herbst 2016 eine klare 
Sprache. Bei einer Direktwahl gegen die amtierende Kanz-
lerin hätte der damalige SPD-Parteivorsitzende Gabriel 
deutlich schlechter abgeschnitten als Martin Schulz: 57 
Prozent der Wähler hätten sich damals für Angela Merkel, 
lediglich 19 Prozent für Gabriel entschieden. Würde hin-
gegen Martin Schulz die Kanzlerin herausfordern, könnte 
Merkel nur 43 Prozent der Stimmen auf sich vereinen, Mar-
tin Schulz hingegen 36 Prozent. Selbst innerhalb der SPD 
war Gabriel höchst umstrit ten: SPD-Anhänger gaben nur 
zu 43 Prozent an, für Gabriel stimmen zu wollen, 40 Prozent 
für die Konkurrentin Merkel. Wäre Schulz aber der Kandi-
dat, würden 63 Prozent der SPD-Anhänger den eigenen 
Kandidaten unterstützen. 
Doch wer ist dieser Martin Schulz? Wo kommt Martin 
Schulz her? „Vom Buchhändler zum Mann für Europa“ lau-
tet der Titel seiner Biografie von Margaretha Kopeinig – 
und das kann getrost noch spitzer formuliert werden. 
Schulz, der sich selbst gern als „Sausack in der Schule“ 
bezeichnet, der angibt, einmal „ganz unten“ im Leben ge-
wesen zu sein, nimmt über sich selbst rhetorisch kein Blatt 
vor den Mund (Die Welt vom 14.10.2016).
Martin Schulz, Jahrgang 1955, stammt aus eher einfachen 
Verhältnissen: Die Mutter konservative, CDU-nahe Haus-
frau, der Vater sozialdemokratischer Polizist, Martin das 
jüngste von fünf Geschwistern. Die Schule verließ Schulz 
ohne Abitur, nachdem er auch beim zweiten Versuch die 
elfte Klasse nicht bestand. Der SPD trat er mit 19 Jahren 
bei. Nach einer Buchhändlerlehre gründete er seine ei-
gene Buchhandlung in Würselen, die bis heute besteht. Mit 
31 Jahren wurde er in Würselen der damals jüngste Bür-
germeister Nordrhein-Westfalens. 1994 erhielt er sein ers-
tes Mandat im Europäischen Parlament, bisheriger Höhe-
punkt seiner Politikkarriere war die fünfjährige Parlaments-
präsidentschaft des Europäischen Parlaments von 2012 bis 
2017. Er spricht fünf Sprachen fließend (Mitteldeutsche Zei-
tung vom 20.04.2017).
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In jungen Jahren strebte Schulz eine Karriere als Fußballer 
an, wurde jedoch durch eine Verletzung davon abgehal-
ten. Die darauf folgenden Alkoholprobleme thematisiert er 
häufig. Seit 1980 lebt er abstinent. Darüber sagte er einst: 
„Ich weiß, was es bedeutet, wenn man vom Weg abkommt, 
aber ich weiß auch, wie gut es sich anfühlt, wenn die Fami-
lie und Freunde einen wieder aufrichten und man dadurch 
eine zweite Chance bekommt“ (a. a. O.).
Man kann sagen, dass Schulz‘ Leben und Werdegang ei-
nem ursozialdemokratischen Verständnis entspringen, bo-
denständig und durch harte Arbeit geprägt. Die inneren 
Konflikte und die Zerrissenheit und wie er sie produktiv in 
Energie umwandelte, benennt der Tagesspiegel so: „Er 
wollte sich umbringen, jetzt will er Kanzler von Deutsch-
land werden“ (Der Tagesspiegel vom 24.01.2017) 
Über das Amt des Bundeskanzler sagt Schulz: „Nach mei-
nem Verständnis muss ein Bundeskanzler für die Alltags-

sorgen, für die Hoffnungen wie für die Ängste der Men-
schen nicht nur Verständnis haben, sondern er muss sie 
selbst mit einer tiefen Empathie empfinden können“ (Mittel-
deutsche Zeitung vom 20.04.2017). 
Wie sieht das die Kanzlerin, die unter besten Vorausset-
zungen zum vierten Mal ins Rennen um das Kanzleramt 
geht? Stellt Schulz für sie überhaupt eine Bedrohung dar? 
Nach der letzten Bundestagswahl 2013 wurde schon dar-
über gemunkelt, ob Merkel wohl noch einmal 2017 antrit t, 
oder ob sie nicht in der Mitte der Legislaturperiode den 
Stab an einen Nachfolger oder eine Nachfolgerin über-
gibt. Nun geht sie jedoch mit einem durch drei gewonne-
nen Landtagswahlen (Saarland, Schleswig-Holstein und 
Nordrhein-Westfalen) gestärkten Rücken in den Bundes-
tagswahlkampf. 
Sie wurde vom Time Magazine 2015 zur „Person des Jah-
res“ gewählt mit dem Titel „Chancellor of the Free World“ – 

Abbildung 3:  
Wenn am nächsten 
Sonntag wirklich 
Bundestagswahl wäre … 
(23.06.2017)

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer, 23.06.2107. 

Abbildung 4:  
Lieber als  
Bundeskanzler/-in …

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen e. V. (11/16–06/17). 
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wohlgemerkt, noch vor der Wahl Donald Trumps zum ame-
rikanischen Präsidenten im Herbst 2016. Die politischen 
Themen, die sie in ihrer bisherigen Amtszeit auf der Agenda 
hatte, sind gewaltig: Innenpolitisch sind das die Bewälti-
gung der Flüchtlingskrise, also gesellschaftliche Integra-
tion sowie Integration in den Arbeitsmarkt, die Terrorbe-
kämpfung und innere Sicherheit sowie soziale Gerechtig-
keit. Außenpolitische Themen sind nach der erfolgreichen 
Bewältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise, die ja 2013 
in den Wahlkampf hineinspielte, nichts weniger als die 
Wiederbelebung des europäischen Projektes, zusammen 
mit dem neu gewählten französischen Präsidenten Emma-
nuel Macron, der Umgang mit dem Brexit und Großbritan-
niens Austrit tsverhandlungen aus der EU, die Spannungen 
mit dem amerikanischen Präsidenten Donald Trump, die 
Frage, wo die Grenzen der Realpolitik bei einem Autokra-
ten wie Recep Tayyip Erdoğan eigentlich liegen. Bei all 
diesen Themen hilft ihr natürlich die extrem gute konjunktu-
relle Lage, in der sich Deutschland befindet. So wächst die 
deutsche Wirtschaft auch im zweiten Quartal 2017 über-
durchschnittlich. „Trotz zahlreicher Risiken entwickelt sich 
die deutsche Wirtschaft robust, und dazu trägt zunehmend 
die Industrie bei“, sagt DIW-Konjunkturchef Ferdinand 
Fichtner. „Die Unternehmen haben im vergangenen halben 
Jahr ihre Auftragsbücher gut gefüllt, die Industrieproduk-
tion wurde seit Jahresbeginn deutlich ausgeweitet und die 
Unternehmensstimmung ist außerordentlich gut.“ Dies liegt 
wohl auch an der robusten Exportentwicklung: Die Welt-
wirtschaft entwickelt sich wieder dynamischer, wovon 
nicht zuletzt die Nachfrage nach Produkten Made in Ger-
many profitieren dürfte.2 
Und hier liegt die große Herausforderung für Martin 
Schulz: Die Wahlkampfforschung zeigt, dass Amtsinhaber 
bei guten Konjunkturdaten und wirtschaftlicher Kompe-
tenz schwer zu schlagen sind. Oder, übersetzt: „It’s the eco-
nomy, stupid“. Hinzu kommt im Falle Angela Merkels, dass 
sie von vielen Bürgerinnen und Bürgern als gute Manage-
rin internationaler Krisen und Herausforderungen angese-

hen wird. Und dies zeigen auch die Umfragen recht deut-
lich (und die Ergebnisse der drei zurückliegenden Land-
tagswahlen). 
Nach dem anfänglichen „Schulz-Effekt“ sinkt die Zustim-
mung zur SPD wieder weit hinter die CDU zurück. Dazu 
könnte auch die Wahl in Schleswig-Holstein beigetragen 
haben, wo die SPD von den Wählerinnen und Wählern 
hart abgestraft wurde. Nach dem neuesten Politikbarome-
ter erhielte die SPD in der aktuellen Wählergunst 25 Pro-
zent, während die CDU 39 Prozent erlangen könnte. Somit 
wäre eine Mehrheit für Rot-Rot-Grün nicht vorhanden, die 
Jamaika-Koalition zwischen Union, Grünen und FDP würde 
gemeinsam über knapp 50 Prozent kommen. Eine weitere 
große Koalition wäre problemlos möglich.
Was kann Martin Schulz also tun, um sich inhaltlich von 
der CDU abzusetzen? Gerade aufgrund der guten Kon-
junktur wird und sollte sein Wahlkampf einen Gegenent-
wurf zu Schäubles „schwarzer Null“ präsentieren. Geld ist 
da, es sollte richtig investiert werden. Seine thematischen 
Vorschläge gehen auch in diese Richtung: So fordert er 
eine Rückkehr zur Parität zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern bei den Krankenkassenbeiträgen und eine 
längere Auszahlung des Arbeitslosengeldes (Frankfurter 
Rundschau vom 30.04.2017) als unmittelbare finanzielle 
Transfers in die gesellschaftliche Mitte und zu den Ge
ringverdienern. Er setzt auch auf Umverteilung durch Be-
steuerung von hohen Einkommen und die Begrenzung von 
Managergehältern. Firmenerben sollen höher besteuert 
werden. Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Gleichbe-
rechtigung zwischen Mann und Frau. So will er durch mehr 
Lohntransparenz den Gender Pay Gap bekämpfen und 
ein  Recht auf Rückkehr in Vollzeit einführen, so dass 
Frauen nicht nach der Kinderpause im Berufsleben ausge-
bremst werden. Er fordert zudem eine Frauenquote von 

Abbildung 5:  
Das Ann-Arbor-Modell

Quelle: Eigene Darstellung, Andrea Römmele.
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50  Prozent in allen Ministerämtern und die vollständige 
Abschaffung der Kitagebühren sowie eine Umwandlung 
des Ehegattensplit tings in ein „Familiensplit ting“. Ein wei-
terer großer Investitionspunkt soll die marode Infrastruktur 
und die Verbesserung des Bildungssystems sein (Spiegel 
Online vom 26.03.2017).

Welche Rolle spielen Kandidaten in Modellen der 
Wahlentscheidung?

Wir haben uns bisher mit den beiden Spitzenkandidaten 
beschäftigt. Doch welche Rolle spielen diese Kandidaten 
eigentlich bei der Wahlentscheidung der Bürgerinnen und 
Bürger? Wieviel Gewicht kommt ihnen zu? Das sozialpsy-
chologische Modell der Wahlforschung hat drei Faktoren 
identifiziert, die die Wahlentscheidung maßgeblich beein-
flussen: die Parteiidentifikation, Themen und Kandidaten. 
Dieses Modell wurde von amerikanischen Kollegen Ende 
der 1950er Jahre entwickelt und wird häufig als Ann-Ar-
bor-Modell oder Michigan-Modell in der Literatur aufge-
führt (Miller/Stokes 1960). Lange Zeit galt die Parteiidenti-
fikation als die das Wahlverhalten am stärksten beeinflus-
sende Variable, flankiert von den im Vergleich weniger 
wichtigen Variablen Themen und Personen. 
Im Sozialisationsprozess erworben und durch Wahlen im-
mer wieder aktualisiert, wirkt die Parteiidentifikation dabei 
wie ein Filter, der Wahrnehmung und Bewertung politi-
scher Themen und Ereignisse strukturiert. Makropolitisch 
bildet die Parteiidentifikation eine wichtige Voraussetzung 
politischer Stabilität. Nach dem Zweiten Weltkrieg setzt in 

den westlichen Demokratien in unterschiedlichem Ausmaß, 
wohl aber mit gleicher Stoßrichtung, eine Veränderung 
des Verhältnisses zwischen Parteien und Wählerinnen 
bzw. Wählern ein. Die bisher stabilen, in der Sozialstruktur 
verankerten Parteibindungen lockern sich oder lösen sich 
ganz auf. Dem sozial integrierten Bürger vergangener Zei-
ten steht nun der mehr und mehr individualisierte Bürger 
gegenüber, der sich keiner sozial verankerten Wahlnorm 
verpflichtet fühlt. 
So stieg die Anzahl der Bürgerinnen und Bürger ohne Par-
teibindung von 23 Prozent im Jahr 1994 auf 26,5 Prozent im 
Jahre 2002 in den alten Bundesländern, in den neuen Bun-
desländern von 35,8 Prozent auf 40,4 Prozent im besagten 
Zeitraum (vgl. Tabelle 1). Dieser Trend der 1990er Jahre 
setzte sich fort: 2009 waren in Westdeutschland 30 Pro-
zent der Bürgerinnen und Bürger ohne Parteibindung, in 
Ostdeutschland sogar 41 Prozent. Eine Studie von Kai Arz-
heimer zeigt auf, dass sich dieser Abwärtstrend vor der 
Bundestagswahl 2013 nicht fortsetzte, aber die Langzeit-
betrachtung spricht hier dennoch eine eindeutige Spra-
che. Und das bedeutet: Mit sinkender Parteiidentifikation 
und steigender Anzahl an Wechselwählerinnen und -wäh-
lern wachsen natürlich die Bedeutung und der Einfluss von 
Themen und Kandidaten. 
Auch in eher soziologischen Theorien der Wahlentschei-
dung kommt Personen eine wichtige Rolle zu. So ist bei-
spielsweise für den Erklärungsansatz, dass das Wahlver-
halten der Bürgerinnen und Bürger von dem sozialen Mi-
lieu abhänge, dem sie angehören, ebenfalls auf eine 
individuelle Ebene übertragbar. Nicht von Ungefähr las-
sen alle Kandidaten von Zeit zu Zeit kleine Anekdoten über 

Tabelle 1: Parteibindungen 1994, 1998 und 2002 im Ost-West-Vergleich (in %)

Westdeutschland
(Spaltenprozente)

1994
(N = 2033)

1998
(N = 2230)

2002
(N = 2191)

CDU/CSU-Parteibindung 28,6 31,3 28,6
SPD-Parteibindung 26,7 26,5 28,6
B 90/Grüne-Bindung 7,9 7,0 5,9
FDP-Parteibindung 2,4 2,3 1,8
PDS-Parteibindung 0,3 0,4 0,8
andere Parteibindung 1,7 1,6 0,7
ohne Parteibindung 23,1 24,1 26,5
weiß nicht 1,4 1,5 0,7
keine Antwort 7,9 4,4 6,2

Ostdeutschland
(Spaltenprozente)

1994
(N = 2081)

1998
(N = 1107)

2002
(N = 1072)

CDU-CSU-Parteibindung 21,9 20,0 17,7
SPD-Parteibindung 18,8 19,1 21,7
B 90/Grüne-Bindung 4,0 2,9 2,0
FDP-Parteibindung 1,4 1,6 2,0
PDS-Parteibindung 11,1 11,4 8,2
andere Parteibindung 1,5 3,6 1,0
ohne Parteibindung 35,8 35,8 40,4
weiß nicht 1,7 1,8 2,0
keine Antwort 3,7 3,8 5,0

Repräsentationsgewichtung mit vvges; Deutsche Nationale Wahlstudie, jeweils gepoolte Vor- und Nachwahlbefragung.
Quelle: Eith 2005, S. 8.
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ihre Herkunft oder ihr Privatleben durchblicken, mit denen 
sich die Wählerinnen und Wähler identifizieren können. 
Und selbst für stark ökonomisch geprägte Erklärungen des 
Wahlverhaltens können Personen entscheidend sein, da 
sie eine wichtige Komponente in der Abwägung darstel-
len, ob mit dem Wahlakt auch der vom Kandidaten ver-
sprochene und vom Wähler erwartete Nutzen eintrit t. Da-
rüber hinaus sind auch Faktoren wie etwa der Amtsbonus 
des Amtsinhabers von großer Bedeutung.
Dieser Amtsbonus zeigt sich in der aktuellen Tagespolitik 
beispielsweise in Abbildung 4: Schulz konnte zwar Mitte 
Februar als neues Gesicht kurzzeitig in den Umfragen 
punkten („Schulz-Effekt“), doch schon nach einem Monat 
war der Stabilitätsbonus von Angela Merkel wieder die 
Bremse, die beide Kandidaten gleichauf liegen ließ. Nun 
muss Schulz entweder durch eine erfolgreiche personenfo-
kussierte Kampagne punkten oder hoffen, dass die Wähle-
rinnen und Wähler in Deutschland eine Alternative zu 
Merkel wollen – danach sieht es aber bisher nicht unbe-
dingt aus.

Fazit

Für die Frage, welche Person schließlich ins Kanzleramt ein-
ziehen darf, sind natürlich sehr viele Faktoren relevant; 
auch solche, die über die hier diskutierte, auf die Person 
der Kandidaten bezogene Ebene hinausgehen. Aber in 
diesem Bundestagswahlkampf und in der aktuellen welt-
politischen Lage kommt der Kanzlerin oder dem Kanzler 
eine ganz besondere Rolle und Bedeutung zu, und es wird 
sich zeigen, wem der beiden die deutsche Bevölkerung 
das eher zutraut. Es wird eine Legislaturperiode im Dauer-
krisenmodus werden: Die EU steht an einem Scheideweg, 
und Deutschland kommt hier eine besondere Rolle in der 
Gestaltung einer europäischen Zukunft zu. Angesichts des 
Brexit erhöht sich Deutschlands Dominanz auch noch ein-
mal politisch. Auch in der Weltpolitik wendet sich aktuell 
das Blatt, da mit den USA als globaler „Vernunft-Player“ 
und Weltmacht nicht zu rechnen ist. Donald Trumps unbe-
rechenbarer Politikstil katapultiert Deutschland in eine hö-
here Verantwortung. 
Wer wird das besser stemmen – der erprobte Europäer 
Martin Schulz oder Angela Merkel, die abwartende Ver-
nünftige? Sicherlich hat Angela Merkel die besseren Aus-
gangsbedingungen. Aber wir haben sowohl in den USA 
als auch bei den letzten drei Landtagswahlen gesehen: 
campaigns do matter! Wahlkämpfe machen einen Unter-
schied – aber sie müssen auch richtig geführt werden. Man 
braucht die richtige Strategie, ein überzeugendes Narra-
tiv, eine wirkungsvolle Mobilisierung – und daher gilt auch 
für diesen September: Noch ist alles offen. 
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DER MANN MUSS ZUM AMT

Stadt, Land, Bund: Herr T. kandidiert – 
und will endlich Minister werden
Jo Berlien

Dass Herr T. dem 19. Deutschen Bundestag angehören 
wird, gilt als ausgemacht. Herr T. war Gemeinderats- und 
Kreistagsmitglied, jüngster Oberbürgermeister Deutsch-
lands und Landtagsabgeordneter; er ist Europaabgeord-
neter und Ausschussvorsitzender in Brüssel, Landesvor-
sitzender seiner Partei und mittlerweile 50 Jahre alt. 
Dass er noch nicht MdB ist, wirkt wie ein Versehen. Ist es 
natürlich nicht im knüppelharten internen Konkurrenz-
wettbewerb. Herr T. wurde 2004 nicht Minister im Land. 
2009 bekam er auf der Liste zur Europawahl einen 
schlappen achten Platz zugewiesen – als einer von Zwöl-
fen rutschte er nach Brüssel. Und gehörte somit nicht dem 
engeren Kreis der so unglücklich agierenden wie unge-
liebten Berliner Führungsriege an. Unbelastet wirft er 
sich erneut in den Kampf. Als Mann der Mitte gibt er sich 
nach rechts wie links offen. Diesmal soll es klappen mit 
dem Ministeramt. 

Herr T. ist gesetzt

Dass Herr T. dem 19. Deutschen Bundestag angehören 
wird, gilt als ausgemacht. Andere Kandidatinnen und Kan-
didaten werden am Wahlabend bangen bis zum frühen 
Morgen, ob ihr Listenplatz ausreicht, und falls nicht, ob sie 
über ein Ausgleichsmandat doch noch unverhofft in den 
Bundestag rutschen. Herr T. nicht. Herr T. ist gesetzt. Herr 
T. kandidiert, um Minister zu werden. Das mag anmaßend 
klingen. In jedem anderen Beruf wird der Neuling nicht 
gleich Chef. 
Herr T. und mit ihm die Mehrheit der Abgeordneten würde 
diesen Einwand nicht gelten lassen. Jede Bundestagswahl 
ist ein Klassentreffen von Führungskräften. Sie alle treten 
an, um zu gewinnen. Im Fußball ist es entscheidend, wer am 
Ende der Saison ganz oben steht. In der Politik triumphie-
ren die Sieger gleich zu Beginn. Wer erst einmal Hinter-
bänkler ist, wird den Ruch nicht mehr los.
Damit wir uns richtig verstehen: Dabei geht es nicht – oder 
nicht nur – um die Karriere, das eigene Fortkommen. Herr T. 
ist ein aufrechter Mann, er streitet für das Gute, er ist einer, 
der das Mandat von Anfang an ernst genommen und nie 
abgehoben hat. 
Herr T. ist im besten Sinne ein Musterdemokrat. Wenn 
er sagt, dass Demokratie und Freiheit von Generation zu 
Generation aufs Neue verteidigt werden müssten, glaubt 
man ihm das, weil er das mit Inbrunst und der Emphase 
des schwäbischen Pfarrerenkels ausruft. Herr T. ist Profi, 
aber einer, der durchlässig geblieben ist und nicht ab-
geklärt wirkt, was in diesem Geschäft ein Nachteil sein 
kann.

Jüngster Oberbürgermeister und tragischer Held

Herr T. war Gemeinderats- und Kreistagsmitglied, jüngster 
Oberbürgermeister (OB) Deutschlands und Landtagsab-
geordneter; er ist Europaabgeordneter und Ausschussvor-
sitzender in Brüssel, Landesvorsitzender seiner Partei, mitt-
lerweile 50 Jahre alt und skandalfrei. Dass er noch nicht 
MdB ist, wirkt wie ein Versehen. Dass er noch nie Minister 
war, das wurmt ihn sehr. Weil er davon überzeugt ist, dass 
er es besser kann als andere, die als Minister im Land ab-
gewählt wurden und nun, weil sie es nicht erneut in den 
Landtag geschafft haben, halt nach Berlin geschickt wer-
den (um einfach aufzuhören, sind sie zu jung).
Herr T. ist mehr als ein Kandidat für den Bundestag. Herr T. 
gibt die Vorlage für einen tragischen Helden. Obschon er 
gut ist, hat er es selten leicht. Er gewinnt oft und scheitert 

Manche Kandidatinnen und Kandidaten bangen bis zum frü-
hen Morgen, ob ihr Listenplatz ausreicht, und falls nicht, ob 
sie über ein Ausgleichsmandat doch noch in den Bundestag 
rutschen. Herr T. nicht. Herr T. ist gesetzt.
 picture alliance/dpa
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ebenso häufig. Er hat die besten Voraussetzungen, stammt 
aus gutbürgerlichem Elternhaus, der Vater in seinem 
gesellschaftspolitischen Engagement ist Vorbild und als 
zweifacher Bundesverdienstkreuzträger zugleich eine 
arge Bürde. Eine Art innerer Zwang, sagte der Vater ein-
mal, habe ihn zeitlebens angetrieben. Herr T. senior hatte 
die Gabe, Großes stets gelassen auszusprechen. T. junior 
scheint dabei jedes Mal zu erbeben. Der Vater vererbt 
dem Sohn eine lupenreine sozialliberale Haltung. Leider 
beginnt der junge Herr T. seine politische Karriere im Jahr 
1983, da sind gerade 14 Jahre sozial-liberale Koalition im 
Bund zu Ende gegangen, die Liberalen zur CDU überge-
laufen und Bundeskanzler Helmut Kohl propagiert eine 
geistig-moralischen Erneuerung.
Während der junge Herr T. sich bei der Jugendorganisa-
tion einer kleinen Partei engagiert, sitzt sein älterer Bruder 
bereits im Wollpullover im Gemeinderat. Herr T. will Jour-
nalist werden, Wirtschaftsredakteur bei der FAZ, das 
wär’s. Vorläufig volontiert er beim Lokalblatt und schreibt 
Gedichte: Braun befleckte Felder/ wechseln mit Wiesengrün/ 
Über nassem Boden/ schmiegt sich die Dämmerung/ zärtlich 
an dunkelnde Wälder. Was man halt so tut als Novize, und 
Gedichteschreiben ist, unter uns Romantikern gesprochen, 
in jungen Jahren mit der edelste Zeitvertreib.

Ein Zug wird kommen

Wer Anfang der 1980er Jahre jung war, ging nach Berlin, 
wurde Punk oder besetzte Häuser oder blieb auf dem Dorf 
und machte eine Landkommune auf, ein soziokulturelles 
Zentrum. Ein solches grasgrünes Öko-Haus, gegründet von 
Mitgliedern der katholischen Landjugend, eröffnete 1985 
auch in Herrn T.s Heimatstädtchen. Der Gymnasiast T. war 
der Ansicht, dass man das gesellschaftliche Zusammenle-
ben nicht neu erfinden oder ausprobieren müsse, lediglich 
kraftvoll fortentwickeln. Er demonstrierte gegen Atomkraft 
und besah sich mit Freunden das ökoradikale und friedens-
bewegte Treiben in der angesagten Alternativenkneipe 
aus der Nähe an – tatsächlich auch, weil man in der länd-
lichen Kleinstadt nur die Wahl hatte zwischen Fußballver-
ein und Stadtkapelle, Fanfarenzug und Trachtenverein. Es 
gab die Feuerwehr, aber kein Jugendhaus. Und so saßen 
Herr T. und seine Freunde im Pullunder und Pfeife schmau-
chend pseudoerwachsen zwischen jungem Gemüse in 
bunten Sackklamotten, Multivitaminsaft trinkend und vor 
der Tür heimlich kif fend.
Weil indes Herr T. vom Wesen her kein konfrontativer 
Mensch ist, eher auf Ausgleich bedacht und angenehm un-
dogmatisch, und er sich, im Gegensatz zu manch seiner 
Freunde, nicht auf die Seite der zeitgenössischen Fraktion 
der Popper schlug (übrigens auch in Ermangelung einer 
fett gewellten Haartolle), um den Jugendkulturkampf ge-
gen die Alt-Hippies aufzunehmen, hat diese Anekdote aus 
der Jugendzeit eine späte Pointe: Nur zehn Jahre später 
war es Herr T., der als Oberbürgermeister mit jugendli-
chem Furor eine Bürgerinitiative zur Rettung des baufälli-
gen Klosterbaus in der Stadt anzettelte, um daraus ein eh-
renamtlich getragenes Kulturprojekt zu machen, das letzt-
lich den Träumern, Idealisten und Kneipenpragmatikern 
aus dem grasgrünen Öko-Haus eine neue Heimstatt ver-
hieß.
Der Ehrgeiz, die schiere Ungeduld des jungen Herr T. 
flammte bereits 1987 in besagtem Gedicht auf; im Schluss-

vers heißt es: Und merklos schwindet die Zeit/ schleicht mit 
einem Luftzug davon // Weißschimmernd nur die Kirschbaum-
blüten/ mahnen an unsere Hoffnung // Der Zug unseres Lebens 
wird kommen.
Jüngster OB Deutschlands also. Das war was! Herr T., noch 
Student der Volkswirtschaft, fegte den CDU-Amtsinhaber 
aus dem Rathaus. CDU! Staatspartei seit Kriegsende in der 
katholischen Kleinstadt! Herr T. obendrein Protestant, von 
den frommen Katholiken „Wüstgläubiger“ gerufen! Im OB-
Wahlkampf noch war ein Sohn der Stadt und veritabler 
Richter, im richtigen Mannesalter zwar, jedoch mit fal-
schem Parteibuch (SPD), krachend gescheitert gegen den 
blassen Apparatschik, den letztlich bedauernswerten 
CDU-Juristen, der seinerzeit vom CDU-Staatssekretär per-
sönlich aus bester Stellung abgeworben und zum OB quasi 
inauguriert worden war, um letztlich an diesem Studenten 
T., der doch einer im Grunde gesinnungsfreundlichen Par-
tei angehörte, schmachvoll zu scheitern.
T. war jung und leidenschaftlich, getragen wurde er von 
der Sympathie einer breiten Mehrheit im Wahlvolk über 
viele Jahre und zwei Amtszeiten hinweg. Die Leute schätz-
ten sein offenes Naturell, dass er den dicken BMW des 
Vorgängers eintauschte gegen ein Fahrrad; dass er sich 
am Morgen seines ersten Tags im Rathaus nicht an das 
Kopfende des Konferenztisches setzte, sondern mitten un-
ter all die Amtsleiter und Mitarbeiter. Symbolik, gewiss, 
kalkuliert sowieso. Aber: immer gerade heraus, von Her-
zen. Und bei einem wie Herrn T. spürt man das. Wenn er 
sich verstellt, in eine Rolle schlüpft, die ihm nicht geheuer 
ist, weil als gegenläufig zu seinem introvertierten Wesen 
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empfunden, wie an Fasnacht etwa, dann merkt man ihm 
das sofort an, dann ist er nicht echt, dann sagt er: Sorry, ich 
sag‘ schnell mein Sprüchlein auf, weil es die Tradition so 
verlangt. Mein‘s ist das nicht. Aber was soll’s! As you like it! 
Wie es euch gefällt!
Nein, anbiedernd, bäbbig, wie man im Schwäbischen 
sagt, war und ist Herr T. nicht oder selten. Davor bewahrt 
ihn, wenn es eng wird, darin bremst ihn im verführerischen 
Überschwang die von der Mutter ererbte protestantische 
Nüchternheit, die panische Furcht vor Fehltrit ten aller Art, 
dann zieht das verdrießliche Gesicht der Mutter auf, wie 
sie, die Pfarrerstochter, Ausgelassenheit aller Art als Got-
teslästerung beklagt.

Herr T. spielte gern Einer gegen Alle

Abgearbeitet hat er sich als junger, oft übermotivierter So-
list dieser Kleinpartei an der Altherrenriege der CDU-Ge-
meinderatsfraktion. Sie lieferten sich über Jahre hinweg 
Redeschlachten, die vielleicht in die Stadthistorie einge-
hen werden als Ausdruck und Symbol für acht und mehr 
verlorene Jahre. Man tat, als wäre das hier der Bundestag. 
Herr T. übte für höhere Aufgaben. Die Granden der CDU, 
ja auch nicht durchweg die dummbeutlerischen Provinzler, 
als die der OB sie hinstellen wollte, merkten das wohl und 
versuchten ihn zu entlarven, lächerlich zu machen in sei-
nem Aufbegehren. Herr T. gelang es mithilfe der Lokal-
presse, die er von Anfang an auf seiner Seite hatte, die 
ehrwürdige CDU ein ums andere Mal vorzuführen. Er 

setzte sogar gegen sie, die Mehrheitsfraktion, einen Bür-
gerentscheid durch. Es ging um eine Umgehungsstraße. 
Aber was bewirkt am Ende schon ein Oberbürgermeister, 
zumal, wenn er der falschen Partei angehört? Die CDU, 
durchgängig in Regierungsverantwortung in Kreis, Region 
und Land sowie in Berlin, wo T. im CDU-Abgeordneten als-
bald einen persönlichen Widersacher fand, verstand es, 
Herrn T. hübsch klein zu halten, den Überflieger wieder auf 
Provinzgröße zu schrumpfen. Politisch ist T. gescheitert. Die 
Umgehungsstraße als das Projekt, für das er angetreten 
war, kam nicht und ist bis heute nicht gebaut. 
Gewiss, auch die die CDU hegte eine Zeitlang ihre soge-
nannten Jungen Wilden. Aber in der Politik gelten Regeln. 
Wer nach oben will, verinnerlicht die oder er kommt nicht 
nach oben. Eine Regel lautet: Politik wird nicht in der Öf-
fentlichkeit verhandelt. Eine zweite: Man hält sich an Ab-
sprachen. Es kam vor, dass sich Herr T. seinem Wahlvolk 
stärker verpflichtet fühlte und Abgesprochenes ausplau-
derte, damit die Presse fütterte und bei Laune hielt, dabei 
mit Kalkül den politischen Gegner bloßstellte und in Kauf 
nahm, die Gesprächspartner zu verärgern. Im politischen 
Geschäft, in dem es so gut wie nie Freundschaften gibt, 
schafft man sich so Feinde. Am Ende schlugen sie ihn mit 
den eigenen Waffen und setzten ihm einen jungen, gut-
aussehenden, smarten Beigeordneten mit CDU-Parteibuch 
ins Nest. Dieser sollte ihn schon bald beerben.

Einsame Solisten ohne Gefolge

Ein großer Irr tum ist es zu glauben, ein Amts- und Mandats-
träger wie ein Oberbürgermeister oder Abgeordneter sei 
umgeben von einem ganzen Stab von Beratern, Einflüste-
rern, Redenschreibern und erfahrenen Polit-Spürnasen. Ein 
neu gewählter Oberbürgermeister ist vermutlich der ein-
samste Mensch der Welt, auch deshalb ist am Wahlabend 
stets die Ehefrau mit dabei (später, bei Empfängen nur 
noch selten). Der einfache Abgeordnete, wenn er neu in 
den Bundestag gewählt wird und klug ist, stellt einen Büro-
leiter ein, der bei anderen Abgeordneten bereits Berufser-
fahrung gesammelt hat, die Bundestagsverwaltung kennt, 
weiß wie der Laden läuft und obendrein Fachkenntnisse 
vorweisen kann in den Themenfeldern, die der Chef zu be-
ackern gedenkt. Ein guter Büroleiter indes ist willens und 
fähig, sich auf eine symbiotische Beziehung mit seinem 
MdB einzulassen, im Dienst der Sache nimmt er es hin, Ge-
hülfe, Lakai, Wasserträger und Ausputzer, zu sein – ein 
Sherpa, ein Adlatus. Diese Konstellation beschreibt bereits 
den Idealfall. Sehr viele Abgeordnete fangen bei null an, 
mit einem Stab unerfahrener Leute. Alle sind sie engagiert 
und glauben, den Wahlkampf und die Parteiarbeit fortzu-
führen, nun eben im Bundestag. Politik learning by doing. 
Wer etwas werden will, lernt auch hier schnell. Andere fin-
den heraus, dass das nichts für sie ist. Aber gut, die Arbeit 
ist nicht schlecht bezahlt und der Umstand im Parlament 
gearbeitet zu haben, schmückt den Lebenslauf.
Politische Talente wie Herr T. haben es in der Kleinstadt, in 
der Provinz, leicht und schwer zugleich. Leicht, weil sie im 
dünnbesiedelten Landstrich mit ihrer Fähigkeit rasch zu 
glänzen verstehen, schwer, weil sie nur schwer Komplizen 

Außenminister Hans-Dietrich 
Genscher (FDP) und Bundes-
kanzler Helmut Kohl (CDU) im 
Deutschen Bundestag 
(15.06.1983). Herr T. begann 
seine politische Karriere 1983. 
In diesem Jahr ging die sozial-
liberale Koalition zu Ende, die 
Liberalen liefen zur CDU über. 
Und Bundeskanzler Helmut 
Kohl propagierte eine geistig-
moralische Erneuerung.
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finden, die sie weiterbringen. Der wohlgesinnte, stets posi-
tive Herr T. band sich ganz am Anfang, noch im OB-Wahl-
kampf, an einen Adlatus mit negativer Polung. Der sta-
chelte ihn im Verlauf seiner Amtszeit an, bestärkte ihn da-
rin, es den Brüdern von der schwarzen Fraktion mal so 
richtig zu geben, Härte zu zeigen, klare Kante. Bald schon 
hielt es den Adlatus nicht mehr im Schatten – als einmal 
das Fernsehen in die Stadt kam, war er es, der das Wort 
führte und lautstark den Bau der Umgehungsstraße einfor-
derte. Der verbindliche Herr T. hatte damals Glück. Poli-
tisch vermochte ihm sein Wasserträger durchaus das Was-
ser zu reichen. Aber die Leute konnten ihn nicht leiden in 
seiner knarzigen Art und seiner nörglerisch besserwisseri-
schen Attitüde. Er war ein Unsympath, der Bad Guy, einer, 
den man sich später einmal als Ministerpräsident vielleicht 
als Innenminister ins Kabinett holt. Dem Aufstieg jedoch, 
das merkte Herr T. schnell, stand er im Weg.

Politik ist Strategie, Spiel und Lotterie

Karriere machen die Lauten, Selbstbewussten, bisweilen 
die Bad Guys. Herr T., der Gemütsmensch und Menschen-
freund, mühte und schlug sich tapfer im knüppelharten in-
ternen Wettbewerb um Posten und Pöstchen, aber am 
Ende blieben ihm nur die Pöstchen. Er war mit 27 Oberbür-
germeister geworden und hätte mit 37 Wirtschaftsminister 
werden können. T. ist Volkswirt und damit – was bei politi-
schen Ämtern selten genug der Fall ist – sogar fachlich 
qualifiziert. Tatsächlich unterlag er einem Gymnasialleh-
rer, der es lediglich zum ehrenamtlichen OB-Vize gebracht 
hatte, dafür um 20 Jahre älter war und in der Fraktion über 
die besseren Seilschaften verfügte. Das war bitter, sagt 
Herr T. heute noch, zumal ihn die Basis in den Parteibezir-

ken bevorzugt hatte. Herr T. kandidierte sieben Jahre spä-
ter für den Fraktionsvorsitz und unterlag im zweiten Wahl-
gang knapp, gewann zwei weitere Jahre später dafür die 
Abstimmung um den Landesvorsitz seiner Partei. Das ist ein 
Ehrenamt, kein politisches Amt.
Weil die Leute ihn mögen, schnitt er bei Wahlen stets bes-
ser ab als seine Partei. Für die Bundestagswahl stellte die 
Partei ihn, den notorischen Stimmenkönig, auch 2009 nicht 
auf. Herr T. musste nach Brüssel. Lehr- und Wanderjahre 
mit 42? Wenn über das Personal der Institutionen der Euro-
päischen Union gesprochen wird, gilt bis heute das Bon-
mot, wonach die kleineren, aufstiegsorientierten Mitglied-
staaten ihre besten Leute schickten, Länder wie Deutsch-
land hingegen all jene, die im Bundestag nicht oder nicht 
mehr unterkämen. War es also nur boshaft oder schon bös-
artig, Herrn T. aufs Neue zu degradieren? Als wäre er ein 
Nobody, wies ihm die Partei auf der Liste zur Europawahl 
einen schlappen achten Platz zu – und Herr T. rutschte als 
einer von Zwölfen nach Brüssel. Selbstverständlich nicht 
ohne das bundesweit beste Stimmenergebnis seiner Partei 
zu holen.
Weiter, immer weiter! Das Verlieren und Verlieren können 
gehört dazu. Willy Brandt wollte schon 1965 als Regieren-
der Bürgermeister Bundeskanzler werden – und verlor ge-
gen Ludwig Erhard. Helmut Kohl verlor die Wahl 1976, ließ 
aus Kalkül Franz Josef Strauß 1980 den Vortrit t, um ihn 
scheitern zu sehen; Strauß verlor und zog sich beleidigt 
nach München zurück. Kohl wurde 1982 doch noch Kanz-
ler.
Von Herrn T.s Parteifreunden, die 2009 in Berlin angetreten 
sind zu regieren, ist kaum einer übrig geblieben. Sie flogen 
2013 samt und sonders aus dem Parlament. Herr T. macht 
sich nun unbelastet als Spitzenkandidat seines Landesver-
bands erneut auf nach Berlin. Die Partei hat ihm einen 

Politik ist immer auch Strategie, 
Spiel und Lotterie! Von Herrn 
T.s Parteifreunden, die 2009 
angetreten sind, ist kaum einer 
übrig geblieben. Sie flogen 
2013 samt und sonders aus 
dem Parlament. Herr T. macht 
sich nun unbelastet als Spitzen-
kandidat seines Landesver-
bands erneut auf nach Berlin. 
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Großstadtwahlkreis zugesprochen, obschon ihn dort nie-
mand persönlich kennt, wird er hier in der Summe deutlich 
mehr Stimmen einsammeln können als in seinem Wald- und 
Wiesenwahlkreis, wo es mehr Fichten und Tannen gibt als 
Wählerinnen und Wähler. Politik ist immer auch Strategie, 
Spiel und Lotterie.

Herr T. kann kein Holz hacken

Herr T. kann zuversichtlich sein. Kann er auch zufrieden 
sein? Wenn er seinen Namen googelt, erhält er, Stand An-
fang Mai, 380.000 Einträge. Die Kanzlerin kommt auf 79 
Millionen, aber sie ist ja auch die Kanzlerin; Kanzlerkandi-
dat Martin Schulz erreicht 49 Millionen. Herrn T.s Refe-
renzgrößen freilich sind die parteiinternen Konkurrenten 
und hier ganz besonders der Bundesvorsitzende, ein Jung-
spund, dynamisch und gutaussehend, der mit den Jahren 
an Herr T. vorbeigezogen ist und auf 433.000 Einträge 
kommt. Nach dem Bundesparteitag, der eine Ein-Mann-
Show war, bringt es der Jungspund bei Google auf 157.000 
News, Herr T. auf 7.000. Im Fernsehen gab es eine Szene, 
ein winziges Detail, das der Zuschauer kaum wahrgenom-
men haben dürfte: Die Kamera folgte dem Jungspund auf 
dem Weg zum Podium, unterwegs stand Herr T., streckte 
dem Jungspund die Hand entgegen, der Jungspund schlug 
im Vorübergehen ein, wandte sich kurz freundlich lächelnd 
zu ihm um – Herr T. war für eine Sekunde im Bild – und 
strebte dann der Bühne zu. In all den Artikeln über den Par-
teitag kein Wort über Herrn T. Auf Fotos immerhin ist er zu 
sehen, immer etwas steif, gewinnend lächelnd, etwas an-
gestrengt den Blick in die Kameras gerichtet. Babyface. 
Der Jungspund dagegen: smart.
Medial hat Herr T. nichts zu melden. In einer Mediendemo-
kratie ist das ein Nachteil. Immer geht es auch um ein 
druckreifes Zitat, ein Bonmot, eine knackige Schlagzeile, 
immerzu hat der Politiker originell und schlagfertig zu sein. 
Herr T. ist vor allem entwaffnend ehrlich. Obschon er jetzt 
50 Jahre alt ist und in diesem Geschäft allerhand einste-
cken musste, trit t er Journalisten in der verblüffenden, bis-
weilen weltfremd anmutenden Unbefangenheit des Pfar-
rerenkels gegenüber, als wollten sie ihn mit ihren so harm-
los daherkommenden Fragen eigentlich gar nicht aufs 
Glatteis führen. Und so plaudert Herr T. munter drauflos, 
gibt banale Intimitäten preis, die man gar nicht wissen 
wollte: Was ist das Erste, das Sie morgens nach dem Auf-
stehen machen? – Ich gehe ans Fenster und nehme eine 
Brise frische Luft. – Können Sie Holzhacken? – Nein, ist mir 
zu gefährlich. Obschon ich einen Holzofen habe. – Wo 
kaufen Sie Ihre Anzüge? – Früher beim Einzelhändler in 
meiner Heimatstadt, heute in Stuttgart. – Was hing an der 
Wand Ihres Jugendzimmers? – Ein Winnetou-Starschnitt.
Ein Medienberater würde sagen: Niemand erwartet, dass 
Sie auf derlei Fragen antworten. Also tun Sie es nicht. Sie 
sind doch Profi! Geben Sie sich keine Blöße, spielen Sie mit 
dem Interviewer. Thomas Bernhard sagte einmal: Holzha-
cken ist mir lieber als Schreiben! Geglaubt hat ihm das nie-
mand. Es geht ja nicht darum sich zu verstellen, das durch-
schaut das Publikum sofort. Es geht darum, das Spiel mitzu-
spielen und es sich nicht aufzwingen zu lassen.
Medienberater gibt es vom Ministerrang an aufwärts. Als 
Intuitionspolitiker sollte man auf sie hören. Sonst ist man 
schnell weg. Wie einst Rudolf Scharping. Die Fotos des 
Verteidigungsministers mit Freundin im Swimmingpool er-

schienen 2001 auf dem Titel der „Bunten“, während die 
Bundeswehr vor einem Einsatz im Kosovo-Krieg stand. 
Natürlich ist es vor allem ein sympathischer Zug, dass der 
Politiker T. offenbar so gar keine Allüren hat. Man kann ihm 
wenig vorwerfen, am wenigsten seinen Ehrgeiz, in den 
Bundestag zu wollen und endlich Minister zu werden. Das 
Abgeordnetenmandat ist unverändert begehrt, und wer 
wissen will, was das für Menschen sind, die im Parlament 
sitzen, erhält auf der Webseite des Deutschen Bundestags 
Hinweise, die Statistik sortiert die MdB nach Berufsgrup-
pen und listet einzelne Berufe auf. Warum einer das macht, 
steht dort nicht. Man ahnt es: Hier treffen sich Idealisten 
und Karrieristen, Interessenvertreter und vereinzelt hoch-
qualifizierte Fachleute, die sich auf das Experiment einlas-
sen, Theorie und Thesen im parlamentarischen Klein-Klein 
auf ihre Praxistauglichkeit zu überprüfen. Herr T. ist das, 
was man etwas abschätzig einen Berufspolitiker nennt, er 
hat sein Leben nach der Politik ausgerichtet, dabei ist das 
politische Mandat dem Ideal nach ein zeitlich befristeter 
Beruf. Berufspolitiker und Polit-Nerds wie Herrn T. sind mit 
Leidenschaft und vollem Einsatz bei der Sache, das unter-
scheidet sie vom strategischen Kalkül des Karrieristen, dem 
es vorrangig um Posten geht.
Aber auch der Nerd will einmal oben ankommen. Herr T. 
war schon Parteimitglied, da war sein Konkurrent, der 
Jungspund, gerade vier Jahre alt. Herr T. war mal jüngster 
Oberbürgermeister Deutschlands, der Jungspund bloß 
jüngster Landtagsabgeordneter. Doch während der Jung-
spund zum Bundesvorsitzenden aufstieg, blieb Herrn T. mit 
seinen sozial-öko-liberalen Überzeugungen seither nur 
die Außenseiter- und Jokerrolle. Das könnte sich jetzt än-
dern.
Auch der Journalist, der ihn aufs Glatteis zu führen suchte, 
fragte nach dem Ministeramt. Herr T. wich diesmal aus und 
sagte mit Erwin Teufel: Nicht der Mann muss zum Amt – das 
Amt muss zum Manne kommen.
Aber subito! – so mag Herr T. gedacht haben. Er wartet 
schon 13 Jahre lang.

Jo Berlien ist freier Journalist und Autor. Er hat als Ghostwriter und 
Redenschreiber für die Politik in Berlin und Brüssel gearbeitet 
und für seine journalistische und literarische Arbeit diverse Preise 
erhalten. Er lebt mit seiner Familie im Schwarzwald und in Straß-
burg.
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In Wahlkämpfen wird nichts dem Zufall überlassen. Zeit-
gemäßes und systematisches Wahlkampfmanagement 
setzt sich aus mehreren Einzelschritten (Analyse, Pla-
nung, Umsetzung und Evaluation) zusammen. Frank 
Brettschneider erörtert entlang dieser Phasen die unter-
schiedlichen Facetten der politischen Kommunikation, 
die Bestandteile eines jeden Wahlkampfes sind. In der 
Analysephase werden von professionellen Wahlkampf-
stäben Einstellungen und Themenpräferenzen verschie-
dener Wählergruppen eruiert. Angesichts einer frag-
mentierten Wählerschaft, abnehmender Parteiidentifika-
tion und einem sinkenden Anteil von Stammwählern ist 
die optimale Passung zwischen Themenmanagement, 
Kandidatenimage und Wahlkampftaktik ein zentraler 
Bestandteil der Planungsphase. Die Umsetzung ist die 
eigentliche Wahlkampagne, die aus traditionellen Wahl-
kampfinstrumenten (Wahlplakaten, Straßenwahlkampf, 
Medienarbeit) sowie aus Online-Instrumenten (Soziale 
Medien und Soziale Netzwerke) besteht und vor der 
Wahl hochtourig um die Wählergunst buhlt. Eine Beson-
derheit der jüngsten Zeit sind Fake News, die seit dem 
US-Präsidentschaftswahlkampf auch hierzulande immer 
mehr Verbreitung finden. Vor allem rechtspopulistische 
Kreise bringen aus wahltaktischen Gründen nicht selten 
Fake News in Umlauf, um Ängste und Unsicherheiten zu 
schüren.  

Die Bundestagswahl 2017

Der Ausgang der Wahl ist ungewiss. Die Koalitionsbildung 
nach der Wahl erst recht. Das liegt auch daran, dass nach 
der Bundestagswahl wahrscheinlich so viele Parteien im 
Deutschen Bundestag vertreten sein werden wie noch nie. 
Neben CDU/CSU, SPD, Grünen und Linken wird nach vier 
Jahren außerparlamentarischer Opposition die FDP wahr-
scheinlich wieder in den Bundestag einziehen. Ebenfalls 
wahrscheinlich ist der erstmalige Einzug der AfD.
Angesichts dieser Ausgangslage können ein paar Tausend 
Stimmen über die Sitzverteilung und damit über mögliche 
Koalitionen entscheiden. Es überrascht daher nicht, dass 
sich Wahlkämpfer um jede Stimme bemühen. Themen, Kan-
didatinnen und Kandidaten sind die Zutaten des Wahl-
kampfs. Parteien transportieren sie mittels traditioneller 
Wahlkampfinstrumente wie Medienarbeit, Straßenwahl-
kampf, Plakaten, Wahlwerbespots, Broschüren und eige-
nen Homepages. Hinzu kommen Soziale Medien und Sozi-
ale Netzwerke. Sie transportieren – neben Informationen 
und Meinungen – auch Fake News. Aber was genau sind 
die Ziele von Wahlkämpfen? Welche Rolle spielen The-
menmanagement, Negative Campaigning, Plakate und On-
line-Wahlkampf? Und verfolgt die rechtspopulistische AfD 
eine besondere Wahlkampftaktik? Diesen Fragen wird im 
Folgenden nachgegangen.

Das „Wahlkampf-Dreieck“

Wähler, Parteien und Massenmedien bilden das „Wahl-
kampf-Dreieck“ (Abbildung 1; vgl. Brettschneider 2002a). 
Die Wählerinnen und Wähler weisen den Parteien durch 
ihre Stimmabgabe Macht auf Zeit zu. Dabei spielen ihre 
grundlegenden Überzeugungen sowie ihre aktuellen Ein-
drücke von den Parteien und ihren Spitzenpolitikerinnen 
bzw. Spitzenpolitikern eine wesentliche Rolle. Die Parteien 
wiederum müssen die Wählerinnen und Wähler im Wahl-
kampf erreichen und zur Stimmabgabe bewegen. Dazu 
kommunizieren sie einerseits direkt mit ihnen, andererseits 
sind sie auf die Berichterstattung der Massenmedien an-
gewiesen. Journalisten übernehmen jedoch die Botschaf-
ten der Parteien meist nicht ungefiltert, sondern sie wählen 
aus und sie interpretieren und kommentieren das Gesche-
hen. Wie die Massenmedien über die Parteien und ihre 
Kandidatinnen bzw. Kandidaten berichten, bleibt dabei 
nicht ohne Wirkung auf die Wählerinnen und Wähler (vgl. 
Brettschneider/Rettich 2005).

Das Wahlkampfmanagement

Im modernen Wahlkampf wird kaum etwas dem Zufall 
überlassen. Meist beginnt die Planung frühzeitig, oft be-
reits nach der vorangegangenen Wahl: „Nach der Wahl 
ist vor der Wahl“. Die konkrete Wahlkampfplanung setzt 
spätestens mit der Auswahl der Spitzenkandidatin bzw. 
des Spitzenkandidaten und mit den Vorbereitungen für 
das Wahlprogramm ein – in der Regel etwa ein Jahr vor 
dem Wahltermin. Diese erste Phase endet mit den Wahl-
parteitagen, die drei bis vier Monate vor der Wahl statt fin-

Abbildung 1: 
Das „Wahlkampf- 
Dreieck“
Quelle: Eigene Abbildung, 
Frank Brettschneider.
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den. Hier präsentieren die Parteien auch zentrale Wahl-
kampfthemen: Innere Sicherheit, Soziale Gerechtigkeit, 
Umweltschutz, Sicherung des Wohlstands und der Wirt-
schaftskraft des Landes. Es folgt die Mobilisierung der ei-
genen Anhängerinnen und Anhänger. Sie sollen die Wahl-
kampfbotschaften als Multiplikatoren in die Bevölkerung 
tragen. Mit zentralen Wahlkampfveranstaltungen geht 
diese zweite Phase in die drit te Phase über. Äußerlich sicht-
bar wird sie u. a. durch Wahlplakate. Sie signalisieren 
auch den bislang eher uninteressierten Bevölkerungs-
schichten, dass die „heiße“ Wahlkampfphase begonnen 
hat. Hier sollen nicht nur die eigenen Anhänger zur Stimm-
abgabe für „ihre“ Partei motiviert werden, sondern es 
 sollen auch Unentschiedene und parteipolitisch Unge-
bundene überzeugt werden. Zu den kommunikativen Hö-
hepunkten zählt das „TV-Duell“ zwischen den Kanzlerkan-
didaten, das wenige Wochen vor der Wahl statt findet. Es 
folgen weitere Diskussionsrunden im Fernsehen, zahlreiche 
Wahlkampfveranstaltungen, Wahlwerbespots sowie der 
„Get out the Vote“-Schlussspurt, also der 72-Stunden-
Wahlkampf der letzten drei Tage mit Hausbesuchen und 
Telefonaktionen.
Je komplexer Wahlen sind, desto wichtiger wird ein syste-
matisches Wahlkampfmanagement. Zwar hat sich in 
Deutschland noch keine so spezialisierte Wahlkampfindu-
strie etabliert wie in den USA, aber auch hier haben Par-
teien ihren Wahlkampf professionalisiert (vgl. die Beiträge 
in Althaus 2001; Voigt/Hahn 2008). Der erste Professiona-
lisierungsschub fand Ende der 1970er Jahre bei der CDU 
statt. Der zweite Schub ging von der SPD im Bundestags-
wahlkampf 1998 aus. Sie orientierte sich am Kampagnen-
management, wie es aus den USA bekannt ist. Dort setzen 
die Präsidentschaftskandidaten auf Political Consultants – 
auch Handlers oder Spin Doctors genannt: Werbefach-
leute, Spezialisten für mediengerechtes Ereignismanage-
ment und für Soziale Netzwerke, Demoskopen, Experten 
für die „Gegnerbeobachtung“ (vgl. Trent/Friedenberg 
2000). Eine ähnliche Tendenz zur Verlagerung der Wahl-
kampfführung weg von der Parteibasis hin zu Wahlkampf-
stäben sowie von Amateuren zu Wahlkampfprofis ist in 

den meisten westlichen Demokratien festzustellen (vgl. 
Brettschneider 2002a).
Systematisches Wahlkampfmanagement setzt sich aus 
den Phasen Analyse, Planung, Umsetzung und Evaluation 
zusammen. Es soll die zwei wesentlichen Grundsteine für 
den Wahlerfolg legen (vgl. Brettschneider 2002b):
 l Die eigenen Anhängerinnen und Anhänger müssen mo-

bilisiert werden. Die Mobilisierung hängt unter anderem 
davon ab, wie stark eine Partei ihre Grundüberzeugun-
gen und ihre Wertebasis im Wahlkampf vermitteln kann 
und wie stark die für eine Partei zentralen Themen in die 
öffentliche Diskussion gelangen. Hinzu treten das ge-
schlossene Auftreten der Partei, ihre Abgrenzung vom 
Hauptkonkurrenten (Richtungswahlkampf) und vor allem 
die Überzeugungskraft des politischen Führungsperso-
nals (Problemlösekompetenz, Vertrauenswürdigkeit und 
Leadership-Qualitäten).
 l Die parteipolitisch ungebundenen Wählerinnen und 

Wähler müssen überzeugt werden. Verfügen sie über 
eine hohe formale Bildung und ein ausgeprägtes politi-
sches Interesse, so gelingt dies mittels der im Wahl-
kampf dominanten Themen und der den Parteien bei 
diesen Themen zugeschriebenen Kompetenz. Die unge-
bundenen Wählerinnen und Wähler mit einer niedrigen 
formalen Bildung und einem geringen politischen Inter-
esse werden hingegen eher durch Einzelthemen beein-
flusst, die sie unmittelbar betreffen, oder durch Stimmun-
gen direkt vor der Wahl (vgl. ausführlich Brettschneider/
Rettich 2005).

Analyse: Wählerinnen, Wähler und Themen

Der „gläserne Wähler“ ist der Traum eines jeden Wahl-
kämpfers. Zu wissen, wie eine Person in der Vergangenheit 
gewählt hat, welcher Konfession sie angehört, wie viel sie 
verdient, welchen Lebensstil sie pflegt und wofür sie sich 
interessiert – all dies sind für Wahlkämpfer wichtige Infor-
mationen. Denn aus ihnen lässt sich rekonstruieren, wel-
cher politischen Richtung ein Mensch zuneigt, ob er wäh-
len gehen wird oder ob er noch unentschieden ist. Und 
diese Informationen bieten die Grundlage für die Wahl-
kampfplanung, mitunter sogar für das im Direktmarketing 
für Konsumgüter gebräuchliche Micro-Targeting. In den 
USA ist es weit verbreitet; dort sind aus „Zielgruppen“ 
längst „Zielpersonen“ geworden. Botschaften und Werbe-
kanäle werden nicht mehr nach groben Zielgruppen – 
etwa die 40- bis 50-jährigen Männer oder die Geringver-
diener in den Vororten von Städten – ausgewählt, sondern 
anhand der Kenntnisse, die man über einzelne Personen hat. 
Mehr „Micro“ geht nicht. Möglich wird dies durch lasche 
Datenschutzbestimmungen und eine große Freigiebigkeit 
der Bürgerinnen und Bürger, wenn es um persönliche Infor-
mationen geht. Hinzu kommt eine verfeinerte Analysetech-
nik für Millionen von Daten (Big Data).
Für Wahlkämpfer hat diese Analyse viele Vorteile: Sie kön-
nen Personen wirkungsvoller mit maßgeschneiderten Bot-
schaften ansprechen. Zudem können sie Geld sparen, in-
dem sie dort auf Wahlkampf verzichten, wo er sowieso 
nichts bringen würde. Und sie können ganz präzise jene 
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Personen mit Wahlwerbung überziehen, die noch unent-
schieden oder wechselbereit sind. Perfektioniert wurde 
dieses Micro-Messaging im Präsidentschaftswahlkampf 
2012 von Barack Obama und 2016 von Donald Trump.
In Deutschland sind solche Praktiken in diesem Umfang 
und in dieser Tiefe nicht möglich. Die Datenschutzbestim-
mungen sind hierzulande strenger. Daten werden trotz-
dem eifrig gesammelt. Direktmarketing ist inzwischen auch 
in deutschen Wahlkämpfen üblich (vgl. Plehwe 2005). 
Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfer engagieren sich – 
ressourcen- und zeitschonend – überwiegend in jenen 
Stadtteilen oder Vierteln, in denen sie einen hohen Anteil 
noch unentschiedener Wählerinnen und Wähler verortet 
haben. Dafür werden repräsentative Bevölkerungsumfra-
gen ebenso genutzt wie Daten aus der Wahlstatistik zu-
rückliegender Wahlen. Ebenso kommen Fokusgruppen 
zum Einsatz. In ihnen diskutieren acht bis zwölf Personen 
unter Leitung eines Moderators über die Slogans der Par-
teien, über Plakatentwürfe oder über Themen. So gewin-
nen die Parteien detailliertere Einblicke in die Denkweise 
verschiedener Wählergruppen.
Darüber hinaus beobachten Parteien die Entwicklung der 
Themenlandschaft. Mit Themenmonitoring wird festge-
stellt, wie sich die eigenen Wahlkampfthemen in den Wäh-
lergruppen und in der öffentlichen Diskussion entwickeln. 
Dafür werden mehrere Messinstrumente miteinander ver-
knüpft: Die Medienresonanzanalyse zeigt, wie häufig und 
mit welcher Tonalität klassische Massenmedien über wahl-
relevante Themen berichten. Das Online-Monitoring lie-
fert diese Informationen für Online-Medien wie Spiegel on-
line oder Bild.de . Aber auch die Diskussionen in Online-
Platt formen, Blogs und Foren und in Sozialen Netzwerken 
werden verfolgt. Und aus Umfragen ist bekannt, welchen 
Wählergruppen welche Themen wichtig sind und wie sie 
die Problemlösekompetenz der Parteien bewerten.

Zu den Erkenntnissen der Wahlforschung zählt, dass die 
Wählerschaft immer stärker fragmentiert ist und dass der 
Anteil der Stammwählerinnen und Stammwähler schrumpft. 
Das liegt vor allem daran, dass aufgrund des sozialen 
Wandels die langfristigen Bindungen von Menschen an 
Parteien nachlassen bzw. nicht mehr in dem Umfang entwi-
ckelt werden, wie dies früher der Fall war. Diese langfristig 
stabilen psychologischen Bindungen werden als Partei-
identifikation bezeichnet und bilden – sofern vorhanden – 
das Grundgerüst des Wählerverhaltens. Sie werden wäh-
rend der Sozialisation erworben und verfestigen sich mit 
wiederholter Stimmabgabe für eine Partei. Weil die Partei-
identifikation fest im individuellen Orientierungssystem 
verankert ist, wird sie von äußeren Einflüssen – etwa der 
Medienberichterstattung oder den Wahlkampfaktivitäten 
– nur selten verändert.
Daneben sind kurzfristigere Faktoren wirksam: die Einstel-
lungen der Wählerinnen und Wähler gegenüber den Par-
teien und den Spitzenkandidaten (vgl. Abbildung 2; Brett-
schneider 2002a). Welcher Partei bzw. welcher Kandida-
tin, welchem Kandidaten trauen die Wählerinnen und 
Wähler die Lösung der als wichtig erachteten Probleme 
zu? Welche Kandidatin, welcher Kandidat wird als füh-
rungsstärker wahrgenommen, welche Partei erscheint ge-
schlossener und verlässlicher? Solche Fragen sind vor al-
lem für jene Wählerinnen und Wähler wichtig, die über 
keine starke Parteibindung verfügen. Die Medienbericht-
erstattung hat bei ihnen nicht nur eine mobilisierende Wir-
kung, sondern auch eine meinungsbildende. Denn ein 
Großteil der zur Beantwortung der oben genannten Fra-
gen notwendigen Informationen oder Eindrücke wird über 
die Medienberichterstattung vermittelt. Zudem bestimmt 
die Medienberichterstattung zu einem erheblichen Teil mit, 
welche Themen als lösungsbedürftig angesehen werden 
und welches Gewicht die den Parteien, Kandidatinnen und 

Abbildung 2: 
Gründe für das Wähler-
verhalten und der Einfluss 
des Wahlkampfes

Quelle: Eigene Abbildung, Frank Brettschneider.
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Kandidaten zugeschriebenen Kompetenzen bei der Stimm-
abgabe haben (vgl. Brettschneider/Rettich 2005).
Die Einstellungen gegenüber den Kandidatinnen bzw. 
Kandidaten und den Parteien werden jedoch nicht nur 
durch Massenmedien geprägt, sondern auch durch den 
direkten Kontakt (Abbildung 2). Schon Paul F. Lazarsfeld, 
Bernard Berelson und Hazel Gaudet (1968: 158) erkannten 
in ihrem Wahlkampfklassiker „The People’s Choice“ für die 
USA: „More than anything else people can move other 
people“. Dies trif f t auch für die Bundesrepublik zu. Deshalb 
setzen Parteien im Wahlkampf u. a. auf Hausbesuche, Stra-
ßenwahlkampf und direkte Kommunikation im Web 2.0. 
 Zusätzlich zu diesen direkten Kontakten werden Paid Me-
dia eingesetzt. Dies sind Wahlwerbemittel, für die die Par-
teien bezahlen und die daher keinem Einfluss durch die Re-
daktionen von Massenmedien unterliegen: Dazu zählen 
unter anderem Wahlplakate, Wahlwerbespots und Bro-
schüren. 

Planung: Ziele, Wahlkampftaktik, Themen und 
Kandidaten

Auf die Analyse folgt die Planung. Das Fundament dafür 
bildet die Grundhaltung der Partei, die sich wiederum aus 
ihrer Tradition und aus ihrem Grundsatzprogramm ergibt. 
Sie wird mit der aktuellen Themen- und Kandidatenkons-
tellation verknüpft. Im Kern muss die Frage beantwortet 
werden: Mittels welcher Wahlkampfinstrumente transpor-
tieren wir welche Botschaften an welche Zielgruppen? 
Dazu müssen die Ziele festgelegt werden, die den größten 
Wahlerfolg versprechen: Ausschöpfung der Stammwäh-
lerschaft, Erreichen und Überzeugen von x Prozent der 
Wechselwähler, Steigerung des Stimmenanteils in be-
stimmten Regionen oder Bundesländern um y Prozent-
punkte. Auch müssen Grundsatzfragen geklärt werden: 
Mit welcher Koalitionsaussage zieht man in den Wahl-
kampf? Welcher Mix aus Themen-, Personen- und Rich-
tungswahlkampf ist erfolgversprechend? Führt man eher 
einen Leistungsbilanz- oder einen Angriffswahlkampf? 
Welche Themen sollen in den Mittelpunkt gerückt werden? 
Wie lauten die Kernbotschaften?
Für das Themenmanagement stehen drei Taktiken zur Ver-
fügung (vgl. Brettschneider 2002b):
 l Agenda-Setting: Beim aktiven Setzen der politischen Ta-

gesordnung wird versucht, jene Themen in der Medien-
berichterstattung und in der öffentlichen Diskussion zu 
lancieren oder sie dort zu halten, bei denen entweder 
die eigene Partei bzw. die eigene Kandidatin oder der 
eigene Kandidat von der Bevölkerung als kompetent an-
gesehen werden oder bei denen die Bevölkerung bei 
gegnerischen Parteien und Kandidaten Defizite wahr-
nimmt.
 l Agenda-Cutting: Es wird versucht, jene Themen aus der 

Medienberichterstattung und der öffentlichen Diskus-
sion fernzuhalten oder sie von dort verschwinden zu 
 lassen, bei denen entweder die eigene Partei bzw. die 
eigene Kandidatin oder der eigene Kandidat von der 
 Bevölkerung nicht als kompetent angesehen werden 
oder bei denen die Bevölkerung gegnerischen Parteien, 
Kandidatinnen und Kandidaten mehr Kompetenz zu-
schreibt.
 l Agenda-Surfing: Wenn man das in der öffentlichen Dis-

kussion existierende Themenset nicht beeinflussen kann, 

wird versucht, dieses Themenset zum eigenen Vorteil zu 
nutzen.

Auch ist zu entscheiden, in welchem Mischungsverhältnis 
die eigenen Vorzüge gepriesen bzw. die Schwächen des 
Kontrahenten kritisiert werden sollen. In den USA ist das 
Negative Campaigning relativ weit verbreitet. Es basiert auf 
dem Motto: Angriff ist die beste Verteidigung. Die Angriffe 
können sich gegen programmatische Positionen richten 
oder gegen persönliche Eigenschaften der Kandidatinnen 
und Kandidaten. Wenn die Angriffe auf die persönliche 
Integrität des politischen Gegners zielen, Aspekte seines 
Privatlebens thematisieren und „unter die Gürtellinie“ ge-
hen, spricht man auch von einer „Schlammschlacht“. Auf 
Negative Campaigning greifen in den USA vor allem Kandi-
datinnen und Kandidaten zurück, die relativ unbekannt 
sind, in der Wählergunst zurückliegen oder über relativ 
geringe Wahlkampfgelder verfügen. Aber: Negative Cam-
paigning ist eine Gratwanderung, denn die Angriffe kön-
nen sich gegen den Angreifenden selbst wenden. In TV-
Duellen verlieren Spitzenpolitikerinnen und Spitzenpoliti-
ker meist dann die Zustimmung der Zuschauer, wenn sie 
den Gegner massiv angreifen. Donald Trump hat diese Re-
gel 2016 in den USA außer Kraft gesetzt. In Deutschland 
gilt sie aber nach wie vor.
Von zentraler Bedeutung für die Planung ist die Passung 
von Parteithemen und Spitzenkandidatin bzw. Spitzenkan-
didat. Den Spitzenkandidaten kommt bei der Vermittlung 
von Botschaften eine wichtige Aufgabe zu, denn sie verlei-
hen ihrer Partei und dem politischen Programm Gesicht 
und Stimme. Dies ist übrigens keine Entwicklung der letzten 
Jahre. „Neben einer zunehmenden Personalisierung der 
Wahlentscheidung steht die anhaltende heftige Ableh-
nung der politischen Parteien schlechthin. Alle Werbeaus-
sagen sollten deshalb so stark personalisiert werden, wie 
es nur irgend möglich ist.“ Diese Strategie stammt aus der 
Wahlkampf- und Werbekonzeption der CDU für den Bun-
destagswahlkampf 1965. Allerdings waren die Wahl-
kämpfe der Union bereits seit 1953 stark auf die Person des 
Spitzenkandidaten zugeschnitten. Und 1969 warb sie mit 
dem Slogan „Auf den Kanzler kommt es an“ – es ging um 
Kurt Georg Kiesinger. Die SPD hatte erstmals 1961 mit 
Willy Brandt einen „Kanzlerkandidaten“ gekürt. 1965 und 
1969 führte sie hingegen Mannschaftswahlkämpfe, um der 
Popularität Ludwig Erhards bzw. Kiesingers eine Vielzahl 
von Persönlichkeiten entgegenzusetzen. Erst der SPD-
Wahlkampf 1972 war völlig auf den Kanzler abgestellt – 
die Bundestagswahl ging als „Willy-Wahl“ in die Ge-
schichte ein.

Umsetzung: Die Wahlkampagne auf Hochtouren

In der Umsetzungsphase sind einige Grundregeln für den 
Erfolg von Wahlkampagnen zu beachten (vgl. Radunski 
1980; Beiträge in Althaus 2001): Themen müssen einfach 
kommuniziert werden. Kandidaten produzieren zu diesem 
Zweck Soundbites, also kurze, prägnante Aussagen, die 
eine Chance haben, von den Medien zitiert und von den 
Menschen erinnert zu werden. Diese Botschaften werden 
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nach Möglichkeit visualisiert. Wo dies nicht möglich ist, 
greifen Politiker zu einer bildhaften Sprache – Franz Münte-
ferings „Heuschrecken“ als Bezeichnung für ausländische 
Finanzinvestoren sind ein Beispiel dafür. Bilder eignen sich 
auch dazu, im Wahlkampf zu emotionalisieren. Denn es 
gilt, Herz und Verstand anzusprechen. Ferner sollten die 
Aussagen immer auf die Kernbotschaften bezogen sein, 
und sie müssen permanent wiederholt werden. Die Wahl-
kampfzentrale versucht, eine durchgängige Kommunika-
tion über alle Parteigliederungen hinweg sicherzustellen. 
Dazu gehört auch das Festlegen der „Botschaft des Ta-
ges“, also jener Aussage, die von möglichst vielen in der 
Partei an ein und demselben Tag kommuniziert werden 
soll, damit die Wahrnehmungsschwelle in der öffentlichen 
Diskussion überschrit ten wird. Zudem ist es wichtig, flexibel 
und anpassungsfähig zu bleiben, um auf ein sich ändern-
des Umfeld reagieren zu können. Auch sind die Wahl-
kampfinstrumente orchestriert, d. h. aufeinander abge-
stimmt einzusetzen. Zwei Fragen werden dabei immer wie-
der kontrovers diskutiert: (1) Welche Bedeutung haben 
Wahlplakate? (2) Was ist wichtiger: der Online- oder der 
Offline-Wahlkampf? 

Wahlplakate

Wahlplakate verschlingen einen erheblichen Teil der 
Wahlkampfbudgets. In der Öffentlichkeit ist ihre Wirkung 
umstrit ten. Häufig ist daher vor Wahlen der Vorschlag zu 
hören, auf die Plakatierung ganz zu verzichten. Allerdings 
will keine Partei damit anfangen. Und das aus guten Grün-
den. Denn für Plakate allgemein sprechen gewichtige 
Gründe: Erstens werden Wahlplakate von vielen Men-
schen wahrgenommen. In einer repräsentativen Umfrage 
vor der Bundestagswahl 2013 gaben knapp 50 Prozent der 
Befragten an, Informationen mittels Wahlplakaten wahr-
genommen zu haben (Abbildung 3; vgl. auch Schulz 2015). 
Damit lagen sie an der Spitze aller Wahlwerbemittel der 
Parteien – noch vor TV-Spots, Infomaterial der Parteien so-

wie Anzeigen in der Presse. Zweitens signalisieren Plakate 
durch ihre massive Präsenz im öffentlichen Raum auch po-
litisch weniger interessierten Menschen, dass sich der 
Wahlkampf in seiner heißen Phase befindet. Auch können 
sie die Involvierung und Mobilisierung der Wählerinnen 
und Wähler fördern. Und schließlich können Parteien die 
ihnen wichtigen Themen „plakativ“ bekannt machen. Dies 
setzt allerdings gut gemachte, glaubwürdige und über-
zeugende Plakate voraus.
Die meisten Plakate genügen jedoch nicht den Qualitätsan-
forderungen. Dies gilt vor allem für die standardmäßig auf-
gestellten Kopfplakate, auf denen ein Porträtfoto des 
Wahlkreiskandidaten zu sehen ist, nebst seinem Namen 
und seiner Parteizugehörigkeit. Auf das Plakatieren dieser 
Variante könnten Parteien tatsächlich verzichten. Das 
Gleiche gilt für die meisten Textplakate. Sie werden kaum 
wahrgenommen, geschweige denn erinnert. Negativ be-
wertet werden auch Bildplakate mit dunklen oder grellen 
Farben sowie überfrachtete Plakate. Damit Plakate wir-
kungsvoll sind, müssen sie folgende Voraussetzungen er-
füllen: Es sollte sich um Bildplakate handeln. Bildelemente 
werden häufiger, schneller, unmittelbarer und positiver 
wahrgenommen als Textelemente. Sie werden auch besser 
erinnert als Textelemente und können besser wiedergege-
ben werden. Dazu müssen assoziationsreiche, positiv-
emotionale und klare Bildmotive verwendet werden (vgl. 
Geise 2011). Vor allem aber müssen Bildplakate einen kla-
ren thematischen Bezug des Motivs und einen kurzen, ein-
deutigen Slogan aufweisen. Dann kann es ihnen gelingen, 
die Aufmerksamkeit auf ein Thema zu lenken, das für die 
Partei wichtig ist.

Online-Wahlkampf

Von Barack Obama wird behauptet, er sei der erste ameri-
kanische Präsident, der seinen Wahlerfolg auch dem ge-
zielten Einsatz des Internets zu verdanken hat. Campaign 
2.0 – das ist weit mehr als nur eine Homepage, auf der sich 

Abbildung 3: 
Kontakt zu Wahlwerbe-
mitteln der Parteien vor 
der Bundestagswahl 2013

Quelle: nach Schulz 2015: 46.

Anteil der Befragten, die das jeweilige 
Werbemittel angeben (in %)

Fragewortlaut: „Haben Sie in der letzten Zeit von den Parteien Informationen erhalten oder sich selbst 
über die bevorstehende Bundestagswahl am 22. September informiert?“ „Wo bzw. in welcher Form 

haben Sie diese Informationen erhalten?“
(Befragung in den letzten zwei Wochen vor der Bundestagswahl 2013)
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die Wählerinnen und Wähler über den Kandidaten und 
seine Positionen informieren können. Campaign 2.0 – das 
ist der koordinierte Einsatz von E-Mail und von SMS, von 
Blogs, von Sozialen Netzwerken wie Facebook und von Vi-
deoportalen wie Youtube. Die Bedeutung des Internets 
wächst von Wahlkampf zu Wahlkampf. Und das Internet 
ist das bevorzugte Informationsmedium der Erst- und Jung-
wähler (vgl. von Pape/Quandt 2010; Kepplinger/Podschu-
weit 2011).
Im Wahlkampf erfüllt die Online-Kampagne drei Funktio-
nen: Erstens erleichtert das Internet die interne Koordina-
tion. Das eigene Wahlkampfteam lässt sich mit seiner Hilfe 
perfekt vernetzen. Mobil und schnell sein, das ist das Er-
folgsrezept. Via Smartphone erhalten die Wahlkämpferin-
nen und Wahlkämpfer aus der Zentrale die „Botschaft des 
Tages“. So wissen sie, über welches Thema sie reden soll-
ten und welche Argumente dabei einzusetzen sind. Zwei-
tens wird via Internet Unterstützung mobilisiert. So kann 
sich jeder auf den Wahlkampfseiten der Kandidaten bzw. 
Parteien als ehrenamtliche Helferin oder ehrenamtlicher 
Helfer eintragen. Und drit tens ist das Internet ein günstiges 
und schnelles Informationsmedium – auch für den Einsatz 
von Videos. Allerdings werden in der Regel nur die eigenen 
Anhängerinnen und Anhänger erreicht. So entstehen die 
sogenannten „Echokammern“ der einzelnen Parteien. Das 
heißt, es kommunizieren vor allem diejenigen miteinander, 
die ohnehin einer Meinung sind. Ein Austausch unter-
schiedlicher Argumente findet hingegen in den Sozialen 
Netzwerken kaum statt. Sie eignen sich daher eher zur 
Mobilisierung der eigenen Anhängerinnen und Anhänger, 
statt zur Überzeugung von Unentschiedenen.
Vor allem aber schaffen Wahlkämpferinnen und Wahl-
kämpfer mit Hilfe des Internets den Schrit t von der Einweg-
kommunikation hin zur interaktiven Kommunikation: Die In-
ternetnutzer sind nicht nur passive Empfänger von Bot-
schaften, sondern sie werden in ein Netzwerk integriert 
und können Ideen beitragen. Und involvierte Wähler sind 
sichere Wähler. Auf sie kann man zählen. Dies alles er-
setzt nicht den traditionellen Wahlkampf, sondern ergänzt 
ihn.

Evaluation

Bei allen Anstrengungen, den Wahlkampf systematisch zu 
planen, entwickelt er doch oft seine eigene Dynamik. Da-
her ist schließlich permanent zu prüfen, ob der Einsatz von 
Wahlkampfinstrumenten, Themen und Personen auch die 
erhoffte Wirkung erzielt. Gegebenenfalls müssen Bot-
schaften und Auftreten nachjustiert werden.

Populistischer Wahlkampf und Fake News

Eine Besonderheit der letzten Jahre ist der Wahlkampf von 
Rechtspopulisten: Brexit-Kampagne in Großbritannien, 
Trumps Wahlkampf 2016, die Wahlkämpfe von Norbert 
Hofer in Österreich 2016, Geert Wilders in den Niederlan-
den 2017 und Marine Le Pen in Frankreich 2017. Auch die 
Wahlkämpfe der AfD in Deutschland gehören dazu. 
Rechtspopulistische Wahlkämpfe sind gekennzeichnet 
durch Anti-Establishment-Parolen und die Behauptung, nur 
man selbst vertrete den einen „Volkswillen“. Diesen gelte es 
gegen das Establishment (die „Alt-Parteien“, die „Lügen-

presse“ und die Wissenschaft) zu verteidigen. Und man 
müsse ihn vor Einflüssen „von außen“ schützen (EU-Instituti-
onen, Flüchtlinge, Islam). Das Muster ist immer das Glei-
che: Kampf gegen „die-da-oben“ und „die-da-draußen“ 
(Lewandowsky 2017: 5). Die Adressaten sind vielfältig: Da 
werden Gefühle des Abgehängt-Seins und des Zu-kurz-
Kommens im ländlichen Raum geschürt. Da werden Men-
schen aktiviert, die das Vertrauen in das politische System 
verloren haben und nur selten an Wahlen teilnehmen. Und 
es werden Personen mit formal niedriger Bildung ange-
sprochen, die glauben, die Lösung komplexer Probleme 
läge in einfachen Antworten.
Nicht selten bringen rechtspopulistische Kreise auch Fake 
News in Umlauf, um Ängste und Verunsicherung zu schü-
ren. Da dies über die traditionellen Massenmedien kaum 
möglich ist, bedienen sie sich eigener oder nahestehender 
Medien oder sie setzen auf Soziale Netzwerke (vor allem 
auf Facebook). In einem erweiterten Modell des „Wahl-
kampf-Dreiecks“ lässt sich dies darstellen (Abbildung 4). 
Hier spielen die Sozialen Netzwerke eine zentrale Rolle.
Dabei sind Fake News keineswegs eine völlig neue Er-
scheinung. Unter den Begriffen „Propaganda“ und „be-
wusste Falschmeldungen“ kennen wir das Phänomen schon 
lange. Die Bezeichnung Fake News hat jedoch seit der US-
Präsidentschaftswahl 2016 Prominenz erlangt. Und doch 
handelt es sich nicht nur um eine Fortschreibung eines alten 
Phänomens, sondern um eine Weiterentwicklung. Diese 
lässt sich durch vier Faktoren charakterisieren:
 l Rechtspopulistische Parteien, Kandidatinnen und Kan-

didaten bzw. ihnen nahestehende Gruppierungen brin-
gen häufiger und dreister Fake News in Umlauf. Sie er-
halten dabei wahrscheinlich auch Unterstützung von 
Geheimdiensten, zumindest weist Facebook (vgl. 
Weedon/Nuland/Stamos 2017) im Zusammenhang mit 
der amerikanischen und mit der französischen Präsi-
dentschaftswahl darauf hin.
 l Der Wandel des traditionellen Mediensystems begüns-

tigt die Verbreitung von Fake News. Der enorme Zeit-
druck in Redaktionen und die Notwendigkeit, nicht nur 
für den Print-Titel zu schreiben, sondern permanent auch 
die Online-Ausgabe zu „füttern“, reduzieren die Zeit für 
gründliche Recherche und Quellenprüfung. Ferner ver-
suchen einige Onlinemedien mit reißerischen Über-
schriften, Leser zum Anklicken ihrer Beiträge zu bewe-
gen (Click-Baiting). Ferner verbreiten sich die Meldun-
gen sogenannter „alternativer Medien“ über Soziale 
Netzwerke. In den USA hat das rechtsgerichtete Breit-
bart News Network den Wahlerfolg von Donald Trump 
mit vorbereitet. Und in Deutschland ist unter anderem 
Russia Today Deutschland eine unter AfD-Anhängern be-
sonders stark nachgefragte Quelle.
 l Der Bedeutungsgewinn Sozialer Netzwerke erleichtert 

es Gruppierungen, die Redaktionen traditioneller Mas-
senmedien zu umgehen. Zudem tragen sie dazu bei, ei-
gene Meinungen nicht zu hinterfragen. Das Austau-
schen unter Gleichgesinnten verstärkt vielmehr vorhan-
dene Wahrnehmungen – und seien sie auch falsch 
(Echokammern). Dies trif f t insbesondere auf AfD-Anhän-
ger zu (vgl. Süddeutsche Zeitung 2017). Zudem wurden 
u. a. in den USA und in Frankreich häufiger Social Bots 
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und Troll-Fabriken eingesetzt. Social Bots sind Pro-
gramme, die vorgeben, menschliche Nutzer von Sozia-
len Netzwerken zu sein. Sie setzen vorbereitete Mel-
dungen ab (vor allem über Twitter). In Troll-Fabriken 
posten Menschen unter falschen Identitäten ihre Mei-
nungen. Facebook berichtete, innerhalb von zwei Wo-
chen vor der französischen Präsidentschaftswahl 
30.000 Fake Accounts – also falsche Nutzer-Accounts – 
entdeckt und gelöscht zu haben (vgl. Weedon/Nuland/
Stamos 2017). Die AfD bestreitet, in Deutschland Social 
Bots einsetzen zu wollen. Recherchen unter anderem der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung weisen jedoch darauf 
hin, dass zumindest das AfD-Umfeld Social Bots ver-
wenden könnte (vgl. Bender/Oppong 2017).
 l Und schließlich ist ein verändertes Me dien nut zungs-

verhalten einiger Menschen zur beobachten. Erneut 
 fallen hier insbesondere AfD-Anhänger auf. Sie miss-
trauen den klassischen Massenmedien weit überdurch-
schnittlich. Sie halten die Medien für regierungs- und 
partei gesteuert. Die Parteivorsitzende Frauke Petry 
spricht von der „Pinocchio-Presse“ und greift damit das 
Wort „Lügenpresse“ auf, das häufig auf Pegida-Treffen 
zu hören ist. Anstelle der traditionellen Massenmedien 
nutzen AfD-Anhänger überdurchschnittlich oft ihre „al-
ternativen Medien“ und entsprechende Soziale Netz-
werke. Die Suchalgorithmen dort (Filter Bubble) begüns-
tigen das Entstehen der bereits beschriebenen Echo-
kammern.

Nun sollte man Echokammern und Fake News nicht über-
bewerten. Für die breite Mehrheit der Bevölkerung haben 
sie (noch) keine besondere Relevanz. Für ein Segment der 
Wählerschaft, insbesondere für AfD-Anhänger, sind sie 
 jedoch bedeutend. Dies kann seinen Niederschlag in 
 deren Wahlverhalten finden. Bei der Präsidentschaftswahl 
in den USA waren jedenfalls Auswirkungen zu beobach-
ten.

Zusammenfassung

Wahlkämpfe können vorhandene Einstellungen der Wäh-
lerinnen und Wähler aktivieren, sie können mobilisieren 
und überzeugen. Dies alles sind Voraussetzungen für den 
Wahlerfolg. Dabei kommt insbesondere der Medienbe-
richterstattung eine große Bedeutung zu. Sie prägt die 
Wahrnehmung, die viele Menschen von den Parteien und 
ihren Spitzenkandidaten haben. Und sie prägt die Themen-
agenda – also die Wichtigkeit, die einzelnen Wahlkampf-
themen beigemessen wird. Es verwundert daher nicht, 
dass Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfer dem Medien-
wahlkampf eine besondere Aufmerksamkeit zuteil werden 
lassen. Auftrit te in Nachrichtensendungen, „gute Bilder“, 
einprägsame Aussagen – all das wird im Rahmen des 
 Themenmanagements zu planen versucht. Über welche 
Wahlkampfauftrit te berichtet wird und wie diese bewertet 
werden, entscheiden aber nicht die Wahlkämpfer, sondern 
die Redaktionen der Massenmedien. Daher versuchen 
Wahlkämpfer neben dem Medienwahlkampf auch direkte 
Kontakte zu den Wählerinnen und Wählern aufzubauen. 
Sie bedienen sich dabei zahlreicher Wahlkampfinstru-
mente. Damit diese erfolgreich sind, müssen sie gut aufein-
ander abgestimmt sein. Wichtiger noch als die Instrumente 
sind jedoch die Inhalte und die Kandidatinnen bzw. Kandi-
daten. Alleine mit der Person des Kanzlers oder der Kanz-
lerin wird kein Wahlkampf gewonnen. Entscheidend ist die 
Verbindung der Kandidaten mit wahlrelevanten Themen. 
Dementsprechend besitzt das Themenmanagement den 
größten Stellenwert im Rahmen der Polit-PR.
Wahlkämpfe folgen aber keinem Standardrezept. Dafür 
sind die jeweiligen Konstellationen von Parteien, Kandida-
tinnen, Kandidaten, Themen und Ereignissen meist zu ein-
zigartig. Wer hat überhaupt Chancen auf den Einzug in 
den Deutschen Bundestag? Unterscheiden sich die Partei-
programme deutlich voneinander? Verkörpern die Kandi-
datinnen und Kandidaten glaubwürdig die Schwerpunkte 
ihrer Parteien? Unter anderem von diesen Faktoren hängt 

Abbildung 4: 
Das erweiterte „Wahl-
kampf-Dreieck“

Quelle: Eigene Abbildung, Frank Brettschneider.
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es ab, wie Wahlkämpfe verlaufen – und wer am Ende ge-
winnt.
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THEORIEN, INSTRUMENTE UND METHODEN DER WAHLFORSCHUNG

Wahlforschung und ihre Instrumente 
Dieter Roth

Wahlforschung erscheint vielen als ein Buch mit sieben 
Siegeln. Was hat es mit den oft zitierten und neuerdings 
immer öfter angezweifelten Daten der Wahlforschung 
auf sich? Wer sind die Nachfrager und Nutznießer? Wie 
verantwortungsvoll gehen sie mit den Daten und Ergeb-
nissen um? Wahlforschung ist zunächst eine akademische 
Disziplin, der es darum geht, mit nachvollziehbaren Ver-
fahren den Vorgang der Wahlentscheidung sorgfältig zu 
analysieren. Seriöse Wahlforscher arbeiten theoriege-
leitet und wenden Instrumente und Methoden der empi-
rischen Sozialforschung an. Die Resultate der Wahlfor-
schung werden durch die Medien einem breiten Publikum 
zugänglich gemacht, dabei jedoch vereinfacht und ob-
wohl sie oft nur „politische Stimmungsdaten“ sind, häufig 
für Prognosezwecke benutzt. Die Fragestellungen der 
Wahlforscher hingegen sind retrospektiv. Sie wollen eine 
Antwort auf die Frage geben: Wer hat wen gewählt und 
warum? Vor dem Hintergrund dieser Fragestellungen er-
läutert Dieter Roth die Intentionen, Theorien, Instrumente 
und Methoden der Wahlforschung, benennt aber auch 
Probleme der vorschnellen und fehlerhaften Interpreta-
tion von Daten. 

Warum interessieren die Ergebnisse der 
Wahlforschung?

Das Jahr 2017 wurde insbesondere von den Medien aber 
auch von den Parteien selbst wieder einmal zum „Super-
wahljahr“ ausgerufen, obwohl wir nur eine Wahl im kleins-
ten Flächenstaat (Saarland), im nördlichsten Bundesland 
(Schleswig-Holstein), im größten Flächenstaat (Nordrhein-
Westfalen) und im Bund insgesamt haben. Das sind nur 
vier von 18 möglichen Wahlen auf Bundes- und Landes-
ebene; es gab schon mehr Wahlen in einem Jahr. Trotzdem 
werden natürlich insbesondere Bundestagswahlen von 
den Beteiligten oft als „Schicksalswahlen“ dargestellt, um 
Aufmerksamkeit zu erreichen und vielleicht auch um mög-
lichst viele Anhängerinnen und Anhänger an die Wahlurne 
zu bekommen. Neue Parteien im Rennen und damit zumin-
dest formal veränderte Koalitionsmöglichkeiten tun ein 
Übriges, um Interesse an Wahlen zu wecken. 
Die Erwartungen an Wahlen als klärende Momente für die 
zukünftige Entwicklung in Demokratien sind hoch. Die Zei-
ten sind immer ausreichend unsicher und angespannt, um 
Lösungen der Probleme zu erhoffen oder Frust abzuladen. 
Deshalb sind Wahlen wichtig, wenn auch manche Ent-
scheidungen dabei nicht perspektivisch, sondern retros-
pektivisch fallen; oder nicht für eine Partei, sondern gegen 
eine Partei getroffen werden. Die Beschäftigung mit der 
„Wahlforschung“ und ihren Instrumenten scheint also so-
wohl eine durchaus notwendige als auch zeitgerechte Auf-
gabe zu sein.1 
Wahlen sind zunächst nur der Auswahlprozess zur Bestim-
mung von politischem Personal, also Führungs- und Kont-

rollpersonal (Opposition) in demokratisch verfassten Staa-
ten und seinen Untergliederungen, den Ländern, Gemein-
den usw. oder auch transnationalen Einheiten wie Europa. 
Bei Wahlen bewerben sich Parteien (manchmal auch Par-
teibündnisse) und Einzelpersonen um politische Ämter. 
Wahlen geht in der Regel eine intensivere Bewerbungs-
phase, der sogenannte Wahlkampf, voraus, in der die Be-
werberinnen und Bewerber sich selbst und ihre Vorstellun-
gen zu wichtigen Themen und Problemen, die zur Lösung 
anstehen, möglichst publikumswirksam darlegen. Das 
stärkste öffentliche Interesse finden normalerweise Wah-
len auf der Bundesebene. Das Interesse steigt mit der Nähe 
zum Wahltermin. 

Ziele und Aufgaben der Wahlforschung

Welche Aufgaben fallen bei diesem Prozess der Wahlfor-
schung zu, und mit welchen Instrumentarien beantwortet 
die Wahlforschung die Fragen, die an sie von der Öffent-
lichkeit und den Akteuren gestellt werden, am Wahltag 
selbst, nach den Wahlen aber auch in der Zeit (lange) vor 
den Wahlen? 
Diese Fragen sollen in diesem Beitrag beantwortet werden. 
Die Aufzählung der Zeitpunkte bzw. Zeiträume deutet be-
reits darauf hin, dass die Art der Daten, die zur Beantwor-
tung der interessierenden Fragen heranzuziehen sind, mög-
licherweise unterschiedlich sind. Gegebenenfalls müssen 
sie auch auf unterschiedliche Weise erhoben werden. 

In unserer schnelllebigen Zeit 
ist es für die Öffentlichkeit und 
die politischen Akteure wichtig, 
die verständliche Neugier zu 
Details des Wahlausgangs 
rasch zu befriedigen. Deshalb 
sind erste Hochrechnungen 
und Analysen der Wahlnacht 
auf der Basis von Daten, die 
für die Fernsehanstalten auf-
bereitet werden, am Wahl-
abend selbst und in den Tagen 
danach sehr gefragt.
 picture alliance/dpa
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Wahlforschung wird sowohl von der Wissenschaft als 
auch von kommerziellen Instituten betrieben. Die Wahlfor-
schung verwendet dabei sowohl aggregierte Daten, wie 
sie aus statistischen Erhebungen (z. B. Zensus) zur Verfü-
gung stehen, überwiegend aber inzwischen Individualda-
ten aus repräsentativen Umfragen. Dies gilt vor allem für 
die häufigsten Anforderungen an die Wahlforschung von 
Seiten der Medien, die Antworten auf die nachfolgenden 
Fragen suchen: Wie ist die Stimmung im Lande? Wo stehen 
die Parteien? Wie werden Politikerinnen und Politiker beur-
teilt? Was sind die wichtigen Fragen und wer löst sie? Wie 
sieht man die wirtschaftliche Lage, und wie geht es weiter? 
Die Hauptfrage der Wahlforschung ist aber eigentlich 
eine retrospektive, nämlich: Wer hat wen gewählt und wa-
rum? 
Sie ist sicherlich die wichtigste Frage, die in offenen, de-
mokratisch ver fassten Staaten nach der Wahl zu beant-
worten ist. Neben einer transparenten und tiefgeglieder-
ten Darstellung des Wahlergebnisses ist es ein legitimes 
Interesse aller Wahlbeteiligten, aber auch der Wissen-
schaft, zu er fahren, wer sich wie entschieden hat. Und es 
ist zudem mehr als nur eine spannende Information, auch 
etwas über die Gründe für diese Entscheidungen zu er fah-
ren. Die empirische Grundlage dazu sind zunächst Daten, 
die von den Wahlämtern am Wahltag erhoben werden 
und ausgezählt das erste amtliche Endergebnis darstel-
len. Sie werden nach einer zweiten Zählung von den Äm-
tern veröffentlicht und stehen Interessier ten nach einer an-
gemessenen Zeit zur Verfügung. Sie beschreiben das 
Wahlverhalten in Wahlbezirken, Wahlkreisen oder ande-
ren politischen Verwaltungseinheiten. Hinzu kommen 
strukturelle Daten, die die jeweiligen Wahlleiter zusätz-
lich vor oder nach der Wahl veröffentlichen, und die soge-
nannte repräsentative Wahlstatistik. Aber es sind eben 
nicht nur diese Daten, die für die Wahlforschung interes-
sant sind. 

Mit welchen Daten arbeitet die Wahlforschung?

In unserer schnelllebigen Zeit ist es für die Öffentlichkeit 
und die politischen Akteure wichtig, die verständliche 
Neugier zu Details des Wahlausgangs rasch zu befriedi-
gen. Deshalb sind Analysen der Wahlnacht auf der Basis 
der Daten, die von Instituten erhoben und für die Fernseh-
anstalten aufbereitet werden, sowohl am Wahlabend 
selbst und in den Tagen danach sehr gefragt. Das Inter-
esse an diesen Aussagen lässt allerdings schnell nach, 
wenn nicht besonders spannende Koalitionsverhandlun-
gen bevorstehen, bei denen dann auch die Frage nach 
dem „Wählerwillen“ nochmals zu beantworten ist. Für Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler sind die Daten je-
doch viel länger interessant und wichtig. 
In einer offenen Gesellschaft ist allerdings der ganze Pro-
zess der Entscheidungsfindung bei den Wählerinnen und 
Wählern einschließlich ihrer Reaktionen auf die Aktivitäten 
der Parteien, Bewerberinnen und Bewerber während der 
gesamten Legislaturperiode von hohem Interesse. Insbe-
sondere die Medien sind an dem jeweiligen Stand der Par-
teien und natürlich an eventuell möglichen Prognosen sehr 
interessiert. Es ist ja ein Wettrennen um die besten Plätze 
für das Regieren im demokratischen Staat; Rennen und 
Wetten sind nun mal von hohem Interesse.
Vor den Wahlen sind die Grundlagen, auf denen Aussa-
gen der Wahlforschung gemacht werden, Umfragen unter 
Wahlberechtigten, am Wahltag selbst sind es Befragun-
gen von Wählerinnen und Wählern, die ihre Stimme abge-
geben haben. Für die Hochrechnungen am Wahlabend 
sind es Ergebnisse von ausgezählten Stimm- oder Wahlbe-
zirken, den kleinsten Einheiten, in denen Wahlresultate an-
fallen. Das Gemeinsame bei der Verwendung dieser Da-
ten ist, dass sie nicht total, sondern in Stichproben erhoben 
werden. Von dem Ergebnis dieser Stichproben wird dann 
mit mathematischen Formeln und bestimmten Erfahrungs-
werten auf das Ganze geschlossen. Die Entwicklung der 
Stichprobentechnik und die schnelle Erhebung und Über-
mittlung von Daten haben es erst möglich gemacht, in sehr 
kurzer Zeit die Basis für die Aussagen der Wahlforschung 
für ein breites Publikum zu erstellen. Der Ausgangspunkt 
aber sind eben möglichst exakte Stichproben, die Nutzung 
des schnellen Datentransfers und das Vorhandensein ei-
ner beweiskräftigen Theorie zur Interpretation der Daten. 
Denn die Wahlforschung ist nicht nur möglichst präzises 
Handwerk, das Wert auf die peinliche Genauigkeit bei der 
Erhebung der Daten legt. Die Wahlforschung hat auch 
eine genaue Vorstellung davon, welches Verhalten auf der 
Basis welcher Einstellungen und/oder welcher sozialstruk-
turellen Voraussetzungen bzw. welcher sozialen Kontakte 
und Einflüsse familiärer, beruflicher oder ideologischer Art 
bei den Wählerinnen und Wählern vorhanden ist und wie 
sich diese Faktoren im Wahlakt niederschlagen. 
Diese theoretischen Hinweise spielen bei der Veröffentli-
chung der Daten oft keine und wenn doch, eine eher be-
schreibende als erklärende Rolle, obwohl jeder von uns 
weiß, dass das Wahlverhalten von sozialstrukturellen Aus-
gangsdaten wie Alter, Bildung, sozialer Kontext, aber auch 
von Zielsetzungen im Beruf, der gesellschaftlichen Aner-
kennung und von Vorstellungen über Gerechtigkeit, Fair-
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ness und Zusammenhalt in einer Gesellschaft geprägt 
sind. Das Wahlverhalten hängt möglicherweise auch von 
Einstellungen zu hochaktuell politischen Problemen ab und 
den Bewertungen der Lösungsvorschläge der Parteien 
hierzu. Zunehmend wird die Wahlentscheidung auch 
durch (scheinbar) rationale oder taktische Überlegungen 
beeinflusst. Wir müssen uns deshalb – wenn auch kurz – 
mit den Theorien zum Wahlverhalten beschäftigen. 

Theorien zur Erklärung der Wahlentscheidung

Die Wahlforschung trif f t ihre Aussagen in der Regel auf der 
Basis mindestens einer, zumeist jedoch mehrerer Theorien, 
die nach außen nicht immer sofort erkennbar sind, aber 
den Grundrahmen zum Verständnis von Wahlentscheidun-
gen bilden. 
Es gibt drei klassische, sich unterscheidende Theorien oder 
Ansätze zur Erklärung von Wahlverhalten, die zwar aufei-
nander aufbauen, aber jeweils eigene Schwerpunkte set-
zen, mit denen sie den Prozess der Wahlentscheidung und 
die Entscheidung selbst nachvollziehbar darstellen wol-
len. Alle drei Ansätze wurden auf der Basis empirischer Er-
kenntnisse im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert entwi-
ckelt oder ausdifferenziert.2 
 l Die sogenannte sozialstrukturelle oder auch soziologi-

sche Theorie des Wahlverhaltens geht davon aus, dass 
der Einzelne in einen sozialen Kontext eingebunden ist, 
der ihn zu einer bestimmten Entscheidung führt. Dieser 
soziale Kontext sind seine Familie, sein Freundeskreis, 
seine Arbeitswelt, sein ökonomischer Status, seine Reli-
gion, sein Wohnort, sein Alter usw. Zugespitzt formuliert 
bedeutet dies: Der Einzelne entscheidet nicht individuell 
nach Prüfung und Bewertung seiner eigenen politischen 
Interessen, Zielsetzungen und Überzeugungen, wen 
oder was er wählt, sondern sein Handeln wird weitge-
hend durch seine Umgebung und seine politische Sozi-
alisation bestimmt. Kennt man den sozialen Kontext ei-
nes Menschen, dann kennt man auch sein Verhalten.
 l Die sozialpsychologische Theorie zur Erklärung von 

Wahlverhalten geht von einem deutlich komplexeren 
Menschenbild aus. Zwar übernimmt sie die strukturellen 
Vorbedingungen des Einzelnen und bündelt sie in einem 
Trichter, den sie mit einem Messinstrument, das sie Par-
teiidentifikation nennt, summarisch erfasst. Zusätzlich 
geht sie aber davon aus, dass die einzelnen Wählerin-
nen und Wähler in ihrer Entscheidung auch von den zur 
Lösung anstehenden politischen Problemen und den Lö-
sungsvorschlägen der konkurierenden Parteien beein-
flusst werden. Aber auch Politikerinnen und Politikern, 
d. h. politischen Führungspersönlichkeiten oder Spitzen-
kandidaten, billigt sie einen Einfluss zu. Neben den 
strukturellen Einflussfaktoren werden also rationale und 
emotionale Faktoren als mitbestimmend für die Entschei-
dung angesehen.
 l Die rationale oder ökonomische Theorie des Wahlver-

haltens geht dagegen davon aus, dass der Einzelne 
seine Interessen – vor allem seine wirtschaftlichen Inter-
essen – klar definieren kann. Er wird diejenige Partei 
wählen, die ihm den größten wirtschaftlichen Nutzen 
bringt. Man nennt dies „Eigennutz-Axiom“. Vorausset-
zung für rationales Handeln ist allerdings, dass der Ein-
zelne vollständige Informationen über die vorhandenen 
Alternativen hat. Diese Bedingung ist nur selten und mit 

sehr großem Aufwand zu erreichen. Der rationale Wäh-
ler muss deshalb abwägen, ob die Beschaffung dieser 
Informationen noch mit dem zu erwartenden Ertrag in 
einem positiven Verhältnis steht. Ansonsten und auch im 
Fall eines nicht unterscheidbaren Vorteils bei der Wahl 
einer Partei gegenüber einer anderen wird er nicht zur 
Wahl gehen. 

Diese drei sehr kurz skizzierten Modelle zur Erklärung von 
Wahlverhalten gehen also von unterschiedlichen Men-
schenbildern aus bzw. stellen unterschiedliche Triebkräfte 
für Entscheidungen in den Vordergrund. Handeln Wähle-
rinnen und Wähler rational oder emotional, selbstbe-
stimmt oder fremdgeleitet, unterliegen sie eher kurzfristi-
gen oder langfristigen Einflüssen bei ihren elektoralen Ent-
scheidungen? Das sind die zentralen Fragen.
Empirische Theorien treffen jedoch keine endgültigen Aus-
sagen über Zusammenhänge, sondern müssen immer wie-
der empirisch überprüft werden. Sie sind veränderbar 
bzw. mehr oder weniger treffsicher, weil Gesellschaften 
sich ständig verändern. Gerade Demokratien müssen die-
sem Umstand Rechnung tragen. Konnten Wahlen bis in die 
1980er Jahre noch weitgehend mit der sozialstrukturellen 
Theorie erklärt werden, so gilt das nicht mehr für die Folge-
zeit, insbesondere nach der Vereinigung beider deutscher 
Staaten. In unserer Gesellschaft schreitet nicht nur die Indi-
vidualisierung voran, sie wird auch vielfältiger (Lebensfor-
men, Medienlandschaft) und komplexer. Entscheidungs-
prozesse gestalten sich dadurch zumindest potenziell viel-
fältiger und schwieriger. Dies gilt sowohl für die Ebene des 
Einzelnen als auch für die Aggregatebene. Mit der Heran-
ziehung einer einzigen Theorie zur Erklärung von Wahlver-
halten werden wir der Komplexität der Realität jedenfalls 
nicht gerecht. In der Praxis der Wahlforschung werden da-
her verschiedene Theorien zur Erklärung von Wahlverhal-
ten herangezogen, was nicht immer sofort ersichtlich ist 
oder explizit gemacht wird.
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Das Ansehen der Wahlforschung ist gering 

Obwohl die Wahlforschung theoriegeleitete Aussagen 
auf wissenschaftlicher Basis und in der Regel unter Nut-
zung wissenschaftlich geprüfter Instrumente macht, ist ihr 
Ansehen nicht sehr groß. Das liegt an einem weitverbreite-
ten eklatanten Missverständnis darüber, was die Wahlfor-
schung zu welchem Zeitpunkt leisten kann und was nicht. 
Dieses Missverständnis bzw. Nichtwissen herrscht am 
stärksten bei den Medien vor, und über sie wird es auch auf 
ein breites Publikum übertragen. Allerdings machen es ei-
nige Institute3 den Medien leicht, indem sie die Fehlinter-
pretationen über die Aussagen der Wahlforschung nicht 
als falsche Prognose zurückzuweisen. 
Entgegen entsprechender Richtlinien im Pressekodex4 klä-
ren viele Medien nicht wirklich darüber auf, welche Daten 
sie woher beziehen und unter welchen Umständen, mit 
welchen Instrumenten und unter welcher Zielsetzung diese 
erhoben wurden. Noch viel weniger klären sie über die Be-
grenztheit der Aussagen auf. Sie benutzen Daten der 
Wahlforschung im weiteren Sinne bzw. demoskopische Er-
hebungen im engeren Sinne, um in der Diskussion über 
mögliche Gewinner oder Verlierer Position beziehen zu 
können oder die eigene Position zu erhärten – auf der 
Grundlage vermeintlich gesicherter empirischer Daten.5 
Weil Ergebnisse von politischen Umfragen aber noch sehr 
oft, insbesondere vor Wahlen, auf die Ergebnisse der so-
genannten Sonntagsfrage reduziert und diese dann 
hauptsächlich als Prognosen missverstanden werden6, 
bleibt die verkürzte Sicht dieser Informationen auf die 
Wahlforschung erhalten und deren Reputation gering.7 
Schlagzeilen wie „Die eigentlichen Verlierer der Wahl wa-
ren wieder einmal die Wahlforscher“ sind beliebt; nicht nur 
bei einigen Medien,8 sondern auch bei Politikerinnen und 
Politikern, die zum einen gerne betonen, die Wahlen und 
nicht die Umfragen gewinnen zu wollen9, und zum anderen 
Absicht unterstellen, wenn sie oder die Parteien, denen sie 

angehören, „zu gut“ oder „zu schlecht“ im Vorfeld einer 
verlorenen Wahl dargestellt wurden10. All dies suggeriert, 
dass veröffentlichte Umfragedaten nicht verlässlich sind. 
Über die vielen Begrenzungen bzw. auch Fehlermöglich-
keiten, die bei der Erhebung und der Interpretation von 
Umfragedaten bestehen, wissen die Nutzerinnen und Nut-
zer der Daten (z. B. die Medien) oft nicht Bescheid. Des-
halb wäre es die „heilige“ Pflicht der erhebenden Institute, 
bei der Weitergabe bzw. bei der Veröffentlichung der Da-
ten auf diese Fehlergrenzen aufmerksam zu machen und 
immer wieder darauf hinzuweisen, dass es sich bei all die-
sen Aussagen um Wahrscheinlichkeiten handelt und nicht 
um irgendwie gefestigte „Wahrheiten“ oder Messungen in 
einem physikalischen Sinn.

Auswahl der Befragten (Stichprobe)

Wie schon kurz erwähnt, kann bei Umfragen nie die Ge-
samtheit der Zielpersonen – z. B. die Gesamtheit der Wäh-
lerinnen und Wähler oder auch die der Wahlberechtigten 
– befragt werden, sondern aus Kosten- und Zeitgründen 
immer nur eine Auswahl. Diese Auswahl muss so getroffen 
werden, dass sie repräsentativ für die Gesamtheit stehen 
kann, also ihre Ergebnisse dazu taugen, auf die Gesamt-
heit zu schließen. Man nennt das eine Stichprobe11, im bes-
ten Fall eine repräsentative Stichprobe. Diese Technik ist 
altbekannt, unterliegt aber immer neuen Außenbedingun-
gen, auf die unbedingt Rücksicht zu nehmen ist. 
Repräsentativ kann eine Stichprobe nur dann sein, wenn 
alle Zielpersonen prinzipiell die gleichen Chancen haben, 
in die Stichprobe zu fallen. Mit anderen Worten: Die Hete-
rogenität der Elemente der Grundgesamtheit muss auch in 
der Stichprobe wiederkehren. Die Stichprobe muss das 
verkleinerte Abbild der Grundgesamtheit sein. Man muss 
sehr viel über diese Grundgesamtheit wissen, zumindest 
aber ihre genaue Struktur kennen, um daraus eine reprä-
sentative Auswahl treffen zu können. Mit einem Zufallsver-
fahren können die tatsächlich zu Befragenden dann aus-
gewählt werden. Nur für Zufallsstichproben können Feh-
lerbereiche errechnet werden. Deshalb scheiden für die 
Wahlforschung viele Verfahren, die in der kommerziellen 
Umfrageforschung verwendet werden, aus.

Erhebung der Daten

Hat man die Zielpersonen einer Umfrage ausgewählt, so 
müssen diese handwerklich sauber befragt werden. Das 
kann persönlich von Angesicht zu Angesicht (face to face), 
telefonisch, schriftlich oder auch per Internet geschehen. 
Wichtig dabei ist, dass genau die Person, die in der Stich-
probe als Zielperson erkannt wurde, befragt wird und nie-
mand anderes. Die Befragung selbst geschieht in der Re-
gel mit einem strukturierten Fragebogen, d. h. allen zu Be-
fragenden werden die gleichen Fragen in derselben 
Reihenfolge gestellt. Die Formulierung der Fragen unter-
liegt harten Kriterien, die auf Experimenten und Erfahrun-
gen beruhen, denn die Fragen dürfen vor allem niemanden 
überfordern, aber auch nicht unterfordern. Sie sollten von 

Die Wahlforschung kennt drei 
klassische, sich unterschei-
dende Theorien bzw. Ansätze 
zur Erklärung des Wahlverhal-
tens: die sozialstrukturelle oder 
auch soziologische Theorie, 
den sozialpsychologischen 
sowie den rationalen bzw. öko-
nomischen Ansatz.
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allen Befragten in gleicher Weise verstanden werden – 
trotz unterschiedlicher Bildung, Alter, Geschlecht oder In-
teressen der Zielpersonen. Ziel dabei ist, dass bei allen 
Befragten das gleiche Bild zum Problem, dessen Beurtei-
lung abgefragt werden soll, erzeugt wird. Das klingt zu-
nächst relativ einfach oder sogar banal, ist es aber nicht, 
denn die Sprache ist kein sehr exaktes Mittel der Kommuni-
kation. Nur die Einhaltung einer Vielzahl von Regeln bei 
der Frageformulierung und bei der Fragebogenkonstruk-
tion garantiert qualitativ hochwertige Daten, deren Ana-
lyse der Wahrheit dann auch möglichst nahekommt. Die 
Kunst dabei ist, die „einfache Frage“ zu formulieren, die 
den Kern des Problems erfasst – eine Frage, die alle verste-
hen, die aber trotzdem kurz und bündig ist. 
Da die erhobenen Daten und die daraus gewonnenen 
Schlüsse eine breite Öffentlichkeit, aber auch einzelne 
Auftraggeber informieren sollen, muss die Vorgehens-
weise der Wahlforscherinnen und Wahlforscher überprüf-
bar bzw. jederzeit nachvollziehbar sein. Das ist leider nicht 
immer der Fall. Die Profession ist allerdings bemüht und 
wird auch immer wieder von der Wissenschaft12 ermahnt, 
höchstmögliche Transparenz bei der Veröffentlichung der 
Daten zu gewährleisten. Einrichtungen, wie die Internet-
seite „wahlrecht.de“, die eine Vielzahl von Veröffentlichun-
gen gegenüberstellt, helfen dabei. Um die dortigen Um-
frageergebnisse z. B. zur Situation der Parteien auf einer 
bestimmten Wahlebene (Projektion bzw. politische Stim-
mung) vergleichen und bewerten zu können, braucht 
man Angaben über den Zeitpunkt (Zeitspanne) der Erhe-
bung, die Methode der Erhebung, die Art der Stichprobe 
inklusive Fehlerbereich, die Größe der Stichprobe, die Art 
der Gewichtung, die Formulierung der Frage, den Auftrag-
geber und natürlich den Namen des erhebenden Insti-
tuts.13

Veränderte Rahmenbedingungen für Umfragen

Nun haben sich die Rahmenbedingungen für die Durchfüh-
rung repräsentativer Umfragen in den letzten Jahren stark 
verändert, weil sich die Gesellschaft, die Kommunikations-
wege und die technischen Möglichkeiten, Menschen zu er-
reichen, verändert haben. Das ist kein neues Problem. Ge-
sellschaften und insbesondere demokratisch verfasste Ge-
sellschaften verändern sich ständig. Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler müssen ihre Instrumente zur Erfassung 
der Realität diesen Veränderungen anpassen, um die Qua-
lität ihrer Daten zu verbessern oder wenigstens zu halten.14 
Dies gilt nicht nur für Deutschland, sondern es gilt weltweit.
Angebliche Fehlprognosen beim Brexit in Großbritannien, 
bei der Wahl Trumps in den USA oder auch bei Wahlen in 
Deutschland haben sowohl das Instrument der Befragung 
und die Umfrageinstitute in Bedrängnis gebracht. Viele 
pauschale, negative Urteile in den Medien halten zwar ei-
ner genaueren Überprüfung nicht stand15, vor allem weil 
sie zu wenig differenziert sind. 
Außerdem gibt es zunehmend Probleme, Umfragen telefo-
nisch durchzuführen – ein Instrument, das mehrere Jahr-
zehnte zu besten Ergebnissen geführt hat.16 Die Nutzung 
von Handys und vor allem die vermehrte ausschließliche 
Nutzung von Mobiltelefonen bedeuten einen stark erhöh-
ten Aufwand und erhöhte Kosten für die Institute, denn sie 
müssen, um eine repräsentative Stichprobe zu erreichen, 
eine eigene Stichprobe aus dem Handynetz ziehen bzw. 

die Telefonstichprobe um Handynummern ergänzen (dual 
sampling frames). Das ist für bundesweite Umfragen auch 
noch zu schaffen, aber regionale Untersuchungen mit die-
sem kombinierten Verfahren sind kaum durchführbar, weil 
die Handynetze regional nicht untergliedert sind. 
Als einen möglichen Ausweg bieten sich Internetbefragun-
gen an. Diese zunächst vielversprechende Alternative 
(weil billig) ist jedoch nach übereinstimmender Meinung 
der Wissenschaft nicht in der Lage, die notwendige Reprä-
sentativität der Auswahl zu gewährleisten.17 Die Begrün-
dung dafür ist leicht nachvollziehbar. Ältere Zielpersonen 
sind oft über das Internet nicht bzw. nicht in gleichem Maße 
erreichbar. Ältere Menschen sind jedoch eine große und 
wichtige Zielgruppe bei Wahlen und unterscheiden sich in 
ihrem Verhalten sehr oft von anderen Altersgruppen, ins-
besondere den jungen und jüngsten Altersgruppen, die 
besonders internetaffin sind. Trotzdem wird dieses Verfah-
ren von einigen Instituten eingesetzt (z. B. Yougov), ohne 
dass die immanenten Probleme kenntlich gemacht werden. 
Jedenfalls sind bei einigen Wahlen, in denen „die Wahl-
forschung“ wegen ihrer „Fehlprognosen“ besonders stark 
kritisiert wurde, nach den Beobachtungen von Clif f Zukin18 
nichtrepräsentative Befragungen neuerer Institute aufge-
taucht. Dies könnte eine Erklärung für die vermeintlich sin-
kende Prognosequalität von Umfragen darstellen. Auch in 
Deutschland ist es ein beliebtes Spiel der Medien, schlag-
zeilenträchtige Umfrageergebnisse ohne Angabe der Er-
hebungsmethoden zu veröffentlichen, obwohl sie dann in 
der Regel in wenigen Tagen wieder überholt sind. 
Ein weiteres Problem für die Erhebung valider Daten sind 
die steigenden Verweigerungsraten bei Interviews, weil 
z. B. das Instrument der Umfrage immer häufiger als Ein-
stieg für ein Werbegespräch missbraucht wird. Dies ist in 
Deutschland zwar ein nicht ganz so großes Problem wie in 
den USA und in Großbritannien, weil die gesetzlichen Re-
gelungen hierzulande strenger sind. Trotzdem ist die Ent-
wicklung der letzten Jahre eine Gefahr für die Qualität der 
Daten, die nicht immer über Gewichtungen neutralisiert 
werden kann.19

Weitere Probleme bei der Erhebung der Daten sind über-
schätzte Wahlbeteiligungen, weil die Teilnahme an einer 
Wahl zwar erwünschtes Verhalten in einer Demokratie ist, 
aber nicht immer befolgt wird. Neu ist auch dieses Problem 
nicht, aber es verstärkt sich durch die immer spätere Ent-
scheidung parteilich nicht gebundener Wählerinnen und 
Wähler bei allen Wahlen – und diese Gruppe wird immer 
größer. Zu den Spätentscheidern gehören aber oft auch 
die Wählerinnen und Wähler eher tabuisierter Parteien, 
wie die der AfD oder die extremer Randparteien. Außer-
dem sind Wählerinnen und Wähler, die sich gesellschaft-
lich ausgegrenzt empfinden, oft nicht bereit, ihre Entschei-
dung überhaupt mitzuteilen. Aus diesem Grund wurde die 
Größenordnung der AfD bei vielen Landtagswahlen der 
letzten Jahre zunächst unterschätzt. Inzwischen gibt es 
Gewichtungsparameter auf der Basis der AfD-Erfolge, die 
größere Treffsicherheit versprechen.20

Schließlich ist nicht nur die Moral der Medien bei der Ver-
öffentlichung von Daten gesunken, sondern auch die Be-
reitschaft, ausreichend Mittel für seriöse Umfragen zur 
Verfügung zu stellen. Seriöse empirische Forschung kostet 
Geld und eine gewisse Zeit für die Durchführung der Feld-
arbeit und Analyse. Dies ist kaum vereinbar mit dem 
Wunsch nach der schnellen und überraschenden Schlag-
zeile im stärker werdenden Konkurrenzkampf der Medien 
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untereinander, insbesondere vor Wahlen. Schnell und bil-
lig obsiegt dabei oft, obwohl es sinnvoll wäre, z. B. die Ent-
wicklungen im Entscheidungsprozess der Wählerinnen 
und Wähler darzustellen, die dann – ordentlich begründet 
– auch einen gewissen prognostischen Charakter in die 
eine oder andere politische Richtung hätten. 
Auszunehmen sind hier die Veröffentlichungen der Fern-
sehanstalten ARD und ZDF, die sich höchsten Qualitäts-
maßstäben verpflichtet fühlen, immer auf die Aussagebe-
grenzungen ihrer Daten hinweisen und auch im längeren 
Zeitvergleich (z. B. bei den Prognosen am Wahlabend) 
ihre Treffsicherheit unter Beweis stellen.21 

Welche Funktionen erfüllt die Wahlforschung?

Spätestens bei der kurzen Betrachtung der Theorien zur 
Erklärung von Wahlverhalten wird deutlich, dass wir es 
beim Wahlakt oder auch bei der bewussten Nichtwahl mit 
einer komplexen Entscheidung zu tun haben, die eines 
komplexen Erklärungsansatzes bedarf. Die Wissenschaft 
erfüllt normalerweise die Aufgabe, sich um solche Erklä-
rungen zu kümmern und hat dies auch in der Vergangen-
heit in allen Ländern, in denen freie Wahlen durchgeführt 
werden, getan. Selbst in der „postfaktischen“ Zeit oder in 
Zeiten „alternativer Fakten“ haben es die Politikwissen-
schaftlerinnen und Politikwissenschaftler in den USA nicht 
aufgegeben, weiter den Fragen nachzugehen, wie es zum 
Ergebnis der Präsidentschaftswahl 2016 gekommen ist und 
welche Rolle welche Faktoren gespielt haben. In Deutsch-
land gibt es neben vielen Universitäten, die Wahlfor-
schung in ihrem Lehr- oder Forschungsprogramm haben, 
eine eigene Vereinigung innerhalb der Politischen Wissen-
schaft, die sich um neuere Entwicklungen und veränderte 
Bedingungen der Wahlforschung kümmert: die Deutsche 
Gesellschaft für Wahlforschung.22

Allerdings gelangen die zahlreichen Veröffentlichungen 
der akademischen Wahlforschung kaum in eine breitere 
Öffentlichkeit, weil sie viel zu differenziert, kompliziert und 
auch anspruchsvoll sind. Die Funktion der Information ei-
ner breiten Öffentlichkeit über die Ergebnisse der Wahl-
forschung haben deshalb die Medien übernommen, wobei 
sie oft, um überzeugender zu wirken, sogenannte Experten 
(Wissenschaftlerinnen, Wissenschaftler oder auch kom-
merzielle Wahlforscherinnen und Wahlforscher) heranzie-
hen. Das führt gleichzeitig zu einer großen Verantwortung 
der Medien, die in ihrem Zwang zur Vereinfachung öfter 
der Schlagzeile den Vorzug vor einer differenzierten Dar-
stellung geben. Hilfreich für Journalistinnen und Journalis-
ten wäre bei dieser Problematik eine Beschäftigung mit 
den Methoden und Möglichkeiten der empirischen Wahl-
forschung bereits während ihrer journalistischen Ausbil-
dung, damit es nicht zu Fehlinterpretationen z. B. von Um-
frageergebnissen kommt. 
Neben der Funktion der Information der Öffentlichkeit 
über die Entwicklungen der unterschiedlichen politischen 
Akteure im politischen System Deutschlands und deren Re-
zeption durch die Bevölkerung, eignen sich die Ergebnisse 
der empirischen Wahlforschung natürlich auch für strate-
gische Planungen oder Wahlkampfüberlegungen bei Par-
teien, Politikerinnen und Politikern. Wahlkämpfe waren für 
Parteien immer wichtig, um ihre Anhängerschaft zu mobili-
sieren, sind aber inzwischen sehr viel wichtiger geworden, 
weil die Parteienbindungen insbesondere nach der Wie-
dervereinigung stark zurückgegangen sind. Potenzielle 
Wechselwählerinnen, Wechselwähler und Unentschie-
dene stellen inzwischen eine sehr viel größere Gruppe 
dar, die es zu gewinnen gilt. Hier bietet die Wahlforschung 

Briefwahlunterlagen für die 
Bundestagswahl 2013 mit 
Stimmzettel, Wegweiser für die 
Briefwahl, Stimmzettelum-
schlag und Rückumschlag. 
Durch die Brille der Wahlfor-
scher betrachtet, interessiert 
bei Wahlen vor allem die 
Frage: Wer hat wen gewählt 
und warum?
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mit ihren verschiedenen Instrumenten – weit über die in der 
Öffentlichkeit bekannten Daten hinaus – für Parteien Mög-
lichkeiten für längerfristige Konzepte der Pflege von An-
hängerinnen und Anhängern sowie zur Gewinnung neuer 
Wählerinnen und Wähler an. 
Allein Ergebnisse der sogenannten Sonntagsfrage bieten 
für strategische Ziele keine ausreichende Grundlage, nicht 
nur wegen der Fehlerbereiche von Umfragen, sondern 
auch wegen der Unverbindlichkeit, mit der solche Antwor-
ten von den Wahlberechtigten weit vor einem Wahltermin 
abgegeben werden und/oder wegen des möglichen Ein-
flusses aktueller Ereignisse auf die „Wahlabsicht“. Wahl-
absichten sind deshalb nicht mehr als eine summarische 
Orientierungshilfe für die Entwicklungsrichtung beim Ver-
gleich von Zeitreihen.
Was man mit Umfragen aber erfassen kann, ist z. B. der 
Mobilisierungsgrad der Kernanhängerschaft einer Partei 
und natürlich auch der des politischen Gegners. Mit ver-
schiedenen durchaus erprobten Indikatoren für die Partei-
nähe und aus der Kombination dieser kurz-, mittel- und 
langfristigen Orientierungen kann ziemlich genau festge-
stellt werden, ob es sich bei einem „Anhänger“ um einen 
Kernwähler der Partei handelt oder einen Gelegenheits-
wähler – auch alle Zwischenstadien sind erkennbar. Mit 
Sympathieüberschneidungen zu anderen Parteien, relati-
ven Abständen zu diesen und dem Vergleich von Basisori-
entierungen mit aktuellen Themen sind sogar Reaktions-
muster und Reaktionswahrscheinlichkeiten erfahrbar. Bei-
spiele aus früheren Wahlkämpfen machen zumindest 
deutlich, dass sehr unterschiedliche Mobilisierungsphasen 

der Parteien beobachtet werden können, die auch von der 
Regierungs- bzw. Oppositionsrolle abhängig sind und für 
den kenntnisreichen Wahlstrategen eine völlig neue Beur-
teilung der Stimmungswerte bedeuten. Mit anderen Wor-
ten: Hohe Stimmungswerte bei gleichzeitig hoher Unsi-
cherheit der Entscheidung bei einem Teil der gemessenen 
„Anhänger“ bedeuten etwas anderes als hohe Stimmungs-
werte, die über andere Indikatoren der Parteinähe „abge-
sichert“ sind. Oder noch anders ausgedrückt: Schlechte 
Stimmungswerte bei einem erheblichen mobilisierbaren 
Potenzial bedeuten etwas anderes und erfordern natürlich 
auch andere Reaktionen, als relativ gute Stimmungswerte 
bei hohem Mobilisierungsgrad. In der Öffentlichkeit wer-
den aber nur die Ergebnisse der Sonntagsfrage wahrge-
nommen und bestimmen möglicherweise die Diskussion 
bzw. befeuern die Spekulation. Die Mobilisierungsphasen 
für die beiden großen Parteien mit schwindenden, aber 
doch noch existierenden Stammwählerschaften sind je 
nachdem, ob sie in der Opposition oder in einer Regierung 
sind, unterschiedlich. Oppositionsparteien haben große 
Chancen z. B. durch die Präsentation von neuen Personen 
oder neuen Programmen ihre Anhängerschaft früh zu mo-
bilisieren. Es ist allerdings sehr schwierig, diese frühe Mo-
bilisierung über den gesamten Wahlkampf aufrecht zu er-
halten.23 

Fazit

Die Wahlforschung ist ein dienendes Instrument des Sou-
veräns in einer Demokratie. Das Instrument dient der Infor-
mation der Bürgerinnen und Bürger (ob sie jetzt bei einer 
Wahl teilgenommen haben oder auch nicht) und sagt et-
was darüber aus, wie die Entscheidungen für bestimmte 
Parteien oder Personen zustande kamen. Die Freiheit des 
Einzelnen im demokratisch verfassten Staat besteht u. a. 
darin zu partizipieren, was dem antiken Ideal entspricht, 
oder eben nicht zu partizipieren, was oft die moderne Re-
alität ist. Aber um das Zusammenleben von Menschen in 
einem staatlichen Gebilde zu regeln, bedarf es eben be-
stimmter Ordnungskriterien (z. B. Gesetze), die in einer De-
mokratie neben einer Grundordnung (Verfassung) von den 
gewählten Vertreterinnen und Vertretern aufgestellt und 
von anderen kontrolliert werden. Diese Personen müssen 
gefunden werden. Dazu dient die Wahl, und die Wahlfor-
schung klärt über das Wie und das Warum dieses Vor-
gangs auf.
Die Ergebnisse der Wahlforschung werden einem breiten 
Publikum hauptsächlich über die Medien mitgeteilt, wobei 
diese ihre eigenen Vorstellungen über Form, Inhalt und 
Zeitpunkt entwickelt haben, die nicht immer den eher stren-
geren Kriterien der Wahlforscherinnen und Wahlforscher 
entsprechen. Die einzelnen Instrumente der Wahlfor-
schung und ihre Begrenztheiten werden von den Medien 
kaum hinterfragt, weshalb es oft zu Missverständnissen 
über den Wert und die Gültigkeit einzelner Aussagen 
kommt.
Wahlforscherinnen und Wahlforscher jagen nicht nach 
Schlagzeilen, Medien nicht nach abwägenden und diffe-
renzierten, nebensatzträchtigen Betrachtungen über ein 
eher seltenes, alle vier Jahre wiederkehrendes Verhalten. 
Missverständnisse zwischen den beiden sind deshalb vor-
programmiert. Man muss das immer wieder aufgreifen, 
denn alle sind lernfähig. 

Neben der Wahlanalyse interessiert sich die Öffentlichkeit 
natürlich für Aussagen der Wahlforschung über das zu 
erwartende Ergebnis vor dem Ereignis selbst. Kennt man die 
verschiedenen Einflussfaktoren auf Wahlentscheidungen, 
sollte es auch möglich sein, eine Prognose über das wahr-
scheinliche Ergebnis vor einer Wahl zu machen. Die Krux 
dabei ist, das Prognosen in die Zukunft reichen und deshalb 
ungewiss sind. picture alliance/dpa
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Neben der Analyse einer Wahl und der jeweiligen aktuel-
len Stimmung gegenüber der Regierung, den Parteien, den 
Politikerinnen und Politikern oder einzelnen Institutionen 
interessiert sich die Öffentlichkeit natürlich für Aussagen 
der Wahlforschung über das zu erwartende Ergebnis vor 
dem Ereignis selbst. „Erklärung und Prognose sind struktu-
rell identisch, d. h. ihre (deduktive) Logik unterscheidet sich 
nicht“, sagt der Sozialwissenschaftler.24 Mit anderen Wor-
ten: Wenn wir die verschiedenen Einflussfaktoren auf 
Wahlentscheidungen und ihre zeitlichen Wirkungszusam-
menhänge kennen, sollte es auch möglich sein, eine Prog-
nose über das wahrscheinliche Ergebnis vor einer Wahl zu 
machen. Die Krux dabei ist, wie schon Mark Twain fest-
stellte, dass Prognosen in die Zukunft reichen und deshalb 
ungewiss sind. Bleiben wir also nach Brexit und Trumps 
Wahl bei dem, was die Wahlforschung mit ihren Instru-
menten kann: Sie kann sehr wohl die Stimmung im Lande 
gegenüber den Parteien und deren Führung und auch de-
ren kurzfristige Veränderung mit einiger Präzision feststel-
len, dies aber nur innerhalb bestimmter Fehlergrenzen, 
weil sie mit Stichproben arbeitet. Die Wahlforscherinnen 
und Wahlforscher müssen deshalb immer wieder darauf 
verweisen, dass sie Wahrscheinlichkeitsaussagen machen 
und keine Gewissheiten verkünden. 
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BUNDESTAGSWAHLEN: KONSTANTEN UND VERÄNDERUNGEN

Bundestagswahlen: 1949 bis 2013
Uwe Andersen

Betrachtet man die Bundestagswahlen von 1949 bis 
2013, zeigen sich über die Zeit hinweg Konstanten und 
Veränderungen. Die einzelnen Bundestagswahlen ha-
ben die politische Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland sowohl geprägt als auch gespiegelt. Uwe 
Andersen gibt einen zeitgeschichtlichen Überblick über 
die Bundestagswahlen von 1949 bis 2013. Er skizziert 
die einzelnen Bundestagswahlen, bettet sie in den jewei-
ligen zeitgeschichtlichen Kontext ein und benennt die 
gesellschaftlich bzw. politisch prägenden Kräfte. Ein be-
sonderes Augenmerk wird dabei auf die sogenannten 
Schlüsselwahlen (1949, 1969, 1990) gerichtet. Die Cha-
rakterisierung der einzelnen Bundestagswahlen berück-
sichtigt das politische Umfeld, die wahlrechtlichen Rah-
menbedingungen, die wichtigsten Aspekte des Wahl-
ergebnisses sowie die Auswirkungen, insbesondere die 
Regierungsbildung. Abschließend werden einige lang-
fristige Tendenzen (Wahlbeteiligung und Wahlverhal-
ten, die Veränderung der Parteienlandschaft, die Sitz-
verteilung im Deutschen Bundestag sowie Konstanten 
und Veränderungen in der Regierungsbildung) aufge-
zeigt und analysiert. 

Vorbemerkung

Die Bundestagswahlen haben die politische Entwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland sowohl geprägt als 
auch gespiegelt. Unter den fünf obersten Staatsorganen 
Bundestag, Bundesrat, Bundespräsident, Bundesregie-
rung und Bundesverfassungsgericht ist der Bundestag das 
einzige, das direkt vom Volk gewählt wird. In der repräsen-
tativ ausgestalteten Demokratie auf der Bundesebene be-
deutet dies eine herausgehobene Position des Bundesta-
ges, welche sich auch darin zeigt, dass der Bundestag an 
der Bestellung der übrigen obersten Staatsorgane – mit 
Ausnahme des Bundesrates – maßgeblich beteiligt ist. Im 
politischen Mehrebenensystem der Bundesrepublik – min-
destens mit den Ebenen Kommunen, Länder, Bund, Europä-
ische Union (EU) – gilt die Bundestagswahl nicht nur in den 
Augen der Bevölkerung als die wichtigste Parlamentswahl, 
was sich u. a. in der traditionell höchsten Wahlbeteiligung 
auf dieser Ebene äußert. 
Jede Wahl bedeutet eine Machtverteilung auf Zeit, wobei 
die Dauer der Wahlperiode den Handlungsspielraum der 
Gewählten mitbestimmt. Die Wahlperiode ist in einer der 
wenigen auf Wahlen bezogenenGrundgesetzbestimmun-
gen grundsätzlich auf vier Jahre fixiert worden (Art. 39 
Abs. 1), und trotz zunehmender Diskussionen angesichts 
längerer Wahlperioden auf allen anderen politischen 
Ebenen ist sie bisher unverändert geblieben. Wahlkämpfe 
sind für die politischen Parteien als politische Hauptak-
teure Kämpfe um die Macht, die mit konkurrierenden Sach- 
und Personenangeboten ausgetragen und letztlich mit der 
Wahlentscheidung der Bürger entschieden werden.

Bei den Bundestagswahlen zeigen sich über die Zeit Kons-
tanten und Veränderungen. Im Folgenden wird in einem 
Überblick versucht, die einzelnen Bundestagswahlen kurz 
zu skizzieren. Abschließend werden einige langfristige 
Tendenzen herausgearbeitet.

Die einzelnen Bundestagswahlen

Bei der folgenden kurzen Charakterisierung der einzelnen 
Bundestagswahlen sollen das politische Umfeld, die wahl-
rechtlichen Rahmenbedingungen, die wichtigsten Ge-
sichtspunkte des Wahlergebnisses und die Auswirkungen, 
insbesondere die Regierungsbildung, berücksichtigt wer-
den. 

Die Bundestagswahl 1949
Die Bundestagswahl 1949 kann zu Recht als Schlüsselwahl 
bezeichnet werden, insofern sie zu wichtigen politischen 
Weichenstellungen führte. Es handelte sich um die erste 
Wahl auf Bundesebene seit der Reichstagswahl 1932, al-
lerdings begrenzt auf den gerade aus der Taufe gehobe-
nen und mit dem Grundgesetz als vorläufiger Verfassung 
ausgestatteten westdeutschen Teilstaat. Die schwierige 
politische und ökonomische Ausgangslage wurde charak-
terisiert durch die verheerenden Wirkungen des National-
sozialismus verbunden mit dem verlorenen Zweiten Welt-
krieg, die resultierende beschränkte Souveränität unter 
der Oberhoheit der alliierten Besatzungsmächte, die Tei-
lung Deutschlands im Kontext des Kalten Krieges, die star-

Bundestagswahl 1949: Das 
Vielparteiensystem stand bei 
der Gründung der Bonner 
Republik noch weitgehend in 
der Tradition von Weimar. Ein 
findiger Seifenhersteller aus 
Düsseldorf hat zwischen die 
Wahlplakate seine Produkt-
werbung geklebt.
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ken Flüchtlings- und Vertriebenenströme auf einem um rund 
ein Drit tel verkleinerten Territorium und die extremen sozi-
alen und ökonomischen Probleme in dem beginnenden 
wirtschaftlichen Wiederaufbau des kriegszerstörten Lan-
des seit der Währungsreform 1948.
Im zugespitzten Wahlkampf war einer der beiden Haupt-
konkurrenten die neu gegründete, stark föderalistisch ori-
entierte Christlich Demokratische Union (CDU) – formal 
1949 noch eine Arbeitsgemeinschaft der juristisch selbst-
ständigen Landesverbände mit ihrer Schwesterpartei 
Christlich-Soziale Union (CSU) in Bayern. Ihre Hauptmata-
dore waren Konrad Adenauer, der 73-jährige ehemalige 
Oberbürgermeister von Köln, und Ludwig Erhard, der poli-
tische „Vater“ der Sozialen Marktwirtschaft. Der wichtigste 
Widerpart war die traditionell stärker zentralistische Sozi-
aldemokratische Partei Deutschlands (SPD) unter Führung 
des schwer kriegsversehrten Kurt Schumacher, der seine 
Partei nicht nur scharf gegen die Union, sondern noch 
schärfer gegen die Kommunistische Partei Deutschlands 
(KPD) abgrenzte. Im Wahlkampf wurden sehr unterschied-
liche Grundkonzepte sowohl in der Außenpolitik – zuge-
spitzt Westbindung versus Neutralitätspolitik im Kontext 
der angestrebten Wiedervereinigung – als auch in der In-
nenpolitik, insbesondere im Hinblick auf die angestrebte, 
im Grundgesetz als Kompromiss bewusst offen gehaltene 
Wirtschaftsordnung – Soziale Marktwirtschaft versus stär-
ker planwirtschaftliche staatliche Lenkung mit Vergesell-
schaftung von Schlüsselbereichen der Wirtschaft – vertre-
ten.
Beim Wahlrecht waren nur wenige Elemente – Wahlgrund-
sätze, Legislaturperiode – im Grundgesetz verankert. Al-
lein für die Bundestagswahl 1949 war ein spezielles Wahl-
recht geschaffen worden. Während der Parlamentarische 
Rat bei der Beratung des Grundgesetzes noch eine Fünf-
prozenthürde abgelehnt hatte, sorgte die Ministerpräsi-
dentenkonferenz der Länder mit dem Segen der westlichen 
Siegermächte für die Einfügung einer Fünfprozentklausel, 

allerdings begrenzt auf die einzelnen Bundesländer. Als 
Ausnahmeregelung für die zum Einzug in den Bundestag 
erforderlichen mindestens fünf Prozent der Stimmen in ei-
nem Bundesland genügte darüber hinaus der Gewinn ei-
nes Direktmandates.
Wie das Wahlergebnis (vgl. Tabelle 1) zeigt, blieb die 
Sperrwirkung der Fünfprozenthürde auf Landesebene ge-
ring. Insgesamt gelangten zehn Parteien (die Union aus 
CDU und CSU als Einheit gerechnet) in den Bundestag – 
mehr als jemals bei späteren Bundestagswahlen bis 2013. 
Allerdings erreichten bereits 1949 nur die vier Parteien, die 
in allen Bundesländern antraten, mehr als fünf Prozent der 
Stimmen auf der Bundesebene – CDU/CSU, SPD, FDP und 
KPD. Auch für die Parteien gab es mit dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges und des „Drit ten Reiches“ nicht die „Gnade 
der Stunde Null“, insofern durchaus an das Parteiensystem 
der Weimarer Republik angeknüpft wurde, allerdings mit 
gewichtigen Veränderungen. Während auf dem linken 
Spektrum mit der Konkurrenz von SPD und KPD die Tradi-
tion von Weimar fortgeführt wurde, versuchte die Freie De-
mokratische Partei (FDP) die parteipolitische Spaltung des 
Liberalismus in Weimar zu überwinden, und die Union war 
eine genuine überkonfessionelle Neuschöpfung insbeson-
dere aus christlichen und konservativen Orientierungen, 
die sich gegenüber der Konkurrenz der traditionell auf das 
katholische Wählerspektrum orientierten Deutschen Zent-
rumspartei (DZP) schnell durchsetzen konnte. Immerhin ge-
lang der DZP in Nordrhein-Westfalen mit 8,9 Prozent ein 
Achtungserfolg, der ihr zehn Bundestagsmandate sicherte. 
Die an die Tradition der Welfenpartei anknüpfende kon-
servative Deutsche Partei (DP) kandidierte nur in den vier 
norddeutschen Bundesländern, wo sie beachtliche 12,1 
Prozent (Schleswig-Holstein) bis 18,0 Prozent (Bremen) ver-
buchte und mit 17,8 Prozent in Niedersachsen die CDU 
knapp auf den drit ten Platz verwies. Die länderbezogene 
Mandatsverteilung führte auch dazu, dass die DP mit bun-
desweit 4,0 Prozent der Stimmen mit 17 Mandaten mehr 
Bundestagsabgeordnete stellte als die KPD mit bundesw-
weit 5,7 Prozent (15 Mandate), da letztere in vier Bundes-
ländern unter fünf Prozent blieb (bestes Ergebnis 8,5 Pro-
zent in Hamburg). Weitere drei Parteien kandidierten nur 
in einem Bundesland und sicherten sich dort mehr als fünf 
Prozent der Stimmen. In Bayern erreichten die Bayernpar-
tei (BP – 20,9 Prozent, 17 Mandate) und die Wirtschaftliche 
Aufbau-Vereinigung (WAV – 14,4 Prozent, zwölf Mandate) 
beachtliche Ergebnisse. In Schleswig-Holstein nahm der 
Südschleswigsche Wählerverband (SSW), die Vertretung 
vor allem der dänisch orientierten Minderheit, mit 5,4 Pro-
zent die Fünfprozenthürde und gewann ein Bundestags-
mandat. Die Deutsch Konservative Partei-Deutsche Rechts-
partei (DKP-DRP) trat zwar in drei norddeutschen Bundes-
ländern und Nordrhein-Westfalen an, war aber mit 8,1 
Prozent allein in Niedersachsen erfolgreich (fünf Man-
date). Auf Einzelbewerber entfielen immerhin 4,8 Prozent 
aller abgegebenen Stimmen mit Höchstwerten im Bundes-
land Württemberg-Baden (18,0 Prozent) – die Länder 
Württemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern sowie 
Baden wurden erst 1952 zum Bundesland Baden-Würt-
temberg vereinigt – und in Hessen (11,8 Prozent). Als ein-
maliges Ereignis erwies sich, dass drei Einzelbewerber ein 
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Direktmandat eroberten, allerdings jeweils unter besonde-
ren Umständen. Zugunsten von Eduard Eckert verzichteten 
CDU, FDP und DP im Wahlkreis Flensburg „erfolgreich“ auf 
einen eigenen Kandidaten, um im deutlichen deutsch-dä-
nischen Nationalitätenkonflikt den sonst möglichen Sieg 
des SSW-Kandidaten zu verhindern. Im Wahlkreis Mann-
heim-Land hatte die FDP/DVP zugunsten des siegreichen 
Einzelbewerbers Richard Freudenberg keinen eigenen 
Kandidaten in das Rennen geschickt, und im Wahlkreis 
Esslingen siegte Franz Ott, der der Vertriebenenorganisa-
tion Notgemeinschaft Württemberg-Baden angehörte, 
die jedoch von den Alliierten keine Parteilizenz erhalten 
hatte. Die beiden erstgenannten „unabhängigen“ Einzel-
bewerber traten denn auch sofort der Unions- bzw. FDP-
Fraktion bei. Mit der Parteilizensierung verfügten die alli-
ierten Besatzungsmächte über ein Steuerungsinstrument, 
das insbesondere eingesetzt wurde, um die Wahlteil-
nahme von rechtsextremen und Vertriebenenparteien zu 
verhindern. Bei der Interpretation der Wahlergebnisse ist 
also zu berücksichtigen, dass das Parteienspektrum 1949 
von den Alliierten nach rechts beschnitten war.
Von den ursprünglich insgesamt 410 Sitzen entfielen acht 
auf Berliner Abgeordnete mit eingeschränktem Stimmrecht, 
die aufgrund des Berliner Vier-Mächte-Status auch nicht 
direkt gewählt, sondern vom Abgeordnetenhaus entsandt 
wurden (am 1.2.1952 noch um elf Berliner Abgeordnete auf 
insgesamt 421 Mandate aufgestockt). Von den 402 in 
Volkswahl bestimmten Abgeordneten entfielen 242 auf Di-
rektmandate (einschließlich zweier Überhangmandate) in 
den Wahlkreisen, wobei zwar Union und SPD die Masse 

der Direktmandate gewannen, aber auch FDP (zwölf), BP 
(elf) und DP (fünf) Direktmandate eroberten und damit in 
diesen Wahlkreisen relativ die meisten Stimmen gewan-
nen. Die Wahlbeteiligung war mit 78,5 Prozent im interna-
tionalen Vergleich durchaus beachtlich, auch wenn sie im 
Vergleich mit späteren Beteiligungsquoten abfällt.
Sieger der Wahl war mit 31,0 Prozent die Union, die zwar 
nur relativ knapp die SPD mit 29,2 Prozent auf den zweiten 
Platz verwies, aber über weitaus bessere Koalitionsoptio-
nen verfügte. In den elf damaligen Bundesländern lag die 
Union in sieben Bundesländern vor der SPD, erreichte in 
Württemberg-Hohenzollern (59,1 Prozent) und Baden (51,1 
Prozent) die absolute Mehrheit und in Bremen mit 16,1 Pro-
zent ihr schlechtestes Ergebnis. Die SPD war in den vier 
Bundesländern Hamburg (39,6 Prozent), Bremen (34,4 Pro-
zent), Niedersachsen (33,4 Prozent) und Hessen (32,1 Pro-
zent) an der Spitze und erzielte mit 18,9 Prozent in Würt-
temberg-Hohenzollern ihr schlechtestes Ergebnis. Die FDP 
kam mit bundesweit 11,9 Prozent klar auf Platz drei und ver-
drängte in Hessen mit stolzen 28,1 Prozent sogar die CDU 
von Platz zwei und erzielte in Schleswig-Holstein mit 7,4 
Prozent ihr schlechtestes Ergebnis. 
Die Regierungsbildung mit einer Koalition aus Union, FDP 
und DP im Bundestag war schon im Vorgängergremium 
Wirtschaftsrat1 vorgeprägt worden und konnte sich auf 
eine ausreichende Mehrheit stützen, auch wenn Bundes-
kanzler Adenauer nur mit der berühmten einen Stimme 
Mehrheit ins Amt gewählt wurde.

Die Bundestagswahl 1953
Bei dieser Bundestagswahl ging es im Kern um die nach-
trägliche Billigung oder Missbilligung und Korrektur der 
von der Regierung Adenauer und ihrer Koalitionsmehrheit 
getroffenen Grundentscheidungen in der Innen- und Au-
ßenpolitik. Innenpolitisch begünstigte das einsetzende 
„Wirtschaftswunder“, das der Wirtschaftskonzeption der 
Sozialen Marktwirtschaft zugeschrieben wurde und die 
Bewältigung der Kriegslasten einschließlich der Integra-
tion der Flüchtlinge und Vertriebenen ermöglichte, die Re-
gierungsparteien. Außenpolitisch war mit der 1951 ge-
gründeten Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(Montanunion) der Weg in die europäische Integration 
beschrit ten worden, und selbst die emotionale Diskussion 
um die Wiederbewaffnung Deutschlands wenige Jahre 
nach dem Zweiten Weltkrieg brachte unter der Rahmenbe-
dingung des Kalten Krieges trotz sowjetischer Lockungen 
mit der Möglichkeit der Wiedervereinigung (Deutschland-
noten Stalins 1952 mit umstrit tenem Verhandlungsangebot 
über ein wiedervereinigtes neutrales Deutschland) der 
Opposition angesichts der mehrheitlichen Stimmungslage 
in der Bevölkerung nicht das entscheidende Wahlkampf-
thema.
Wahlrechtlich gab es wiederum ein Wahlgesetz nur für die 
Bundestagswahl 1953 mit drei gewichtigen Änderungen: 
Die Fünfprozentklausel wurde nicht mehr auf das einzelne 
Bundesland, sondern auf das gesamte Wahlgebiet bezo-
gen – ein gravierender Nachteil für Regionalparteien – 
und erstmals das Zwei-Stimmen-System eingeführt, das die 
Gestaltungsmöglichkeiten für Wähler und Parteien er-
höhte. Auch wurde die Mandatszahl von 400 auf 484 (je-
weils ohne Überhangmandate und ohne Berlin) erhöht, 
wodurch sich das Verhältnis von Direkt- zu Listenmandaten 
von 60 zu 40 auf 50 zu 50 veränderte. Hinzu kam, dass die 
Lizensierungspflicht für Parteien durch die Alliierten weg-

Tabelle 1: 1. Bundestagswahl am 14. August 1949 
(1949 nur Erststimmen)

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze1)

Wahlberechtigte 31 207 620
Wähler 24 495 614 78,5
Ungültig 763 216 3,1
Gültig 23 732 398 410 (19)
SPD 6 934 975 29,2 136 (9)
CDU 5 978 636 25,2 117 (5)
FDP 2 829 920 11,9 53 (5)
CSU 1 380 448 5,8 24
KPD 1 361 706 5,7 15
BP 986 478 4,2 17
DP 939 934 4,0 17
Zentrum 727 505 3,1 10
WAV 681 888 2,9 12
DKP/DRP 429 031 1,8 5
SSW 75 388 0,3 1
Parteilose 1 141 647 4,8 3
Sonstige 264 842 1,1 -

1) Von 1949 bis 1987 einschl. der vom Berliner Abgeordneten-
haus entsandten Abgeordneten von Berlin (West); ihre Zahl 
ist jeweils in Klammern genannt; 1949 waren es zum Zeitpunkt 
der Wahl acht Berliner Abgeordnete, ab dem 15.1.1952 
wurde ihre Zahl auf 19 und ab der Bundestagswahl 1953 auf 
22 erhöht.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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fiel. Stattdessen wurde die in Art. 21 Abs. 2 GG verankerte 
Möglichkeit des Parteienverbots erstmals eingesetzt. Die 
Sozialistische Reichspartei (SRP), eine Nachfolgeorgani-
sation der NSDAP, war vom Bundesverfassungsgericht 
1952 als verfassungswidrig verboten worden, und gegen 
die KPD lief seit Ende 1951 ein Verbotsantrag der Bundes-
regierung, über den das Bundesverfassungsgericht aber 
erst 1956 zu einem positiven Urteil kam.
Das Wahlergebnis brachte bei mit 86,0 Prozent erheblich 
gestiegener Wahlbeteiligung der Union einen klaren 
Wahlsieg, die mit 45,2 Prozent um 14,2 Prozentpunkte zu-
legte und die absolute Mandatsmehrheit nur knapp ver-
fehlte. Die SPD – nach dem Tode Kurt Schumachers unter 
ihrem neuen Vorsitzenden Erich Ollenhauer – verlor mit 
28,8 Prozent sogar geringfügig (minus 0,4 Prozentpunkte), 
vor allem aber wuchs der Abstand zur Union auf über 16 
Prozentpunkte. 
Alle anderen bereits 1949 im Bundestag vertretenen Par-
teien verloren prozentual an Stimmen und blieben mit Aus-
nahme der FDP (9,5 Prozent) deutlich unter fünf Prozent. 
Dennoch fielen nur die KPD, die vor allem durch das An-
schauungsbeispiel DDR belastet wurde, die Bayernpartei 
und der SSW (in Schleswig-Holstein weit unter fünf Pro-
zent) sowie die nicht mehr angetretene Wirtschaftliche 
Aufbau-Vereinigung (WAV) aus dem Bundestag heraus. 
Die Deutsche Partei (DP) kam auf Grund der zehn errunge-
nen Direktmandate mit 3,3 Prozent noch auf insgesamt 15 
Mandate. Das Zentrum errang nur mit Hilfe der CDU bei 
0,8 Prozent der Stimmen letztmalig drei Mandate. Sie ge-
wann den Oberhausener Wahlkreis durch Verzicht des 
CDU-Kandidaten direkt, der dafür auf der Zentrums-Liste 
ein Mandat erhielt und sofort wieder der Unionsfraktion 
beitrat. Die einsetzende Konzentration des Parteiensys-
tems wurde gemildert durch den Erfolg einer neuen Partei. 
Der Gesamtdeutsche Block (GB)/Bund der Heimatvertrie-
benen und Entrechteten (BHE), dessen Kernzielgruppe be-
reits in der Bezeichnung deutlich wird, erreichte beachtli-
che 5,9 Prozent der Stimmen und zog mit 27 Abgeordneten 
in den Bundestag ein. Dagegen scheiterte der als CDU-
Innenminister im Konflikt mit der außenpolitischen Linie 
Adenauers zurückgetretene spätere Bundespräsident 

Gustav Heinemann mit seiner neu gegründeten Gesamt-
deutschen Volkspartei (GVP) mit 1,2 Prozent.
Obwohl die Union nur einen Partner für eine Mehrheit im 
Bundestag benötigte, ging Bundeskanzler Adenauer eine 
Koalition aus CDU/CSU, FDP und DP ein. Allerdings veran-
lasste der Versuch der Union, ein „Grabenwahlrecht“ 
(Nichtanrechnung der Direktmandate bei der Mandats-
verteilung nach den Zweitstimmen) einzuführen, das zu 
Lasten der kleineren Parteien gegangen wäre, die FDP 
1956, die Koalition aufzukündigen, wobei der Ministerflü-
gel der FDP in der Koalition blieb und eine eigene Partei 
gründete. Die FDP versuchte erfolgreich, die grundlegende 
Wahlrechtsänderung zu torpedieren, indem sie über die 
Länderebene neue Koalitionen einging, insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen die Koalition wechselte. 

Die Bundestagswahl 1957
Diese Bundestagwahl fand in einem für die Regierung 
Adenauer sehr günstigen Grundklima statt. Das „Wirt-
schaftswunder“ des Wiederaufbaus befand sich auf dem 
Höhepunkt, auch wenn sich mit der nunmehr stark zum 
Weltmarkt geöffneten deutschen Wirtschaft neue Heraus-
forderungen („importierte Inflation“) abzeichneten. Mit 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) wurde 
1957 ein zentraler europäischer Integrationsschrit t einge-
leitet. Außenpolitisch hatte Adenauer nach dem Beitrit t zur 
NATO mit der Rückkehr des Saarlandes in den deutschen 
Staatsverbund nach einer Volksabstimmung einen wichti-
gen Erfolg zu verzeichnen. Im durchaus hitzigen Wahl-
kampf traf die CDU mit ihrem Wahlplakat „Keine Experi-
mente“ wohl die Grundstimmung in der Bevölkerung, der 
die SPD als Hauptopposition erneut unter Führung ihres 
Partei- und Fraktionsvorsitzenden Ollenhauer wenig ent-
gegenzusetzen hatte.
Wahlrechtlich wurde eine Verschärfung eingeführt, inso-
fern als Ausnahme von der Fünfprozentklausel statt eines 
nunmehr drei Direktmandate verlangt wurden. Eine wei-
tere Neuerung war die Einführung der Briefwahl, die be-
reits 1957 von etwa fünf Prozent der Wählerschaft genutzt 
wurde.

Tabelle 2: 2. Bundestagswahl am 6. September 1953

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 33 120 940
Wähler 28 479 550 86,0
Ungültig 928 278 3,3
Gültig 27 551 272 509 (22)
CDU 10 016 594 36,4 197 (6)
SPD 7 944 943 28,8 162 (11)
FDP 2 629 163 9,5 53 (5)
CSU 2 427 387 8,8 52
GB/BHE 1 616 953 5,9 27
DP 896 128 3,3 15
GVP 318 475 1,2 -
Zentrum 217 078 0,8 3
Sonstige 1 484 551 5,4 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 3: 3. Bundestagswahl am 15. September 1957

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 35 400 923
Wähler 31 072 894 87,8
Ungültig 1 167 466 3,8
Gültig 29 905 428 519 (22)
CDU 11 875 339 39,7 222 (7)
SPD 9 495 571 31,8 181 (12)
CSU 3 133 060 10,5 55
FDP 2 307 135 7,7 44 (3)
DP 1 007 282 3,4 17
Sonstige 2 087 041 7,0 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Das Wahlergebnis brachte bei einer Wahlbeteiligung von 
87,8 Prozent einen beeindruckenden Sieg für die Union, die 
in der bisherigen Geschichte der Bundesrepublik von der 
Wählerschaft zum einzigen Mal mit einer absoluten Mehr-
heit (50,2 Prozent) ausgestattet wurde. Die SPD legte zwar 
um drei Prozentpunkte zu, blieb aber mit 31,8 Prozent im 
„Ghetto der 30 Prozent“. Die Konzentration der im Bundes-
tag vertretenen Parteien setzte sich primär zugunsten der 
Union fort. Außer der FDP, die aber weiter auf 7,7 Prozent 
schrumpfte, gelangte nur die DP mit 3,4 Prozent – wiede-
rum mit Hilfe von sechs Direktmandaten – in den Bundes-
tag. Sie verdankte ihre Direktmandate allerdings einer 
Wahlabsprache mit der CDU, die in einigen Wahlkreisen 
auf eigene Direktkandidaten zugunsten der DP verzich-
tete. Ein entsprechendes „Huckepack-Verfahren“ zuguns-
ten der Föderalistischen Union (wahlorientierter Zusam-
menschluss von Bayernpartei, der Deutschen Zentrums-
partei und der Deutsch-Hannoverschen Partei), für die die 
SPD in einigen chancenreichen Wahlkreisen keinen eige-
nen Direktkandidaten aufstellte, scheiterte dagegen.
Obwohl die Union über eine klare absolute Mandatsmehr-
heit verfügte, ging sie eine Regierungskoalition mit der DP 
ein, die sich allerdings dadurch erledigte, dass die zwei 
Minister der DP 1960 zur CDU übertraten. 

Die Bundestagwahl 1961
Die Bundestagswahl 1961 fand im Schatten der Berliner 
Mauer statt, die die Teilung Deutschlands brutal forcierte. 
Bundeskanzler Adenauer wurde u. a. dafür kritisiert, dass 
er erst verspätet nach dem Mauerbau in Berlin erschienen 
war. Gegen ihn wurde von der SPD in einem modernisier-
ten, amerikanische Wahlkampfmethoden adaptierenden 
Wahlkampf als Herausforderer und erstmals als „Kanzler-
kandidat“ der Berliner Regierende Bürgermeister Willy 
Brandt ins Rennen geschickt. Die SPD hatte sich mit dem 
Godesberger Programm von 1958 von marxistischen Tra-
ditionsbeständen verabschiedet und auf den Weg zur 
prinzipiell für alle Bevölkerungsschichten wählbaren Volks-
partei gemacht, den die Union bereits so erfolgreich be-
schrit ten hatte.
Bei der Wahl mit einer erneut hohen Wahlbeteiligung von 
87,7 Prozent verlor die Union mit 45,4 Prozent 4,8 Prozent-
punkte und damit trotz fünf Überhangmandaten ihre abso-
lute Mandatsmehrheit. Der SPD gelang mit 36,2 Prozent 
(plus 4,4 Prozentpunkte) ein Achtungserfolg. Die Parteien-
konzentration erreichte ihren Höhepunkt, insofern nur noch 
drei Fraktionen im Bundestag vertreten waren. Die Reste 
der DP waren in der Gesamtdeutschen Partei (GDP) aufge-
gangen, die mit 2,8 Prozent und ohne Direktmandate schei-
terte. Erstmals entfielen Direktmandate nur noch auf CDU/
CSU und SPD. Die FDP hatte aus der Oppositionsrolle her-
aus ihren Wahlkampf unter dem Slogan „Mit der CDU, 
aber ohne Adenauer“ geführt und kam mit 12,8 Prozent der 
Stimmen unter ihrem Parteivorsitzenden und Spitzenkandi-
daten Erich Mende auf ihr bisher bestes Bundestagswahl-
ergebnis. 
Die Koalitionsverhandlungen erwiesen sich wegen der Fi-
xierung der FDP auf den populären Wirtschaftsminister 
Ludwig Erhard als Kanzler anstelle Konrad Adenauers als 
schwierig. Sie mündeten in einem zeitlichen Kompromiss 
mit der erneuten Kanzlerschaft Adenauers bis 1963, belas-
teten die FDP aber in der Öffentlichkeit mit dem Etikett „Um-
fallerpartei“. 1962 führte dann die „Spiegelaffäre“ zu einer 
Koalitionskrise, in der die FDP-Minister durch ihren kurzzei-

tigen Rücktrit t das Ausscheiden von Verteidigungsminister 
Franz Josef Strauß (CSU) aus dem Bundeskabinett erzwan-
gen.

Die Bundestagswahl 1965
In einem relativen ruhigen politischen Umfeld bestrit t der 
1963 zum Bundeskanzler gewählte (von seinem Vorgänger 
wenig geliebte) Nachfolger Konrad Adenauers Ludwig Er-
hard seinen ersten Bundestagswahlkampf aus der Position 

des Platzhalters. Gegen ihn kandidierte für die SPD erneut 
als Kanzlerkandidat Willy Brandt, der sich aber gegen den 
in der Bevölkerung als politischer „Vater des Wirtschafts-
wunders“ weiterhin populären Kanzler Erhard schwer tat.
Die Wahl brachte bei einer Wahlbeteiligung von 86,8 Pro-
zent nur geringe Veränderungen. 
Union und SPD gewannen wenige Prozentpunkte zu Lasten 
vor allem der FDP, die aber weiterhin über die Regierungs-
bildung entschied. Erstmals trat im rechtsextremen Lager 
die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NDP) an, 
die aber mit 2,0 Prozent deutlich an der Fünfprozenthürde 
scheiterte.
In den Koalitionsverhandlungen ergab sich die erwartete 
Fortführung der CDU/CSU-FDP-Regierungskoalition unter 
Bundeskanzler Erhard. 

Tabelle 4: 4. Bundestagswahl am 17. September 1961

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 37 440 715
Wähler 32 849 624 87,7
Ungültig 1 298 723 4,0
Gültig 31 550 901 521 (22)
SPD 11 427 355 36,2 203 (13)
CDU 11 283 901 35,8 201 (9)
FDP 4 028 766 12,8 67
CSU 3 014 471 9,6 50
Sonstige 1 796 408 5,7 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 5: 5. Bundestagswahl am 19. September 1965

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 38 510 395
Wähler 33 416 207 86,8
Ungültig 795 765 2,4
Gültig 32 620 442 518 (22)
SPD 12 813 186 39,3 217 (15)
CDU 12 387 562 38,0 202 (6)
CSU 3 136 506 9,6 49
FDP 3 096 739 9,5 50 (1)
NPD 664 193 2,0 -
Sonstige 522 256 1,6 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Die Bundestagswahl 1969
Die Bundestagswahl 1969 wurde nach zwanzig Jahren zur 
zweiten Schlüsselwahl in politisch turbulenten Zeiten. Bun-
deskanzler Erhard scheiterte 1966, an einer hausgemach-
ten Rezessionskrise mit erstmaligem Anstieg der Arbeitslo-
senzahl auf über eine halbe Million in seiner eigenen Do-
mäne, der Wirtschaftspolitik, und musste, nachdem die 
FDP-Minister das Kabinett aus Anlass eines aus heutiger 
Sicht bescheidenen Haushaltsdefizites verlassen hatten, 
zurücktreten. Erstmals kam es zu einer Großen Koalition 
aus Union und SPD mit dem bisherigen Ministerpräsiden-
ten Baden-Württembergs und früheren außenpolitisch 
profilierten Bundestagsabgeordneten Kurt Georg Kiesin-
ger als Bundeskanzler und Willy Brandt als Vizekanzler 
und Außenminister sowie Franz Josef Strauß (CSU) als Fi-
nanz- und Karl Schiller (SPD) als Wirtschaftsminister (in 
den Medien als „Plisch und Plum“ karikiert). Der Regierung 
der Großen Koalition gelang eine schnelle Überwindung 
der Rezessionskrise, die wesentlich zum Einzug der NDP in 
mehrere Landesparlamente beigetragen und eine Diskus-
sion ausgelöst hatte, ob Deutschland nur eine „Schönwet-
ter-Demokratie“ sei. Die Dominanz der Großen Koalition 
im Bundestag gegenüber einer relativ kleinen FDP-Oppo-
sition forcierte auch eine vor allem von der studentischen 
Jugend getragene außerparlamentarische Opposition, 
die teilweise auf „Systemüberwindung“ zielte. 
Wahlrechtlich blieb es beim bisherigen Wahlrecht, ob-
wohl als eine Geschäftsgrundlage der Großen Koalition 
der Übergang zu einem „mehrheitsbildenden Wahlrecht“ 
vereinbart worden war. Der Versuch scheiterte an der SPD, 
als Modellrechnungen schlechte Chancen für die SPD er-
gaben und die FDP mit der Wahl des SPD-Kandidaten 
Gustav Heinemann zum Bundespräsidenten ihre koaliti-
onspolitische Öffnung signalisierte.
Bei einer Wahlbeteiligung von 86,7 Prozent gelangten 
wiederum, wie schon bei der Bundestagswahl 1965, nur 
CDU/CSU, SPD und FDP in den Bundestag. Allerdings 
scheiterte die rechtsextreme NDP mit 4,3 Prozent relativ 
knapp. Zwischen den drei Bundestagsfraktionen gab es 
relativ geringe Mandatsverschiebungen. Die Union, die 
mit 46,1 Prozent vorn blieb, verlor „nur“ 1,5 Prozentpunkte 
und kam auf 242 Mandate (jeweils ohne entsandte Berliner 
Abgeordnete). Die SPD gewann 3,4 Prozentpunkte, über-
sprang mit 42,7 Prozent erstmals die 40-Prozent-Grenze 
und gewann 224 Mandate. Die FDP verlor mit 3,7 Prozent-

punkten mehr als ein Drit tel ihrer Wählerschaft, erreichte 
mit 5,8 Prozent ihr bisher schlechtestes Wahlergebnis und 
nur noch 30 Mandate. Die veränderte Koalitionsneigung 
kam auch darin zum Ausdruck, dass bei den Erststimmen 62 
Prozent an die eigenen Direktkandidaten gingen, aber 25 
Prozent an die SPD-Kandidaten und nur elf Prozent an die 
Kandidaten der Union.
Bereits in der Wahlnacht vereinbarten die Parteivorsitzen-
den und Spitzenkandidaten Willy Brandt (SPD) und Walter 
Scheel (FDP) die Aufnahme von Koalitionsverhandlungen. 
Ihr erfolgreicher Abschluss führte zur ersten sozial-libera-
len Bundesregierung unter dem ersten SPD-Kanzler Brandt 
sowie Vizekanzler und Außenminister Scheel und damit zur 
schnellen Ablösung der Großen Koalition. Die von viel Eu-
phorie begleitete neue deutsche Bundesregierung mit 
neuen Impulsen in der Außenpolitik (insbesondere in der 
Ostpolitik) und Innenpolitik (Willy Brandt: „Wir wollen 
mehr Demokratie wagen!“) konnte sich auf eine knappe, 
aber unter normalen Umständen ausreichende Mandats-
mehrheit stützen.

Die Bundestagswahl 1972
Es zeigte sich allerdings, dass die koalitionspolitische 
Neuausrichtung der FDP in eine Existenzkrise der Partei 
führte. Mehrere stärker national-liberal orientierte FDP-
Abgeordnete, darunter der frühere FDP-Vorsitzende Erich 
Mende, wechselten mit ihrem Mandat zur CDU. Auch die 
SPD verließen mehrere als Zugpferde für die Wähler-
gruppe der Vertriebenen aufgestellte Abgeordnete, wie 
der Vorsitzende der Landsmannschaft Schlesien Herbert 
Hupka, angesichts der ostpolitischen Neuausrichtung mit 
ihrem Mandat die Partei. Diese Entwicklung kulminierte 
1972 in dem ersten Versuch eines konstruktiven Misstrau-
ensvotums im Bundestag nach Art. 67 GG, mit dem Bundes-
kanzler Brandt gestürzt und durch den CDU/CSU-Frakti-
onsvorsitzenden Rainer Barzel ersetzt werden sollte. Das 
konstruktive Misstrauensvotum scheiterte in geheimer Ab-
stimmung knapp an zwei fehlenden Stimmen (zumindest 
eine Unionsstimme wurde durch die Staatssicherheit der 
DDR gekauft). Die Folge war aber eine Pattsituation, deren 
Auflösung durch das Urteil der Wählerschaft in der ersten 
vorgezogenen Bundestagswahl 1972 gesucht wurde. 
Nach einem bewusst herbeigeführten negativen Votum 
bei einer Vertrauensabstimmung von Bundeskanzler Willy 
Brandt nutzte Bundespräsident Heinemann die in Art. 68 
GG für diesen Fall vorgesehene Möglichkeit und setzte 
Neuwahlen an. In einem sehr emotionalisierten Wahl-
kampf trat Rainer Barzel als Kanzlerkandidat der Union 
gegen den amtierenden SPD-Kanzler Brandt und die so-
zial-liberale Koalition an, wobei die neue Ostpolitik das 
wichtigste Wahlkampfthema war.
Wahlrechtlich führte die 1970 beschlossene Herabset-
zung des Wahlalters von 21 auf 18 zu einer Ausweitung der 
Wahlberechtigten und einer Stärkung der jüngeren Wäh-
lerschaft.
Das Wahlergebnis war bei einer Spitzenwahlbeteiligung 
von 91,1 Prozent eindeutig. Zwar verlor die Union nur 1,2 
Prozentpunkte (44,9 Prozent); aber da die SPD gleichzeitig 
um 3,1 Prozentpunkte auf 45,8 Prozent zulegte, stellte sie 
erstmals die stärkste Fraktion im Deutschen Bundestag und 

Tabelle 6: 6. Bundestagswahl am 28. September 1969

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 38 677 235
Wähler 33 523 064 86,7
Ungültig 557 040 1,7
Gültig 32 966 024 518 (22)
SPD 14 065 716 42,7 237 (13)
CDU 12 079 535 36,6 201 (8)
CSU 3 115 652 9,5 49
FDP 1 903 422 5,8 31 (1)
NPD 1 422 010 4,3 -
Sonstige 379 689 1,1 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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damit auch den Bundestagspräsidenten. Die FDP kam bei 
2,6 Prozentpunkten Gewinn auf 8,4 Prozent und überwand 
damit ihre Existenzkrise. NPD (0,6 Prozent) wie auch die 
„neue“ Deutsche Kommunistische Partei (DKP) (0,3 Prozent) 
blieben bedeutungslose Split terparteien. 
Die erholte sozial-liberale Koalition konnte sich nunmehr 
auf eine klare Mandatsmehrheit im Bundestag für ihren er-
neuerten Regierungsauftrag stützen.

Die Bundestagwahl 1976
Bundeskanzler Brandt übernahm 1974 die Verantwortung 
für die Spionageaffäre Guillaume (Platzierung eines DDR-
Agenten als persönlicher Referent im unmittelbaren Um-
feld des Kanzlers) und trat von seinem Amt zurück. Sein 
Nachfolger wurde der bisherige Bundesfinanzminister 
Helmut Schmidt. Im Wahlkampf wurde dieser konfrontiert 
mit dem Unions-Kanzlerkandidaten Helmut Kohl, dem Mi-
nisterpräsidenten von Rheinland-Pfalz und neuen CDU-
Vorsitzenden. Auf Seiten der FDP war nach der Wahl von 
Walter Scheel zum Bundespräsidenten Hans-Dietrich 
Genscher zum neuen Parteivorsitzenden und Spitzenkan-
didaten gewählt worden. 
Bei einer erneut überragenden Wahlbeteiligung von 90,7 
Prozent konnte sich die sozial-liberale Koalition unter 
Kanzler Schmidt knapp behaupten. Zwar erreichte die 
Union mit Helmut Kohl bei einem Gewinn von 3,7 Prozent-

punkten mit 48,6 Prozent das nach 1957 prozentual beste 
Wahlergebnis und gewann die Spitzenstellung zurück, al-
lein SPD und FDP konnten trotz Verlusten (3,2 bzw. 0,5 Pro-
zentpunkte) eine knappe Mandatsmehrheit (253 zu 243 
Sitze) behaupten.
Erwartungsgemäß wurde nach Verhandlungen die Fort-
setzung der sozial-liberalen Regierungskoalition beschlos-
sen. Der CDU-Vorsitzende Helmut Kohl gab sein Amt als 
Ministerpräsident in Rheinland-Pfalz auf und übernahm 
als Oppositionsführer zusätzlich das Amt des Fraktionsvor-
sitzenden der Unionsfraktion in Bonn. 

Die Bundestagswahl 1980
Nach unionsinternen Auseinandersetzungen (Verzicht 
Helmut Kohls und Konkurrenz des niedersächsischen Mi-
nisterpräsidenten Ernst Albrecht (CDU) und des bayeri-
schen Ministerpräsidenten und CSU-Vorsitzenden Franz 
Josef Strauß) wurde durch Mehrheitsvotum der Unionsfrak-
tion Strauß zum Kanzlerkandidaten der Union gekürt. Der 
Wahlkampf war besonders emotionalisiert und personali-
siert auf das Duell der Kanzlerkandidaten.

Bei einer leicht gesunkenen Wahlbeteiligung von 88,6 Pro-
zent blieb die Union zwar vor der stabilen SPD (plus 0,3 
Prozentpunkte), verlor aber 4,1 Prozentpunkte. Im unionsin-
ternen Konkurrenzkampf stärkte die Niederlage des CSU-
Vorsitzenden Strauß als Kanzlerkandidat die Position des 
CDU-Vorsitzenden Kohl. Hauptgewinner war die FDP (plus 
2,7 Prozentpunkte), die mit 10,6 Prozent wieder zweistellig 
wurde. Erstmals seit 1961 kam es auch wieder zu einem 
Überhangmandat (zugunsten der SPD in Schleswig-Hol-
stein). Die Grünen, die bereits in mehrere Landesparla-
mente eingezogen waren, traten erstmals auch zur Bun-
destagswahl an. Sie scheiterten zwar mit 1,5 Prozent vor-
erst deutlich, kamen aber als einzige der übrigen bei der 
Bundestagwahl kandidierenden Parteien auf mehr als 0,5 
Prozent der Stimmen und damit in den Genuss der staatli-
chen Parteienfinanzierung. 
Die Koalitionsverhandlungen führten erneut zur Fortset-
zung der sozial-liberalen Regierungskoalition unter Bun-
deskanzler Schmidt sowie Vizekanzler und Außenminister 
Genscher.

Tabelle 8: 8. Bundestagswahl am 3. Oktober 1976

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 42 058 015
Wähler 38 165 753 90,7
Ungültig 343 253 0,9
Gültig 37 822 500 518 (22)
SPD 16 099 019 42,6 224 (10)
CDU 14 367 302 38,0 201 (11)
CSU 4 027 499 10,6 53
FDP 2 995 085 7,9 40 (1)
Sonstige 333 595 0,9 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 7: 7. Bundestagswahl am 19. November 1972

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 41 446 302
Wähler 37 761 589 91,1
Ungültig 301 839 0,8
Gültig 37 459 750 518 (22)
SPD 17 175 169 45,8 242 (12)
CDU 13 190 837 35,2 186 (9)
CSU 3 615 183 9,7 48
FDP 3 129 982 8,4 42 (1)
NPD 207 465 0,6 -
DKP 113 891 0,3 -
Sonstige 27 223 0,1 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 9: 9. Bundestagswahl am 5. Oktober 1980

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 43 231 741
Wähler 38 292 096 88,6
Ungültig 353 115 0,9
Gültig 37 938 981 519 (22)
SPD 16 260 677 42,9 228 (10)
CDU 12 989 200 34,2 185 (11)
FDP 4 030 999 10,6 54 (1)
CSU 3 908 459 10,3 52
Grüne 569 589 1,5 -
Sonstige 180 057 0,4 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

168

U
w

e 
A

nd
er

se
n

bis2017_0203_inhalt.indd   168 19.07.17   16:21



Die Bundestagswahl 1983
Die Bundestagswahl 1983 fand vor einem turbulenten po-
litischen Hintergrund statt. Die zunehmende Entfremdung 
zwischen den Koalitionsparteien SPD und FDP in der Wirt-
schafts- und Außen- bzw. Sicherheitspolitik – mitbedingt 
durch eine zunehmende innerparteiliche Machtverschie-
bung zu Gunsten des linken, kanzlerkritischen Flügels in 
der SPD (deutlich insbesondere bei der Umsetzung des von 
Bundeskanzler Helmut Schmidt initiierten NATO-Nachrüs-
tungsbeschlusses bei den Mittelstreckenraketen) – kulmi-
nierte 1982 im Rücktrit t der vier FDP-Minister. Am 1. Okto-
ber wurde dann Helmut Schmidt im Wege des konstrukti-
ven Misstrauensvotums als Bundeskanzler abgewählt und 
durch den bisherigen Oppositionsführer Helmut Kohl er-
setzt. Der Schwenk der FDP von der sozial-liberalen zurück 
zu einer christlich-liberalen Koalition in der Mitte der Le-
gislaturperiode führte wiederum zu einer Existenzkrise der 
Partei, da prominente Abgeordnete (wie der Generalse-
kretär Günter Verheugen) die Partei verließen und in die 
SPD eintraten und die Partei z. B. in der dem Koalitions-
wechsel folgenden Landtagswahl in Hessen eine kra-
chende Niederlage erlit t (3,1 Prozent). 
Die neue Regierungskoalition verfügte im Bundestag über 
eine stabile Mehrheit, gleichwohl war Teil der Koalitions-
absprache, mit einem zeitlichen Abstand durch eine vorge-
zogene Bundestagswahl die Legitimation durch die Wäh-
lerschaft zu suchen. Das Verfahren war umstrit ten, wurde 
aber vom Bundesverfassungsgericht gebilligt. Auf der Ba-
sis einer künstlich herbeigeführten Niederlage bei einer 
Vertrauensfrage durch Bundeskanzler Kohl löste Bundes-
präsident Karl Carstens den Bundestag auf und setzte 
Neuwahlen an. Gegen den amtierenden Kanzler Kohl trat 
nach einem Verzicht Helmut Schmidts der SPD-Fraktions-
vorsitzende und frühere Justizminister Hans-Jochen Vogel 
als Kanzlerkandidat auf.
Das Wahlergebnis war bei einer Wahlbeteiligung von 
89,1 Prozent ein eindeutiger Sieg für die Union, die 4,3 Pro-
zentpunkte gewann und mit 48,8 Prozent dicht an die ab-
solute Mehrheit heranrückte. Dem standen Verluste der 
SPD von 4,7 Prozentpunkten gegenüber, die sie mit 38,2 
Prozent wieder unter die 40-Prozent-Linie drückten. Auch 
die FDP verlor mit 3,6 Prozentpunkten jeden drit ten Wähler, 
konsolidierte sich aber mit 7,0 Prozent deutlich über der 
Fünfprozentgrenze. Eine wichtige Neuerung war, dass die 
als alternative Partei gestartete Partei Die Grünen mit 5,6 

Prozent erstmalig in den Bundestag einzog und damit das 
bisherige Drei-Fraktionen-Parlament um eine weitere Frak-
tion erweitert wurde.
Die eindeutigen Mehrheitsverhältnisse hatten der christ-
lich-liberalen Koalition die erhoffte Legitimation durch den 
Wähler verschafft, so dass die Regierung unter Bundes-
kanzler Kohl und Vizekanzler sowie Außenminister Gen-
scher fortgesetzt werden konnte.

Die Bundestagwahl 1987
Die Bundestagwahl 1987 war eine eher unspektakuläre 
Wahl. Gegen den wieder antretenden Kanzler Kohl be-
nannte die SPD den Ministerpräsidenten von Nordrhein-
Westfalen, Johannes Rau, als Kanzlerkandidaten, der sich 
innerhalb des bevölkerungsreichsten Bundeslandes als 
Wahllokomotive erwiesen hatte.

Die Wahl bestätigte bei etwas gesunkener Wahlbeteili-
gung (84,3 Prozent) die bisherige Regierungskoalition, al-
lerdings mit leichten Verschiebungen. Beide Volksparteien 
CDU/CSU und SPD verloren Stimmen und Mandate (minus 
4,5 bzw. minus 1,2 Prozentpunkte), während die kleineren 
Bundestagsparteien FDP (plus 2,1 Prozentpunkte) und 
Grüne (plus 2,7 Prozentpunkte) zulegten. Wie schon 1983 
blieben alle anderen Parteien unter ein Prozent. 
Entsprechend den vorherigen Ankündigungen wurde die 
christlich-liberale Regierungskoalition mit den bisherigen 
Hauptmatadoren fortgesetzt.

Die Bundestagswahl 1990
Die Bundestagswahl 1990 fand vor dem Hintergrund des 
welthistorischen Systemwandels (Ende des Ost-West Kon-
flikts) und in deren Kontext der friedlichen Revolution in der 
DDR und der deutschen Wiedervereinigung statt und ist 
deshalb als weitere Schlüsselwahl einzustufen. Die von 
Bundeskanzler Kohl geschmiedete „Allianz für Deutsch-
land“ hatte die erste freie Parlamentswahl in der DDR seit 
1947 am 18.3.1990 überraschend eindeutig gewonnen. In 
der Folge kam es zum Vertrag über die Währungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunion und dem Beitrit t der DDR mit ihren 

Tabelle 10: 10. Bundestagswahl am 6. März 1983

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 44 088 935
Wähler 39 279 529 89,1
Ungültig 338 841 0,9
Gültig 38 940 687 520 (22)
SPD 14 865 807 38,2 202 (9)
CDU 14 857 680 38,2 202 (11)
CSU 4 140 865 10,6 53
FDP 2 706 942 7,0 35 (1)
Grüne 2 167 431 5,6 28 (1)
Sonstige 201 962 0,4 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 11: 11. Bundestagswahl am 25. Januar 1987

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 45 327 982
Wähler 38 225 294 84,3
Ungültig 357 975 0,9
Gültig 37 867 319 519 (22)
SPD 14 025 763 37,0 193 (7)
CDU 13 045 745 34,5 185 (11)
CSU 3 715 827 9,8 49
FDP 3 440 911 9,1 48 (2)
Grüne 3 126 256 8,3 44 (2)
Sonstige 512 817 1,4 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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wiederbelebten Ländern zum Geltungsbereich des Grund-
gesetzes und damit zur Wiedervereinigung am 3.10.1990. 
Ihr hatten auch die alliierten Siegermächte einschließlich 
der Sowjetunion zugestimmt, wobei letztere auch den Ver-
bleib von Gesamtdeutschland in der NATO am Ende ak-
zeptierte.
Kurzfristig wurde der Bundestag um 144 von der DDR-
Volkskammer entsprechend den Mehrheitsverhältnissen 
entsandte Abgeordnete auf 663 aufgestockt. Bei der 
Volkskammerwahl war die Parteidiktatur der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands (SED), die sich in die 
Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) umgewan-
delt hatte, hinweggefegt worden, wobei das Parteiensys-
tem schon stark vom westdeutschen Parteiensystem beein-
flusst worden war. Bei der Bundestagswahl 1990 setzte 
sich das westdeutsche Parteiensystem im Wesentlichen 
auch in Ostdeutschland durch. Als Kanzlerkandidat der 
SPD trat der saarländische Ministerpräsident Oskar Lafon-
taine gegen den mit dem Nimbus des „Kanzlers der Ein-
heit“ ausgestatteten Helmut Kohl an.
Wahlrechtlich waren nicht nur erstmals die Bürger der frü-
heren DDR, sondern auch die Westberliner wahlberech-
tigt. Die gesetzliche Mitgliederzahl des Bundestages 
wurde von 519 auf 656 Sitze angehoben. Durch Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts wurde aus Gründen des fairen 
Wettbewerbs zudem nur für diese Wahl die Fünfprozent-
klausel nicht für das erweiterte Bundesgebiet insgesamt, 
sondern getrennt für Westdeutschland und die ehemalige 
DDR einschließlich des wiedervereinten Berlins ange-
wandt.
Bei einer Wahlbeteiligung von „nur“ 77,8 Prozent gewan-
nen die bisherigen Koalitionsparteien CDU/CSU und FDP 
die erste gesamtdeutsche Wahl eindeutig. Zwar verlor die 
Union prozentual leicht an Stimmen (minus 0,5 Prozent-
punkte), blieb aber gegenüber der stärker verlierenden 
SPD (minus 3,5 Prozentpunkte) mit 43,8 Prozent klarer Spit-
zenreiter und gewann zusätzlich sechs Überhangmandate 
in den neuen Bundesländern. Hauptgewinner war die FDP 
mit plus 1,9 Prozentpunkten, die mit 11,0 Prozent wieder 
zweistellig wurde. Kurios war das Ergebnis für die Grünen, 
die bundesweit 5,1 Prozent erhielten. Da die stark von der 

Bürgerbewegung geprägte ostdeutsche Gruppierung 
Bündnis 90/Grüne und die westdeutschen Grünen sich 
aber noch nicht vereinigt hatten, wurden sie getrennt ge-
wertet. Das ostdeutsche Bündnis 90/Grüne nahm mit 6,2 
Prozent die Fünfprozenthürde in Ostdeutschland und ent-
sandte acht Abgeordnete in den Bundestag. Die westdeut-
schen Grünen scheiterten dagegen mit 4,8 Prozent knapp. 
Profiteur der getrennt kalkulierten Fünfprozentklausel war 
allein die PDS, die mit 11,1 Prozent in Ostdeutschland (Ge-
samtdeutschland 2,4 Prozent) und einem Direktmandat in 
Berlin 17 Mandate im Bundestag gewann. Dadurch wurde 
der Bundestag zu einem Fünf-Fraktionen-Parlament. Den 
als neue Partei im rechtsextremen Lager angetretenen Re-
publikanern blieb mit 2,1 Prozent der Einzug in den Bun-
destag klar verwehrt, allerdings übersprangen sie leicht 
die 0,5-Prozent-Hürde für die staatliche Parteienfinanzie-
rung.
Im Ost-West-Vergleich zeigt sich, dass die Koalition in bei-
den Wahlgebieten über eine klare Mehrheit verfügte. Die 
CDU schnitt in Ostdeutschland geringfügig schlechter ab 
(41,8 zu 44,3 Prozent), die SPD mit der Konkurrenz der PDS 
deutlich schlechter (24,3 zu 35,7 Prozent). Die FDP erhielt in 
Ostdeutschland sogar mehr Stimmen (12,9 zu 10,6 Prozent) 
und errang aufgrund der Popularität des aus Halle stam-
menden Außenministers und FDP-Spitzenkandidaten Gen-
scher in Halle ein Direktmandat. Besonders krass war das 
Ungleichverhältnis erwartungsgemäß für die PDS, die mit 
0,3 Prozent zu 11,1 Prozent eindeutig als ostdeutsche Regi-
onalpartei wahrgenommen wurde. Trotz des pluralisti-
scher gewordenen Parteiensystems im Deutschen Bundes-
tag ermöglichte die solide Mehrheit, die christlich-liberale 
Regierungskoalition mit Bundeskanzler Kohl und Vizekanz-
ler und Außenminister Genscher fortzuführen.

Die Bundestagswahl 1994
Die mit der Wiedervereinigung verbundenen Probleme, 
insbesondere die strukturelle Neuordnung und Eingliede-
rung der Wirtschaft mit der Abwicklung vieler nicht wett-
bewerbsfähiger Betriebe und resultierender hoher Ar-
beitslosigkeit sowie die finanziellen und mentalen (vor al-
lem von der Ostdeutschen zu tragenden) Belastungen und 
Umstellungen, erwiesen sich als schwieriger und länger-
fristiger als von der Regierung angenommen und propa-
giert. In der Folge verlor die Bundesregierung, obwohl das 
Urteil über die innerdeutsche Integrationspolitik im Aus-
land deutlich positiver ausfiel, im Inland erheblich an Rück-
halt. Im Wahljahr gelang der Regierungskoalition aller-
dings eine Aufholjagd, so dass ein knappes Wahlergebnis 
erwartet wurde. Für die Union kandidierte erneut Bundes-
kanzler Kohl, während die SPD nach innerparteilichen Aus-
einandersetzungen ihren Parteivorsitzenden, den früheren 
rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten Rudolf Schar-
ping, als Kanzlerkandidaten nominierte, der im Rahmen ei-
ner wenig harmonischen „Troika“ (zusammen mit Oskar La-
fontaine und Gerhard Schröder) den Wahlkampf bestrit t. 
Auf Seiten der FDP trat als Nachfolger des aus Altersgrün-
den zurückgetretenen Hans-Dietrich Genscher als Spit-
zenkandidat sein Nachfolger Außenminister Klaus Kinkel 
an. 
Am Wahltag konnten sich bei einer Wahlbeteiligung von 
79,0 Prozent die Koalitionsparteien trotz Verlusten (Union 
minus 2,3, FDP sogar minus 4,1 Prozentpunkte) knapp be-
haupten. Alle Oppositionsparteien im Bundestag legten 
zu (SPD um 2,9, die inzwischen vereinigten Bündnis 90/Die 

Tabelle 12: 12. Bundestagswahl am 2. Dezember 1990

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 60 436 560
Wähler 46 995 915 77,8
Ungültig 540 143 1,1
Gültig 46 455 772 662
CDU 17 055 116 36,7 268
SPD 15 545 366 33,5 239
FDP 5 123 233 11,0 79
CSU 3 302 980 7,1 51
Grüne 1 788 200 3,8 -
PDS 1 129 578 2,4 17
REP 987 269 2,1 -
B 90/Grüne 559 207 1,2 8
Sonstige 964 823 2,0 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Grünen um 2,2 und die PDS um 2,0 Prozentpunkte), womit 
die Grünen erstmals den drit ten Platz vor der FDP beleg-
ten. Die PDS scheiterte zwar mit 4,4 Prozent an der nun-
mehr wieder für das gesamte Bundesgebiet geltenden 
Fünfprozenthürde, gelangte aber über die Ausnahmeklau-
sel (drei Direktmandate) mit vier in Ostberlin direkt gewon-
nenen Wahlkreisen (u. a. Gregor Gysi) mit 30 Abgeordne-
ten in den Bundestag. Die sehr knappe Mandatsmehrheit 
für Union und FDP (nur zwei Mandate) wurde dadurch kom-
fortabler, dass erstmals die Zahl der Überhangmandate 
mit 16 zweistellig wurde (zwölf für die CDU, vier für die 
SPD), wobei die Masse der Überhangmandate wegen der 
Parteienkonstellation (PDS als drit te Kraft) überwiegend in 
Ostdeutschland anfiel (13 gegenüber drei in westdeut-
schen Ländern). Die Republikaner blieben mit weiter ge-
schrumpften 1,9 Prozent bedeutungslos.
Im Ost-West-Vergleich zeigt sich, dass die Veränderungen 
der Wählerströme in Ostdeutschland sehr viel stärker aus-
fielen als in Westdeutschland (Verhältnis etwa 3:1), was 
vor allem auf die geringere traditionelle Parteienbindung 
und die extremen Veränderungen der Lebenssituation in 
Ostdeutschland zurückzuführen sein dürfte. Die stärksten 
Unterschiede ergaben sich (jeweils Ost zu West in Prozent-
punkten) bei PDS (plus 8,7 zu 0,7), FDP (minus 9,4 zu minus 
2,9) und SPD (plus 7,2 zu plus 1,8). 
Das Ergebnis der Koalitionsverhandlungen war eine er-
neute Regierungskoalition aus CDU/CSU und FDP unter 
Bundeskanzler Kohl und Vizekanzler und Außenminister 
Kinkel.

Die Bundestagswahl 1998
Die 14. Bundestagswahl fand statt in einem schwierigen 
wirtschaftlichen Umfeld mit stark gestiegener Arbeitslosig-
keit, die von der Bevölkerung als wichtigstes Problem ein-
gestuft wurde. Die Bundesregierung hatte versucht, mit 
vorsichtigen Reformen in der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
zu reagieren, die zwar von Seiten der Wissenschaft über-
wiegend als unzureichend bewertet wurden, bei Ge-
werkschaften und teilweise in der Bevölkerung aber auf 
heftigen Protest stießen (z. B. Einschränkungen der Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall) und in Teilen im Bundes-
rat an dem vom SPD-Vorsitzenden Lafontaine koordinier-
ten Widerstand der SPD-geführten Länder scheiterten. 

Europapolitisch hatte Bundeskanzler Kohl sein ganzes po-
litisches Gewicht zu Gunsten der Euro-Einführung (1999 
bzw. als Bargeld 2001) eingesetzt, die am 2. Mai 1998 von 
den Staats- und Regierungschefs der EU beschlossen wor-
den war, in der auf die Deutsche Mark fixierten deutschen 
Bevölkerung aber auf große Vorbehalte und teilweise or-
ganisierten Widerstand stieß (z. B. neue Partei „Pro DM“).
Personalpolitisch hatte Bundeskanzler Kohl in der Union 
seine erneute Kandidatur angemeldet und Wolfgang 
Schäuble zugleich zum „Kronprinzen“ erhoben, ihn aber 
auch in eine Warteposition geschoben. In der SPD ent-
schieden der Wahlerfolg bei der niedersächsischen Land-
tagswahl und die dabei bewiesene Attraktivität für die 
Wähler der „neuen Mitte“ den Konkurrenzkampf zwischen 
dem neuen Parteivorsitzenden Lafontaine und dem nieder-
sächsischen Ministerpräsidenten Gerhard Schröder zu-
gunsten des letzteren als Kanzlerkandidat. Nach Mei-
nungsumfragen erhielt Gerhard Schröder als Kanzlerkan-
didat deutlich bessere Werte als der schon 16 Jahre 
amtierende Bundeskanzler Kohl. Der Wahlkampf war auch 
ein „Lagerwahlkampf“, insofern Union und FDP auf der ei-
nen, SPD und Grüne auf der anderen Seite sehr deutlich 
machten, dass sie eine Koalition anstrebten, wobei auch 
die rot-grüne Koalition bereits in mehreren Bundesländern 
erprobt worden war. 
Das Wählervotum war ein eindeutiger Sieg der SPD und 
der rot-grünen Wunschkoalition und entsprechend eine 
Ablösung der seit 1982 amtierenden christlich-liberalen 
Koalition unter Bundeskanzler Kohl. Die SPD gewann 4,5 
Prozentpunkte und verdrängte mit 40,9 Prozent zum zwei-
ten Mal (nach 1972) die Union von der Spitzenposition. Sie 
gewann zudem alle 13 Überhangmandate (davon wiede-
rum zwölf in Ostdeutschland) und fast zwei Drit tel der Di-
rektmandate (212 von 328). Die Union verlor 6,4 Prozent-

Tabelle 13: 13. Bundestagswahl am 16. Oktober 1994

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 60 452 009
Wähler 47 737 999 79,0
Ungültig 632 825 1,3
Gültig 47 105 174 672
CDU 16 089 960 34,2 244
SPD 17 140 354 36,4 252
FDP 3 258 407 6,9 47
CSU 3 427 196 7,3 50
Grüne 3 424 315 7,3 49
PDS 2 066 176 4,4 30
REP 875 239 1,9 -
Sonstige 823 527 1,6 -

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 14: 
14. Bundestagswahl am 27. September 1998

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 60 762 751
Wähler 49 947 087 82,2
Ungültig 638 575 1,3
Gültig 49 308 512 669
SPD 20 181 269 40,9 298
CDU 14 004 908 28,4 198
CSU 3 324 480 6,7 47
Grüne 3 301 624 6,7 47
FDP 3 080 955 6,2 43
PDS 2 515 454 5,1 36
REP 906 383 1,8 -
DVU 601 192 1,2 -
NPD 126 571 0,3 -
Pro DM 430 099 0,9 -
Sonstige 835 577 1,7 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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punkte und musste mit 35,1 Prozent das nach 1949 schlech-
teste Bundestagswahlergebnis und damit eine bittere 
Niederlage hinnehmen. Bündnis 90/Die Grünen (minus 0,6 
Prozentpunkte) verloren ebenso wie die FDP (minus 0,7 Pro-
zentpunkte) an Zustimmung, konnten aber ihren drit ten 
Rangplatz behaupten. Die PDS dagegen legte um 0,6 Pro-
zentpunkte zu und konnte mit 5,1 Prozent erstmals die Fünf-
prozenthürde nehmen. Erneut gewann sie auch vier Direkt-
mandate in Berlin. Im rechtsextremen Lager erreichten die 
Republikaner 1,8 Prozent, die DVU 1,2 Prozent und die NPD 
0,3 Prozent (zusammen 3,3 Prozent). Auch die Euro-kriti-
sche Partei „Pro DM“ partizipierte mit 0,9 Prozent noch an 
der staatlichen Parteienfinanzierung. 
Im Ost-West-Vergleich ist bemerkenswert, dass die SPD so-
wohl in Ost- wie in Westdeutschland den Spitzenplatz be-
setzte (35,1 bzw. 42,3 Prozent). Das Ergebnis beruht neben 
den SPD-Gewinnen vor allem auf den starken Verlusten 
der Union, die in Ostdeutschland einem Absturz gleichka-
men (minus 11,2 Prozentpunkte auf 27,3 Prozent gegenüber 
minus 9,1 Prozentpunkten auf 37,0 Prozent in Westdeutsch-
land).
Als Folge des Wahlergebnisses kam die erste rot-grüne 
Bundesregierung unter Bundeskanzler Schröder sowie Vi-
zekanzler und Außenminister Joschka Fischer ins Amt. Der 
in der Kanzlerkandidatenkonkurrenz unterlegene Oskar 
Lafontaine, der über die mächtige Position des Parteivor-
sitzenden verfügte, übernahm das in seinen Kompetenzen 
gestärkte Finanzministerium und damit eine Schlüsselposi-
tion im Kabinett. Er geriet allerdings mit seinen stärker 
 tra ditionell sozialistisch ausgerichteten wirtschafts- und 
finanzpolitischen Vorstellungen (nachfrageorientierte Po-
litik) schnell in Konflikt mit dem eher wirtschaftsliberal ori-
entierten Kanzler Schröder und löste diesen Konflikt durch 
seinen Rücktrit t sowohl als Finanzminister als auch als Par-
teivorsitzender (eine Position, die dann von Gerhard 
Schröder übernommen wurde). Auf der Unionsseite waren 
als Konsequenz der Wahlniederlage sowohl der CDU-
Vorsitzende Kohl als auch der CSU-Vorsitzende Theo 
Waigel zurückgetreten. Ihre Nachfolger wurden der bis-
herige Fraktionsvorsitzende Wolfgang Schäuble für die 
CDU und der bayrische Ministerpräsident Edmund Stoiber 
für die CSU. Schäuble trat allerdings wegen seiner ange-
prangerten Verwicklung in die Parteispendenaffäre von 
Helmut Kohl kurz darauf wieder zurück, und erstmals wurde 
mit Angela Merkel eine Frau und Ostdeutsche zur CDU-
Vorsitzenden gewählt. 

Die Bundestagswahl 2002
Erstmals musste sich eine rot-grüne Bundesregierung er-
neut dem Urteil der Wähler stellen, nachdem sie mehreren 
Härtetests unterworfen worden war. So beteiligte sich 
Deutschland unter rot-grüner Regierungsverantwortung 
zum ersten Mal nach dem Zweiten Weltkrieg an einem be-
waffneten Konflikt (Nato-Einsatz auf dem Balkan), und bei 
den Grünen verließen daraufhin Exponenten des funda-
mentalistischen Flügels der Friedensbewegung die Partei. 
Im Wahlkampf spielten außenpolitisch der Irakkrieg, zu 
dem Bundeskanzler Schröder und Außenminister Fischer 
eine entschieden kritische Rolle auch gegenüber dem 
wichtigen traditionellen Verbündeten USA einnahmen, in-
nenpolitisch die Reformvorschläge der Hartz-Kommission 
zur Verbesserung der kritischen Wirtschaftslage sowie die 
kontroversen Diskussionen um die Ökosteuer eine wichtige 
Rolle. Alle Parteien hatten zudem mit mehr oder weniger 

gewichtigen Skandalen zu kämpfen. Stichworte sind bei 
der CDU der nachwirkende Spendenskandal (anhaltende 
Weigerung von Altkanzler Kohl, die Namen der Spender 
zu nennen), bei der FDP eine im Alleingang vom nordrhein-
westfälischen Landesvorsitzenden Jürgen Möllemann ge-
startete Israel-kritische Flugblattaktion unmittelbar vor der 
Wahl, die auf das rechte Wählerspektrum zielte, bei der 
SPD die Kölner Spendenaffäre im Kontext der Müllverbren-
nungsanlagen, und prominente Grüne- und PDS-Reprä-
sentanten wurden von der „Bonusmeilen-Affäre“ beschä-
digt. Zugunsten der rot-grünen Bundesregierung dürfte 
sich das medienwirksame Agieren von Bundeskanzler 
Schröder in der Flutkatastrophe der Elbe im Wahljahr aus-
gewirkt haben. 
Als Herausforderer und Kanzlerkandidaten schickte die 
Union den CSU-Vorsitzenden und bayrischen Ministerprä-
sidenten Edmund Stoiber in den Wahlkampf, zu dessen 
Gunsten die CDU-Vorsitzende Angela Merkel in der uni-
onsinternen Konkurrenz verzichtet hatte. Erstmals ernannte 
auch die FDP ihren neuen Parteivorsitzenden Guido Wes-
terwelle zum Kanzlerkandidaten, um mehr Medienre-
sonanz zu erzielen. Der Versuch, die Teilnahme an der 
zweiteiligen Fernsehdiskussion der Kanzlerkandidaten ge-
richtlich durchzusetzen, scheiterte jedoch vor dem Bundes-
verfassungsgericht.
Die Zahl der Wahlkreise war durch einen Neuzuschnitt auf 
299 und die gesetzliche Mandatszahl auf 598 und damit 
um etwa zehn Prozent verringert worden. 
Das Wahlergebnis fiel bei einer leicht gesunkenen Wahl-
beteiligung von 79,1 Prozent so knapp aus, dass z. B. in ers-
ten Hochrechnungen der ARD die angestrebte Koalition 
aus Union und FDP irr tümlich als Sieger erschien. Tatsäch-
lich konnte sich die Regierungskoalition knapp behaupten 
(306 Mandate zu 295 Union/FDP und zwei PDS). Die Man-
datsmehrheit wurde dadurch etwas komfortabler, dass 
von fünf Überhangmandaten die SPD vier und die CDU nur 
eines gewann. SPD (minus 2,4 Prozentpunkte) und Union 
(plus 3,4 Prozentpunkte) lagen mit jeweils 38,5 Prozent fast 
gleichauf (hauchdünner Vorsprung von rund 6000 Stim-

Tabelle 15: 
15. Bundestagswahl am 18. September 2002

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 61 432 868
Wähler 48 582 761 79,1
Ungültig 586 281 1,2
Gültig 47 996 480 603
SPD 18 488 668 38,5 251
CDU 14 167 561 29,5 190
CSU 4 315 080 9,0 58
Grüne 4 110 355 8,6 55
FDP 3 538 815 7,4 47
PDS 1 916 702 4,0 2
Schill 400 476 0,8 -
REP 280 671 0,6 -
NPD 215 232 0,4 -
Sonstige 562 920 1,2 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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men bei der SPD), blieben aber beide erstmals seit 1949 
unter der 40-Prozent-Linie. Grüne (plus 1,9 Prozentpunkte) 
und FDP (plus 1,2 Prozentpunkte) legten leicht zu. Mit Hans-
Christian Ströbele gewannen die Grünen in Berlin erst-
mals ein Direktmandat. Für die Koalitionsmehrheit ent-
scheidend war, dass die PDS nicht nur 1,1 Prozentpunkte 
verlor und damit wieder unter die Fünfprozentgrenze 
rutschte, sondern auch nur zwei Direktmandate in Berlin 
gewann und damit nicht von der Ausnahmeklausel (drei Di-
rektmandate) profitieren konnte. Im rechtsextremen Lager 
erreichten die Republikaner noch 0,6 Prozent, während die 
NDP mit 0,4 Prozent erneut nicht einmal die finanziell be-
deutsame 0,5 Prozent-Hürde nahm. Auch die in Hamburg 
ursprünglich furios gestartete „Schill-Partei“ stürzte mit 0,8 
Prozent ab.
Erstmals wurde die Wahl in Ostdeutschland entschieden. 
Der Vorsprung von Union und FDP im Westen gegenüber 
SPD und Grünen wurde durch den Vorsprung der Regie-
rungsparteien in Ostdeutschland überkompensiert. Wäh-
rend die CDU im Osten nur einen Prozentpunkt hinzuge-
wann und sich leicht auf 28,3 Prozent verbesserte (West-
deutschland 40,8 Prozent), legte die SPD im Osten um 4,6 
Prozentpunkte auf 39,7 Prozent zu und vergrößerte den 
Vorsprung gegenüber der CDU auf satte 11,4 Prozent-
punkte. Auch die PDS, die im Westen nur 0,1 Prozentpunkte 
einbüßte, verlor die wahlentscheidenden Prozente in ihrer 
ostdeutschen Hochburg (minus 4,7 Prozentpunkte), wo sie 
in Berlin auch zwei ihrer vier Direktmandate an die SPD 
abgeben musste. 
Nach Koalitionsverhandlungen wurde die rot-grüne Koali-
tion wie angekündigt fortgesetzt, sollte aber bald in 
schwere Wasser geraten. 

Die Bundestagswahl 2005
2005 fand die vierte vorgezogene Bundestagwahl statt. 
Sie hatte wie ihre Vorgänger eine dramatische Vorge-
schichte. Bundeskanzler Schröder und die rot-grüne Koali-
tion entschieden sich nach der Bundestagswahl 2005 in 
weiterhin kritischer Wirtschaftslage Deutschlands für das 
mutige Reformprogramm „Agenda 2010“, das eine Über-
prüfung des Sozialsystems („Fördern und Fordern“) mit 
Härten z. B. bei den Sozialleistungen und der Arbeitslo-
senversicherung (Arbeitslosengeld I und II) einschloss und 
auf mehr Wettbewerbsfähigkeit als Voraussetzung für ver-
stärktes Wachstum und mehr Beschäftigung zielte. Unge-
achtet strit tiger Reformdetails wird die „Agenda 2010“ 
heute überwiegend als gelungene Reform und wichtige 
Grundlage für die spätere wirtschaftliche Aufwärtsent-
wicklung, insbesondere die rückläufige Arbeitslosigkeit, 
angesehen. Gleichwohl führte der abrupte, im Wahlkampf 
nicht thematisierte Reformkurs mit seinen sozialpolitischen 
Härten zu heftigen innerparteilichen Kontroversen in der 
SPD bis hin zu Mitgliederverlusten – insbesondere bei ge-
werkschaftsnahen Mitgliedern. Die „Agenda 2010“ stieß 
vor allem auf den erbitterten Widerstand der Gewerk-
schaften, so dass es zu einer zeitweiligen Entfremdung 
zwischen der SPD-Führung und ihrem traditionell engsten 
Verbündeten kam.
Parteipolitisch formierte sich – getragen von organisati-
onserprobten Gewerkschaftsfunktionären der mittleren 
Hierarchie – eine Wahlalternative Arbeit und Soziale Ge-
rechtigkeit (WASG), die nach ersten Achtungserfolgen 
den früheren SPD-Vorsitzenden Lafontaine als prominen-
ten Spitzenmann gewann und eine enge Zusammenarbeit 

mit der PDS einging, auf deren Listen zur Bundestagswahl 
2005 WASG-Kandidaten antraten (und die 2007 zur Fu-
sion in der Partei Die Linke führte).
Nach der schweren Niederlage der SPD bei der Landtags-
wahl im größten Bundesland Nordrhein-Westfalen am 
22. Mai 2005, die u. a. zur Abwahl des bisherigen Minis-
terpräsidenten Peer Steinbrück und seiner rot-grünen Lan-
desregierung und der Regierungsübernahme durch den 
CDU-Ministerpräsidenten Jürgen Rüttgers mit einer christ-
lich-liberalen Koalition sowie zur weiteren Machtverschie-
bung im Bundesrat führte – Zweidrit telmehrheit für unions-
geführte Regierungen – entschloss sich Bundeskanzler 
Schröder zu einer radikalen „Vorwärtsverteidigung“ und 
strebte vorzeitige Neuwahlen an. Wie schon 1983 Bun-
deskanzler Kohl führte er künstlich eine Niederlage bei ei-
ner Vertrauensabstimmung herbei und bat anschließend 
Bundespräsident Horst Köhler, den Bundestag aufzulösen 
und Neuwahlen anzusetzen. Der Bundespräsident ent-
schied sich, dieser Bitte zu folgen, eine Entscheidung, die 
von zwei Bundestagsabgeordneten, mehreren kleinen Par-
teien sowie Bürgern als verfassungswidrig eingeschätzt 
und vor das Bundesverfassungsgericht gebracht, aber wie 
schon 1983 von diesem bestätigt wurde. 
Im Wahlkampf traten die Parteien wiederum für die bishe-
rigen Koalitionspräferenzen ein. Auf Unionsseite forderte 
die CDU-Partei- und -Fraktionsvorsitzende Angela Merkel 
als Kanzlerkandidatin den amtierenden SPD-Kanzler 
Gerard Schröder heraus. Sie verfocht ein noch weiterge-
hendes wirtschafts-, finanz- und sozialpolitisches Reform-
programm, u. a. mit dem früheren Verfassungsrichter und 
Professor Paul Kirchhoff eine radikale Steuerreform, die 
aber in der Bevölkerung auf Vorbehalte stieß. Tendenziell 
gelang es den Parteien der bisherigen Regierungskoali-
tion im Wahlkampf in den Meinungsumfragen aufzuholen.
Das Votum der Wählerschaft erwies sich bei einer Wahl-
beteiligung von 77,7 Prozent als schwierig. Beide großen 
Parteien verloren weiter an Rückhalt. Da die Union (minus 

Tabelle 16: 
16. Bundestagswahl am 18. September 2005

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 61 870 711
Wähler 48 044 134 77,7
Ungültig 756 146 1,6
Gültig 47 287 988 614
SPD 16 194 665 34,2 222
CDU 13 136 740 27,8 180
FDP 4 648 144 9,8 61
Die Linke 4 118 194 8,7 54
Grüne 3 838 326 8,1 51
CSU 3 494 309 7,4 46
NPD 748 568 1,6 -
REP 166 101 0,6 -
Sonstige 942 941 1,6 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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3,3 Prozentpunkte) aber etwas weniger verlor als die SPD 
(minus 4,3 Prozentpunkte) wurde sie mit 35,2 Prozent wie-
der stärkste Fraktion vor der SPD (34,2 Prozent). Die mit 16 
erneut zweistellige Zahl von Übergangmandaten (neun für 
die SPD und sieben für die CDU) fiel wiederum überwie-
gend in Ostdeutschland an (elf zu fünf). Da die FDP um 2,4 
Prozentpunkte auf 9,8 Prozent zulegte, während die Grü-
nen 0,5 Prozentpunkte einbüßten (8,1 Prozent, aber weiter-
hin ein Direktmandat in Berlin), eroberte sie den drit ten 
Rangplatz zurück. Schwarz-Gelb lag mit 45,0 Prozent also 
deutlich vor Rot-Grün mit 42,3 Prozent. Gleichwohl reichte 
es nicht zu einer Regierungsmehrheit, da sich die PDS in 
Verbindung mit der WASG unter dem Listenname „die 
Linke“ auf 8,7 Prozent mehr als verdoppelte (plus 4,7 Pro-
zentpunkte sowie drei Direktmandate) und vor den Grünen 
auf Platz vier landete. Im rechtsextremen Lager hatte es 
nach Absprache einen Wahlverzicht der Deutschen Sozia-
len Union (DSU) zugunsten der NPD gegeben, die 1,6 Pro-
zent erhielt und damit auf niedrigem Niveau klar vor den 
Republikanern (0,6 Prozent) lag. 
Im Ost-West-Vergleich fällt auf, dass die SPD trotz starker 
Verluste (minus 9,3 Prozentpunkte) ihre Spitzenstellung in 
Ostdeutschland behauptete (30,4 Prozent) und die PDS auf 
Grund ihrer starken Gewinne (plus 8,4 Prozentpunkte) in 
Ostdeutschland zur Union aufschloss (beide 25,3 Prozent). 
Angesicht dieser Konstellation, die erstmals seit 1949 keine 
Mehrheit mehr für eine Zwei-Parteien-Regierung jenseits 
der Großen Koalition ergab, erwies sich die Regierungsbil-
dung als schwierig. Da eine Koalition SPD-Grüne-PDS 
schon aus inhaltlichen Gründen sowohl von SPD und Grü-
nen als auch von der PDS ausgeschlossen wurde, gab es 
Diskussionen um eine SPD-Grüne-FDP-Koalition (Ampel) 
oder alternativ Union-FDP-Grüne-Koalition („Schwarze 
Ampel“ oder nach den Parteifarben „Jamaika-Koalition“), 
die aber im Sande verliefen. Am Ende erwies sich allein 
eine Große Koalition als machbar, wobei die SPD nach lan-
gem Zögern und nach Verzicht Gerhard Schröders die 
Kanzlerschaft Angela Merkels akzeptieren musste. Auch 
der CSU-Vorsitzende Stoiber verzichtete auf das ihm ange-
botene Amt des Wirtschaftsministers und blieb als Regie-
rungschef in Bayern. Die Koalitionsverhandlungen münde-
ten in der zweiten Großen Koalition mit der Neuerung ei-
ner Frau und Ostdeutschen als Bundeskanzlerin in Gestalt 
der CDU-Vorsitzenden Angela Merkel. Auf Seiten der SPD 
traten insbesondere der Parteivorsitzende Franz Müntefe-
ring als Arbeitsminister und Vizekanzler und Frank-Walter 
Steinmeier als Außenminister in die Bundesregierung ein.

Die Bundestagswahl 2009
Mehr noch als 1967 erwies sich die Große Koalition als 
Notgemeinschaft, bei der beide Partner die angestrebte 
Scheidung bei der nächsten Wahl stets im Auge behielten. 
Gleichwohl ist der Großen Koalition zu bescheinigen, dass 
sie insbesondere die 2008 hereinbrechende Weltwirt-
schaftskrise besser bewältigt hat als die meisten anderen 
Industrieländer. Die krisenbedingte Ausweitung des staat-
lichen Finanzdefizits hielt sich in vergleichsweise engen 
Grenzen, und auch der Anstieg der Arbeitslosigkeit wurde 
mit Hilfe verschiedener Maßnahmen der Arbeitsmarktpoli-
tik begrenzt. Nach dem Höhepunkt der Weltwirtschafts-
krise zeichnete sich ab, dass das stark exportorientierte 
Deutschland aus der Krise eher gestärkt hervorgehen 
würde. Weltwirtschaftskrise und die sich anschließende 
Staatsschuldenkrise im Euro-Raum unterstrichen die öko-

nomische Schlüsselstellung der Bundesrepublik in Europa. 
Sie brachten auf den unterschiedlichen internationalen 
Konferenzen auch Bundeskanzlerin Merkel einen deutli-
chen Prestigezuwachs und beließen die zuständigen Fach-
minister, insbesondere die SPD-Repräsentanten Außenmi-
nister Frank-Walter Steinmeier und Finanzminister Peer 
Steinbrück, in den Augen der Öffentlichkeit in einer sekun-
dären Rolle. Der nach dem Rücktrit t Franz Münteferings 
(aus privaten Gründen) zum Vizekanzler aufgestiegene 
Außenminister Steinmeier wurde von der SPD als Kanzler-
kandidat nominiert, so dass die Hauptmatadore – beide 
mit dem Wunsch, die Große Koalition zu beenden – aus 
den Regierungsämtern gegeneinander antraten.
Die Bundestagswahl 2009 führte zu einem Absinken der 
Wahlbeteiligung noch unter das Startniveau 1949 mit 70,8 
Prozent zu dem bisher niedrigsten Wert bei Bundestags-
wahlen. Die regierenden Volksparteien (Union und SPD) 
verloren deutlich an Stimmen zugunsten der kleineren Op-
positionsparteien und erreichten zusammen mit 56,8 Pro-
zent nicht einmal mehr zwei Drit tel der Stimmen. Die Union 
verlor mit 1,4 Prozentpunkten (wobei die CSU deutlich stär-
kere Stimmeneinbußen verzeichnete als die CDU) noch re-
lativ bescheiden (33,8 Prozent) und konnte ihre Mandats-
verluste durch die Rekordzahl von 24 Überhangmandaten 
(21 für die CDU – davon 17 in Ostdeutschland –, drei für 
die CSU in Bayern) sogar überkompensieren. Hauptverlie-
rer war die SPD, die mit den bisher höchsten von einer Par-
tei in einer Bundestagswahl erlit tenen Verlusten von 11,2 
Prozentpunkten (und mehr als der Hälfte ihrer Direktman-
date) auf ihr bisher schlechtestes Bundestagswahlergeb-
nis von 23,0 Prozent zurückfiel (länderbezogen blieb sie 
nur noch in Bremen stärkste Partei). Alle drei bisherigen 
Oppositionsparteien im Bundestag gewannen deutlich 
prozentual an Stimmen und übersprangen die Zehn-Pro-
zent-Linie. Der stärkste Gewinn ging an die FDP mit einem 
Plus von 4,7 Prozentpunkten, die mit Guido Westerwelle 
als Spitzenkandidat 14,6 Prozent und damit ihr bisher bes-
tes Bundestagswahlergebnis verzeichnete. Zu den Gewin-
nern zählte auch die aus der Fusion von PDS und WASG 

Tabelle 17: 
17. Bundestagswahl am 27. September 2009

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 62 168 489
Wähler 44 005 575 70,8
Ungültig 634 385 1,4
Gültig 43 371 190 622
CDU 11 828 277 27,3 194
SPD 9 990 488 23,0 146
FDP 6 316 080 14,6 93
Die Linke 5 155 933 11,9 76
Grüne 4 643 272 10,7 68
CSU 2 830 238 6,5 45
Piraten 847 870 2,0 -
NPD 635 525 1,5 -
REP 193 396 0,4 -
Sonstige 930 111 2,2 -

Quelle: Statistisches Bundesamt
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hervorgegangene Partei Die Linke mit dem Spitzenkandi-
datenduo Gregor Gysi und Oskar Lafontaine, die um 3,2 
Prozentpunkte auf 11,9 Prozent zulegte und in Ostdeutsch-
land 16 Direktmandate eroberte. Die Grünen belegten 
wiederum hinter der Linken Platz drei der kleineren Bun-
destagsparteien, gewannen aber 2,6 Prozentpunkte hinzu 
(10,7 Prozent) und wiederum ein Direktmandat in Berlin.
Einen Achtungserfolg erreichte mit 2,0 Prozent die neue 
Partei Die Piraten, die vor allem junge Wähler ansprach, 
ihren Wahlkampf auf Internetaktivitäten konzentrierte und 
schon wegen dieser intensiven Nutzung neuer technologi-
scher Möglichkeiten von den „etablierten“ Parteien genau 
beobachtet wurde. Im rechtsextremen Spektrum verloren 
die NPD (1,5 Prozent) und die Republikaner (0,4 Prozent) 
weiter an Wählerrückhalt.
Im Ost-West-Vergleich zeigt sich tendenziell eine Annähe-
rung der Wahlergebnisse. Die drei kleineren Bundestags-
parteien übersprangen in Ostdeutschland bzw. Die Linke 
in Westdeutschland klar die Fünfprozenthürde. Die stärkste 
Diskrepanz zeigt sich weiter bei der Linken, die in Ost-
deutschland auf 28,5 Prozent kam, in Westdeutschland 
dagegen „nur“ auf 8,3 Prozent (aber im Saarland wohl auf 
Grund der Kandidatur Lafontaines auf 21,2 Prozent). Die 
SPD erlit t die stärksten Verluste in Ostdeutschland (minus 
12,5 Prozentpunkte auf 17,9 Prozent), während die CDU 
dort sogar um 4,5 Prozentpunkte zulegte (in Westdeutsch-
land dagegen minus 2,8 Prozentpunkte).
Im Vorfeld der Bundestagswahl hatten die einzelnen Par-
teien in Hinblick auf die Bildung einer Regierungskoalition 
eine Reihe von Negativfestlegungen getroffen (insbeson-
dere keine Beteiligung der Linken, keine normale „Ampel“ 
und auch keine „Schwarze Ampel“), die in den Medien teil-
weise als „Ausschließeritis“ kritisiert wurden, da sie die Re-
gierungsbildung erschweren konnten. Das Bundestags-
wahlergebnis beendete diese Diskussion aber schlagar-
tig, da es eine eindeutige Mandatsmehrheit (auch ohne 
die Überhangmandate) für eine CDU/CSU-FDP-Koalition 
brachte. Das Ergebnis der noch am Wahlabend anvisier-
ten zügigen Koalitionsverhandlungen war denn auch ein 
Koalitionsvertrag („Wachstum, Bildung, Zusammenhalt“) 
der eine schwarz-gelbe Regierungskoalition unter Bundes-
kanzlerin Merkel mit Guido Westerwelle als Vizekanzler 
und Außenminister vorsah.

Die Bundestagswahl 2013
Zu den besonderen politischen Herausforderungen der 17. 
Legislaturperiode zählten die „Eurokrise“, die Organisa-
tion exorbitanter Finanzhilfe über neue Fonds, um die Ver-
schuldungskrise mehrerer Euroländer, insbesondere Grie-
chenlands, zu bekämpfen. Die Kritik an der Europapolitik 
war Wasser auf die Mühlen einer neuen rechtspopulisti-
schen Partei mit dem programmatischen Namen „Alterna-
tive für Deutschland“ (AfD). Die Reaktorkatastrophe in Fu-
kushima (Japan) im März 2011 war Ausgangspunkt eines 
radikalen Kurswechsels in der deutschen Energiepolitik 
(Atomausstieg), der allerdings auch einen Grundkonflikt 
zwischen Union und Grünen entschärfte. Das Großprojekt 
der schwarz-gelben Regierung einer grundlegenden Steu-
erreform wurde dagegen nur in Spurenelementen reali-
siert, was zusammen mit Personalquerelen (u. a. Rücktrit t 
Guido Westerwelles als Parteichef) zu einer anhaltenden 
Negativbewertung der FDP führte. Als Kanzlerkandidaten 
nominierte die SPD mit Blick auf die Wähler der Mitte den 
früheren Bundesfinanzminister Peer Steinbrück, der im 

Wahlkampf aber ohne vollen Rückhalt der gesamten Partei 
gegen eine sehr angesehene und populäre Amtsinhaberin 
Angela Merkel antreten musste.
Im Wahlrecht kam es zu zwei wesentlichen Änderungen. 
Nachdem das Bundesverfassungsgericht 2012 den Ein-
fluss der Überhangmandate quantitativ begrenzt hatte, 
wurden in einem Parteienkompromiss rechtzeitig zur Bun-
destagswahl 2013 wie schon in vielen Bundesländern 
„Ausgleichsmandate“ eingeführt, die den Vorteil von Über-
hangmandaten voll ausgleichen, die Gesamtzahl der 
Mandate allerdings potentiell stark erhöhen. Zudem 
wurde eine Neuregelung wirksam, die dauerhaft im Aus-
land lebenden Deutschen („Auslandsdeutsche“) unter be-
stimmten Bedingungen und auf Antrag das Wahlrecht ein-
räumt (2013 von gut 67.000 wahrgenommen).
Im Ergebnis nahm die Wahlbeteiligung mit 71,5 Prozent nur 
geringfügig zu, wobei sie im Ländervergleich in Baden-
Württemberg mit 74,3 Prozent am höchsten und in Sach-
sen-Anhalt mit 61,2 Prozent am niedrigsten ausfiel. Die 
Wahl brachte der CDU einen erheblichen (+6,8 Prozent-
punkte) und der CSU einen geringeren (+0,9 Prozent-
punkte) Stimmenzuwachs, so dass die Union wohl primär 
durch den Rückenwind der populären Kanzlerin wieder 
deutlich auf über 40 Prozent kam (41,5 Prozent). Die Ge-
winne der Union gingen allerdings nicht zuletzt zulasten 
des Koalitionspartners FDP, der mit 4,8 Prozent geradezu 
abstürzte (-9,8 Prozentpunkte), zwei von drei Wählerinnen 
bzw. Wählern verlor und erstmals an der Fünfprozenthürde 
scheiterte. Damit war auch die bei zusätzlichen 0,2 Prozent 
für die FDP mögliche Fortführung der Koalition ausge-
schlossen. Von den Oppositionsparteien konnte nur die 
SPD mit 25,7 Prozent bescheidene Gewinne verzeichnen 
(+2,7 Prozent). Die Linke (8,6 Prozent) und die Grünen (8,4 
Prozent) verloren 3,3 bzw. 2,3 Prozentpunkte. Die AfD 
scheiterte mit 4,7 Prozent wie die FDP knapp an der Fünf-
prozenthürde, so dass nur vier Fraktionen im Bundestag 

Tabelle 18: 
18. Bundestagswahl am 22. September 2013

Gegenstand der 
Nachweisung

Anzahl Prozent Sitze

Wahlberechtigte 61 946 900
Wähler 44 309 925 71,5
Ungültig 583 069 1,3
Gültig 43 726 856 631
CDU 14 921 877 34,1 255
SPD 11 252 215 25,7 193
Die Linke 3 755 699 8,6 64
Grüne 3 694 057 8,4 63
CSU 3 243 569 7,4 56
FDP 2 083 533 4,8
AfD 2 056 985 4,7
Piraten 959 177 2.2
Sonstige 1 759 744 4,0

Quelle: Statistisches Bundesamt
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vertreten waren. Von den 34 Parteien, die Wahlvorschläge 
eingereicht hatten, kamen außer den genannten Parteien 
nur die in mehreren Landtagen vertretenen Piraten (2,2 Pro-
zent), die NPD (1,3 Prozent) und die neu auf der Bundes-
ebene kandidierenden „Freien Wähler“ (1,0 Prozent) über 
die 0,5-Prozent-Grenze. Erstmals erwies sich die Fünfpro-
zentklausel als so wirksam, dass 15,7 Prozent der Wähle-
rinnen und Wähler und damit fast jeder sechste nicht im 
Bundestag vertreten waren.
Theoretisch wäre eine rot-rot-grüne Regierungskoalition 
der bisherigen Oppositionsparteien gegen die Union 
möglich gewesen, wurde aber aus inhaltlichen Gründen 
nicht ernsthaft diskutiert. Realistischer erschien das Aben-
teuer einer neuartigen schwarz-grünen Koalition, für das 
es aber innerparteilich noch keine Mehrheiten gab. So 
blieb einmal mehr die in der Bevölkerung durchaus mit 
Wohlwollen betrachtete Option der Großen Koalition aus 
CDU, CSU und SPD unter Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und Vizekanzler (und Wirtschaftsminister) Sigmar Gabriel. 
Ihnen stand eine numerisch schwache Opposition aus Lin-
ken und Grünen mit weniger als 25 Prozent der Mandate 
gegenüber (wichtig für die Wahrnehmung von Minder-
heitsrechten, die daher in der Geschäftsordnung des Bun-
destages zugunsten der Opposition gestärkt wurden). 

Ausgewählte langfristige Tendenzen

Wahlbeteiligung
Nimmt man als erstes die Wahlbeteiligung bei Bundes-
tagswahlen in den Blick, so ergibt sich eine Art Glocken-
form.
Die Wahlbeteiligung steigt seit 1949 deutlich an, erreicht 
1972 mit 91,1 Prozent ihren Höhepunkt, um dann mit leich-
ten Schwankungen wieder abzunehmen und 2009 mit 70,8 
Prozent ihren bisherigen Tiefpunkt zu erreichen. Während 
sich geschlechtsspezifisch Wahlbeteiligungswerte über 
die Zeit angenähert haben, zeigt sich altersbezogen wie-
der eine Tendenz zur Glockenform mit relativ niedrigen Be-
teiligungswerten bei den Altersgruppen bis 30, dann ei-
nem kontinuierlichen Anstieg und – erwartungsgemäß – 

einen Rückgang bei der Altersgruppe „70 und mehr“. 
Länderbezogen zeigt sich insbesondere, dass die Wahl-
beteiligung in den ostdeutschen Bundesländern in der Re-
gel niedriger ausfällt. 
Die Interpretation der rückläufigen Wahlbeteiligung ist 
umstrit ten. Während die einen sie als politisches Gefah-
rensignal nachlassender Unterstützung des demokrati-
schen Systems sehen, halten andere sie im internationalen 
Vergleich eher für ein Zeichen der Normalisierung und 
weisen zudem darauf hin, dass eine extrem hohe Wahl-
beteiligung häufig mit politischen Krisen einhergegangen 
ist. Zweifellos spielen langfristige Veränderungen in der  
Mentalität der Wählerinnen und Wähler eine wichtige 
Rolle. Während in den 1950er- und 1960er-Jahren die 
 Einstellung weit verbreitet war, Wählen sei Bürgerpflicht, 
wird die Wahlbeteiligung oder auch Nichtteilnahme heute 
sehr viel stärker als individuelle Entscheidung wahrgenom-
men. 

Protest-, Nicht- und Wechselwähler
Die Gruppe der Nichtwähler ist inzwischen zur stärksten 
Gruppierung geworden, aber sie ist eben keine Partei, 
sondern eine statistische Zusammenfassung höchst inho-
mogener Teilgruppen. Sie reichen von systemkritischen 
und/oder resignativen Protest-Nichtwählern über solche, 
die mit „ihrer“ Partei unzufrieden sind, aber noch nicht be-
reit sind, eine andere Partei zu wählen, und Unentschie-
dene, die ihre fehlende Entscheidungsbereitschaft in 
Nichtteilnahme umsetzen, bis zu Wahlberechtigten, die 
mit der politischen Entwicklung weitgehend zufrieden sind, 
aber selbst den begrenzten Aufwand der Wahlteilnahme 
(einschließlich der Möglichkeit der Briefwahl, deren Nut-
zung von 4,4 Prozent 1957 auf 24,3 Prozent 2013 gewach-
sen ist) bereits als überflüssig ansehen. Zweifellos beruht 
die Legitimation politischer Entscheidungen in einer Demo-
kratie auch auf einem breiten Mandat der Wählerschaft, 
kurz „Demokratie braucht Demokraten“, und Nichtwähler 
verzichten auf ein wichtiges Instrument der politischen Ein-
flussnahme und müssen die von den Wählern produzierten 
Ergebnisse der Wahl akzeptieren.
Neben der Gruppe der Nichtwähler, die zunehmend in 
den Fokus der Wahlforschung gerückt ist, hat auch die 

Abbildung 1: 
Wahlberechtigte und 
Wahlbeteiligung
1949 und 1953 ohne Saar-
land. Bis 1987 früheres 
 Bundesgebiet (ohne Berlin-
West), ab 1990 Deutsch-
land.

Quelle: Datenreport 2011, S. 365.
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ebenfalls stark gewachsene Gruppe der Wechselwähler 
viel Aufmerksamkeit gefunden. Mit langfristigen gesell-
schaftlichen Trends wie der wachsenden Individualisie-
rung hat auch die Prägewirkung der Sozialstrukturen, von 
gesellschaftlichen Großgruppen und Milieus nachgelas-
sen, und die neuerdings diskutierten Lebensstile haben 
sich stark ausdifferenziert – Faktoren, die ein Wechsel-
wählerverhalten ebenso begünstigen wie eine „rationale“ 
Interessenabwägung für das eigene Wahlverhalten und 
die stärkere Orientierung an aktuellen politischen Streit-
fragen und (Spitzen-)Kandidaten wie Stimmungslagen. Zur 
Gruppe der Wechselwähler zählen sowohl der „Flugsand 
der Demokratie“ – von jedem politischen Windhauch in die 
eine oder andere Richtung transportierbar – wie auch der 
politisch interessierte, bei jeder Wahl sorgfältig neu ab-
wägende und sich entscheidende Wähler.
Den Wechselwählern steht die entsprechend stark ge-
schrumpfte Gruppe der Stammwähler gegenüber, die nor-
malerweise „ihre“ Partei wählen. Dabei gilt weiterhin, dass 
z. B. regelmäßige katholische Kirchgänger (und in geringe-
rem Umfang auch evangelische) in hohem Maße die Union, 
gewerkschaftlich engagierte Arbeiter in hohem Maße die 
SPD (überproportional allerdings auch Die Linke) wählen. 
Allerdings ist der numerische Anteil beider Gruppen an 
der Wählerschaft über die Zeit stark zurückgegangen und 
entsprechend ihr Einfluss auf die Wahlentscheidung. Zwar 
müssen die Parteien versuchen, im Wahlkampf wechselbe-
reite Wähler und möglichst auch bisherige Nichtwähler für 
sich zu gewinnen, aber sie müssen auch ihre Stammwähler-
schaft pflegen, um diese möglichst vollzählig für die Wahl 
zu mobilisieren.

Veränderter Wahlkampfstil
Die gesellschaftlichen Veränderungen und veränderten 
politischen Herausforderungen haben sich auch im Stil der 
Wahlkämpfe niedergeschlagen. Stichworte in diesem Zu-
sammenhang sind eine – wenn auch keineswegs vollstän-
dige – „Amerikanisierung“ im Sinne der Übernahme US-
amerikanischer Wahlkampfelemente, insbesondere Pro-
fessionalisierung (u. a. Einbindung externer Spezialisten 
wie Kommunikationsberater – sogenannte spin doctors) 
und Kommerzialisierung (Übernahme und Anpassung 

von Marketingmethoden und Werbestrategien in Un-
ternehmen) sowie Mediatisierung (im Gefolge der 
 technisch-kommunikativen Weiterentwicklung Aufstieg 
des Fernsehens zum Leitmedium und seit 1998 eine wach-
sende Einbeziehung der Internet-Möglichkeiten als unter-
schiedliche Formen des Online-Wahlkampfes) und teil-
weise davon mitbedingt Personalisierung (symbolisiert in 
den Fernsehdebatten der Spitzenpolitiker der Bundes-
tagsparteien – „Elefantenrunden“ – seit 1972 und den 
Fernsehduellen der Kanzlerkandidaten von Union und SPD 
seit 2002).

Die Entwicklung der Parteienlandschaft

Betrachtet man die Zahl der in den Bundestag gewählten 
Parteien im bisherigen Zeitraum, so zeigt sich eher eine U-
förmige Entwicklung. Der Ausgangspunkt mit der Bundes-
tagswahl 1949 war zugleich der Höhepunkt der Pluralisie-
rung (zehn Parteien, die CDU/CSU als Einheit gerechnet). 
Der dann einsetzende Konzentrationsprozess – mitbedingt 
durch wahlrechtliche Änderungen wie die verschärfte 
Fünfprozenthürde – führte erstmals 1961 zum Gipfel eines 
nur noch Drei-Fraktionen-Parlaments. Zu einer begrenzten 
Erweiterung des im Bundestag vertretenen Parteienspek-
trums und damit eine Tendenz der Dekonzentration kam es 
seit 1983 durch die Grünen und seit 1990 im Zuge der Wie-
dervereinigung durch die PDS, die später mit der WASG 
zur Partei Die Linke fusionierte. Andere Parteien wie im 
rechtsextremen Lager die NPD, die Republikaner und die 
DVU sowie darüber hinaus die „Schill-Partei“ und die Pira-
tenpartei konnten zwar in mehreren Landtagswahlen Er-
folge feiern und in Landesparlamente einziehen, scheiter-
ten aber jeweils bei Bundestagswahlen, bei denen die 
Wählerschaft bisher weniger risikobereit war, neuen Par-
teien ihre Stimmen anzuvertrauen. Im internationalen Ver-
gleich ist bemerkenswert, dass das deutsche Parteiensys-
tem im Bundestag, das immer noch auf die Mitte orientiert 

Abbildung 2: 
Stimmenanteile der 
 Parteien in Bundestags-
wahlen (in Prozent)
Seit 1953 Zweitstimmen, bis 
1987 früheres Bundesge-
biet, ab 1990 Deutschland. 
1949 und 1953 ohne Saar-
land.

Quelle: Datenreport 2016, S. 394.
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ist, seit 1990 auch einen Linksaußen-Flügel aufweist (PDS/
Die Linke). Die bisherige Asymmetrie, dass vor dem Hinter-
grund der deutschen NS-Geschichte rechtsextreme Par-
teien es trotz wiederkehrender Versuche bisher nicht in den 
Bundestag geschafft haben, könnte allerdings 2017 durch-
brochen werden, da Meinungsumfragen zufolge die 
rechtspopulistische AfD im Gefolge der Flüchtlingskrise 
gute Chancen hat, in den Bundestag einzuziehen (und die 
FDP zurückzukehren, was zu einem Sechs-Fraktionen-Par-
lament führen könnte). Eine Reihe kleinerer Parteien hat 
den vom Bundesverfassungsgericht unter Wettbewerbs-
gesichtspunkten niedrig gesetzten Schwellenwert von 0,5 
Prozent häufig erreicht, der sie an der in Deutschland stark 
ausgebauten staatlichen Parteienfinanzierung aus Steuer-
mitteln partizipieren lässt. Es hat sich auch gezeigt, dass 
Protestwähler unterschiedliche systemkritische Parteien 
weitgehend unabhängig von deren ideologischer Ausrich-
tung unterstützt haben. Insgesamt müssen die Parteien mit 
einem erheblich fluideren Wählerverhalten rechnen, wo-
bei sich im Ost-West-Vergleich seit 1990 zwar eine Annä-
herung im Parteiensystem zeigt (deutlich etwa bei der Zu-
sammensetzung der Landtage in Ostdeutschland mit dem 
Sonderfaktor PDS/Die Linke), aber weiterhin mit flexible-
rem Wählerverhalten im Osten.

Die Sitzverteilung im Deutschen Bundestag

Bezogen auf die Mandatszahl waren die beiden dominan-
ten Parteien die CDU/CSU und die SPD. Dies wird beson-
ders deutlich, wenn man die Stimmenanteile von Union und 
SPD addiert, wobei sich wiederum eine Glockenform er-
gibt. 1949 entfielen auf beide 67 Prozent. In der Folgezeit 
stieg dieser Wert fast kontinuierlich an und erreichte 1969 
mit 94 Prozent seinen Gipfel. Danach gab es einen mehr 
oder weniger beständigen Rückgang mit Abstürzen um 
zehn Prozentpunkte auf 73 Prozent 2005 und nochmals um 
elf Prozentpunkte 2009, als mit 62 Prozent erstmals die bei-
den Volksparteien zusammen weder eine Zwei-Drit tel-
Mehrheit der Stimmen noch der Mandate mehr erreichten.
Geschlechtsbezogen ist der Anteil der weiblichen Bundes-
tagsabgeordneten im Laufe der Zeit zwar deutlich gestie-

gen, bleibt aber weiterhin weit hinter ihrem Bevölkerungs-
anteil zurück. Bis einschließlich der zehnten Bundestags-
wahl im Jahr 1983 blieb er unter der Zehn-Prozent-Grenze 
(schwächster Wert 1972 5,8 Prozent), um dann mit leichten 
Schwankungen und unterschiedlichen Anteilen bei den 
Bundestagsparteien auf den bisherigen Höchstwert von 
36,3 Prozent 2013 anzusteigen. Dabei gilt bis heute, dass 
der Anteil gewonnener Listenmandate von Frauen deutlich 
höher ist als der der Direktmandate. 
In der Regel entfielen auf Union und SPD erheblich mehr 
Erst- als Zweitstimmen. Meinungsumfragen deuten darauf, 
dass die über das Direktmandat entscheidende Erststimme 
weniger als Ausdruck der Personenpräferenz eingesetzt 
wird, sondern überwiegend als taktisches Instrument. Das 
Stimmensplit ting wird vor allem von Anhängern der FDP 
und der Grünen genutzt, um mit der Erststimme Kandidaten 
des bevorzugten großen Koalitionspartners zu wählen, zu-
mal der eigene Direktkandidat in der Regel chancenlos ist. 
Umgekehrt können Anhänger großer Parteien mit ihrer 
Zweitstimme auch eine als Koalitionspartner gewünschte 
kleine Partei wählen, um ihr über die Fünfprozenthürde zu 
helfen. Formelle Parteiabsprachen mit Empfehlungen für 
die Wahl von Direktkandidaten einer anderen Partei hat es 
seit den 1950er-Jahren nicht mehr gegeben, obwohl sie 
rechtlich zulässig sind.
Stimmensplit ting kann von Wählern auch eingesetzt wer-
den, um die Chancen für Überhangmandate zu verbes-
sern. In den sieben Bundestagswahlen bis zur Wiederver-
einigung hat es insgesamt 17 Überhangmandate gegeben 
(zwölf CDU, vier SPD, eins DP), in den folgenden sechs 
Wahlen dagegen 80 (50 Union, 30 SPD), davon fast zwei 
Drit tel in Ostdeutschland. Wie schon erläutert, ist der Ver-
zerrungseffekt der Überhangmandate durch die Einfüh-
rung von Ausgleichsmandaten mit der Wahlrechtsände-
rung 2013 beseitigt worden.

Regierungsbildung
Die vom Wähler bestimmte parteipolitische Zusammenset-
zung des Bundestages hat im internationalen Vergleich 
bemerkenswert geringe Probleme bei der Regierungsbil-
dung verursacht und für relativ stabile Regierungen ge-
sorgt. Mit einer Ausnahme 1957, als die Wählerschaft der 

Abbildung 3: 
Die Sitzverteilung im 
Deutschen Bundestag
Bis 1987: früheres Bundes-
gebiet einschließlich der 
Abgeordneten von Berlin-
West, ab 1990 Deutsch-
land.

Quelle: Datenreport 2016, S. 394.
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Union eine absolute Mandatsmehrheit bescherte, war al-
lerdings für solide Mehrheiten immer der Zwang zur Bil-
dung von Koalitionsregierungen gegeben. Von den vier 
jeweils um etwa ein Jahr vorgezogenen Neuwahlen ging 
nur die Wahl 1972 auf eine faktische Pattsituation im Bun-
destag zurück, die Wahl 1990 stand im Zeichen der deut-
schen Wiedervereinigung, und bei den Wahlen 1983 und 
2005 suchte eine durchaus über eine Mehrheit verfügende 
Regierungskoalition durch bewusst verlorene Vertrauens-
abstimmungen des Kanzlers mit Hilfe des Bundespräsiden-
ten ein neues Mandat durch die Wählerschaft. Von den 
sieben Regierungswechseln gingen die veränderten Koali-
tionen 1967, 1969 und 1982 auf Neuorientierungen der 
FDP (und 2013 auf ihr Scheitern an der Fünfprozenthürde) 
zurück. Bei den Wahlen 1998 und 2009 standen sich je-
weils klare Wunschkoalitionen gegenüber, die 1998 zu-
gunsten einer rot-grünen, 2009 zugunsten einer schwarz-
gelben Koalition durch eindeutiges Wählervotum ent-
schieden wurden. Die Wahlen 2005 und 2013 nehmen 
eine Sonderstellung ein, insofern die Stimmenverteilung 
der Wähler keine von den Parteien gewünschte Koalition 
erlaubte und jeweils in eine Große Koalition als eine Art 
„Zwangsehe“ mündete. Mit einer wachsenden parteipoliti-
schen Pluralisierung im Bundestag und wechselseitigen 
negativen Festlegungen im Hinblick auf eine Regierungs-
koalition schrumpft allerdings der Verhandlungsspielraum 
und nimmt die Wahrscheinlichkeit zu, dass die Bildung ei-
ner handlungsfähigen, stabilen Koalitionsregierung jen-
seits einer Großen Koalition schwierig wird. So bleibt auch 
2017 als grundlegende Voraussetzung das Votum des Sou-
veräns, der Wählerschaft, über die Zusammensetzung des 
Bundestages abzuwarten.

ANMERKUNGEN

1  Der 1947 gegründete Wirtschaftsrat des „Vereinigten Wirtschaftsge-
biets der Bizone“ in Deutschland war ein quasi-parlamentarisches Organ 
aus 52 (später 104) Vertretern der Landesparlamente der Bizone.

Prof. em. Dr. Uwe Andersen studierte Politikwissenschaft und 
Volkswirtschaftslehre an der FU Berlin. 1970 trat er eine Assisten-
tenstelle am Seminar für Politikwissenschaft der Universität Müns-
ter an. Von 1975 bis 1979 ging er an die Universität München. 
1979 erhielt er einen Ruf auf eine Professur an der Ruhr-Universi-
tät Bochum. Dort lehrte er an der Arbeitsstelle „Deutsche Innen-
politik“ bis zu seiner Emeritierung Ende 2005. Seine Forschungs-
schwerpunkte sind das politische System der Bundesrepublik 
Deutschland, Wahlen und Föderalismus sowie politische Ökono-
mie im nationalen wie internationalen Rahmen.
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Präsident Trump 2016 – wie es dazu kam

Kimmel, Michael:
Angry White Men.
Die USA und ihre zornigen Männer.

Orell Füssli Verlag, Zürich 2015.
351 Seiten, 19,95 Euro.

Lütjen, Torben:
Partei der Extreme: Die Republikaner.
Über die Implosion des amerikanischen Konservatismus.

transcript Verlag, Bielefeld 2016.
148 Seiten, 14,99 Euro.

Wer wissen möchte, wie es zu einem U.S.-Präsidenten wie 
Donald Trump kommen konnte, der findet in den oben ge-
nannten Büchern bereits einen Gutteil der Antwort: Die 
aus Arbeitsmarktgründen ebenso wie aus einer Ablehnung 
des gesellschaftlichen Wandels entstandene Unzufrie-
denheit der unteren Schichten der weißen US-amerikani-
schen Gesellschaft (Kimmel) traf auf den Kandidaten einer 
sich seit 1964 zunehmend nach rechts bewegenden, immer 
stärker radikalisierten Republikanischen Partei (Lütjen) – 
die mit den konservativen Parteien Europas in ihrer 
gesellschaftspolitischen Radikalität und ihrer geradezu 
fundamentalistischen Ablehnung staatlicher Funktionen in 
der Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik und Verkehrspolitik 
etc. nicht allzu viel gemein hat.
Von einer „Implosion des amerikanischen Konservatismus“ 
kann nach der Wahl Trumps zum neuen Präsidenten natur-
gemäß keine Rede mehr sein. Prognosen sind eben auch 
dann schwierig, wenn die letzten Zeilen zu Trumps (sehr 
geringen?) Erfolgsaussichten gerade einen Monat vor dem 
Wahltag niedergeschrieben wurden (S. 130 f.). Trumps Ko-
alition sich benachteiligt fühlender Weißer aus dem inner-
parteilichen Nominierungswahlkampf sowie deren zu er-
wartende Ergänzung im eigentlichen Präsidentschafts-
wahlkampf durch die wirtschaftspolitisch konservativen, 
traditionellen Republikaner hatten den Rezensenten – vor 
dem Hintergrund der schwankenden Meinungsumfragen 
– deshalb Ende Juni 2016 zur Vorsicht mahnen lassen ge-
gen einen frühzeitigen Abgesang auf Trump (mit einem sol-
chen Zusammenschluss der Wähler rechnete auch Lütjen 
weitgehend, wie S. 123 zu entnehmen ist). Andererseits 
aber hatte Hillary Clinton fast 2,9 Millionen Wählerstim-
men mehr bekommen als Trump, der sich – ähnlich wie 
George W. Bush im Jahre 2000 – lediglich durch die Über-
repräsentation kleinerer Staaten im Wahlmännergremium 
(das Präsident und Vizepräsident wählt) und die äußerst 
knappen Siege in einigen wichtigen Staaten (Michigan, 
Pennsylvania, Wisconsin) einer großen Mehrheit der 
Wahlmänner erfreuen konnte. Wieviel davon 2016 und 
2000 auf Wahlmanipulationen und Wahlbehinderungen 
(meist zugunsten der Republikaner) zurückging, ist eine an-
dere Frage: Die Gesamtzahl der solchermaßen betroffe-
nen Wähler schätzte das U.S. Bureau of the Census für 
2016 auf bis zu sechs Millionen.
Der Soziologieprofessor Michael Kimmel (Stony Brook Uni-
versity) befasst sich mit der „kränkenden Enteignung der 
zornigen weißen Männer“, auf welche Art und Weise sie 

ihrem Gefühl Ausdruck verleihen, dass sie „ihrer ange-
stammten Rechte beraubt worden sind“ – zugunsten von 
früher unter ihnen stehenden Frauen, ethnischen Minder-
heiten und Verfechtern abgelehnter Lebensformen (S. 267–
217, S. 332–334). Es ist die Zeit nach dem Ende der bevor-
zugten Behandlung weißer Männer in den USA, in der ih-
nen (weitgehend altersunabhängig) dies noch gar nicht 
richtig bewusst ist, sie es vielleicht auch nicht akzeptieren 
wollen, sondern auf die Reversibilität dieses Prozesses hof-
fen. Die im 21. Jahrhundert weiter voranschreitende Legali-
sierung illegaler Einwanderinnen und Einwanderer und die 
zunehmende Integration ethnischer und religiöser Minder-
heiten nährt ihre Furcht vor einem weiteren Statusverlust 
(S. 74–79).
Wenngleich Kimmel primär als Soziologe mit dem Schwer-
punkt Männer- bzw. Geschlechterforschung schreibt, ist 
sein Buch eine geradezu prophetische Publikation zur Kern-
wählerschaft von Trump im parteiinternen Nominierungs-
verfahren, und letztendlich zu einem relevanten Teil seiner 
Wählerschaft in der Präsidentschaftswahl 2016. Es ist eine 
Beschreibung der wirtschaftlichen, sozialen und politi-
schen Unzufriedenheit der unteren Sozialschichten bzw. al-
ler sich benachteiligt Fühlenden (S. 292 f., S. 327). Wobei 
der weitgehende Zusammenbruch der verarbeitenden In-
dustrien im vormaligen Industriegürtel der nördlichen Bun-
desstaaten (etwa von Chicago bis Pennsylvania) den 
Grundstein legte – nämlich für ihr Gefühl, nicht mehr ge-
braucht zu werden, von einer durch sie nicht verschuldeten, 
aber auch nicht zu beeinflussenden Entwicklung an den 
wirtschaftlichen und damit sozialen Rand gedrängt worden 
zu sein. Die letztlich von Präsident George W. Bush verur-
sachte Wirtschaftskrise hat ab 2008 diese Entwicklung 
noch verschärft (S. 253, S. 258 f.). Aber sie sehen immer wie-
der, wie ihre Jobs ins Ausland verlagert werden, und wie im 
Inland legale oder illegale Einwanderinnen und Einwande-
rer schlecht bezahlte Jobs im Dienstleistungsbereich aus-
üben bzw. mit ihnen darum konkurrieren (S. 267–271). 
Die Aversionen dieser zornigen Weißen richten sich zuneh-
mend gegen alle, die nicht so sind wie sie – ethnisch, reli-
giös, sozial; Stoßrichtung sind überwiegend Gruppen, die 
sozial sogar noch schwächer sind als sie selbst (S. 334–
339). Und sie richtet sich gegen den Staat, der die Konzerne 
gewähren lässt, der all dies zulässt oder ihrer Meinung 
nach gar bewusst steuert (vgl. Kapitel 3). Die weltweit zu 
beobachtende wachsende Einkommensdifferenz zwischen 
„oben“ und „unten“ hat nicht nur in den USA begonnen, sie 
ist dort auch besonders stark ausgeprägt. Outsourcing, 
Personalabbau, Kürzungen von Sozialleistungen, Furcht vor 
Entlassungen, schlechtere Arbeitsbedingungen und gerin-
gere Löhne ziehen sich jedoch bis weit in die Mittelschicht 
hinein (S. 251 f., S. 254–256). Der Zorn der weißen unteren 
Sozialschichten allerdings richtet sich primär nicht gegen 
Manager oder die Reichen oder die Republikanische Partei 
als deren politische Vertretung, sondern gegen alles ir-
gendwie Fremde und „Unamerikanische“. 
In der Politik fühlen sich diese „zornigen Männer“ weder 
vertreten noch auch nur beachtet. Dieses Gefühl beziehen 
sie auch auf die sich noch immer als Vertretung des „einfa-
chen Menschen“ verstehende Demokratische Partei. Die 
Wahl und Wiederwahl des schwarzen Präsidenten Barack 
Obama 2008 und 2012 hat dieser Ablehnung von Minder-
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heiten bei vielen Weißen nur neue Nahrung gegeben. Sie 
haben sich immer weiter von der Demokratischen Partei 
entfernt und folgen rechten Populisten wie der Tea Party – 
2016 dann Trump.
Kimmel fokussiert sehr auf die weißen Männer. Kurz geht er 
aber auf die Frauen in den weißen unteren Sozialschichten 
ein, die ebensolche konservativen politischen Vorstellun-
gen haben – bis hin zu traditionellen Familienbildern 
(S. 84–89). Und in der Tat stimmten 2016 auch die sich be-
nachteiligt fühlenden „zornigen weißen Frauen“ deutlich 
überproportional für Trump – trotz Trumps primitiver und 
frauenverachtender Sprüche. 
Der republikanische Kandidat Donald J. Trump war für 
diese unzufriedenen weißen unteren Sozialschichten die 
ideale Projektionsfläche für ihren Zorn und für ihre Sehn-
süchte. Trump kann nur verstanden werden als das Ergeb-
nis einer sich von Barry Goldwater über Ronald Reagan 
und George W. Bush bis heute immer weiter nach rechts 
bewegenden Republikanischen Partei, deren Marktradi-
kalismus und religiös basierter gesellschaftlicher Funda-
mentalismus mit dem Populismus eine Symbiose einging. 
Ziel der Partei war stets, die weißen unteren Sozialschich-
ten durch die Konstruktion gemeinsamer Feindbilder zu 
sich herüberzuziehen; denn angesichts des ethnischen und 
gesellschaftlichen Wandels mit der Zunahme von über-
wiegend demokratischen Gruppen – ethnische Minder-
heiten, berufstätige Frauen und Akademiker – reichten die 
wirtschaftskonservativen Segmente der weißen Wähler-
schaft für einen Sieg immer weniger aus. Den Wandel der 
Republikanischen Partei seit den 1930er Jahren stellt Tor-
ben Lütjen, dessen Forschungsschwerpunkt am Göttinger 
Institut für Demokratieforschung (Universität Göttingen) 
der US-Konservatismus ist, in seinem recht dünnen Buch 
kompakt, aber überschaubar und einleuchtend dar.
Mit ihrer Ablehnung eines starken Staates (vor allem des 
Bundesstaates, bzw. „Washington“), der Betonung der 
Rechte des Individuums und des freien Marktes waren die 
USA deutlich konservativer als die sich im 19. Jahrhundert 
entwickelnden Sozialstaaten in Europa. Erst im Gefolge 
der Weltwirtschaftskrise bildeten sich unter dem demokra-
tischen Präsidenten Franklin D. Roosevelt, der von 1932 bis 
1945 amtierte, und seinem „New Deal“ (vgl. Kapitel 2) erste 
Ansätze zur staatlichen Steuerung in der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik heraus. Schon dies ging konservativen unter-
nehmerischen Interessen zu weit, die aber im Schatten der 
Weltwirtschaftskrise sogar in der Republikanischen Partei 
kaum Anklang fanden. Es dominierte parteiübergreifend 
ein relativ liberaler Konsens. Außerdem hatten beide 
 Parteien damals konservative wie liberale bzw. moderate 
Flügel.
Einen radikalen Schwenk nach rechts vollzog die Republi-
kanische Partei nach den verlorenen Wahlen 1960 (vgl. 
Kapitel 4). Der erzkonservative Senator aus Arizona, Barry 
Goldwater, brachte mit seinen Gefolgsleuten die Partei 
unter die Kontrolle weit rechts stehender Personen und 
Gruppierungen. In der Präsidentschaftswahl 1964 erlit t er 
zwar eine katastrophale Wahlniederlage, aber die Grund-
strukturen für die weitere Entwicklung der Partei waren ge-
legt: Von nun an galt Liberalismus allgemein wie auch spe-
zifisch die Sozialpolitik als Verstoß gegen individuelle 
 Freiheiten, mithin als erster Schrit t auf dem Weg zum Sozi-

alismus, wenn nicht gar zum Kommunismus. Der Populismus 
wurde nunmehr von den Konservativen vereinnahmt, die 
sich als „Kämpfer gegen das liberale, intellektuelle Estab-
lishment“ gerierten. Der Griff über die wirtschaftspolitisch 
konservative Stammwählerschaft hinaus sollte alle irgend-
wie gegen staatliche Einflüsse (vor allem des Bundesstaa-
tes) Eingestellten vereinnahmen. Erstes, 1964 teilweise er-
folgreiches Ziel waren die bis dahin zur demokratischen 
Koalition gehörenden Rassisten des „Solid South“. 
In den Wahlen 1968 und 1972 systematisierte Richard Ni-
xon, der von 1968 bis 1974 amtierte, diese „Southern Stra-
tegy“ (was bei Lütjen nur am Rande vorkommt); unter seinen 
Nachfolgern wurden die Republikaner zur dominierenden 
Partei im Süden. Die Hinwendung der Demokratischen Par-
tei zu den neuen sozialen Bewegungen – schwarze Bür-
gerrechtsbewegung, Bewegung gegen den Krieg in Viet-
nam, bald auch Frauenbewegung und Schwulenbewe-
gung; 1973 kam die Abtreibungsfrage hinzu – eröffnete 
den Republikanern neue Möglichkeiten. Denn die Demo-
kratische Partei entfremdete sich von relevanten Teilen ih-
rer Wählerbasis, vor allem dem Süden und den gesell-
schaftlich bzw. kulturell konservativen weißen Arbeitern 
bzw. weißen unteren Sozialschichten (vgl. Kapitel 5). Bis in 
diese Gruppen hinein reichte auch das Gefühl, viele sozi-
ale Programme kämen primär den Schwarzen zugute – 
Rassismus wurde ersetzt durch Widerstand gegen wohl-
fahrtsstaatliche Programme. Mit dieser Entwicklung hatten 
die Republikaner die ökonomische Konfliktlinie durch eine 
populistische bzw. kulturelle ersetzt. In den 1970er Jahren 
stießen zur Partei noch die Waffenlobby und die religiös 
fundamentale evangelikale Bewegung mit ihren rigiden 
Moral- und Politikvorstellungen (vgl. Kapitel 6). 
1980 wurde diese Wahlkoalition von Ronald Reagan, der 
von 1980 bis 1988 Präsident der USA war, erweitert um die 
Mehrheit der weißen Arbeiter mit Gewerkschaftszugehö-
rigkeit (vgl. Kapitel 7). Was Lütjen nicht erwähnt, sind die 
Kandidatur eines liberalen Unabhängigen und vor allem 
die Einflüsse des wirtschafts- und außenpolitischen Versa-
gens des von 1976 bis 1980 amtierenden demokratischen 
Präsidenten Jimmy Carter; noch schwerer wiegt, dass da-
mit die Demokratische Partei ihre seit 1932 bestehende 
ökonomische Kompetenzzuschreibung verlor. Die Wirt-
schaft prosperierte unter Reagan und die oberen Einkom-
mensklassen erhielten Steuersenkungen – allerdings um 
den Preis einer von Reagan-Wählern kaum zur Kenntnis 
genommenen riesigen Staatsverschuldung. Trotz Populis-
mus um kulturelle Konflikte und Anti-Establishment-Rhetorik 
waren die Republikaner in die weiße Arbeiterschicht aber 
noch nicht tief eingebrochen. 
Mit dem Republikaner George W. Bush, der acht Jahre 
(2000–2008) amtierte, wurde erstmals ein Evangelikaler 
Präsident (vgl. Kapitel 8) – allerdings 2000 als Minderhei-
tenpräsident. Und erstmals wurden viele Forderungen der 
religiösen Rechten erfüllt. Den Reichen gewährte er noch 
großzügigere Steuersenkungen als Reagan; zusammen mit 
den Kriegen in Afghanistan und Irak führte dies zu einer 
Staatsverschuldung bisher unbekannter Höhe. Mit der ne-
gativen Bilanz beider Kriege und dem wirtschaftlichen De-
saster von 2007/2008 (Letzteres als Folge eines weitge-
hend deregulierten Finanzmarktes) verlor der religiöse und 
wirtschaftspolitische Konservatismus gravierend an Bo-
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den. Vor diesem Hintergrund konnte der schwarze Demo-
krat Barack H. Obama die acht Jahre währende Präsident-
schaft (2008–2016) erringen.
2009 wurde die Tea Party gegründet, um die Republikani-
sche Partei noch weiter nach rechts zu bewegen und die 
permanente Konfrontation mit den Demokraten bzw. mit 
„big government“ zu suchen (vgl. Kapitel 8). Ein schwarzer 
Präsident und die Ausweitung der Krankenversicherung 
waren dabei nur Symptome: Ethnische Verschiebungen in 
der Bevölkerung, gesellschaftlicher Wandel sowie die de-
mokratische Wirtschafts- und Sozialpolitik mündeten in 
den Augen der konservativen Orthodoxie in ein Land, das 
man nicht wiedererkannte, und daher mit aller Kraft ab-
lehnte. Den Wertwandel zurückzudrehen und die rigiden 
Moralvorstellungen der Evangelikalen durchzusetzen, war 
jedoch auch republikanischen Präsidenten nicht gelungen. 
Offizielle republikanische Positionen spielten 2016 für 
Trump allerdings nur eine geringe bis gar keine Rolle, mit 
Ausnahme der Steuererleichterungen zugunsten der Rei-
chen und der von ihm noch intensivierten Anti-Establish-
ment-Rhetorik (vgl. Kapitel 9). Er konzentrierte sich weitge-
hend auf populistische Rhetorik in Richtung der sich be-
nachteiligt fühlenden weißen unteren Sozialschichten und 
der Abstiegsängste verspürenden mittleren Sozialschich-
ten, die (partei-)politisch desillusioniert sind (sich auch von 
den Demokraten verlassen fühlen), aber den alten Zeiten 
nachtrauern. Offen fremdenfeindliche bzw. letztlich rassis-
tische Positionen (was Republikaner bis dahin immer „de-
zent“ umschrieben hatten) nahmen bei Trump einen breiten 
Raum ein, gerechtfertigt als Schutz der Arbeitsplätze vor 
der Billigkonkurrenz von Migrantinnen und Migranten. Be-
reits im Herbst 2015 führte Trump bei Meinungsumfragen im 
republikanischen Kandidatenfeld. Die sich bedroht fühlen-
den weißen unteren Sozialschichten verhalfen ihm im par-
teiinternen Nominierungswahlkampf Februar bis Juni 2016 
zum Sieg, und sie spielten die entscheidende Rolle in der 
Präsidentschaftswahl vom 8.11.2016.
Emotional mögen sich die weißen unteren Sozialschichten 
als Sieger fühlen. Verlierer gibt es auf jeden Fall: die illega-
len Migrantinnen und Migranten, vermutlich auch Mexiko, 
vielleicht sogar andere Länder. Ob die weißen Wählerin-
nen und Wähler von Trump neu geschaffene Arbeitsplätze 
erhalten und ihr Idealbild der USA wieder bekommen – 
das allerdings bezweifeln Fachleute mit Recht!

Heinz Ulrich Brinkmann

Der Migrationsforscher Klaus J. Bade zieht Bilanz

Klaus J. Bade: 
Migration – Flucht – Integration. Kritische Politikbegleitung 
von der „Gastarbeiterfrage“ bis zur „Flüchtlingskrise“. 
Erinnerungen und Beiträge. 

Von Loeper Literaturverlag, Karlsruhe 2017. 
650 Seiten, 32,00 Euro. Hybride Publikation mit Open Access/
frei zugänglich ab 21.4.2017 unter: https://www.imis.uni-os-
nabrueck.de/fileadmin/4_Publikationen/PDFs/Bade_Migration.pdf

Was würde der „Grenzgänger zwischen Migrationsfor-
schung und Migrationspolitik“ (Bade über Bade) der neuen 
Bundesregierung mit auf den Weg geben? Ein Blick in die 
Beiträge seines neuen Buches bietet mancherlei Anregun-

gen auf nationaler, internationaler und EU-europäischer 
Ebene: Die Bundesregierung sollte sich, schreibt Klaus J. 
Bade, den Bürgerinnen und Bürgern gegenüber ehrlicher 
machen. Sie sollte klären, dass man den Migrationsdruck 
auf Europa nicht einfach abschaffen kann; denn er resul-
tiert aus der wanderungstreibenden Spannung zwischen 
armen und reichen Ländern, zwischen Krisenzonen und 
Friedensregionen, von denen die in aller Welt erreichba-
ren Medien berichten. 
Die Bundesregierung sollte den Bürgerinnen und Bürgern 
im Land und den Partnern in der Europäischen Union (EU) 
klar sagen, welche wirtschaftlichen, aber auch politischen 
Engagements in der EU sie mittragen will, um zur Begren-
zung der wanderungstreibenden Spannungen in den Aus-
gangsräumen beizutragen. Da geht es nicht um soge-
nannte Entwicklungshilfe, sondern um einen Marshallplan 
mit Partnerschaft auf Augenhöhe, vor allem durch faire 
Handelsbeziehungen und ohne „den postkolonialen Ter-
ror des Internationalen Währungsfonds“ – so Bade. 
Die Bundesregierung sollte, fordert Bade, klarmachen, 
dass das insgesamt ein Mehrgenerationenprojekt ist, bei 
dem man einen langen Atem braucht; denn gerade bei 
wirtschaftlicher Besserstellung der Bevölkerung in den 
Ausgangsräumen des Migrationsdrucks auf Europa ist zu-
nächst ein paradoxer Effekt zu erwarten, den man in der 
Wissenschaft den „Migrationsbuckel“ nennt: Wirtschaftli-
che Besserstellung führt oft zunächst dazu, die nun verfüg-
baren Mittel einzusetzen, um Zugewinn, wirtschaftlichen 
und sozialen Aufstieg noch mehr zu beschleunigen – näm-
lich durch Migration in das vermeintliche Paradies, aus 
dem all die guten Dinge kommen. Die Elenden und die 
Ärmsten der Armen sind aus materiellen Gründen weit we-
niger mobil als der neue Mittelstand. Erst wenn sich herum-
gesprochen hat, dass man in den Ausgangsräumen auch 
ohne mühevolle und oft riskante Abwanderung gut oder 
doch besser vorankommen kann, wird der „Migrationsbu-
ckel“ flacher werden. 
Die Bundesregierung sollte, so Bade, in der EU und im eige-
nen Land dazu appellieren, verstärkt weltwirtschaftlich 
und weltgesellschaftlich zu denken. Es gibt für ihn keine 
„Flüchtlingskrise“. Es gibt eine Weltkrise, die Flüchtlinge vor 
die zunehmend geschlossenen Tore der Festung Europa 
treibt. Helmut Schmidt hat vom „Raubtierkapitalismus“ ge-
sprochen. Papst Franziskus sagt: „Dieses System tötet“. 
Spenden ist gut, Teilen ist besser und Spenden hat mit Tei-
len so viel zu tun wie Barmherzigkeit mit Gerechtigkeit, 
meint der Migrationsexperte Bade. 
Ein völkerrechtlicher Skandal erster Ordnung sei es, 
schreibt Bade, stattdessen Verträge mit kaputten Staaten 
und kleptokratischen Despotien zu schießen, die selber 
wanderungstreibend wirken und nun zugunsten Europas 
Flüchtlinge an der Flucht aus dem eigenen Land und an-
dere an der Transitmigration Richtung Europa hindern sol-
len. Ein regelrechtes Verbrechen sei es, Flüchtlinge wie Kri-
minelle zu behandeln und in irgendwelche Lager zu de-
portieren. Bedingt nützlich seien zwar, so Klaus Bade, 
Transiteinrichtungen mit Beratungsstellen unter Verant-
wortung des Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen 
(UNHCR) als Hilfsinstitutionen an den großen Migrations-
routen, aber auch das sei nur ein Kurieren am Symptom und 
kein Beitrag zur Begrenzung der Wanderungsursachen. 
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Nötig sei vielmehr zuerst und akut ein größeres Engage-
ment der Vereinten Nationen für die Flüchtlingslager an 
den Rändern der Krisenzonen und dann für die Friedenssi-
cherung in diesen Zonen selbst, was ja auch die Vorausset-
zung für wirtschaftliche Investitionen sei. Die Vorverlage-
rung der Grenzsicherung der Festung Europa führe nur zu 
immer riskanteren Fluchtwegen und treibe die Flüchtlinge 
in die Arme der Schlepper. Das könne man jetzt wieder im 
Mittelmeer beobachten. Solange es für diese Zusammen-
hänge keine übergreifenden und humanitär vertretbaren 
Strategien zur Begrenzung des Migrationsdrucks gebe, 
solange müsse das ganz wesentlich auch von nichtstaatli-
chen Rettungsinitiativen im Mittelmeer getragene Ret-
tungswerk weitergehen. Dafür sollte sich auch die Bundes-
regierung offen und dankbar einsetzen, statt diese Initiati-
ven, so der Bundesinnenminister, als verlängerten Arm der 
Schlepper zu denunzieren. Bade weiß, worüber er schreibt, 
denn er ist Gründungsmitglied von „SOS Mediterranee. 
Europäische Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger im 
Mittelmeer.“ 
Jenseits solcher übergreifenden Appelle und Strategien 
bieten die Beiträge von Bade aber auch viele konkrete An-
regungen und Forderungen in Sachen Migration, Integra-
tion, Flucht und Asyl für Europa und Deutschland: Auf euro-
päischer Ebene hat Bade immer wieder einerseits eine 
grundlegende Reform des europäischen Asylrechts ange-
mahnt und dazu auch eine Europäische Asylagentur ange-
regt, zu der es bislang (auf Malta) nur einen kleinen institu-
tionellen Ansatz gibt. Das würde die Umverteilung von 
Flüchtlingen in Europa und darüber hinaus im Interesse al-
ler Beteiligten erleichtern. 
Warum, fragt Bade, sollen sich qualifizierte, englisch- oder 
französischsprechende Flüchtlinge in Deutschland durch 
für ihren beruflichen Einsatz oft ohnehin unzureichende 
Sprachkurse quälen und damit Jahre verlieren, obgleich 
sie auf Grund ihrer Qualifikation vielleicht andernorts so-
gar gesucht werden und dort ohne Sprachkurse direkt an-
fangen könnten? Eine Europäische Asylagentur könnte 
auch mit der Europäischen Arbeitsagentur kooperieren, 
um die Integration durch Arbeit zu erleichtern. 
Auf nationaler Ebene denkt Bade in seinen Beiträgen vor 
allem und seit langer Zeit immer wieder über die Einrich-
tung eines besonderen Integrationsministeriums nach, um 
die Themen Zuwanderung und Integration aus dem Dunst-
kreis des vorwiegend in Kategorien von Sicherheitspolitik 
und Gefahrenabwehr denkenden Bundesministeriums des 
Inneren zu bringen. Zuwanderung und Integration hätten 
vorwiegend mit den Bereichen Arbeit und Soziales zu tun 
und könnten deshalb nötigenfalls auch besser im Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) angedockt 
werden.
Der Migrationsforscher Bade bietet also in diesem Buch 
eine Fülle von kritischen Bestandsaufnahmen und Anre-
gungen für die Gestaltung von Zuwanderung und Integra-
tion. Erkennbar bleibt, dass er dabei ganz besonders auch 
auf eine engagierte und politisch fordernde Bürgergesell-
schaft setzt – von den Eingliederungshilfen vor Ort bis zu 
den Rettungsinitiativen im Mittelmeer. Zuletzt hat sich 
Bade noch kraftvoll in die schon früher auch von ihm selber 
angestoßene Diskussion um ein neues „Leitbild“ für die Ein-
wanderungsgesellschaft eingeschaltet. Die Bundes-

regierung sollte, auch über die hier ohnehin zuständige 
Integrationsbeauftragte hinaus, Anregungen aus der Bür-
gergesellschaft aufnehmen und dafür am besten eine par-
teiübergreifende Kommission einsetzen, in der auch außer-
parlamentarische Mitglieder der Bürger gesellschaft mit 
und ohne Migrationshintergrund mitwirken. 
Mit seinem Buch zieht „der große alte Mann der Migrati-
onsforschung in Deutschland“ (so Radio Vatikan über Klaus 
J. Bade) einen Schlussstrich unter sein jahrzehntelanges 
Engagement in der alltäglichen Mediendebatte um Zu-
wanderung und Integration, Flucht und Asyl. Der Abschied 
wird ihm nicht leichtgefallen sein. Und seine Stimme wird 
uns fehlen.

Karl-Heinz Meier-Braun 

Populismus im Aufwind

Florian Hartleb:
Die Stunde der Populisten.

Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts. 2017.
240 Seiten, 16,90 Euro.

Der Begriff „Populismus“ ist in aller Munde. Fast könnte 
man von einer Überschwemmung reden. Doch bringt diese 
Überflutung keine Klärung, sondern trägt eher zur Verwir-
rung bei. Da ist es ein Segen, dass Florian Hartleb ein Buch 
geschrieben hat, das die Verwirrung auflösen kann. Wer 
die 240 Seiten gelesen hat, der weiß Bescheid, was Popu-
lismus ist und welche Fragen sich daraus für unsere Demo-
kratie ergeben.
Der Autor nimmt die gesamte europäische Entwicklung in 
den Blick und berücksichtigt auch die Entwicklung in den 
USA unter Donald Trump. Das Buch ist sehr aktuell, weil 
Florian Hartleb das Geschehen bis Anfang 2017 darstellt. 
Die Wahl von Donald Trump zum amerikanischen Präsi-
denten betrachtet der Autor als eine Art Zeitenwende. 
Trumps Slogan „Make America Great Again“ gilt auch eini-
gen Staaten weltweit als Marschroute für ihr politisches 
Handeln im eigenen Land. Viele „Wutbürger“ in den USA 
hatten und haben eine Sehnsucht nach dem offenbar 
„starken Mann“ und nach einem einfachen Weltbild, das 
aus Guten und Bösen besteht. So gerät Politik leicht zur ir-
rationalen Schlammschlacht.
Dennoch baut Hartleb ein Stück weit auf das in den USA 
bewährte System von checks and balances, das offenbar 
auch Trump nicht aus den Angeln heben kann. Zum Glück!
Verständlich klärt der Autor darüber auf, wann wir von Po-
pulismus reden können. Er beschreibt sodann vor allem die 
Situation in Europa und geht auch auf den Brexit ein. Eu-
ropa wird von den Populisten madig gemacht und nicht 
mehr als unverzichtbarer Friedensgarant wahrgenommen. 
Die Flüchtlingskrise hat den Populisten Aufwind gegeben.
Ausführlich und differenziert beschreibt Florian Hartleb 
die Situation in Deutschland. Nach seiner Einschätzung 
haben viele Leute das Gefühl, mit dem eigenen Land gehe 
es bergab. Ihnen erscheint dann die Alternative für 
Deutschland (AfD) als ein Retter aus der Misere. Es ist so 
schwer, mit den Populisten und ihren Anhängern umzuge-
hen, weil eine rationale Auseinandersetzung nicht möglich 
ist. Erschwerend kommt hinzu, dass die traditionellen Par-
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teien nach Hartleb einen dramatischen Bedeutungsverlust 
hinnehmen mussten.
Den Autor treiben die Gefahren um, die der Populismus mit 
sich bringt, weil er sie als Gefährdung unserer Demokratie 
ansieht. Deswegen stellt er Gegenstrategien dar, die den 
Siegeszug der Populisten stoppen könnten. In diesem Zu-
sammenhang weist er vor allem auch auf die Bedeutung 
der Sprache hin und er fordert u. a. niveauvolle, verständ-
liche politische Debatten. Besonderen Wert legt er auch 
auf den weiteren Auf- und Ausbau politischer Bildung. Eine 
solide politische Bildung ist die beste Prävention gegen 
populistische Umtriebe.
Florian Hartleb räumt jedoch ein, dass es nicht „den Stein 
des Weisen“ gebe, um mit dem Populismus fertig zu wer-
den. Dennoch möchte er Mut machen, die Werte unserer 
Demokratie immer wieder darzustellen und zu beleben. Es 
ist wunderbar, dass dieses Buch zur rechten Zeit erschie-
nen ist. Jetzt haben wir eine solide Grundlage, uns auf 
breiter Ebene mit dem Populismus zu beschäftigen und zu 
überlegen, wie wir ihm am wirkungsvollsten begegnen 
können. Es ist ein Buch, das auch in unseren Schulen Be-
achtung finden sollte.

Siegfried Schiele

Württembergische Miniaturen

Georg Patzer:
50 x Württemberg. Eine spannende Zeitreise durch die 
Landesgeschichte.

Silberburg-Verlag, Tübingen 2017.
176 Seiten, 19,90 Euro.

Die Württemberger und die Schwaben konnten und kön-
nen vieles (manchmal sogar Hochdeutsch): „Den Landes-
herrn verjagen, die damals höchste Kirche der Welt bauen, 
den ersten Zeppelin fliegen lassen, den ersten Bundesprä-
sidenten stellen und den ersten grünen Ministerpräsiden-
ten“. Mit diesen Sätzen beginnt das Vorwort von Georg 
Patzer. Der in Karlsruhe lebende freie Journalist arbeitet 
u. a. für die FAZ, die Stuttgarter Zeitung, die Jüdische All-
gemeine, den Mannheimer Morgen und den SWR. 
In fünfzig historischen Miniaturen präsentiert er Schlag-
lichter und Wegmarken der württembergischen Ge-
schichte. Die einzelnen Kapitel greifen Wendepunkte 
 heraus, beschreiben landesgeschichtliche Höhepunkte, 
thematisieren aber auch Einschnitte und zeitgeschichtliche 
Tiefpunkte – so u. a. das von 1933 bis 1945 währende nati-
onalsozialistische Unrechtsregime. Die einzelnen Kapitel 
umfassen nur wenige Seiten, schlagen aber stets die  Brücke 
zur Sozial-, Alltags- und Mentalitätsgeschichte. Ereignisse 
und Personen werden nie losgelöst von den historischen 
Gegebenheiten betrachtet, sondern je eingebettet in die 
historischen bzw. zeitgeschichtlichen Strukturen. 
Den Auftakt des Buches machen der 1939 im Lonetal ent-
deckte Löwenmensch, die Pferdeskulptur aus der Vogel-
herdhöhle und die „Venus vom Hohle Fels“. Friedrich Bar-
barossa darf ebenso wenig fehlen wie die Grundsteinle-
gung des Ulmer Münsters im 14. Jahrhundert und dessen 
lange Baugeschichte bis zur endgültigen Fertigstellung 
1890. Auch die Gründung der Universität Tübingen 1477 

durch Herzog Eberhard im Bart hat in dem Buch ihren 
 festen Platz. Der „Arme Konrad“ und die Bauernkriege 
 werden ebenso thematisiert wie die Durchsetzung der 
 Reformation durch Herzog Christoph von Württemberg. 
Der Bau und die Prachtentfaltung des Ludwigsburger 
Schlosses im Zeitalter des Absolutismus wird mit der Le-
bensgeschichte des Geheimen Finanzrats Joseph Süß 
 Oppenheimer kontrastiert, der durch fürstlichen Neid, Int-
rigen und antijüdische Vorwürfe denunziert, zu Fall ge-
bracht und 1738 auf dem Stuttgarter Galgenberg gehängt 
wurde.
Auch die Philosophen und Literaten kommen nicht zu kurz: 
Wieland, der Aufklärer Schiller und seine „Horen“, Hegel, 
Mörike und Hauff stehen stellvertretend für die schwäbi-
sche Literatur und Geisteswelt. Die Neuordnung Europas 
und Deutschlands durch Napoleon, die im Reichsdeputati-
onshauptschluss präzisiert wurde, sowie der Aufstieg 
Württembergs zum Königreich samt dem hohen und un-
menschlichen Preis in Form von Truppenkontingenten für 
die Armeen Napoleons werden als historische Etappe 
ebenso skizziert wie die spät einsetzende Industrialisie-
rung und die aus Württemberg nicht wegzudenkende Per-
son von Robert Bosch. An das Kapitel über Clara Zetkin, 
Vorsitzende des Internationalen Frauensekretariats mit 
Sitz in Stuttgart und Mitorganisatorin des Internationalen 
Sozialistenkongresses in Stuttgart 1907, schließt sich jenes 
über die Revolution von 1918 an. Dem nationalsozialisti-
schen Württemberg, der Gleichschaltung und dem Terror 
gegen die Juden ist ein weiteres Kapitel gewidmet. Skiz-
ziert werden die Täter, so z. B. der Gauleiter und Reichs-
statthalter Wilhelm Murr oder Horst Schumann, Initiator 
der Tötungsanstalt Grafeneck. Erinnert wird aber auch an 
die Opfer und Verfolgten, an Kurt Schumacher und Fritz 
Bauer, späterer Generalstaatsanwalt und treibende Kraft 
des Auschwitz-Prozesses. Auch der Gründung des Süd-
weststaats, die bei manchen in Baden noch heute ein 
Grummeln voller Unmut auslösen soll, wird ein eigenes Ka-
pitel gewidmet. Die letzten zeitgeschichtlichen Etappen 
nehmen u. a. die in Baden-Württemberg geborene Gud-
run Ensslin, Mitbegründerin und führendes Mitglied der 
Roten Armee Fraktion, in den Blick. Die Beschreibung der 
Gründung des ersten Landesverbandes der Grünen in Sin-
delfingen im vorletzten Kapitel  ziert ein Foto des jugendli-
chen Winfried Kretschmann, Urgestein der baden-würt-
tembergischen Grünen. Farbenfroh endet das Lese- und 
Geschichtsbuch schließlich mit dem Hundertwasserhaus in 
Plochingen. 
Das großzügig illustrierte Buch versteht sich als Übersicht 
über die Geschichte Württembergs. Vollständigkeit und 
Detailfülle bis in die kleinsten Fußnoten strebt das lese-
freundliche Buch von Georg Patzer keineswegs an. Das 
Buch ist vielmehr eine „spannende Zeitreise“ und soll – so 
Patzer im Vorwort – Lust darauf machen, sich mit der Ge-
schichte des Landes eingehender zu beschäftigen. Lo-
benswert ist die reichhaltige Bebilderung, die das Lesever-
gnügen erhöht, indem die skizzierten Personen, Ereignisse 
und Einzelaspekte gekonnt und angemessen illustriert wer-
den. Der in Tübingen beheimatete Silberburg-Verlag hat 
erneut ein gehaltvolles und kurzweiliges Lese- und Bilder-
buch vorgelegt.

Siegfried Frech
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